dos Ruhrgeblete 


Bibliothek des 158 


Hamburger Lehrlinge 
bereiten Tarifrunde vor 


Westberlin: 


Bekanntlich haben die sozialdemo- 
kratischen Führer der IG Metall auf 
dem 11; Gewerkschaftstag in Han- 
nover (15.21. September 74) sich 
die Zustimmung der „Delegierten“ 
zu dem berüchtigten „Extremistener- 
laß" geholt, den der IGM-Beirat be- 
relts im April letzten Jahres verab- 
schiedet hat — wonach in Zukunft 
fortschrittliche, Mitglieder satzungs- 
gemäß „ohne Verfahren“ aus der Ge- 
werkschaft _ ausgeschlossen werden 
können (siehe dazu auch den Artikel 
in dieser Ausgabe des AK() 

Aber auch ohne das ausdrückliche 
Votum des Gewerkschaftstages .ha- 
ben die IGM-Führer in den zurück- 
liegenden Monaten bereits mehrfach 
von der selbstfabrizierten Möglich- 
keit Gebrauch gemacht, sich linke 
Opponenten ohne großes Staubauf- 

irbeln vom Hals zu schaffen (erin- 
rt sei hier nur an die „Fälle“ im 
Hamburger Organisationsbereich der 


paßt Tatsche, daß die 16 Metall 
'ührer nicht nur die vollständigen 
rede ‚der gescaßen Kollegen ver 
ier ten Kollegen ver- 
öffentlicht haben - ‚eine bewußte 
Denunziation also — zeigt deutlich, 
wozu die heutigen Gewerkschafts‘ 
führer fähig sind. Diese „Bekanntma- 
chung“ ist nicht ‚Aufforde- 
‚an die Kapitalisten, die Linken 

zu und ihnen damit die Le- 
bensgrundlage zu entziehen, sondern 
sie dient ganz offensichtlich auch da- 
zu, die „Schwarzen Listen“ der Bour- 
‚geoisie "zu vervollständigen — nach 
denen auf höherem Niveau der Klas- 
senkämpfe verhaftet, deportiert und 

‚mordet werden könnte (wie in den 

tzten Monaten und derzeit noch in 
Chile). 

Mehrere der betroffenen Kolle- 
gen, die alle gewerkschaftliche Funk- 
onen hatten oder Betriebsräte wa. 
ten, haben sich in einem Offenen 


Ausgeschlossen 


Die nachstehenden ehemalien Mitglieder der IG Mc- 
Ya, Verwaltungwiele Berlin, wurden in den leuten 


Kımne 


Welnmans. Bernd ABO. 


zur „Metall“ (20. August '74) — 


werden den Kapitalisten zur 


u 
„weiteren Bearbeitung” bekanntgemacht 

IGM -— HDW, HSW und Manomag Hrief an ihre Westberliner Kollegen 

Henschel) gewandt (auszugsweise Abdruck die- 
Wesiberlin, wo fraditionell der ser _Erkläru R 


Anti-Kommunismus von den bir 
lichen Politikern besonders intensiv 
betrieben wird, haben die Gewerk 
schaftsführer unlängst auf anschau 
liche Weise demonstriert, was für ap: 
‚itionelle Gewerkschafter n a ch 
/erabschiedung des „Extremistener 
lases" durch den IGM-Gewerk 
schafistag_ zur Regel werden kann: 
In einer Beilage zur „Metall“ ver- 
Öffentlichte der Westberliner Verwi 
tungsstellenvorstand der IGM am 20, 
August 1974 die Namensliste von 37 
Üin Worten: siebenu 
werkschaftern, deren Aı 
fenlichkeit" bekannigege, 
Kan wurde (ehe, obenstehend den 
Faksimile-Abdruck) 


5, In6/35) 
„Die meisten 
dureh diese Ver 
ren, daß wir ends 
sind. In einigen Fällen 
Beschwerden seit Monaten unbeant 
worger beim Beirat der IGM.“ 

Am Schluß des Offenen Briefes 
erklären die Kollegen Ihre feste Ab- 
Sich, auch unter den erschwerten Be 
dingungen weiterhin für die Sache 

der Arbeiterklase zu arbeiten - und 
sie appellieren „an jeden Gewerk 
schafter, gegen die Bonzen Froni zu 
machen: Weg mit den Unvereinbar 
keimbeschlüssen! Sofortige Wieder. 
aufnahme aller augeschlonenen Kol 


PORTUGAL: 


FASCHISTEN SUCHEN MACHTPROBE 


Vor einer scharfen Kraftprobe standen die demokratischen Kräfte in Portugal 
am Sonnabend, dem 29. September. Sämtliche faschistischen Organisationen 
des Landes hatten zu einer Großkundgebung vor dem Präsidentenpalast in 
Lissabon aufgerufen. Die Regierung rechnete mit 300.000 Teilnehmern aus 
dem ganzen Land. Nur fünf Monate nach dem Sturz des Faschismus in Portu- 
ja yigten sch damit die Reuktionäre zum ersten Mal wieder un dis Öffent 

eit. Unter dem Schutz und auf Einladung von Juntachef Spinola. Schon 
am Donnerstag davor hatte es massive Auseinandersetzungen, die teilweise 
den Charakter von Straßenschlachten annahmen, zwischen Faschisten und De- 
mokraten in den Straßen von Lissabon gegeben. Anläßlich einer „Front- 

ferveranstaltung“ in der Lissaboner Stierkampfarena waren Tausende 
Faschisten zusammengeströmt, wo sie der reaktionären Gallionsfigur der 
Junta minutenlange Ovationen bereiteten. Am 28. September spitzte sich die 
Lage zu. Die Massen strömten in die Lissaboner Innenstadt und machten 
deutlich, daß sie für die Demokratie kämpfen wollten. Panzer zogen vor den‘ 
Regierungsgebäuden auf. Die Front zwischen Faschismus und Demokratie 
lag klar zutage. 


Autosperren an allen Ausfallstraßen Lissabons: Soldaten durchsuchen jeden. 
Pkw nach Waffen. Sie wurden teilweise,gogen den Willen der Regierung,von 
‚Arbeitern unterstützt, die eine Bewaffnung faschistischer Demonstranten 
verhinderten. 


Griechenland ‚Italien und Jugoslawien 


Innerhalb dieses Jahres wurden in 
zwei Ländern des Mittelmeers, Por- 
tugal und Griechenland, die faschi- 
stischen Militärdiktaturen beseitigt 

Die neue griechische Regierung, unter 
‚dem pro-„europäischen” (d.h. dem 
EG-Imperlalismus verbundenen) reak- 
tionären Präsidenten Karamanlis, gab 
m Austritt Ge. 


tegration der NATO bekannt. 
Dieser Vorgang in, ebenso wie der 

he, Konfikı um Zypern 
sch-arabische Oktoberkrieg 
vom letzten Jahr, die folgende 'Frie- 
denslösung’ und die Wiederannähe- 
rung der ägyptischen Bow 


an den EG- und US-Imperislismus, 
die neuen Kriegsdrohungen im Na 
hen Osten uam. Ausdruck einer 


Umgruppierung der Krte im Mitte 


Dieser Artikel soll einige Aspekte 


Denen Breickbung balsntihsan NATO _baw. USA unterhalten 


‚hlreiche Stützpunkte in Griechen 


Iand. won deren Räumung Daher 
Verstärkter Einfluß der noch nieht die Rede war. Dazu ge 

EG-Imperialisten in Bören  Flottenstizpunkte, der, Vi, 
"Forte Oel IP 

gemid und auf Kreta; Luftwaflenstützpunk- 
Nachdem ie KarnmanlirRegie- ie. Abschußtanpen für Atormrake 


ten, wa. auf Kreia (wo ein auch von 


rung Mitte August den Austritt 
- .s ‚der Bundeswehr benutztes Raketen. 


chenlands aus der militärischen Inte 
ration der NATO bekannt gab, wur- Übus inde existiert), Radarsla- 
den im September die griechischen tionen m das Radarzentrum 
Vertreter aus dem Verteidigungspla- auf der Insel Rhodos). Nach ei 
nungsausschuß der NATOabberufen, Auskunft beabsichtigt die US- 
‚doch bleiben noch welterhin griech" rung vorläufig n | © h 1, atomare 
sche Offiziere in den höheren NATO- Sprengköpfe aus Griechenland abau- 
ziehen 


Am_ 10. September hatte Junta- 
Chef Spinola, faschistische Gallions- 
figur der „Bewegung der Streitkräf- 
ie” (MFA) in Portugal die „schwer 
gende Mehrheit” zu politischer Aktı. 
Yitt aufgerufen 

Dies war ein offener Apell an die 
faschistischen Kräfte, die seit dem 
Sturz. des Caetano-Regimes am 25 
April zunächst wohlweilich auf je 
des Öffentliche Auftreten verzichtet 
hatten, jetzt offensiv gegen die Linke 
vorzugehen und Stärke zu demon- 
Sreren 

Spinola machte sich damit zum 
Initiator einer faschistischen Groß- 
kundgebung, _die am Sonnabend, 
dem 28. September in Lissabon di 
rekt vor dem Präsidentenpalast statt- 
finden sollte 

Getragen wurde diese. Kundge- 
bung von allen Taschistischen Organi- 
sationen des Landes, bis hin zur so- 
genannten. „Liberalen. Partei", die 
am äußersten rechten Flügel der heu- 
ie in Portugal zugelassenen Parteien 
operiert. 

Die Veranstalter versuchten ihre 
zum Ahrichten damit zu ver 

Alm, dan ie Kundı 
Tolle Generaf Spinalaund die 
eaewegung der Sreikäfte" bei der 
Schaffung eines demokratischen Por- 
tugal unterstützen. 

Damit wollten sie das Volk be- 
rügen und den demokratischen Kräf- 
ten In der Regierung die Hände bin- 
‚den. Diese Rechnung schien auch zu- 
nächst Insofern aufzugehen, als die 
Minister der Sorlistischen Partel 
PSP und der revisonistischen PCP 
in der Regierung cher vorsichtig 
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Dar grichleche Auflenminiter Merron zu Besuch bei Genscher-mahr a 
180 Mio. Mark sprangen dabei nicht raus 


‚Obwohl die NATO-Suützpunkte in 
Griechenland noch nicht wirklich zur 
Diskussion stehen, boten bereits br 
taelische und türkische Politiker eine 
Verlagerung von Stötzpunkten in ih 
re Länder an. Ua. war von einem 
Flottenstützpunki im Iraelischen 
Hafen Haifa und von einem Stütz 

wunkt im türkisch besetzten Teil 
yperns die Rede, Später war auch 
von einer Verstärkung der US- und 
NATO-Positionen in Spanien 
die Rede 

Im Zentrum aller Überlegungen 
stand jedoch sogleich Italien. 
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CHILE- SOLIDARITÄT 


Provokateure am Werk 


Chile - Solidarität in Hamburg 


Am 11.9. jährte sich der Tag, an dem 

dan chilenische Militär unter Mitwir- 

kung und Im Auftrag des US-Imper 

lismus seine blutige faschistische Di 
r in Chile errichtete 


darität mit dem Kampf des chilenk- 
schen Volkes gegen Faschismus und 
Imperialismus ausdrückte. 

In Hamburg riefen an diesem Tage 
Kb, „KPD“ und RBJ-BDJ zu einer 
Demonstration von den Landungs- 
rücken nach Eimshöttel af. Auf der 
Abschlußkundgebung bei der Apostel 

kirche sprachen Vertreter der drei Or- 
‚ganisationen zu den etwa 1.500 Tel 

'nehmern der Demonstration. 

Am 13.9. führte der KB mit etwa 
1.800 Teilnehmern im Audi Max der 
Universität eine Chileveranstaltung 
durch. 


m wurden die Fra 


In drei Refera 


gen des Klassenkampfs in Chile in 
Verbindung mit dem Kampf des in- 
ternationalen Proletariats gegen Ka 
lismus behan- 

kt 


pitalismus und Impe: 
delt, insbesondere unter dem A, 
welche Lehren wir für den Kam 
Westdeutschland ziehen müssen. Di 
anschließende Diskussion wu 
durch längere Beiträge von RB} 
„KPD" eröffnet. 

Während der Veranstaltung wurde 
eine Geldsammlung durchgeführ 
der die etwa 1.800 Teilnehmer über 
DM 5.000,- für den chilenischen Wi- 
derstand spendeten, 


«. und die Spaltungsversuche 
von KBW und Trotzkisten 

Zur selben Zeit, zu der die Chile 
Demonstration von KB, „KPD” und 


RBJ ind, hatte das „Chilekomi- 
tee”, das aus KBW, AELA und GIM 
besteht, ebenfalls zu einer Demons 
tion aufgerufen. Ein kleines Trüpp- 
chen führte von der Innenstadt zum 
chilenischen Konsulat in Hamburgs 
Villenviertel Harvestehude. 

Dieses traurige Resultat der Spal- 
tertätigkeit von KBW und Trotzkisten 
hat eine interessante Vorgeschichte. 

Wie in AK 47 berichtet wurde, ver- 
schickten Anfang Juli verschiedene 
westdeutsche „Chile-Komitees” einen 
Aufruf zu einer „nationalen”” Chile- 
demonstration am 14.9. in Frankfurt 
(Der KB hat seine Auffassung dazu in 
einem Offenen Brief an die westdeut- 
sche Linke dargelegt; siche AK 47). 

Anfang August lud das oben er- 
wähnte Hamburger „Chile-Komitee” 
zu Aktionseinheitsgesprächen zur 
‚Chile-Solidarität ein. 

Es fanden dann insgesamt drei Ge- 
spräche statt, an denen in wechseln- 
der Besetzung „Chilekomitee” (KBW, 


AELA, GIM), KB, SSB_($e 
SB (Studenten), KB), „KPD” und 
Liga gegen den Imperlallsmus” teil 


nahmen 


Nach den Vorstellungen der „Chi 
lekomitee”-Koalition sollten gemein 
same Kundgebungen vor den „‚Agen- 
n der chilenischen Bourgeoisie in 
und eine gemeinsame Ver- 
durchgeführt werden. Bei 
des mit dem Ziel, möglichst vielen 
‚fortschrittlichen Menschen in Ham- 
rte nach F 
Demons 


zu verkaufen. 


Der KB vertrat, gemäß dem Offe 
nen Brief, den Standpunkt, cs gehe in 
ıster Linie darum, in Hamburg Sol 
jaritätsaktionen zu organisieren, 
unter eine Demonstration in Ham- 
burg. Die Teilnahme an der Frankfur 
ter Demonstration Iehnte er aus den 


bekannten Gründen ab. Denselben 
Standpunkt bezog der RBJ 

In der Frage der Hamburger De- 
monstration wurden wir von der 
KPD" unterstützt, die jedoch auch in 
'rankfurt nicht fehlen mochte, um 
vielen fortschrittlichen Menschen 
t gem techtsopportunistiichen 
Einfluß des KBW zu überlassen”. 


KBW wie Trotzkisten argumentier- 
ten gegen eine Demonstration am 
11.9, in- Hamburg, weil sie „spalte- 
risch” sei, da sie von der Frankturter 
Demonstration am 14.9, 
Da sie selbst schnell merkten, daß die- 
se Argumentation zwar originell, aber 
nicht nachvollziehbar war, wechselten 
sie flugs die Taktik und erklärten 
sich bereit, an dieser Demonstration 
teilzunehmen, wenn sie unter der Füh- 
rung des Chllekomitees stünde, da 
man ja damit eine gute Möglichkeit 
zur Werbung für das Frankfurter Un- 
ternehmen habe, 


„zweckentfremdende 
Einengung” einer Hamburger Chile 
demonstration von den übrigen Orga 
nisationen zurückgewiesen wurde und 
überdies die rechtsopportunistisch, 
ttform für die Aktionseinhei 
in KBW/GIM in der Luft zerfetzt 
wurde, heckten sie schließlich zum 
dritten Termin einen neuen und letz- 
ten Coup aus, 


Dem Vorschlag von KB, „KPD" 
und RBJ, auf der Kundgebung sollten 
n den relevanten politischen Strö 
mungen der Aktionseinheit, Chileko- 
KB und „KPD” mit je einer 
Rede, der RBJ mit einer Gruß- 
jesse sowie gegebenenfalls offizielle 
Sprecher von MIR und/oder MAPU 
vertreten sein, setzte die „kleine Koa- 
lition"” KBW/GIM eine handfeste Pro- 
vokation entgegen, 


Die Trotzkisten von der AELA, die 
zuvor schon von KB und „.KPD"ver- 
langt hatten, in ihrer Agllation und 
‚Propaganda auf den Begriff Faschis- 
mus zu verzichten (!!), da es sich um 
die „bürgerliche Terrorherrschaft” in 
Chile handle, forderten eine Rede für 
die AELA, eine für das Chile-Komi- 


REFORM oder 
REVOLUTION! 


tee und eine gemeinsame (1) für KB, 
RB} und „KPD" 

Für den Fall, daß dies nicht ange- 
nommen würde, „drohten" sie, se 
Würden das an die Zentralen von MIR 
und MAPU berihten, was zur Folge 
haben würde, daß nie wieder Vertre 
ter dieser Organisationen auf Veran 
staltungen von KB oder „KPD" spre 
Chen wörden! 

Und der KBW dt al „eleganten 
Ausweg”; je 10 Minuten Redezeit für 
KB. KBW. „KPD“, AULA, Chlioko- 
mitee, RU) "zusätzlich eventuell MIR 
und MAPU, abo eine Abshlußkund 

ng von 60. #0 Minuten Länge 

biete nun mal das Prinzip v 
fi ichberechtigung aller Organi- 

Daß eine solche „Aktiomeinhelt” 
eine Farce gewesen wäre. st natrich 
Auch den KEW-Surstegen klargewe 
Sen, aber se hatten wieder ei 
Zi "> Aktionsen 
rung’' des KBW oder ga 
reich, 


Stalinismus” 


übelster Hetze gegen die 
(womit im übı 


send waren: vier Hamburger „.BSA 
it 
de aus Berlin (gemeint ist wahrschei 


‘Vor der Chile-Veranstaltung des KB 


am 139.74 in Hamburg bekam ich 
ein Flugblatt vom _trotzkistischen 
„Bund Sozialistischer Arbeiter". Mit 
der Hauptüberschrift „Nieder mit dem 
und darauffolgender 
Stalinisten”” 


‚gemeint ist), die an- 
Alleinschuldigen des Mill 
!ärputsches in Chile, lud dieser Verein. 
zu einer Chile-Veranstaltung am 
17.9.74 im „2 

Auf dieser Veranstaltung anwe- 


ieder; der Hauptredner, der gera- 


lich Westberlin - Anm. d. Redaktion) 
kam, ein unorganisierter Trotzkist, 
hund zwei Sympathisanten des KB, 
die mit mir gekommen waren. 

Das Referat des Obertrotzkisten 
und die anschließende Diskussion 
brachten folgende Linie dieses Ver- 
eins ans Tageslicht: wir befinden uns 
in einer Weltwirtschaftskrise, die im- 
mer schärfere Ausmaße annimmt; der 
Imperialismus befindet ch in siner 
‚Schwächeposition, ja er ist nur noch 
eine Farce (30.000 Tote in Chile sind 
wohlgemerkt. eine Farce). Folglich 
steuern wir automatisch auf eine re- 
volutionäre Situation zu, in der der 


a C-7 


Sieg des Soallemus einal und allein 
noch von den Stalinisten, den alten 
ührern der Arbeiterbewegung, ver- 
hindert werden kann. Denn diese, 
egal ob „Moskau: oder Pokinghörig”, 
haben nicht das geringste Interense 
am Sieg des Sozlaliımus und versu- 
chen diesen folglich mit allen Mitteln 
zu verhindern, 

Aus dieser Ideologie zieht dieser 
Verein dann auch seine Hauptlosun, 
Nieder mit dem Stalinismus! Und da 
alles andere (Niederlage des Imporia- 
lismus usw.) von alleine geht, be 
schränken sich diese Vögel könse 
quent darauf, die „Stalinisten" als 
Hauptfeind zu bekämpfen. 


Obwohl diese Provokateure 
Hamburg noch nicht weiter Fuß 
faßt haben, sollte man sie aufme 
sam beobachten, denn sie versuchen 
durch verstärkten Verkauf ihres „Fun- 
ken” (übrigens eine mit hohem lech- 
nischen und finanziellen Aufwand 
hergestellte und 14-tägig erscheinende 
Zeitung) an vorhandenen Antikom- 
munismus in der Bevölkerung anzu- 
knüpfen und ihre provokatorische Tä- 
tigkeit auch in Hamburg zu beuol 
n. 


Ein Genosse des Sozialistischen 
Schülerbundes (SSB) Hamburg 


‚Anmerkung der Redaktion 
Um den Rang der übelsten Provo- 


kateure wetteifert mit den Trotz- 
kisten natürlich die immer mehr im 


rechten Sumpf versackende Rest 
.KPD/ML”. In einem Flugblatt unter 
der Überschrift „Revisionisten - Ver 


räter am revolulionären Kampf des 
chilenischen Volkes” (und mit knak 
kigen Zwischenüberschriften wie „Die 
KPD/ML ist der härteste Feind’ der 
DKP”) führte dieser Haufen beherzt 
den „Hauptstoß” gegen die DKP und 
die Revisionisten, die „Verantwortli 
chen” für den faschistischen Putsch, 


Ein weiterer Feind der unversöhnli- 
chen „KPD/ML" sind daneben die 
(wie 


„opportunistischen Gruppen” 


die ‚Prechh 
des 1. 3 
Putsches in Chile den „Hauptstoß’ 
nicht etwa die DKP, sondern 
‚gen die Faschisten und Ihre Imperia 
istischen , und großkapltaltischen 
Auftraggeber zu führen. 

Ablenkung vom Hauntfeind 
der Arbeiterklasse, Imperialismus und 
Bourgeoisie, das Ist offenbar der ge- 
meinsame Nenner der trotzkistischen 
und Pseudo-ML".Provokateure. ® 
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Provokateure der Jungen Union 


rausgeschmissen 


Am 13.9. fand im Hamburger Audi- 


vom Hamburger Senat die staatliche 


max eine Chile-Veranstaltung des Förderung entzogen werden soll. In 
KOMMUNISTISCHEN BUNDES mit diesem Pamphlet heißt es u. 
11800 Betligte sat, Zu der Vor. RB) si in der „linken Saen 
anstaltung erschienen drei Mitglieder .Jugendverband des maoistischen 
‚der Jungen Union (JU), einer hatte KB" bekannt (als der RBJ dagegen 
sich zur Tarnung sogar’ einen roten _ Juristich vorging, berief sich dfe JU 


Stern an die Jacke geheft: 
'Zwock ihres Kommens war k} 

„Informationen” für ihre Auftrag- 
‚geber zu sammeln (die JU beliefert 
2. B. die Springer-Presse regelmäßig 
mit Hetze gegen die demokratischen 
Schüler, gegen Kommunisten etc.), 


Der 


übrigens zum „Bewels” ihrer Behaup- 
tung interessanterweise auf „Verlaut- 
barungen der KPD/ML” — man sicht 
also, daß die Zuarbeit der Super- 
„Linken” für die Rechten gut fünk- 
toniert!} ferner heißt es in diesem 
Pamphlet, der RBJ würd 


um Putz zu machen, un 12 

Die drei Provokaleure (HeikoPios- Shiten bersichnen Mr —" Das 
sek vom  Ernst-Sch /mnasium,  Pamphlet gipfelte in dem Aufruf, der 
Wolfgang Schloh vom Wirtschafts Staat sollte dem RDJ „nicht auch 


mnasium Schlankreye und Jürgen 
Erome vom Gymnasium _Bonden- 
wald) wurden daraufhin von Besu- 
‚chern der Veranstaltung zu den Türen 
geführt 

Die „Junge Union” hat, neben den 
ständigen Hetzartikeln, die sie 
Springer-Presse liefert, kürzlich ein 


Pamphlet den RBJ (ein demo- 
kratischer Jugendverband) verbreitet, 
und damit ihren angemessenen Bei- 


trag dazu geleistet, daß dem RBJ jetzt 


ie ihre Haupt- 
aufgabe im Kampf gegen die demo- 
tischen Jugendorganisationen se- 
hen (und die dies Geschäft mit dı 
pebrlten Macht des Staates im 
betreiben), haben auf demokrati 
schen Veranstaltungen in der Tat 
nichts zu suchen. Ihr Platz ist vor 


TKAH (‚„Arbeiterhilfe”) 


CHILE- SOLIDARITÄT 
Beiersdorf, Hamburg: 


Chile-Solidarität ä la DKP 


Unter den Hamburger Chemiebetrio- 
ben gilt Beiersdorf als eine Art Hoch- 
burg. der Reyisionisten; es existiert 
eine DKP-Betriebszelle (als einzi 
in der Hamburger Chemie-Industrie!), 
und somit kann man die Öffentlich. 
keitsarbeit dort als repräsentativ be- 
werten. 

Nachdem die DKP am Anfang der 
Cile-Solidaritäts-Woche unter dem 
Pseudonym. „Chile-Solidaritäts-Komi 
tee Hamburg” in der Innenstadt ein 
verteilt hatte, meinten 
„Genossen” wohl ihre Pflicht ge- 
tan zu haben. 

Am 11.9., also am Jahrestag des 
faschistischen Putsches in Chile, be- 

.amen die Kollegen von Beiersdorf 
eine zweiseitige „DKP-Extra-Infor- 
mation für Arbeiter und Angestellte 
vorm Tor in die Hand gedrückt. 
Chile-Solidarität? Denkste! Es war 
das jährlich. wiederkehrende Flug- 
blatt „Strom, Gas, Wasser und Mieten 
„teurer Jetzt Preis- und Mietstopp" 
mit der Hauptparole: „Das arbeiten- 
de Volk muß bestimmen”, 
Auch in den folgenden Tagen 


wußte die DKP nichts zu Chile zu 
sagen, Ihr kleiner Bruder, die SDAJ, 
verteilte dann am 13.9.74 seine Zei. 
tung „Knallgas”. Drei Seiten zur 
Berufsausbildung, 19 Zeilen 
eine weltweite Chile-Solidarität" 
von 13 Zeilen: die Fortschritte der 
Unidad Popular Regierung wurden 
rückgängig gemacht, und dann folgt 
lediglich: „..sollte 'es unsere Auf- 
gabe sein, die Solidarität mit dem 
chilenischen Volk zu verstärken. 
Deshalb unterstützen wir den Vor- 
schlag des Verwaltungsstellen-.Ju- 
‚sendausschuß der IG Chemie, Akti- 
vitäten zur politischen und materiel. 
Jen Unterstützung für das chilenische 
Volk zu ergreifen”. 

Bisher hat man weder von diesen 
Aktivitäten des Jugendausschusses. 
(in dem sich ‚praktisch bloß eine 
Handvoll SDAJer tummeln) etwas. 
gehört, noch von der Unterstützung 
der SDAJ. 


Betriebszelle II Beiersdorf 
KB/Gruppe Hamburg 


Ein Boykott wird vorbereitet 


Ineratienaie Tranporurbiir Fodraion 


‚Einunddreißigster Kongreß. 


Stockholm, 7. - 15. August 1974 
ENTSCHLIESSUNG BETREFFEND CHILE 


Der 31. Kongreß 


BEKRÄFTIGT VORBEHALTLOS die vom ITF-Vorstand auf seiner Sitzung am 
30, und 31. Oktober 1973 in Paris abgegebene Erklärung zur Lage in Chile 
VERURTEILT ERNEUT. daß die Chilenische MiltärJunta den chilenischen 
Arbeitern grundiegende Bürgerrechte und Freiheiten vorenthält; 

STELLT MIT TIEFER BESORGNIS FEST, daß rotz der weltweiten Verurteilung 
Jund Proteste gegen die gegen chllenische Gewerkschafter und Arbeiter 


PS 

Du namen wo! 

BESCHLIBSST DAHER 
eier 

Bein 

ehlienuchen Tranıparie ıu unıer 

(b) dem Vorsand uw. 


tmaßnahmen, die Unterdrückung von Tag zu 


'ichlosenen Gewerkschaften aufzufordern. einen 
„September vorgeschlagenen Boykatı gegen alle 


EEE TEE EEE 


. foherzucht alle Miliedeerbände de ITF, die Maßnahmen, die der 


‚der genannten Mission vor- 


schldgr, mit aler Energie zu unterstützen. 


Antragsteller: 
TTE-Vorstand, 


Doch als wenige Tage später die 
ITF in Londen zum internationalen 
Boykott aller Englandfahrer aufruft, 
war für die ÖTV-Führer die Stunde 
der Vahrheit gekommen, 

"ihre große Ankündigung, zum 
Streik „aufzurufen, erwieı tich al 

ınz r Spruch, mit. dem 
Ehriche Arbeiter hinter Licht ihren 
wollten. 

Zunächst wurde den westdeut- 
schen Hafenarbeitern verschwiegen, 
daß ein Ersuchen um solidarische 


Hilfe an die ÖTV ergangen ist. Sodann ” die Rede, 
beeilten sich andere Wortführer der Nun wissen gerade die Hafenarbeiter 
ÖTV, in Rundfunkinterviews wort aus eigener Erfahrung, daß nur ein 
reich zu „begründen”, warum man minimaler Prozentsatz der Chile-La- 
‚la eigentlich gar nichts machen kann. auf chilenischen Schiffen trans- 
‚Die wrechiliene Sinvatlon” in Weat wird = der weit überwiegende 
dewrichlnd ße Solldaridı nicht ‚uf Schiffen das we: 
ee 2 ie 
In den Springer-Blättern konnten LLOY euro- 
wir dann lesen: „Eine Sympathie-Be- ierikanischer 
wegung ähnlich wie r Beigier  schaftsdienste! DieseTransporte wur- 


wird es nach Auskunft der Gewerk- 
schaft ÖTV nicht geben. In der Bun- 
desrepublik gelten andere Verträge, 


Von diesem Beschluß des ITF-Kon 
gresses erfuhren die ÖTV-Kollegen 
Srstmals Gurch die Septembernusgabe 
des „Otv-magazin". Der Beschluß kam 


Kollegen in dem Bereich Seehäfen 
El am IB und 19. September 1974 
dus We und Entladen chilenischer 


‚Schiffe ım verhindern 
x Kung den GE 
Führung. Heine Kluncker ist Mit - R 
led Jen Vorstandes der ITF, „For _Wachsame Kollegen erinnern sich 
dem Plenum des Kongremer bekann- 


te sich der Vorsitzende der Gewerk- 
schafı ÖTV, Heinz Kluncker, zur 
Solidarität mit dem unterdrückten 
chilenischen Volk, seinen verfolgten 


Arbeitern und seinen unterdrückten 
Gewerkschaftern” _ („Öty-magazin 
9774). 


Daraufhin beschloß der geschäfts- 
führende Hauptvontand In seiner 
Sitzung am 9.9.74 

"ulm Namen der ITF erläßt der 
GUY. der Gewerkschaft ÖTV einen 
Aufruf zum Boykott _chilenischer 
Schiffe und Flugzeuge am 18. und 
19. Sepiember 1974. 

Dieser Aufruf wird am Montag. 
dem 16. September 1974, durch den 
(GHV der Preise gekannıgegeben 

Sollten wihrend dieser Zeit Chlle- 
gehe Senf deuicheSerhäfen an 
Haufen, muß der Versuch unternam 
meh werden, des Binlufen der Sch 
fe zu verhindern baw. die Schiffe 
Picht au entinden, Die“ Berka 
tungen Hamburg, Nordwest und We- 
werkma. werden angewiesen. dafür 
Sorge zu trugen, daß Schiffe, die 
dhrend des Hoykotis deutsche See- 
hafen anlaufen, am 18. und 19. 
September 1974 nicht eniladen wer 
den 

Für eine Aktion auf dem Flug 
nafen Frankfurtiäaın werden noch 
neue Weisungen erielt 
Kari Heinz Hoffmann 


Steltverm. Vorsitzender 


heißt es 


Scheinbar konsequent 


uchte 

Kollegen, die ehilenischen Arbeit 
‚nehmer mäsıen durch internationale 
Solldarinät der Arbeitnehmer in ihrem 
Kampf gegen die fuchlattsche Mitar 
diklatur unterunänut werden. Die Ge 
werkichaft OTV ruft deshalb alle 


Inder Vergangenheit war es immer 
die OTV-Führung gewesen, die die 
Solidarität westdeutscher Transport: 
arbeiter mit ihren kämpfenden Klas- 
senbrüdern in anderen Ländern „er 
folgreich” sabotiert hat. Das heraus- 
ragende - und von den Hafenarbei 
tern unvergessene Beispiel war der 
große englische Dockerstreik 1972. 

Damals tönte ÖTV-Vorstandsmit 
glied Merten: „OTV zum Sympathie- 
Streik bereit”. und in der ‚Hambur- 
ger Morgenpost’ hieß es: „Die Ge 
werkschaft OTV und die DAG ste 
hen schon ‚Gewehr bei Fuß“ wenn 
von der englischen Hafenarbeiterge 
werkschaft ein ‚Solidaritdtsersuchen 
eingeht, dann werden die für England 
bestimmten Schiffe auch hier nicht 
gelöscht,” 


‚bik gelten andere Verträge 

ırv Ihre Mitglieder von 
einer Prowesthaltung abraten (!), da 
Kann ehndeneraiorderungen auf 
sie zukommen.” („Bild” vom I. Au- 

4 
PeUnd wel e an Lumpere bi den 
Generkchaftfihrer ofenber keine 
helgente” ehr. erlren di 
Üpırkntworfiehenvom Vorntand 
Ferhnersurniien gepräbr: «3 
De DIV) habe ihn ne in Sm: 
beileskarenm nach Eufand je 
schickt.” („Welt” vom 2.8.72). 
kostet bekanntlich pro Wort 60 Pfen- 
nige. Das ist den ÖTV-Führern die 
Sauna" mir unteren enlächen 
Klemenbriden wer 
(HAFENARBEITER 6/72 des KB in 
Hanbu) 
Da Ben westdeutsche Gewerk 

cn Dfhervarwienach een Der 
Senn Panzp erben: das Brgr 


kott nun, daß in der Politik der 
ÖTV-Führung ein grundsätzlicher 
Wandel eingetreten ist? Die Vorbe- 
reitung und der Verlauf der Aktion 
beweisen di teil: die ÖTV- 
Führer wollen auf billigste Art und 
‚Weise ihr lädiertes Image auch gegen- 
über den klassenbewußten Arbeitern 
aufpolieren. 

So fällt als erstes die willkürliche 
Beschränkung der Aktion durch die 
ÖTV-Führer auf, Richtet sich der 
Boykott-Plan gemäß ITF-Beschluß 
noch „gegen alle ‚Shlenjeen Trans: 
DREH ii im Des 

fisführenden _Hauptvorstan. 
nur noch vom „Boykott chilenischer 


‚den durch den verfälschten Beschluß. 
des GHV von vornherein vom Boy: 
kott ausgenommen. 

kott ausgenommi 
Entsprechend „einfach” _vortief 

dann auch in Hamburg die Aktion 

am 18./19.9. befand sich nur ein ein- 

Ziges Schiff unter chilenischer F 

im Hamburger Hafen. Die Geschäfte 

leitung der Hapag-Lloyd, an deren 

Kai das Schiff beladen werden sollte, 

wurde von dem Beschluß des GHV in 

Kenntnis gesetzt und setzte sich ihrer 

seits mil Ihren „chilenischen Freun- 

den 

daraufhin ohne Aufhebens für zwei 

Tage im KaiserWilhelm-Hafen im 

Strom an die Pfähle gelegt — das. il 

warst c 


Kein Schade für die eigenen Kapk  binderhalle vor der 
nat gewisser meol 
Sann mußten die Kevin eben auch 


talisten 
legen: das sind Bedingungen, unter 
‚denen auch die OTV-Führer zu Solr 
daritätsaktionen bereit sind. Beim 
Dockerstreik waren eben diese Bedin- 
‚gungen nicht herstellbar — die Solida- 


keine Aktivierung der Kol 


Hehe Recht wird vorgeschoben, um _ rität unterblieb . 
jede solidarische Aktion abzuwiegeln, 

Anstatt durch die Aktion den arbeiter" Hafen-Komitee 

feindlichen Charakter des bürgeri- KB/Gruppe Hamburg 


(chen Rechts vor allen Arbeitern deut 
lich zu machen. 
Heißt der Aufruf zum Chile-Boy- 


Auf, ch zu rollen. Vor rd. 350 
Menschen nielten dann 
KSV abschließende Reden. 


bot erneut die 
vornherein. jedeı 
sen, in die Au 
die Chile-Solidarität einzugreifen -in 
der realistischen Einschätzung, pol 
ins Benehmen. Das Schiff wurde tisch mit Sack und Perücke unterzu- 
gehen. 

Markt offerierten sie einem Genomen 


40 Leute ar 


in 
Göttingen 


Aus Anlaß des faschistischen Militär- 
putsches in Chile am 11. September 
vorigen Jahres wurde in Göttingen 
eine Solidaritätswoche zugunsten des 
chilenischen Volkes durchgeführt, 
Verschiedene Solidaritätsaktionen 
wurden von fast allen Organisationen 
der Linken getragen. An Info-Stän- 
den und auf Veranstaltungen wurde 
Geld für den chilenischen Widerstand 

insbesondere für MIR und MAPU — 
gesammelt (die Sammelergebnisse 
stehen noch nicht fest). Der KBW 
hatte darüber hinaus zu einer Blut- 
spendeaktion aufgerufen, deren Er- 
1ös dem chilenischen Widerstand zu, 
fließen soll. Rund 350 Menschen be- 
suchten eine Veranstaltung des ört- 
lichen Chile-Komitees, auf der die 
Veranstalter peinlich genau.an den 
Chilenischen Lehren vorbeiredeten. 
Über 200 Menschen kamen zu einer 
Diskussionsveranstaltung über die 
Lehren aus dem chilenischen Putsch, 
zu der KAG, SSB, IK/KHB, KSV, 
Liga, AStA der Uni, Jusos, GM und 
Chile-Info-Zentrum '($o2. Büro) auf- 
gerufen hatten, 


Den Höhepunkt der Göttinger 
Chile-Woche bildete eine Demonstra- 
tion, an der sich ca. 1.000 Menschen 
beteiligten, Auf dem Boden der Re- 
solution des „Nationalen Chilekomi- 
1ees” marschierten mit dem KBW u.a. 
Jusos und GIM. Auf dem Boden ein- 
deutiger antifaschistischer und anti- 
imperlalistischer Aussagen. bildeten 
KAG, Liga, KSV, IK/KHB und SSB 
einen Block mit 'ca. 350 Menschen. 


wei 
Kundgebungen: nachdem der KBW 
sein „Programm” beendet hatte, er- 
klärte er die Kundgebung für been- 
det und forderte seine Studenten 


KAG und 


Ein Bild völliger Abgewracktheit 
IKP. Sie halle von 
Versuch unterlar 


andersetzungen um 


An einem Info-Stand am 


Ihre Ausrede: Gen. Altamirano (SP 
hile) habe in Berlin in der Seelen- 
falschen Solida- 
her Kreise” 
na, und wenn das so ist, 


re eigene Chile-, „Solidarität 
ing machen. "Diese lockte 


voran. 
ze 
. 


Ein Göttinger Genome 


Chile — Solidarität in Flensburg 


Aus Anlaß des Jahrestages des (a 
sehistischen Militärputsches in Chile 
führte die Flensburger Gruppe des 
KB eine Chile-Solidaritätskampagne 
in deren Verlauf eine Diskus- 
sionsveranstaltung (ca. 100 Teilneh 
1er) und eine Kundgebung (ca. 120 
Teilnehmer) stattfanden. Vorher in- 
formierten wir durch unsere Bran- 
Shenzeitungen, und Flugblätter über 
sche 


Benutzung_einer Steilwand 
dern und Texten, die den f 
schen Terror und den Wi 
Chile darstellten, erwies 
als gutes Mittel, um mit Passanten 
ins Gespräch zu kommen. 

Auf unserer Veranstaltung gingen 
wir in den Referaten auf folgende 
Themen ein: 1) Die Entwicklung 

‚Chile vor dem Putsch, der {aschl 
stische Militärputsch, der antifaschh 
stische Widerstand in Chile. 2) Die 
imperalistische Putschpolitik. allge 
mein, die Beteilisung des BRD-Im- 
porialismus, Solidarität mit Chile, 


3) Die Lehren der Ereignisse in Chi 

Das Hamburger „Straßentheater‘'; 
zum erstenmal in Viensburg, wurde 
für seine Darbietungen antifaschlati 
scher Lieder mit viel Beifall bedacht. 
Eine Spendensammlung für den MIR 
erbrachte etwa 190 Mark 

Der KB hatte auch das Flensbur 
ger „Chile-Komitee”, das sich aus 
DKP! SDAJ und anderen. reform 
stischen Kräften zusammensetat, ein- 
geladen — da ein solches 
doch 


zu haben sein müßte. 
fehlt. Offenbar besteht dieses 
e {dem Papier. Weder 
diesen Herrschaften er- 
noch waren irgendwelche 
änderweitigen Aktivitäten zu spüren. 
Der KB war überhaupt die einzige 
Organisation in Flensburg, die bereit 
war, zum Jahrestag des Militärput 
sches ihre Solidarität mit dem chile- 
nischen Widerstand. zu demanstrie, 
KB-Gruppe/Plensburg 


‚Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 1974 


LE-SOLIDARITÄT 


Chile-Solidarität in München 


Zum 1. Jahrestag des Putsches in ne Kampfes betonte, fand 
Chile fanden in München mehrere ein reicl Echo. Die Revis begeg- 
Yarmpsultu sem und Demonstratio- neten ihm mit dem demagogischen 
nen statt. Sie geben ein führes Hinweis auf die „vielen, vielen” Ak- 
Bild der Situation der Münchner tionen (in München? ? ). Andererseits 
Linken ab. beschimpfte ein Juso die Arbeiter, 
sie sei ErBeRItUn. od nn mi 
se „neue Formen der Solidarität” 
.... der Revisionisten 7) finden, um sie aufzuwecken. 
und Reformisten Ein dritter, ein besonders schlauer 
Juso, wollte die Kritiker mit dem 


Das Chlie- Komitee München und 
die ABLA (Vereinigung lateinamert- 
kanischer Sutdenten) veranstalteten 
zusammen mit den Unterbezirken 
der SPD,den Jusos und einem Fiücht- 
lingskomitee der Chilenen eine Ver- 
anstaltung in dem Arbeiterviertel Gie- 
sing und eine in Schwabing, Über die 
Zusammenarbeit mit den Jusos und 
dem Chile-Komitee hatten die DKP- 
ler ihre Finger drin. 


In Giesing war die Veranstaltung 
von ca: 30 Menschpn besucht, eine 
Diskussion gab es nicht und Verteiler 
von anderen Gruppen wurden bei 
der Veranstaltung verscheucht. Im 
mehr, studentischen Schwabing (der 
SPD-Unterbezirk Schwabing-Nord ist 
bekannt für seine wilden Diskussio- 
nen) wurde dagegen eine Diskussion 
der Veranstaltung erlaubt. 70 
:nschen aus dem. kleinbürgerli 
studentischen Milieu Schwabings wa. 
ten erschienen. Das große Wort, führ- 
ten aber die „Arbeiterführer” der 
DKP und einige besonders kluge Ju- 
ss, Diskutiert werden sollte über 


eine Resolution an die Landesdele- 
giertenkonferenz der DGB-Jugend in 


Lust du als muıhpusch wen warte 
sten darstellt, kritisiert sie die SPD- 
Regierung wegen ihrer außenpoliti- 
schen Unterstützung der Junta. Die 
Resolution fordert „konkrete Maß- 
‚nahmen zu entwickeln. um die 
'schäfte der chilenischen Machthaber mit 
den Großbanken (?!) in unserem Lahd 
ım zu stören.” Zu den Lehren 


Ein Beitrag, der auf den niedrigen 
Stand der Chile Solidarität” einging 
und die Notwendigkeit des politisch- 


KSG (KAB,.D“) 
im Schlepptau der 
bürgerlichen Propaganda 


In einem Flugblatt der „Kommu- 
nistischen Studentengruppe“ in 
München zur zentralen Demon- 
stration in Frankfurt am 14.9. 
wird KBW, KPD/AO und GIM 
vorgeworfen, „daß Frankfurt ein 
‚neues Bonn! werden soll.” Unter 
Hinweis auf ein „verstärkten“ 
Risiko eines „brutalen Vorgehens 
ten des staatlichen Ge- 
wird kritisiert 
rneter Ablauf“ der 
gewährt seit 

Bei KSG/KAB,.D“ scheint die 
Einschüchterungstaktik der Bour- 
geolsie besonders gut ange- 

Schlagen zu haben 
Weiterhin wird einem KSV- 
Vertreter vorgeworfen, ungeheu- 
erlicherweise „Steinwürfe auf die 
hilenische Botschaft für einen 
Beitrag zur Solidarnät" zu hak 

ten! 


it die Sektierer ihre Pro- 


‚ennen wir aus der 
hen Ecke sehr gut! 
Mit diesen Worten forderte 
die KSG auf, der Demonstration 
in Frankfurt fernzubleiben, 
Provokativ, allerdings aus der 
rechtsopportunistischen Ecke, 
ist die offene Unterstützung de 
bürgerlichen Hetze gegen die 
Linke, die in folgendem Schluß- 
‚blatta gipfelt 
„Eine Demonstration, die von 
vornherein (11) auf Sıraßen- 
schlacht und Prügeleien aus it, 
schadet dem heldenhaften Kampf 
des chilenischen Volkes und 
bringt unsere, Solidarität keinen 
schritt voran.“ 
Wer sagte da eben > ihr seid 


joch selber schuld! ?777777 
doch selber schuld! Lv 


Ein Hamburger Genome 


Argument" einschüchtern, wenn 
schon Kritik geübt würde, dann müs- 
we sie aber auch gleich durch eine 
Pollrökongmische Analyse der chk 

ischen Situation ausgewiesen wer- 
den können. 


Diese „Diskussion wurde aber 
richtig interessant, als sich einige, 
Revis dazu veranlaßt sahen, auf den 
MIR einzuschlagen. Nach einem wü- 
sten Ausfall gegen die „maoistischen 
Spalter, und ihre Auftraggeber in 
Peking” begann, so ein Vogel, den 
MIR zu „loben”: er sei zwar früher 
gegen das Bündnis mit den Kleinbür- 

gewesen; aber das hätte sich 
Jetzt geändert. Eine chilenische Ge- 
nossin erwiderte darauf in spanisch. 
„Sie sagte, daß der MIR seine Posi- 
tion nicht geändert hat, daß er für 
die Einheit sei, aber eine Einheit mit 
den Verrätern der Christdemokraten 
könne es nicht geben. Diese Ver- 
drehung der Position des MIR sei 
aber kein Wunder, da die Schriften 
des MIR nicht breit genug verteilt 
werden könnten. Auch auf dieser 
Veranstaltung hätten die Schriften 
des MIR nicht verteilt werden dür 


Während vorher alle Beiträge über- 
setzt worden waren, verlor der Über- 
setzer plötzlich die Sprache! Nach 
eingehenden Fragen aus der Versamm- 
hung mußte dann ‚den werden, 
daß die deutschen Organisationen 
im Bündnis den chilenischen Flcht- 
lingen „erlaubt” hatten, ihr Material 
zu verteilen. Außerdem durfte eine 
Rt men. 
= L 
oe haten aber nicht damit ge. 
rechner, daß unter den Flüchtlingen 
auch Sympathisanten des MIR dabei 
sind. Deshalb hatten sie zu Beginn der 
Veranstaltung versucht, die Vertei- 

einer "WR Erklärung und den 
Verkauf von Plakaten zu verhindern. 
Das gelang ihnen nicht, weil die Ge 
nossen machten, daß man es 
ihnen nur durch physischen Zwang 
verbieten könne. Die Revis und Jusos 
versuchten, eine Diskussion und Ab- 
stimmung um diese Ungeheuerlich- 
keit zu verhindern. Das dabei ent- 
stehende Durcheinander benutzten 
sie dann, um erleichtert das Ende 
der Diskussion zu erklären. 

Nach diesem beschämenden Auf- 
takt der Chile-Woche konnte man 
mit Recht auf die am mächsten Ti 
folgenden Demonstrationen un 
Kundgebungen gospannt sein. 


.. auf Demonstrationen 


Zu einer kurzen Demonstration 
hatten die KPD/AO, KBW und Stu- 
denten der ABGs und des KAB,.D", 
sowie einige ausländische Organisa- 


tionen aufgerufen. Diese Demo führte 
zu einer Kundgebung von Jusos, Falk 
ken, Flüchtlingskomitee der Chilenen, 


zu der auch die ABG’s aufgerufen 
hatten. Daran schloß sich deren Fak- 
kelzug zum Gewerkschaftshaus an, 
wo die „Jugend HBV, Gew. Holz und 
GdED (Eisenbahner) im DGB” eine 
Veranstaltung machten. Insgesamt 
‚nahmen maximal 1000 Leute an die- 
sen Veranstaltungen teil 


Die „ML"-Demo war maximal 
300 Mann stark, hauptsächlich Stu- 


denten und Schüler, denen ca. SO 
Bullen gegenüberstanden. Lediglich 
die „KPD/ML” tat sich besonders 


hervor, als sie auf der Anfangsan- 
sprache mit eigenem Lautsprecher 
auftsuchte und die Revisionisten und 
die UP zum Hauptschuldigen am 
Putsch in Chile erklärte. Ansonsten 
fiel diese Demonstration nur durch 
ihre. Unauffälligkeit auf, nach_ ca 
20 Minuten war sie schon am Ziel 
Von der Kundgebung am Marien- 
platz. auf der ca. 800 Menschen wa 
ten, zogen dann ca 400 — 500 Leute 
zum DGB-Haus. Vorneweg die DGB- 
Jugend, 150 Leute welter schon die 


ABG’s, dann die Trotzkisten. Die 
ausländischen Genossen waren die 
einzigen, die Parolen und Lieder 


wirklich drauf hatten. Das mag einer 
der Anlässe dafür gewesen sein, dab 
aus dem Lautsprecherwagen der DGB- 


Jugend alle $ Minuten die,‚Münchner 
Bevölkerung” aufgeklärt wurde, daß 
hier „Demokraten marschieren“ 
mit den „Chaoten dahinten nichts 
zu tun haben”! Wenn das die „De- 
mokraten in München” sein sollten, 
dann Gnade Gott dem Land der 
Bayern! 


Die feinen „Demokraten” hatten 
es dann natürlich auf der Veranstal- 
tung der DGB-Jugend auch nicht nö- 
tig, eine Diskussion zuzulassen. Leute, 
die auf der Demo vorher ingendwie 
„unangenehm” aufgefallen waren, z. 
B. durch das Rufen revolutionärer 
Parolen wie „uniqua solucion — re- 
volucion!” (einzige Lösung — Revo- 
lution!), wurden bereits am Eingang 
peinlichst begutachtet und bei Miß- 
fallen auf evil. in Taschen usw. mit- 

brachtes „feindliches” Material wie 

lugblätter "usw. angesprochen — „so 
kommst du da nicht rein!” Markl 
Sprüche wie „für mich ist der KSB/ 
ML der Klassenfeind!” iteten 
dann die obligate Rangelei. Die Ein- 
heitsschreier am Werk! 


Viele in der Veranstaltung anwe- 
sende Kollegen und Genossen ver- 
langten dann erst mit Anträgen, dann 
mit Sprechchören und schließlich mit 
einem Gang zum Mikro, daß disku- 
tiert wird. Der Versammlungsleiter 
teilte „Watschen” aus und die Ver- 
anstaltung, ca. 300 Leute, konnte 
nur durch den Einspruch eines chile- 
nischen Genossen zu einem friedli- 
chen Abschluß geführt werden. Be- 
merkenswerterweise unterließ der chi- 


lenische Genosse, wohl zum Mil 
vergnügen der Revis, jede Kritik an 
der Forderung nach Diskussion, 


«. des KBW 


Neben einigen kleineren 
staltungen von KPD/AO uni 
KAB,D'-Studenten (KSG) war dann 
zuguterletzt die KBW-Veranstaltung 
noch füllig (die ABGs hielten os 
nicht für nötig, ähnliches zu unter- 
nehmen). 


Dem KBW folgten ca, 150 Mensch- 
‚en, hauptsächlich aus dem kleinbür- 
feflichen Milieu. Eine massenfeind- 
liche Planung der Veranstaltung, die 
die Diskussion erst um viertel vor elf 
beginnen ließ, sorgte dafür, daß dann 
der harte Kern, KBWler und enge 
Sympathisanten, unter sich war, ca. 
40 Leute. 


Beiträge von MAPU- und MIR- 
Genossen sowie Filme des MIR über 
Landbesetzungen bildeten den Rah- 
men des Abendprogramms. Der Kern 
waren aber die „allerneuesten” Leh- 
sen, die der KBW aus den chilenischen 
Erfahrungen zieht. Als wichtigsten 
Punkt nannte der KBW-Genosse in 
seinem „ginleitenden Referat den 
„raschen Aufbau“ der Partei, damit 
ie Massenarbeit mit der richtigen 
Linie durchgeführt werden kann! 
Welch ein Trost — haben wir erst 
die Partei — dann geht es auch in 
München voran! 


‚Aber nein — die Massen lösen sich 
schon heute von ihren Führern, sie 
lassen die Führer früher hinter sich 
als sich die revolutionären Führer 


‚das denken, Man muß eben nur die 
Massen kühn zusammenfassen! 


Solcherart gestärkt konnten dann 
die Genossen über einige Unstimmig- 
keiten dieser irren Aussagen mit den 
Positionen, die die MIR und MAPU 


vortrugen, mit Großmut hinwegsehen. 
Mehrfach hob dar Genosse des MAPU 
hervor, daß die Junta nicht von allei 


fallt, daß os eine der wichtigste 
Auf 


‚ben der Organisationen ist, die 
ıngen für eine Entwicklung 
ubtseins der Arbeiterklasse 


u schaffen. Nur so kann eine starke 
roletarische Kinheitsfront als Kern 
breiteren Bündnisses geschaffen 


‚Aber nach drei Stunden Reden, 
Musik und Film, als dann endlich die 
Diskussion eröffnet wurde, war man 
zum Ge- 
überging. Die obli- 
gaten Geschichten über andere Orga 
nisationen in anderen Städten und 
ihre Schandtaten, (diesmal mußte der 
KB-Westberlin herhalten) und die ob- 

n Beiträge der anderen Organi- 
alionen (wopel natürlich die ABC 
wieder fehlten) beendeten diesen 
Abend. 


Dieser Bericht mag die Verhält- 
nisse in der Münchner Linken in einem 
‚etwas traurigen Licht erscheinen las- 
sen. Offensichtlich ist aber die Isola- 
tion der Linken in einem so stark 
von faschistischen und faschistoiden 
Elementen durchsetzten Teil der BRD 
‚noch stärker als sonst. Das läßt die 
politischen Fehlströmungen in der 
'kommunistischen Bewegung in einem 
noch krasseren Licht erscheinen und 
treibt sich auch mit Macht voran — 
wohl mit der „Haupttendenz Rechts- 
opportunismus“! . 


Chile-Solidarität 


in Frankfurt 


Da 


EIER 


EENNEEr 


In der Nacht zum 10.9. wurde von Genossen des RK die Parole CHILE 
SOCIALISTA an den rund 100 m hohen Schornstein des Heizwerks der 


Frankfurter Uni gemalt. 


In Frankfurt fand am 11, September, 
dem Jahrestag des chilenischen Put: 
sches, eine Demonstration mit rund 
1.500 Teilnehmern statt. Organisiert 
war diese Demonstration von einem 
Bündnis im wesentlichen reformisti- 
scher, antifaschistischer Organisatio- 
nen und Gruppen; darunter auch 
der Kreisjugendausschuß des DGB 
und die DAG-Jugend. Die DKP war 
offiziell nicht mit dabei, sondern 
hatte sich daraug beschränkt, den 
MSB und die SDAJ vorzuschicken. 
Andererseits hatten auch der „Revo- 
hutionäre Kampf” und der KB zur 
Teilnahme an dieser Demonstration 
aufgerufen und dafür mobilisie 

Wir hielten eine Beteiligung an die- 
ser Demonstration unter revolutiond- 
ren Parolen für richtig, weil wir der 
Auffassung waren, daß am 11. Sep- 
tember in möglichst vielen Städten 
die Solidarität mit dem Kampf des 
chilenischen Volkes zum Ausdruck 
kommen sollte. Dabei hatten wir zu 
nächst nach versucht, ein möglichst 
geschlossenes Vorgehen der revolutio 
näen Linken in Frankfurt zu errei 
chen, was entweder durch eine zum 
Reformismus alternative Demonstra 
tion hätte geschehen können, zumin 
dest aber durch eine eigene Kundge 
bung der revolntionären Organisa 

en neben der Kundgebung 
Reformisten. Das ist indes 


der 


am Verhalten aller anderen Organisa- 
tionen gescheitert, die unserem Vor- 
schlag entgegenhielten, daß sie sich 
auf die Mobilisierung für die „nationa- 
ie Demonstration” am 14. September 
konzentrieren wollten und deswegen 


„nicht die Kraft” hätten, auch noch (!) 


für den 11. September etwas zu orga- 
nisieren — abgesehen von kleineren 
Aktivititen wie eine Theaterauffüh- 
rung und Kundgebung vor den Hoech- 
ken (die nur für die 
r gedacht war) usw. 
Die Abschlußkundgebung auf dem 
Römerberg, auf der u.a. der Frank- 
furter Juso- Vorsitzende A 
und der Chefredak 
schaftszeitung 


Protests gegen 
ror in Chile. Da 
wurden keine Lehren aus der ohllens 
schen Erfahrung für die westdeutsche 
Arbeiterklasse gezogen, sondern Im 
wesentlichen der in Chile gescheiterte 
„friedliche Übergang” zum Sozialis- 
mus verteidigt 


Während der Demonstration wur 
den von einigen Genossen revolutio 
näre Parolen des chilenischen Wider 
stands an Häuserwände und Straßen 
bahnen gemalt, ohne daß die Polizei 
dies verhindern konnte, 

Zu der vom „Koordinierungsaus 


schuß der Chile-Komitees” (haupt- 
sichlich von KBW und GIM getragen) 
aufgerufenen „nationalen Chile-De- 
monstration” am 14. September in 
Frankfurt versammelten sich rund 
20.000 Menschen, die mit Bussen und 
‚Sonderzügen aus mehreren Orten her- 
\ 


yZ. 23.000, 3 ei 


wurde). A 
gebung sprachen neben e 
der Chile-Komitees noch je ein 
rireter des MIR und der MAPU so- 
wie ein Genosse im Namen verschie- 
‚dener ausländischer Organisationen. 
Unsere Organisation, die zu dieser De- 
monstration nicht mit aufgerufen hat- 
te (siehe dazu unsere Auseinanderset- 
zung in den letzten drei Ausgaben des 
ARBEITERKAMPF), versuchte hier 
vor allem über den Verkauf unserer 
Zeitungen und durch Flugblattvertei- 
len eine Diskussion über die Aufgaben 
‚der Chile-Solidarität mit einzelnen De- 
monstrations Teilnehmern zu führen. 


Am 13. September hatten wir da- 
rüber hinaus noch eine eigene Diskus- 
sionsveranstaltung in Frankfurt durch- 
geführt, die allerdings selbst für den 
‚noch niedrig entfalteten Stand unse- 
ter Arbeit in Frankfurt nur sehr 
'hlecht bemacht 


An der ganzen Chile-,.Kampagne“ 
sind so auch noch einmal die Mängel 
unserer bisherigen Arbeit in Frankfurt 
zu Tage getreten. Diese Mängel liegen 
nicht einfach darin, daß die Frankfur- 
ter Gruppe unserer Organisation Im- 
mer noch eine relativ kleine Gruppe 
ist und somit über wenig „Gewicht” 
innerhalb der Frankfurter Linken ver- 
fügt (wo doch die allgemeine Meı 
tät in der revolutionären Bewegung in 
unserem Land gegenwärtig immer 
noch so ist, daß weniger die politische 
Linie als die quantitative Größe einer 
Gmppe ihre „Bedeutung” aumacht ..), 
sten sich diese Mängel in 
unterentwickelten 
Selbständigkeit unserer Politik in 
ıkfurt, in den politischen Schwä- 
chen unserer organisatorische Arbeit 
in den Betrieben, in den Wohnvier- 
tein, in den Schulen, der Universität 
usw. Dies wird nach den Erfahrungen 
der Ehlle- Kampagne” (und ähnlichen 
in der Vergangenheit, 
antifschistischen Aktion 
‚gegen den NPD-Aufmarsch am ver- 
fengenen 16. Juni) In unseren eigenen 
ieihen verstärkt diskutiert werden 
müssen 


und 14. September waren ührigens die 
ersten wieder „erlaubten” linken De- 
‚onstrationen In Frankfurt, nachdem 


seit den Auseinandersetzungen um die 
Fahrpreiserhöhungen (Mai dieses Jah 
res) ein generelles Demonstrationsver 
bot gegen die Linken praktiziert w 


KB/Gruppe Frankfurt 
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Vorwärts mit der antifaschistischen Front in Chile! 


Wir veröffentlichen hier zwei Erklärungen des chilenischen W. 
Dabel handelt es sich zum einen um die sogenannte, Budspanter Krklirume 


vom 26. August dieses Jahres, ein 
„Ünlded Popular" (abo der Ragia 
revolutionären Organisation MIR. Di 
Bulletin des MIR. 


‚Krklärun, 
‚gemeinsamer Aufruf der Parteien der 
oalition Allendes) zusammen mit der 
zweite Erklärung stammt aus einem 


des antifnschistischen Widerstands, zum ‚anderen bestehende Meinungsrer. 


Die beiden Erkläru 


über das „Bündnis” mit der 


wurden von uns aus dem Italienischen übersetzt 


nach „Lotta continua” vom $. und 6. September, 
„Budapester Erklärung” der UP-Partelen und des MIR vom 26.8.74 


Wir, Vertreter der Soziaisthchen, Mad: 
kalen und Kommunistischen Part, dev 
‚Christlichen Linken, des Mapu, dan Map 
‚Arbeiter und Bauern und der Dewegung 
der revolutionären Linken (MIR), die der 
mit beauftragt sind, Im Ausland die Soll: 
darität mit Chile zu koordinieren, klagen 
vor der Weltmeinung an, daß dis Imchl- 
stische Milltärlunts, die die Regierung In 
Unserer Heimat an sich gerisen hat, den 
Terror und die Unterdrückung in unserem 
Land steigert — die einzigen Mittel, mit 
‚denen ala sich weiter an der Macht halten 


kann, 
der jrz- 
ten Wochen bekräftigen, daß die brutale 
Unteröröekung der bisibende Wesanszug 
‚den in Chile errichteten faschistischen Re: 
Dimen ist, 
Chile erlebt die schlimmste Zeit meiner 
Geschichte, Sein Gebiet ist verseucht von. 
‚Konzentrationslagern, sein Volk ist der 


nen. Er hat es nicht geschafft, die revolu- 
tlonren Organisationen auszulöschen. 
Im Gegenteil! Das Volk Chiles steht 


schen Kräfte koorginiert. Man. zeigt der 
Weit das historisch bedeutende Verdienst 


‚die Volkskämpfe beflögein, orien- 
teren und organisieren. 

Diener Stand der Dinge und die wach- 
ande Nana Antwort de Von ar 


Patrioten verhafter wurden: die Folter ist 
das normale Mittel, mit dem die dunta 
Ihre Opfer behandelt. 


‚Die faschistischen Generäle haben ihre 
Absicht erklärt, die chilenischen Patrioten 
Innerhalb zweier Jahre auszulöschen. Pi 
nocher hat erklärt, dal „der Marlimun 
niemals mehr zurüekkehren wird”, und 
daß. „im Land der innere Krlegszustand 
noch für mindestens zwei Jahre In Kraft 
bleiben wird”. 

Zum Mord und den phyalschen Foltern 
fügen die chilenischen Faschisten heute, 
In massenhafter Form, raflinierte psychl 
sche Foltern und” widerliche Methaden. 
des Betrugs, im ausichtlosen und ver 
zwmeitelten Vorsuch, die Einheit der Volks. 
kräfte zu untergraben. 

In diesem Sinn haben die Anlagen ge- 
Ya die palichen 


(Se "unenfechtbare. Wilkir der 
Schergen, Anklagen dersiben Art gegen 
die Ostangenen zu formulieren. 80 par, 
ie eı £.B, während der Durchnöchungen 
in Fobriken und Wohngebieten. daß be- 
kannte Führer en diese Stile geschleppi 
werden und dann behauptet wird, se si: 
Sr enunnen, 

Ir polen vor der Weit anklagen, daß 
die Faschisten gegenwärtig mit widericher 
Feigheit nicht mur sie owerkschafilchen 
und Doltschen Führer inkarkem, an. 

auch deren Frauen, Mütter und 
deren Keine Kinder. um den Wien Jar 
Opfer zu brechen. 

Diese teufischen itleristischen Metho- 
‚dem haben die chilenischen Werkthtigen 
nicht betrogen und werden se nicht Der 
trügen, die, sehr gut die Tevolutlondre 
Gradiinigkeit und Moral der Kämpfer des 


Volken kennen, 
1, Jahrestag des Stur- 


üie Manifesttionen des Widerstands. 
Die "Antifwschtische Front 


der Diktatur zu kämpfen, um eine 
‚neue Demokratie mit Volkscharakter 
au errichten. 

Die zunehmende Koordinierung und 
Einheit, seine hekdenhaften Kämpfe gegen 
die taschisische Diktatur sind die Antwort 
‚des chilenischen Volken auf die riesige Wel- 
Io weltweiter Solidarität mit seiner Sache, 

Diese Solidaritit muß heute ein 
noch höheres Niveau erreichen. Die 
weltweite Mobiliierung konnte die Be- 
freiung von Anssimo Sule, Prinident der 
Rodikalen Partei, erreichen. Die weltweite 
Mobilisierung hat die vom Krlegngericht 
zum Tode Verurwilten der chilenlschen 
Luftstreitkräfte vor der Erschiedung ge- 
ran, 
= Die Solidarität der Völker der Weit 

kann und muß die Befreiung aller po- 
{itischen Gefangenen erreichen. 
= Die Solidarität der Völker der Welt 

kann und muß die Befreiung von Luis, 
Corvalar, Clodomiro Almayda, Carios Mo- 
Fnies, Fernando Flores, Sargio Bitar, Bau: 
tihta van Schouwen, Leopoldo Luna und 
der anderen Volksführer erreichen. 
= Die Solkdariuit der Völker der Weit 
kann und muß die sofortige Befreiung, 
(dar eingekerkerten Frauen erreichen. 
= Die Solldariiht der Völker der Weit 


kann und muß den Mord an Gustavo 
Ruz, Jorge Montes, Arturo Ville Vals, 
Marcial Cortez Monroy und anderen ver: 
schleppten Führern verhindern, die die 
Faschisten im Sullen ermorden wollen. 
= Die Solidarität der Völker der Weit 
kann und muß die Befreiung der Solda- 
tan erreichen, die eingekerkert sind, weil 
sie loyal zur Regierung des Präsidenten. 
Allende standen. 
= Die Solidarität der Völker der Welt 
kann und 
Kriegszustands' 
stands erreichen. 
= Die Solidarität der Völker der Weit 
‚kann und muß die Aufhebung der 
Kriogsgerichte erreichen. 
= Die Solidarität der Völker der Weit 
kann und muß verhindern, daß die Fa- 
schisten weitere Waffen erhalten. 
= Das chilenische Volk hat sich dieser So- 
|idarität durch seinen heidenhaften Wi- 
derstand gegen den Faschlamus würdig ge- 
zeigt, 


Gap dan Fasclemun, Vorcaremosı 
wogen) 


MAPU-Partei/Arbeiter und Bauern 
Bewegung der revolutionären Linken 


Budapest, 26. August 1974 . 


Die Situation in Chile und die Aufgaben des 
Widerstands (aus einem Bulletin des MIR) 


Die Gorlie-Diktatur in Chile ist seit kaum. 
. und schon 
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Der Hal gegen die Diktatur hat nicht 
nur tiete Wurzeln in der Arbeiterklasse, 
Sondern entwickelt sich auch in jenen 
vorıslen Saktoren, die bis vor wenigen Mo- 
aten die Junta unerıtünzt und bejubelt 
hatten. (..) 

Die Unzufriedenheit mit, der Politik 
‚der Diktatur, die zuerst in der mittleren 
und Kleinen Mandel und Industriebour: 
‚geoisie entstand, weiter sich jetzt aus 
Aut Sektoren der rochsnän: 
igeren Grolinduntrie, die traditionell 
Auf die Produktion von Gütern für den 
Volkskonsum auf dam inneren Markt auı 
gerichtet war Diem Sektoren sind; In 
Miner Krise, seit de Infatian sogar nie 
tifft, indem sie die Produktionikonten 
erhöht und vor allem den inneren Markt 
auf ein Minimum einschränkt, in sinem 
Moment, wo die Politik der Regierung, 
de mul die Aufhebung des Protektlonie, 
mus gerichten int, denen Baktor wehrlon, 
Ih gegenütser ser geträfigen Konkurrenz 
der grüßen nationten und ausländischen 


Den Punsch Mtiarı in praktisch heine 
dere Banin min eine Minderheit von 
Grodkaptaiisten und de Anwendung von 
Terror und bewaltneter Unterdrückung 
geblieben. Noch nie zuvor gab en ın Chile 
Kin 10 beeite gmeilichaftliche Krafı we 
de, die sch heute der Taschitischen 
Meiinanpenta enıgegenn 


Die Aupbe ci Mfant in, dam 
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dies Millionen von Kämpfern vereinigt im 
Widerstandikampf und ım Zusammenstoß. 


iktatur nicht ın der 
Lage war, die Linke und die mwolutio- 
ndren chilenischen Organiestionen zu ze 
Schlagen, die In der itegalitit die Avant 
Hurce einer breiten Wigerstandıbewegung 
Organisieren, so it dach die Kanal! 
derung und Entwicklung diesen Prozeien 
nicht Veicht und könnte durch die harte 
Reprenslun gogen elle. die fa die Freiheit 
Kampten. verlangaaent werden. 

Die Entwicklung und Vereinhei 
chung dar Widerstandubewegung wird auch 
von schädlichen und unfruchtbaren u 
onen einiger Teile der _ wraditionelien 


Strömung von Frei (Führer der christde- 
mokratischen Partei, unterstutzie den te 
schistischen Putsch -- Anm. AK, die auch 
wenn sie in Widerspruch. zur Diktatur 
ohen, deshalb» nicht aufhören, sich — 
Versteckt hinter einem doppetzungigen und 

jschen Verhalten — jeder Art 
von Portschritt und Stärkung der revolu- 
ondren Bewegung der Werktitigen zu 
Widersarzen 


Die zunehmende Entwicklung von 
Komitees der Bewegung dev Volksmder 
Ntandı während der letzten Monate zeigt. 
daR die Arbeiterklame und die chilen) 
Volkamansen rotz der erhaltenen biutigen 
Schläge eine. Kampfonn 

halten, die se al 


Am 


heit, mit der die Werktätigen unsere Pro 
aufnahmen 
995" Wendperalen und hast verit 
Sowohl von umerer Partei 
0 von den Widerstondikormiiee. kamen 
Gesell hin und riefen de Artiterklmne 
UT zu einem entschlowenen Kamp gegen 
0 Diktatur, zur Orgeniwerung einer un 
mittiberen Mobiinierung Tu die Ehe 
ung der Löhne und zur Vervieitschung 
und täckung der Widerstandakormiten 


Angesichts dieser inneren Situation, 
$e hervorgerufen st von den Folgen der 
Wirtschaftäkrise für die Arbeiterklane, an: 
‚gesichts einer entichlossenen Ablehnung 
er Diktatur durch die Massen; unge 
sichts einer immer ungewisseren interna- 
onalen Situation — beginnen sich inner 
halb der herrschenden Klasse Panik, Ver 
wirrung und Widersprüche bemerkbar zu 
machen 


Das konomische Modell der Diktatur 
und die. ‚aoriie Marktwirtschaft” bricht 
Unter dern Druck der türchterichen weit 
Wen Inhation zusammen, 10 daß heute 
‚09er die „konservatinten” Saktoren in 
SER Saar den „Mercure“ (grodbargerl 
Che Zeitung. di en vechten Oiistdemo 

un nahtsteht und nach dem Putsch 
inzie Zeitung nich verboten murde 
5 Am AR, und In amtlichen Anden me 
Bourgeois” hart die eine 
or der Skonormlchen Modi. die 
Wioderfersteitung ae Kontoiimechsnis 
(men ar die Proie und die Aufsechterhal 
Yung von Sehutzzölen wünschen, ohne 
Sen guter Til der nationalen Industrie 
Indem Untergang verurtait nt 

"Diener Karmpt zwischen verschiedenen 
burgertichen Saktoren und woge, innerhat 


- ats verschärft sich 
Tag für hr Yon seinem Ergeenis hängen 
$@ Möglichkeiten der Diktatur ab, für 
kurzere Oder Jüngere Zeit den wachsenden 
Widerstand der Arbeiterklasse und der 
Volksmasson aufzuhalten. 

Zu den wirtschaftlichen Problemen 
‚kommt die Tatusche, daß praktisch kein 
and, nicht einmal die UBA, bereit I, 
Kradie zu gewahven 17 „, Ann, Ak, 
und dal nicht einmal «ie Privataktiondre 
daran interensirt und, in einem Lande 
zu Investieren, in dem die Brut 
und Blindheit der Diktatur eine 
Polliche Krise und unkontrollierbare In 
Hatlonıraten ankundigt 

Im Übrigen wird die Internationale 
Stellung der chilenischen Gorils-Dikıatur 
von Tag zu Tag unhaltbarer — in dem 
Mal, wie in «der Weit mit mehr Beingen 
ö0 bestialisuhen Verbrechen und das 
Ausmall der Unterdrückung durch die 
Diktatur bekannt werden, und In dem 
Mal, wie diene Reslıll nicht nur von den. 
evolutionären oder von der Linken be- 
mätlgt wird. sondern auch von „unver 
Jschigen "und weh iondnen ausländischen 
Üournalimen und Beobachtern 

In Lateinamerika har die Gorille-Dik 
tatur nur num braullanischen Subimpari 


CIA und Chile 


Nach „einem streng geheim („top 
secret”) eingeordneten Bericht "des 
CIA-Chefs William Colby hat der US- 
Geheimdienst für legale Aktionen 

‚nidad-Popular-Regierung 
Allender ca. 20 MI DM umperche 
net für mibveraive Zwecke verwen. 


1 und rd 
nchkomem "von. vopnnenaten 
„VierzigerKomitee", dem 
minister schon 


nenne 
ien „Schweinebucht- 
Aktion” gegen die kubanische Revo- 
Iution zu verbessern. 

Enthüllungen des Journalisten An- 


derson schon vor mehr als 
zwei Jahren ans Tageslicht ge- 
bracht haben: Daß der CIA 


US-Konzern FIT) schon die Bestät 
gung der Wahl Allendes durch den 
Chllenischen_ Kongreß im Oktober 
1970 durch anzierung des Ter- 
rors faschistischer Gruppen, Abge - 
Ordnetenbestechnung usw. zu hiier- 
treiben versucht hatte4,ITT-Doku - 
mente”), Neu hinzu kommen offiziel- 
ic Aussagen über die Wühlarbeit des 
CIA schon mehrere Jahre vor Allen 
des Wahl 1970 und in den Jahren 
1971, 1972 und 1973. Diese Wühl- 
arbeit hat dann zum endgültigen 
Sturz der Unidad-Popular-Regierung 
und der faschistischen TerorsJunta 
geführt. 

Die Aussagen Colbys legen nat 
lich nur einen kleinen Zipfel des 
Umfanges dieser Wühlarbeit offen. 
Doch auch diese Angaben sind nicht 
uninteressant, bestätigen sie doch 

'z klar, wie richtig die Analysen 
Ser antumpenalistischen linken und 
kunnnelelanun ne voor das 
verbrecherische Wirken des 
Bet 
Tehlgeschlagener Prisigentenkandite. 

nn 
tur gegen den Christdemokraten Frei 
war'der CIA hinter den Kullsen mit 
von der Partei, Aufgrund der Aussa- 
gen Colbys berichtete die „New-Yark 


alımun uhd zum Chat, aller Gorlin, 
Onnerel "Stromner (Minärdiktator In 
Paraguay = Anm. AK} gute, Bezlehun 
Gen. während die Beziehungen zu Venn- 
Toni. Kolumbien, Pau und Verschiegeran 
Anderen Ländern uch sändig verschlech 
vom 
wenn sera ci imermatonsie 
Dewegung zur Ablehnung der Junta Immer 
braier A3WOhl auf Manenabens, a wch, 
wa he Ponitionen der Rogierungen an 
Pate) 
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tandıkomitoen dargestellt wird - Mawen. 
Organe, um die Diktatur zu bekdmplen, 
Aber die Entwicklung den, Widerstandh 
(den Protetarlaıı und des Volks seht heute 
rw Winderninsen gegenitser. dee unbe, 
&ngt überwunden waren munsen. Es be 
itehen alte wektiererche Erscheinungen 
in einigen Teilen der wradhtioneien Lin 
Kon wetter. die di Bildung der Politischen 
Front und der Widerstandibsewegung wer 
tögert han. Die Politische Front In an. 
gesichte der Entmicktung der Widerstandh, 


Times” Anfang Septernber im einzel- 
nen: 
Bereits 1970 seien über I Million 
DM vom Kissinger-Komiteo dem 
CIA zur Verfügung gestellt worden, 
‚damit er in den Wahlkampf „eingrei: 
fe". 


Die gleiche Summe sei schon 1968 
zur Vorbereitung des Wahlkampfes 
gezahlt worden, 
Nach der Wahl Allendes und vor 
‚seiner Ernennung durch den Kon- 
greß seien nochmals knapp I Million. 
zur Bestechung von Abgeordneten 
usw. ausgegeben worden. 


Für sogenannte „Entstabilisi 

rungsunternehmen””seien in den 
Jahren 1971, 1972 und 1973 vom 
Komitee 12 Millionen DM bewilligt 
worden, (Zur Finanzierung faschist 
scher Gruppen, Versorgungs, streiks 
der Unternehmer, für Sabeläge: und 
Terroraktionen, Falschgeldeinschleu- 
sung zur Anheizung der Inflation und 
Zerrüttung der chilenischen Währung, 
Subventionierung _ rechtsradikaler 
Rundfunksender und Zeitungen usw) 

Bei den Kommunalwahlen von 

1973 habe der ChA noch einmal 
3,5 Mill, extra erhalten, 


= Kurz vor dem Putsch waren im 

August 1973 2,5 Mill, bewilligt 
worden 

Colby berichtete voneiner Summe 
von insgesamt 20 Mill. DM. Auch 
wenn man berücksichtigt, daß diese 
Summe nur ein Bruchteil der tatsich- 
liche aufgewendeten Beträge ist, da 
in aller Regel bei Aussagen vor par- 
lamentarischen „Untersuchungsaus- 
schüssen”” gelogen wird, was gute 
Holzbalken halten, ist dies eine recht 
hohe Summe. Denn der „New-York- 
Times” zufolge sind die Dollar auf 
dem schwarzen illegalen Devisen- 
markt in chilenische Escudos umge- 
tauscht worden, so daß dem CIA in 
Wirklichkeit nicht 20 Mio. DM, son- 
dern das schtfache (I), also über 150 

En 


den 


by über weitere auf Ve 
lassung des CIA wie. eg 
boykott-Politik, Nichteinhaltung von 
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Dar Kampf gegen die Diktatur, die 
Stärkung der Widerstandabewegung des 
Volkes," die Merstellung der Politischen. 
Front, die Verviellochung und Entwick. 
tung der Widerstandskomitmes und der 
Hegsien und halbtegalen Organhationen fs 
Sen. Widerstand, erfordern die "Aktions- 
unheit um eine Plattform für den Kampf, 
um taktische Abkommen für den, 

und für de Organisierung zwischen 
volutionaren Linken, der traditionellen 
Unken und einigen Saktoren der Christ 
demakrätie, die mit dem raktlonaren a, 


(0 Akulonminheit dert jdoch ‚se 
unabnängige Poltik des chilenischen Pro. 
Het weder ver. noch behindern, Wi 
And scher a ge Mindernune, vor denen 
An das Promi Im Pros des Zu 
smmenichlumen der Wdertandhktäfte 
Mehı, In Kurzer Zei @erwmunden warden 
Kohn 

Waro Zu, wen Kurzumachen, un 
Inder Tag Verzögerung in der Oyerwin 
dung dien Winsen nut menschlichen 
en. "Morde. Folen, Verhaftung, 
Arlanstangkeit, Hunger und. Not zu 
Aalen u Nr ch der Ovenvandung 
ner Yindernu können da Prottri 
und” Shnicnen, Volumen hen 
Kamot mat größerer Zuverment In den & 
genen Sing Formaizen und de Führung In 
Eder siandwgungerounn g, 


Morimento de Inquerda 
Reroluciomaria (NIR) 
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CHILE- SOLIDARITÄT 


Forts. CIA und Chile 


Kreditzusagen, Beschlagnahme chile- 
nischer Konten im Ausland usw.) 

Di US-Nachrichtenmapazin 
„Time” berichtete Mitte September 
des weiteren, daß größere Teile dieser 
ClA-Gekder nach Santiago durch die 
jVermitung  christiemokratscher 
Partei ‚uropa“ eingeschleunt 
wurden. Das bezieht sich vor allem 
auf die CDU/CSU, die an der Grün 
dung und Ausrichtung der chllenk 
‚schen Christdemokratie nach eigenen 
Angaben direkten Anteil hatte. An 


‚den Händen von Strauß, Kohl, Dreg- 
ir, un, klebt indirekt ao sbenso 
Blut der chilenischen Arbeiter- 
klasse wie direkt an denen der fa- 
schistischen Generäle in Chile selbst. 
Colbys Bericht kam ans Tages- 
licht durch einen Brief des Abge- 
ordneten Harrington der demokrati- 
schen Partei, der seit längerem die Po- 
itik der (derzeitig republikanischen) 
US-Regierung und insbesondere des 
CIA kritisiert. In diesem der Presse 
zugespielten Brief wurde über die 
Aussagen Colbys im April 1974 vor 
einem Senatsausschuß berichtet. Da- 
mit ist die US-Regierung wieder ein- 
mal zahlreicher Lügen überführt, die 
sie bisher offiziell über ihr Verhältnis. 
zur Allonde-Regierung verbreitet hat- 
ie: Einige Beispiele für diese Lüge: 
Im Februat 1973 erklärte der da- 
malige CIA-Chef Helms vor einer 
scheimen Sitzung. des außenpoliti- 
‚schen US-Senatsunterausschusses un- 
ter Eid, daß alle Berichte über Ver- 
wicklungen des CIA in Chile völlig 
falsch seien. (Zur gleichen Zeit liefen 
die Vorbereitungen des Putsches auf 
Hochtouren!) 
Einige Erklärungen gleich nach 


Äthiopien 


dem Putsch 
.@ Der frühere US-Botsch 
ie. Kony 

„Die USA haben nie versucht, ein 
einälges chllenisches Parlamentsmit- 
lied unter Druck zu setzen, zu be- 
einflussen oder zu untergraben. 
® Der frühere Chef der Abteilung 
‚Lateinamerika des US-Außenmini- 
rlums, Charles Meyer: 
„Wir haben keine Stimmen g 
kauft, keine Kandidaten finanziert, 
keinen Putsch propagiert. 
© Harry Shlauderman, Chef der „in- 
teramerikanischen” Abteilung "des 


ter in Ch 


WS-Außenministerlums 

„Wir hatten nichts mit der poll- 
tischen Destabilisierung in Chile zu 
tun.“ 

‚@ UndKissinger selbst behauptete im 
September 1973 vor dem US-Se- 
natsausschuß für Außenpolitik. 

„Der CIA hatte nach meinem be- 
sten Wissen und Glauben nichts mit 
dem Putsch zu tun.“ 

Dabei kontrollierte und billigte 
Kissinger über das „Vierziger-Komi- 
tee“ nicht nur die unmittelbaren 
CIA-Einsätze in Chile selbst, sondern 
hatte nach Allendes Wahl 1970 per- 
sönlich die Leitung und Überwa- 
chung des weltweiten Wirtschafts- 
boykotts gegen Chile übernommen. 
(„FAZ“ vom 16,9.74) 

Nachdem durch die Aussagen Col- 
bys die US-Regierung der systema- 
tischen Lügen nicht nur gegenüber 
der Öffentlichkeit, sondern sogar der 
eigenen Parlamentsausschüsse über- 
führt worden war, unternahmen Kis- 
singer und Ford Rechtfertigungsver- 
suche, die eine einmalig offen aus 
sprochene Verhöhnung des Selbst! 
stimmungsrechtes aller Völker dar- 
stellen. 


2) 


Kaiser abgesetzt — jetzt: Weg 
mit der Militärdiktatur 


Am 12. September wurde der Kaiser 
von Ai . Haile Selassie, von 
‚den Militärs für abgesetzt erklärt und 
festgenommen. Dieser mittelalterliche 
Potentat, in dessen Land Hunderttau 
sende allein im letzten Jahr an Hunger 
starben, und der ein Vermögen von 
t 10 Mrd. Dollar sein eigen nannte, 
t jetzt in einer Hütte im Bereich 
einer Kaserne. 
Etappen 
waren. 
© am 22. Februar beginnende De- 
monstrationen und Streiks von 
Studenten und Teilen der Werktäti- 


dieser Entwicklung 


gen; 
© am 26. Februar die Revolte der in 
Eritrea stationierten 2. Division 


(im Eritrea operient seit 
ine nationale Befreiungsbe- 
wegung), die sich zu einer Revolte im 
‚gesamten äthiopischen Militär auswer 
tete; 

© die darauf folgende Bildung der 

Regierung Makkonen, die großz0- 
sise Versprechungen auf Lohner- 
höhungen, Bodenreform etc. abgab; 
© die Verhaftung zahlreicher Politi- 

ker, schließlich auch die Abset- 
zung und Verhaftung von Makko- 
‚nen und am 22. Jul die Ernennung 
von Imru zum neuen Ministerpräsl- 
denten, 

Nächstes Ziel war der Kaiser selbst 
Sein Sturz wurde politisch deologisch 
wa. durch die Unthüllung vorberei 

‚tet, daß er ein Privatvermögen von 
gut 10 Mrd. Dollar (auf ausländi- 
schen Banken) besitzt. Plakate zeig: 
ten auffder einen Seite einen vor Hun- 


ger verreckenden äthiopischen Bau- 
ern, auf der anderen Seite war der 
Kaiser beim Füttern seiner ‚kostba- 
ren" Hunde mit großen Fleischbrok- 
ken zu sehen. 

Der Sturz von Haile Sehaie 
besiegelt, als am äthiopikchen New 
jahrsfest (11. September) Pattiarch 
Teowophlos (Chel der einflußreichen 
äthiopischen Staatskirche) die Obli- 
‚chen schleimerischen Sprüche auf den 

und stattdessen 
ie große revo- 
die von den 
Streitkräften geführt und vom Volk 


unterstützt wird”, herabwünschte 
Die führenden Militärs sehen aller- 
dings ihre Aufgabe nicht nur darin, 
das mittelalterlich-rückständige Ge- 
sellschaftssystem Äthiopiens umzu- 
wandeln in einen ‚modernen’ kapit 
listischen Staat (die Hauptparole der 
Militärs heil hiopien über alles’), 
sondern auch in der Unterdrückung 
‚jener Teile der Arbeiterklasse und der 
Intelligenz (Studenten u.a.), die die 
versprochenen Reformen — Boden- 
reform, Reform des Gesundheitswe- 
ustizreform, Kampf gegen das 
Analphabetentum  — einlösen und 
'ntwicklung in eine konsequei 
demokratische Richtung vorantrel 
ben wollen, 
$o hat dus Militärregime generell 
Demonstrationen und Streiks verbo. 
ten - auch wenn ex zeitweise die 
m genehmen Demonstrationen ge 
gen den Kaiser trotzdem zuließ, 
« „Dagegen setzen sich die Gewerl 
schaften ein für eine „ Volksrepublik”, 


* scheidus 


‚So erklärte Kissinger zynisch, die 
USA habe durch das Eingreifen’ des 
CIA die position gegen Allende 
a pn a An 
der Demokratie beizutragen”. Ford 
befürwortete auf seiner zweiten Pre 
sekonferenz den CIA-Chile-Einsatz 
mit folgenden Worten: „Die Aktivi- 
‚tät desCHA in Chile ist di Intwort auf 
‚Bemüheı ‚Allendesgewesen, oppositio- 
nelle Massenmedien, sowohl die 2 
schriebene Presse als auch die elek- 
tronische Presse (Rundfunksender| 
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zu zerstören und oppositionelle poll. 
sche Partelen zu keritören.. 


darum gegangen, bei der Erhaltung 
der Oppositionspresse und der Op, 
#itionaparteien mitzuhelfen. Ich 
ke, daß das im besten Interesse 
Menschen in Chile ist und sicherlich 
guch in unserem besten Interesse.” 
Angesichts der Tatsache, daß Al- 
lende , (leider!) ständig auf dem 
friedlichen”, _ „demokratischen” 
Übergang zum Sozialismus unter 
Wahrung der vollen Rechte der Oppo- 
sition (und damit der faschistischen 
Konterrevolution) bestanden hat und 
bis zuletzt noch nicht einmal gegen 
den Terror der offen faschistischen 
Organisationen und ihrer Hetzblätter 
vorgegangen ist, die Junta dann alle 
demokratischen Rechte in einem 
Blutbad ertränkt hat, angesichts die-, 
ser Tatsachen sind die Erklärungen 
Fords und Kissingers (,Friedensno- 


belpreisträger” übrigens) nackter 
Zynismus. 
Ford weiter: „Ex ist eine aner- 


kannte Tatsache, daß in der Ge 
schichte und Gegenwart solche Ak- 
tionen (des CIA) im besten Interesse 
der betroffenen Länder unternom- 


für die Abschaffung der Monarchie 
(die Militärs haben einen kränkli- 
chen Sohn von Haile Selassie zum 
Marionetten-,‚Kaiser” ernannt ), sofor- 
tige Versammlungs-, Vereinigungs-, 
Demonstrations- und Streikfreiheit. 
Am 24. September wurden der 
Präsident und der Generalsekretär 
des äthiopischen Gewerkschaftsbun- 


Die CELU rief daraufhin zum Gene- 
ralstreik auf. Dieser wurde aber, falls 
die Berichte der bürgerlichen Presse 
zutreffen, „kaum befolgt” („FR" 
vom 26.9.) Eine Rolle dürfte dabei 
sicher spielen, daß die Gewerkschafts- 
führer unter dem (möglicherweise so- 
gar durchaus zutreffenden!) Vorwand 
verhaftet wurden, „‚eng mit dem al 
ten Regime unter Kaiser Haile Selar- 


Island 


men ‚oarden und werden Auch im 
2 sen geheime Operatio- 
nem des CiA möglich sem 7 
Damit erklärt Ford die Wühlarbeit 
des CIA, die zur Errichtung zahk 
reicher faschistischer Regimes In vom 
Imperialismus abhängigen Ländern 
geführt hat, nicht nur zum Bestand- 
teil der US-Politik, sondern auch 
noch als Dienst „zum Besten des 
jeweiligen Landes 
CIA-Chef Colby 


Deutsche CI 


erläuterte die 


- Kolonie, 


sie nicht billigten. 


stützen versucht, 
Hunderte von deuts( 


Stand. 


Helfershelfer der Faschisten 


Der Bischof der evangelisch-lutherischen Kirche in Chile, Helmut Frenz, 
hatte sich nach dem Militärputsch als Leiter des Flüchtlingskomitees der 
Kirchen undanderer Organisationen für die unter der Allende-Re; 
in Chile lebenden politischen Flüchtlinge aus ganz Lateinamerika ein- 
gesetzt. Unter Frenz' Leitung gelang es dem Komitee bis zur Beendi- 
gung seiner Arbeit Anfang dieses Jahres, rund 5.000 dieser Flüchtlinge 
zur Ausreise in verschiedene Länder zu verhelfen und sie damit aus den 
faschistischen Folterkammern Pinochets zu befreien. 

Damit zog sich Frenz die Feindschaft der 25.000 Mitglieder seiner 
Kirche zu, die sich vor allem aus deutschen Großgrundbesitzern und 
Industriellen zusammensetzt. Diese christlichen Herren hätten lieber ein 
Blutbad an den politisch Verfolgten gesehen, denen Allende Asyl ge- 
ährt hatte und warfen Frenz „Unterstützung von Marxisten“ vor, die 


wollen diese sauberen Christen verhindern, daß Frenz. 
als ein Präsident des kirchlichen „Rriedenskomitees” politisch 
verfolgtenChilenen und deren Angehörige Juristisch und sozial zu unter- 


hstämmigen Lutheranern haben Frenz deshalb 
in den letzten Wochen in Zeitungsanzeigen in der faschistischen Junta- 
presse zum Rücktritt und zur Rückkehr nach Westdeutschland aufgefor- 
dert. Mit Unterstützung der Junta-Generäle durften 
bestehende Versammlungsverbot hob der Innenminister eigens dafür 
auf — die faschistischen Lutheraner im September sich in Santiago einen 
‚„Kirchenvorstand“ wählen, der nur aus erklärten Gegnern Frenz' be: 


sonen „und sinige poltiche Schlü. 
selgruppen zu beeinflussen" Dabei 
hätte „die Operation in Laos be- 
trlchtliche Summen gekoite 
/edoch billig im Vergleich mit ande: 
ren Möglichkeiten des Binsatzen.” 

mit erklären die US-Imperia- 
listen offiziell, daß sie mit. allen 
Mitteln zu verhindern versuchen 
werden, daß es in irgendeinem Land 
im Einflußbereich des kapitalisti- 
schen Westen zu einer ihnen nicht 


jerung 


das ansonsten 


weitere Strategie seiner Organisation 
in Zukunft am Beispiel der seinen 
Angaben nach „bisher erfolgreichsten 
‚seheimen CIA-Operation”, dem Ein- 
greifen in Laos; „Die USA haben es 
als wichtig angesehen, daß ein Land 
‚gegenüber den USA seine freund- 
schaftliche Haltung beibehalte und 
nicht von feindlichen Kräften über- 
nommen werde. An Stelle des Ein- 
satzes militärischer Stärke der USA 
und ungeheuren Anstrer ver 
‚suche der CIA, einige Schlüssel-Per- 


die ausammengearbeiter au ent: 
Gi Offensichtlich ist Kre 

it dieser Gewerkschaftsführer in der 
‚Arbeiterklasse so gering, und anderer- 
seits das Vertrauen in die „Fort- 
schrittlichkeit” der Militärs so groß, 
daß dieser Angriff auf die organisier- 
te Arbeiterbewegung (denn darum 
handelt es sich in jedem Fal!) weit: 
gehend widerstandslos hingenommen 
wurde. 

Eine entscheidende Rolle spielt 
bei dep Ereignissen in Äthiopien der 
USimperilismus. Er unterhält in 
Au einen Militärsfützpunkt, 

Bedeu 
tung für die militärische Präsenz in 
dieser Region (Rotes Meer) ist, und 
dessen Bedeutung nach der bevorste- 
henden Wiedereröffnung des Suez- 


genehmen Entwicklung kommt. Wer 
jetzt noch als Kommunist die Arbei- 
terklasse auf einen wie auch immer 
gearteten „riedlichen” oder „parla- 
mentarischen” Weg zum $ us 
orientieren will, ist bestenfalls ein 
Ignorant, .der sich indirekt zum Hel- 
fershelfer der faschistischen Konter- 
revolution macht. . 


Chemiekomitee 
'KB/Gruppe Hamburg 


ei > 
hilfe‘ vom US-Imper us (und aus 


Israel) erhalten, diese ‚Milltärhilfe' 
wurde im August (also nach 
dem Machtantritt der Militärs im 
Juli) noch beträchtlich erhöht, Im 
Übrigen ist der „starke Mann” der 
Militärs, General” Andom, eng mit 
dem US-Imperialismus verbunden — 
wie auch sein Beiname „Held von 
Korea” (er hatte im Korei-Krieg auf 
Seiten der US-Aggressoren gekämpft), 
den ihm seine Speichellecker gegeben 
haben, signalisiert. Daneben Bibt es 
jedoch offenbar - vergleichbar der 
Lage in Portugal - unter den Mil- 
tärs, vor allem unter Soldaten und 
Unteroffizieren, wirkliche demokrati- 
sche Bestrebungen. . 


Statt „Fischereikrieg‘ jetzt „ausgewogene Lösung“ ? 


1972, also vor gut zwei Jahren, dehn- 
te Island den Hoheitsbereich seiner 
Gewässer von 12 auf 50 Seemeilen 
aus, um der drohenden Abfischung, 
vor allem des Kabeljaus, einen Riegel 
vorzuschieben. 

Die Fischerei ist für Islands Bevöl- 
kerung eine Existenzfrage die Wirt 
schaft ist zu ca. 80 % vom Fischfang 
bestimmt, Insbesondere Großbritan- 
nien und die BRD bestreiten durch 
Fänge vor Island einen nicht unbe- 
deutenden Teil ihres Fischbedarfs 

Daher versuchten schon damals 
und während der letzten zwei Jahre 
die westdeutschen und britischen Fi 
schereikapitalisten gegen diese 

des isländischen Parlament 
Zu intervenieren: durch Einschalten 
des Internationalen Gerichtshofs” 
in Den Haag und gezielte Provoka 
tionen vor Islands Küste, indem kon- 
zentriert Fischfangflotten dort ein- 
gesetzt wurden. Die Isländer reagier 
ten darauf mit dem Einsatz ihrer we 
nigen kleinen Küstenschutzboote, die 
den Raubbau an den Fischbeständen 
durch die großen ausländischen Traw. 
ler nach Möglichkeit einschränken 
sollten, z.B. durch Kappen der Fang 
ieize (siche auch den ausführlichen 


endgültiges Urteil, 
Die Haager „Weltrichter" fordern 
Island auf, „in gutem Vertrauen” mit 


‚den Kligern Großbritannien und BRD 
= eine „ausgewogene Lösung“ zu fin 
den („NZ" vom 26,7.74), Glelchzei 


tig wird Island das Recht abgespro- 
chen, seine Hoheitsgewässer von 12 
auf $0 Meilen auszudehnen und diese 
gegen den Raubbau der westdeut. 
schen und britischen Konzernflotien 
zu schützen. 

Der Verband der deutschen Hocı 
seefischerel hat den Spruch mit G 
nugtuung zur Kenntnis genommen 
Verständlich — denn damit sind dı 
ren Profitinteressen „höchstrichte‘ 
lich“ legitimiert. Woher allerdings 
soll die isländische Bevölkerung das 
„gute Vertrauen“ gegenüber den 
Fischkapitalisten nehmen, die nach 
wie vor ohne Rücksicht auf die Exi- 
stenzgrundlage Islands die Fischbe- 
stände ausplünde: 
dazu noch die schwache Verhand- 
hungsposition des kleinen Island ge- 
‚genüber den EG-Imperialisten Groß- 
britannien und BRD, »o mutet das 
Haager Urteil reichlich aynisch an. 


Zuckerbrot und Peitsche 


Als Island seine Territorlalgewäs 
sor ausweitete, war damit ein Schritt 
zu größerer wirtschaftlicher Eigen 


konnte taw. wollte 
fand bei den EG-Kapitalisten 
lich keine Gegenliebe. Handfeste Dr 
hungen wurden ausgesprochen, wie 
erst vor kurzem durch Dänemark an 
läßlich der Absicht Islands, die 200 
Seemeilen-Grenze einzuführen. Dänc- 
mark droht nun mit Gegenmaßnah- 
men der EG, aus denen der „größte 


Fischereikrieg“ entstehen könnte. 

Und das Zuckerbrot? Ialand w 
den niedrige Einfuhrzölle im EG- 
Rahmen und bereits fertig vorliegen- 
de Verträge über Absatamöglichkei- 
ten für Fisch in der BRD angeboten. 
Diese Strategie zielt auf eine Bin- 
dung Islands an den europäischen 
Markt, 

Inzwischen sieht es so aus, daß 
die EG-Kapitalisten damit Erfolg zu 
haben scheinen, Die neue Regierung 
unter Führung der Konservativen 
steht den EG-Plänen entschieden,auf- 
geschlossener“ gegenüber als die alte, 
von den Linken gebildete Regierung, 
Das wird anhand des Programms dei 
neuen Regierung deutlich, in dem eı 
heißt, Island werde den USA ge 
ten, ihren strategisch wichtigen Stütz- 
punkt Keflavik auf der Insel deizube- 
halten. (Die alte Regierung hatte dem- 
‚gegenüber gezielt die Diskussion über 
die Kündigung dieses Stützpunktes 
aufgenommen.) Die Konservativen 
wollten zwar die Hoheltsge wässer auf 
200 sm ausdehnen, wobel aber die 
Fangrechte für Großbritannien und 
BRD noch völlig offen sind, d.h. daß 
hier für die EG günstige Entscheidun. 
gen zu erwarten sind, Abschließend 
bleibt festzustellen, daß die Higen- 
ständigkeitsbestrebungen Im isländi- 
schen Volk durch die „Koope 
bereitschaft"" di 
gierung mit den EG-Kapltalisten einen 
ernsten Rückschlag erhalten haben. @ 


Auffangzelle 
KB / Gruppe Bremerhaven 
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‚Forts, Mittelmeer/ Nato 


Tatsichlich, 
dem Vorw 
der NA’ 


den grochichen «ann 
sitionen der NATO im Mittelmeer 
zu stärken undaus 


it 09 darum, unter 
einer 


im 

mach aid der NA 
"zugunsten Imperialisten, vor 
des deutschen und französ- 
Imperialismus, zu verschieben. 
Griechenlands Außenminister Ma- 
wros besuchte am 5./6. September 
Paris, am 9./lo. September Bonn, 
und danach war er bei der BG-Spitz. 
in Brüssel. In Paris sagte Mavros 
„Die Anwesenheit Buropas in der 
Welt ist unerläßlich und sein Schlck- 
sal kann nicht von Moskau und Wa- 
Ahington gestaltet werden”, „Wir 
hören zu Buropa und sind’ für 
ewropdische Integration”. In lonn 
sagte Mavros u.a. Griechenland 
„habe die Absicht, an der Geltend- 
machu r Interessen im 

rüber den bei. 
ten mitzuwirken” 
(eit, nach „PAZ" vom 1.9.74), 


Diese Äußerungen zeigen sehr 
deutlich, in welcher Weise die Kara- 
manlis-Regierung die „europllische 
Karte” auszuspielen beabsichtigt 


Diese Politik wurde von bürger 
chen Kommentatoren als eine Art 
von „Gaullismus” bezeichnet (auch 
Frankreich ist ja aus der militärischen 
Integration der Nato _ausgeschie- 
den), Karamanli, hat im übrigen 
sein langjähriges "Exil" gerade in Pa- 
His verbracht, die Beziehungen der 
neuen Regierung zur französischen 
Bourgeoisie sind relativ eng, Frank- 
reich hat sich im Zypern-Konflikt 
klar auf die Seite Griechenlands ge- 
— während sich die westdeut- 
rung betont, neutral”'ver - 
ick auf die seit Kaiser Wil- 


NATO das Gewicht 


helm „traditionell guten deutsch- 
türkischen Bezichungen”); der tür- 
kische Minister 


räsident hat sich in 


„ausgewo- 
Haltung” (keine Verurteil 
er" rklschen Invason!) bedankt 
it. „FAZ" vom 4.9.1974), 


träge für 1 
© (etwa 700 Mio. Mark)! 
keineswegs ai Entfernen Onecher 
ntfernang Gnechen- 

lands aus der „westlichen Verteidi- 
Ingsgemeinschaft” ansteht, sondern 

r Weise ir eine noch 

stärkere Bindung an diese. Dies wird 
u.a. auch daran deutlich, daß Grie- 
chenland im Oktober erstmals seit 
„1967 (!) wieder an einer Tagung 


ies NATO-Parlaments” (in London) 
teilnehmen wird. 
‚Auf Bitten der Regie- 


rung hin hat die Tagung der EG-Aus- 

jenminser am 17, September On 

am iederamäheru 
al ana. Ortung ut 

Auf Bitten der 

rung hin hat die Tagung der EG-Aus- 
jenminister am 17. September Grü- 
nes Licht für die Wiedermmnäherung 
an die BG gegeben. Griechenland hat 
seit 1961 "ein Asoziierungsabkom- 
men mit der EG (EWG), dies wurde 
aber nach dem faschistischen Putsch 
eingefroren”. „Eingefroren” wurde 
amt auch eine nicht voll ausgezahl- 
e Finanzhilfe von. 140 Mio. Mark, 
die nun wahrscheinlich der Karaman- 
isrRegierung zur Verfügung ichen 
wir 


Antrag auf Vollmitgliedschaft in 
‚der EG soll, nach Angaben der grie 
Ahischen Röpierung, ers. nach er 
Durchführung ‘freier’ Wahlen gestelk 
werden (die wiederum: u. he 
Hebung des Kriepszustandes, nac 
Ba ne desagn 
sollen). Offensichtlich sind die DRD- 
Imperialisten (und Imperialistı in 
derer EG-Staaten) ar aid. 
nicht für eine volle In 
‚schaft Griechenlands, vor allem wohl 
wegen der Komplikationen, die 
von dem stark auf den Export 


jechischen Regie- 


Auf den erster pricht 
dieser "Mini gi 
tisch-miliär rien 


‚chenlands aus der Sicht des BRD-Im- 
perialiimus, noch entspricht er den 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die 
die Karamanlis-Regierung von den 
übernommen hat: wirt- 
liche Stagnation, die höchste 
jonsrate in Europa (35 ® im 
rühjahr 74), ein Zahlungsbllanzde- 
fizit von wahrscheinlich 800. Mio, 
US-Dollar in diesem Jahr. 

Die griechische Regierung hatte 
ihre Kreditwünsche auch weit höher 
angesetzt — es wurde von Roo Mio, 
Dollar (mit 2ojähriger Laufzeit) als 
Wunschvorstellung gesprochen. M. 
ros untermauerte das mit der Erkik- 


rung, die Regierung Karamanl 
"die letzte Chanel ‚die griechk- 
‚sche Bourgeoisie!); diese scheh- 
tere (z.B. an den schaftlichen 
Schwierigkeiten), so würde Grlechen- 
land,„unverantwortlichen Kräften an- 
heimfallen”, Die „Mld" (vom 23.7. 
74) brachte das auf die Formel eines 
neuen „Marshall-Planes” für Gri 
chenland «und Portugal). „Wi 
müßten „den Griechen und Portugie- 
en red A TERRY, ‚denn 
sonst „t wi lem Kommu- 
nismus in die Arme”, 


Warum also trotzdem nur ein so 
ishie geringer Kredit der BRD für 
die Karamanlis-Regierung? 

Zum einen soll füer olfendar poli- 
tischer Druck auf die griechische Re- 
gierung wegen der NATO-Stützpunk- 
te ausgeübt werden — zuerst eine 
relativ 'kleine” Anzahlung, weitere 
Kredite nur bei Wohlveralten. Die 
westdeutsche Regierung übernahm 
5 in besonderer Weise, Mavros bei 
seinem Besuch in Bonn in diesem 
Sinn zu bearbeiten. So pries Gen- 
scher gegenüber Mavros in höchsten. 
Tönen die NATO, „deren Bestand 
die Sicherheit Europas garantiert und 
daher wesentliche Grundlage unserer 
eigenen Außenpolitik und eng auch 
mit dem europäischen Aufbauwerk 
verbunden ist”. Er se, sagte Genscher 
weiter, überzeugt, daß die Gespräche, 
zwischen ihm und Mavros „dazu die- 
nen werden, die europälichen und 
eilantuchen Gemeinsamkeiten zu 
verdeutlichen”. _ Erpressung nennt 
man das gewöhnlich. 

Ganz Ähnlich arbeitete und arbei- 
tet die westdeutsche Regierung übri- 
wens auch mit Ihrem Mllardenkredit 

r Italien, der von der Italie: 
„mit innen und 


1 


apringe Höbe des wendeutuchen Ka“ 
Its an Griechenland könnte darin 
bestehen, daß die Kreditvergabe an 
Griechenland im wesentlichen. 8 © 
meinsam von den Imperialisten 
lant ist (über die EG und über 
iternationale Institutionen, an de- 
nen auch die USA beteiligt sind) — 
im Sinn einer gewissen Teilung des 
litischen und wirtschaftlichen Ein- 
lusses, dervon solchen Krediten aus- 
‚cht. 


‚Ohne daß die NATO-Stützpunkte 
in Griechenland schon ‘verloren" 
sind, haben sich die US-Imperialisten 
‚nach neuen Stützpunkten umgesehen, 
die vor allem in Italien angelegt wer- 
den sollen. 


Italien ist, wie die Karte zeigt, 
schon heute mit NATO-Stützpunk- 
ten übersät, mit Abschußrampen für 
‚Atomraketen, Flottenstützpunkten, 
Stützpunkte für Atom-U-Boote, Mi- 
ha fen, ‚Radarstationen und 
Nachachub-Einrichtungen. 

Nachdem die he Regie- 
rung den Austritt aus der NATO be- 
kannt gegeben hatte, nahmen die 
USA in den nichsten Tagen und Wo- 
chen ständig provokatonsche Trup- 

n- und Schiffsbewegungen sowie 
Mandver auf und, zwischen ihren 
Stützpunkten vor. Hier einige. Mel- 

I Und" vom 17.8: Der 
Kreuzer „Little Rock” hat den Ha- 


Hndwirehaileher, „Me, OMAN. te yon Gata (Sale) mi unbe 
‚kannt: ‚iel verlassen. 
ohnehin schon völlig chaotischen in Neapel läuft der Fl 


'EG-Agrarmarkt" befürchtet werden. 

Bei seinem Besuch in Bonn am 
9./10. September (zusammen mit 
dem Minister für wirtschaftliche Ko- 


‚e „Forrestal” (68 Flugzeuge) der 
1. ÜS-Flotte ein. 


‚otta continua” vom 22.8.: Vier 


Drei US-Kriegsschiffe liegen im 
Hafen von Messina (Stditaien 
„Lotta continu” vom 5,9. 
Auf der Insel Lampedus wird ein 
Stützpunkt (Radarstation? ) ange: 
Am 99. wird auf Sardinien ein 16- 
giens Nato-Manöver beginnen, u.a, 
Kasten Schießen, An dem Manörer 
in größeres Kontı 
der Bundeswehr telinehmen? 
„Lotta continua” vom 7, 


eindeutige Erklärung für die Jugosla- 
wische „Unabhängigkeit” geben müß- 
te und {m Fall einer sowjetischen In- 
vasion. in Jugoslawien (wie 1968 in 
‚der CSSR) eingreifen müßte. An der 
italienisch-Jugoslawischen Grenze fin- 
det sich 6) 


Im Hafen von Brindisl liegen erneul 

USKriegschife TTabschrätberIrane R. vormhen: Par. 
porteren Soldaten von den Schlifen Hhanenkämpfer nach Ialln, ie dort 
4 n Sen Stay ınkt von Ota, zwischen. Auaallen daraat Kran 
A aan rer Spaltung de 179 
von der Kaserne von Pedagne, schen KP, nach dem Tod Titon, ent- 


„Lotta continua” vom 14.9.: 
Eine Mole im Hafen von Brindisi soll 


lungen 
das Bestreben von US-Imperlalisten, 
NATO und italienischer Bourgeoisie, 
zum einen möglichst rasch und still. 
schweigend ‘vollendete Tatsachen” 
(in Form neuer bzw. ausgebauf 

Stützpunkte) zu schaffen, zum ande- 
ten aber auch mit demonstrativen 
Flottenbewegungen und Manövern 
einschüchternd zu wirken. Die italie- 
nische Linke weist in diesem Zusam- 
menhang darauf hin, wie sich die 
US-Imperialisten vor etwa zwei Jah- 

imverhandlu: 


Vor diesem Hintergrund ist auch 
die Reisetätigkeit von "Verteidigung 
minister’ Andreotti (DC) zu sehen, 
der im September seinen griechk 
schen (Averoff) und westdeutschen 
(Leber) Kollegen’ zu militärpoliti- 
schen Gesprächen in Athen baw 
Bonn aufsuchte. 

Übrigens besuchte auch der Chef 
des italienischen Generabtabs, Henke, 
im September die BRD. 


Der massive Ausbau der NATO- 
Positionen in Italien ist nicht nur ei 


Positionen im Mittelmeer insgesamt 
zum Aufmarsch gegen Jugoslawieı 
und zur weiteren Vorbereitung der 
bewaffneten Konterrevolution gegen 
eine revolutionäre Verschärfung der 
‚nischen Arbeiterbewegung. 


Jugoslawien — der Streit um 
die Beute hat begonnen 


Jugoslawien, das eine weitgehend 
unabhängige” (neutralistische) Au- 


an Path lange Fahre Goiver Üenpohuvefeg, mim den War. 
Tese der Dank von Griechenland Inge der OR Und zimpenuh 

en sowie der Sowjeireriionisin 6 
War alnen Roc von 180 Mio, Mark Be wichtige strategische Rolle. Beide 
ros einen Kredit von 180 Mio, Nato-Basis von San Vito dei Nor rer re . ld Ti 


der BRD an Griechenland; 60 Mio. 
Mark davon sind sofort fällig, der 
Rest wird über zwei, Jahre Vert 

Westdeutsche _ Regierungaspreci 
nannten diesen Kredit, ein „elnma- 


higen Ent 


‚ommeı 
sehen die 10 Mio. 
schäbiges Almosen 
‚gemessen an BRD-Krediten 
Agypten ($oo Mio. Mark), für 
‚oslawien (1 Mrd. Mark) oder gar 
'n ($,2 Mrd, Mark 1) 


manni hin und her 
‚olta continua” vom 25.8 
Kriegsschiffe mit amphibischen 
Landungsfährzeugen laufen den 
Stützpunkt Priolo bei Siracusa (Sir 
ailien) an. 

„Lotta continua“ vom 30,8: Der 
Hubschrauberträger „USS Inchon” 
de Colabria auf, 
sen Mo. 
naten in Vietnam und gehört jetzt 
zur VI. US-Flotte, 


to gestorben sein wird — die inneren 
Widersprüche des Landes (Klassenwi 
dersprüche, nationale Widersprüche 
zwischen den Regionen des Landes) 
ausnutzen zu können, um Jugoslawk 
en aus seiner „unabhängigen“ Positi 
on herauszulösen und auf Ihre Seite 
zu ziehen 

Reaktionäre bürgerliche Zei 
ikfurter Allgemeine 
dad die NATO eine 


steht in Jugoslawien eine „gespannte‘“ 
i ie NATO interveniert etc. 


ei 


bis 40 Personen aus Montenegro, sol 
eine neue „Kommunistische Partei 
‚gegründet Und einen „Parteitag" ab- 
‚gehalten haben. Der Prozeß endete 
mit Urteilen zwischen einem und 14 
(Jahren. Tito hatte vorher angekün- 
igt, daß die Mitglieder der Gruppe, 
denen außer politischer Betätigung 
offenbar kein „Verbrechen“ 
wiesen werden konnte, „‚exempla- 
risch bestraft” werden würden. 


ren in Geheit ingen den Die Kennzeichnung als „Stalini- 

'NATO-Positionen in Italien Auapunkd na dei Madden, sen Lßt die Frage nch dem poll 

erten, schen Standort fen. 

sollen ausgebaut werden Ge tionereainge chen 5 Gruppe often. 
ren im ‚Geheimverhamälungen den Die Kennzeichnung als za 

Stützpunkt isola. dell na sten“ Fi nach dem 

NATO-Fositionae ge (Sardinien) sicherten, wo jetzt Atom- schen Standort der Gruppe offen. 
sollen ausgebaut w. ” U-Boote stationiert sind. Als die Tito-Gruppe 1948 mit der 


Sowjetunion und dem sozialistischen 


Lager brach, ging di 
st 


unter schärf- 
Repression gegen alle Kommuni- 


sten vor sich, die diesen Kurs ablehn- 
ten. Tausende von Kommunisten wur- 
‚den damals eingekerkert oder muß- 


ten aus Jı 
Teil in die Sowjetunion, nach Us 
wo sie entsprechend der 


iwien flüchten, zum 


wicklung des modernen Revisionis- 


mus in der Sowjetunion usw. offen- 


bar weil 
Yislonist 


'hend zu Agenten sowjetre- 
'her Großmachtbestrebun- 


'n die Montene- 
ne 
M it, sie hätten im Ausland 


irucktes Material verbreitet) legt 


den 


Gedanken an eine „pro-sowjetische“ 
Gruppe nahe, die letzten Undes auf 


die Einbeziehung I ‚ons in den. 
„Binflußbereich”" der Sowjetunion 
Und des Warschau hinarbeite- 


Wie weit dies allerdings wirklich 
zutrifft, oder ob’hler nicht vielmehr 
eine fortschrittliche Opposition ger 
gen den Revisionlamus der Tito- 
öruppe getroffen werden soll, 1ßt 
sich bisher nicht sagen. 


Die stärken Widersprüche in der 
Jugoslawischen Gesellschaft sind an 
verschlodenen Ereignissen der letzten. 
Jahre deutlich geworden 
.@ Die Studentenstreiks und «demon- 

rsionen in. Belgrad. im Juni 


um 
dem „Liberalismus” vor- 
geworfen wurde. 
@ Die „Säuberung” des slowenischen 
Parteiapparats 1972, der w.a, der 
slowenische Parteichef‘ Kavci€ zum 
Opfer fiel. Wie es hjeß, habe die Ge- 
fahr einer Loslösung Sioweniens (an 
Italien und Österreich grenzend) 
dem jugoslawischen Staatsver 
bestanden; Slowenien habe zu einem 
„Bollwerk des Imperialismus” in Süd- 
europa, zu einer Art zweites Israel 
‚gemacht werden sollen. 
© Die Auseinandersetzung mit der 
sogenannten „Praxis-Gruppe”, eine 
Intellektuellen-ruppe an. der" Bel- 
grader Universität, die einen pseu- 
do-„links” verbrämten Sozialdemo- 
kratismus vertritt, Diese Gruppe hat 
anscheinend auch an den Unwerst 
täten von Zagreb und Ljubljana eini- 
gen Einfluß, ! 


Weiter sind u.a. zu nennen: Die 
‚Absetzung von Rankovic, Chef der 
Geheimpolizei, 1966; Beschlagnahme 
von Zeitungen und’ Parteiverfahre 
'n Journalisten, die Karten ve 
fentlicht hatten, auf denen entwi 
der die inneren Sprachgrenzen des 
Landes oder die Grenze zu Italien 
falsch dargestellt waren; die Zer- 
schlagung bewaffneter faschistischer 
Banden von Kroaten (Ustascha), die 
vom Ausland aus (die BRD, speziell 
München, ist ein Stützpunkt dieser 
Mörderbanden!) nach Jugoslawien, 
‚schickt wurden; Prozesse gegen 
me konspirative Gruppen angeblicher 


„politischen Problem”, 
und zu einer „Revolte” 


worden sei 
'n könn« 


in der” kapltalisti- 
schen Welt” in AK 47; „Athener Fa- 
schisten abgetreten” in AK 48; 


NATO im Östlichen Mittelmeer 
„Bonn kauft sich in Italien ein 
AK 4.) 


Nachdruck von Texten zu den politischen Problemen des 
bewaffneten Kampfes der Arbeiterklasse, 
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Forts, Portugal 


taktierten und in langen, immer wie 
der _vertagten Kabinettsitzungen 
nach einem „Ausweg” suchten, der 
sie um die Konfrontation herumführ- 
t6, Die gesamte portugiesische Linke 
und große Teile des Volkes hatten je- 
‚doch sofort begriffen, daß hier eine 
fuschistische Provokation gegen die 
demokratischen Kräfte Portugals ge- 
plant war, 

In.der Woche vor der Kundgebung. 
mobilisierte die Linke die Massen. 
‚Während die Faschisten tonnenweise 
Flugblätter von Flugzeugen auf die 
Städte niederregnen ließen, und ihre 
bewaffneten Plakatkleber mit schwe- 
ten Limousinen durch die Straßen 
fuhren, bereitete das Volk seine Ant- 
wort vor, 

Antifaschistische Komitees wur- 
den gebildet, die Ausstellungen und 
Informationstafeln in den Straßen 
aufstellten, in denen die Lehren aus 
dem chilenischen Beispiel gezogen 
wurden und der bewaffnete Wider- 
stand propagiert wurde, 


‚Außerdem stellten sie Trupps auf, 
die im Hafen und auf dem Flugplatz 
von Lissabon die portugiesischen 
„‚Flöchtlinge” aus Mozambique kon- 
{rollierten und mitgebrachte Waffen 
beschlagnahmten. 

‚Außerdem wurden an den Ausfall- 
straßen von Lissabon und Porto 
Barrikaden errichtet, die, wie die bür- 
‚serlichen Nachrichtenagenturen mel- 
deten, von „bewaffneten Linksextre- 
misten” besetzt waren. Sie sollten 
Lissabon für die Fı 
Die _Transportarbeitergewerkschaft 
hatte vorher schon einen Streik bei 
‚den öffentlichen Verkehrsbetrieben 
organ, um so ein landesweites 
Zusammenkarren der Faschisten in 
Lissabon zu verhindern. 


‚Am Sonnabendmorgen (28. Sept 
74) waren nach Korrespondentenmel- 


Frankreich: 


dungen die Straßen von Lissabon 
Schauplatz breiter antifaschistischer 
Massenaktionen. In der ganzen Stadt 
wurden Kundgebungen, Flugblatt“ 
aktionen und Straßendiskussionen 
durchgeführt 

Inzwischen hatten auch in der 
„Bewegung der Streitkräfte” heftige 
Äuseinandersetzungen stattgefunden. 
Offenbar hatte sich ‚die demokratk 
sche Fraktion, gestärkt durch die 
Mobilisierung des Volkes, durchge- 
setzt 

In den frühen Morgenstunden um- 
stellten Mülitäreinheiten mit Panzern 
Spinolas Präsidentenpalast und be- 
setzten den Rundfunk. Als die 
schistische Sonderpolizei PSP begann, 
die Barrikaden in den Vororten a 
zugreifen, übernahmen Soldaten den 
Schutz dieser Barrikaden. 

Soldaten und bewaffnete Antifa- 
schisten aus der Bevölkerung patrouil- 
lierten gemeinsam durch die Stras- 
sen, kontrollierten Lastwagen, mit 
denen die Faschisten in die Stadt 
transportiert werden sollten und be- 


schlagnahmten Waffen der Fa 
schisten. 
Nach Meldungen des Lissaboner 


‚Rundfunks verhafteten sie über 300 
bewaffnete Faschisten, darunter 70 
bekannte Führer. Unter ihnen befin- 
den sich Prominente, wie der Sohn 
‚des früheren Diktatori Caetano, Ca 
za de Arriaga, früherer Oberbefehls- 
haber von Mozambique, und Franco 
Nogieira, früherer Außenminister un- 
ter Caetano. 

Als die „Bewegung der Streit- 
krüfte“ über den Rundfunk die Be- 
‚Yölkerung zu antifaschistischen Ak- 
tionen aufrief, und erklärte, sie wer- 
de den reaktionären Umtrieben der 
Faschisten „revolutionäre Gewalt“ 
entgegensetzen, erkannte Spinola, 
daß das faschistische Komplott für 
dieses Mal gescheitert war, 

Er „verbot“ den von ihm bestell- 
ten Aufmarsch der Reaktion. 


Damit hat das port 
einen großen Sieg in 


tisches Pörtugal errun- 


‚Aber das ist noch lange kein end- 
gültiger Sieg. Die Faschisten sind 
keineswegs entscheidend geschlagen 
worden, sie wurden lediglich gezwun- 
gen, eine besonders dreiste Provoka. 
tion zu unterlassen. Es kommt jetzt 
darauf an, diese gewonnene Posltion 
zu nutzen und weiter in die Offensive 
zu gehen, 


‚Außenminister Soares, Vorsitzen- 
der der Sozialistischen Partel, hat be- 
reits zu erkennen gegeben, 'daß er 
die Lage für „normalisiert hält, die 
Bedrohung sei damit auspestanden. 
Er selbst hielt es auch in der Stunde 
der Kraftprobe für besser, vor dem 
Europarat in Straßburg Reden über 
die demokratische Entwicklung in 
Portugal zu schwingen, statt an der 
Seite der Antifaschisten zu stehen. 

Damit wird bereits klar, daß zu- 
mindest die Reformisten, aller Er- 
fahrung nach aber auch die Rev 
sionisten der PCP jetzt bemüht sein 
werden, die Massen wieder zu demo- 
bilisieren und zurückzuzerren. 

Vieles hängt auch davon ab, wie 
sich die Widersprüche innerhalb der 
„Bewegung der Streitkräfte”, die sich 
nach langem Zögern unter dem 
Eindruck der Stärke Yer antifaschi- 
stischen Bewegung auf ihre Seite ge- 
schlagen hat, weiter entwickeln. 

Alles hängt davon ab, ob es den 
fevolutionären Kräften gelingt, die 
spontane Kampfbereitschaft der por- 
tügiesischen Arbeiterklasse und des 
ganzen Volkes weiter zu organisieren 
und für den weiteren Kampf für 
Demokratie und Sozialismus zu mo- 
bilisieren. . 


Spanien/Portugal-Kommission, 
KB/Gruppe Hamburg 


Die Arbeiter von Titan-Coder 


Titan-Coder ist eine LKW-Anhänger- 
firma mit 2,700 Arbeitern in den vier 
‚en Marseille (900). Villefranche- 
surSaone (350), Maubeuge (650) und 
Blanc-Mesnil (800). 


Am 16. September beschloß das 
Pariser Handelsgoricht die zwangswei- 
se Süllegung der Betriebe. Daraufhin 
sind alle vier Werke von den Arbeitern 
besetzt worden. Schon vor dem Be- 
schluß der Stillegung gab es am 11 


„auf den Barrikaden“ 


September in Marseille eine Demon- 
stration der Titan-Coder Arbeiter, die 
mit großen Lastzügen durch die Stadt 
führen. Am 20. September wurde in 
Paris eine zentrale Demonstration der 
Arbeiter aus allen vier Werken durch“ 
geführt. Diese Demonstration sollte 
unter anderem auch zeigen, daß die 
Arbeiter nicht mit regionalen Einzel- 
lösungen einverstanden sind, die nur 
für ein oder zwei Werke geiten. In 
Marseille erklärten sich nämlich ver- 


Demonstration der Arbeiter von Titan-Coder am 11.9. in Marseille 


schiedene Unternehmer bereit, das 
‚dortige Titan-Coder-Werk zu überneh- 
men. Die Arbeiter fordern aber eine 
Lösung für alle vier Werke, z. B. die 
Übernahme durch die staatlichen Re- 
nault-Werke, 


Ein „Marxist” der „Sozialistischen 
Partei'“ (er war Journalist, kein Arbei 
ter von Titan-Coder) erklärte uns, für 
ihn geht der Kampl darum, daß Tr 
tanCoder in französischen. Händen 


Argentinien 


Peronistische Linke geht in 
den „Untergrund“ 


Anfang September gab Eduardo Wir 
menich, Führer der linksperomist 
schen „Montoneros”" bekannt, di 
seine Organisation in den „Unt 
grund? gehen und den bewalfneten 

‚ampf wieder aufnehmen würde — 
wie zu Zeiten der Militärdiktatuı 
die 1973 durch den Regierungsan 
tritt des Peronismus abgelöst wurde, 
Diese Entscheidung der Montoneros 
bringt besonders klar zum Ausdruck, 
daß der Auftrag des Peronismus ge 
‚scheitert ist, im Sinn der Böurgeor- 
sie und des Imperialismus die gesell- 
schaftlichen Widersprüche in Argen- 
tinien mit der Ideologie des „So- 
zialpakts”' zu verkleistern. 

Firmenich erklärte, die Montone- 
to wollten sich jetzt „an die Spitze 
‚des Widerstands stellen” und „einen 
totalen Krieg bis zur Vernichtung 
jeder Form von Unterdrückung füh- 
ren”. Dabei sei eine Zusammenarbeit 
mit der revolutionären Organisation 
ERP (die den bewaffneten Kampf nie 
eingestellt hat) nicht 

Zunächst hieß eı 
die Peronistische Jugend, die Pe- 
ronistische _Arbeiterjugend, die 
„Gruppe Evita” (Evita war die schon 
in der ersten Regierungsperiode Pe- 
rons, Anfang der 50er Jahre, ver- 
storbene erste Frau Perons; sie galt 
als Vertreterin einer „sozialen”, ar- 
beiterfreundlichen Polltik), sowie die 
Universitäre Peronistische Jugend 
dem Schritt der Montoneros in den 
„Untergrund” folgen würden. Jedoch 
Srklärten später zumindest die Pe- 
ronistische hr und die 
Universitäre Peronistische Jugend, 
‚daß sie zwar ihre engen freundschaft- 
lichen Beziehungen zu den Monto- 
‚neros aufrechterhalten, aber legal 
weiterarbeiten würden. Dies kann 
möglicherweise im Sinn einer kon- 
sequenten „Arbeitsteilung” und Aus- 
nutzung aller legalen Möglichkeiten 
durch die peronistische © ver 
standen werden. 

In den letzten Wochen nahmen 
bewaffnete Angriffe auf Vertreter 
und Filialen des Imperiz und 
der argentinischen 


das Kriegsrecht, d. h. den schranken- 
losen faschistischen Terror zu ver- 
hängen. Die Bourgeoisie wird dies aber 
für umso „erforderlicher” halten, je 
mehr sich die Klassenkämpfe ver- 
schärfen. Aufmerksamkeit verdienen 


beschimpft, da sie 
freien Lauf lasse; 


N 
den „Markitent 


Festnahme eines Guerillas 


es wurden Fahnen der ERP verbrannt: 
und es wurden Hochrufe auf den 
Henker des chilenischen Volkes, 
Pinochet, gegröhlt. Diese mörder- 
schen Worte werdi ‚benso mör- 


inete Ortega Pena von 
Faschisten ermordet wurde, starben 
im September durch die Hand faschi- 
stischer Küler u. a.: 


Barmen Tu 
ee ee | 


der _Regierungsnachrichtenagentur 
„Telam” etc.) Die im September ver- 
botene ERP unternahm zahlreiche 
militärische Aktionen in großem 
Maßstab (z. T. mit mehreren Dut- 
zend Genossen); zuletzt gab es bei 
einem Feuergefecht zwischen ERP 
und Polizei bei Jos® Leon Suarez 
(25 km von Buenos Aires) Mitte 
September 2 Tote und 2 Verletzte. 

Eine Reihe von militärischen Ak- 
tionen wurde auch von der perani- 
stischen Linken unternommen: so 
die Hinrichtung des Personaldirek- 
tors von Renault in Cordoba (dort 
war zuvor bei einem Polizeiüberfall 
auf streikende Arbeiter ein Kollege 
getötet worden); und ein Bombenan- 

# die chilenische Botschaft 
Aires, pünktlich zum Jah- 
jes Putsches der faschistischen 
Junta; die Entführung der Brüder 
Born, die zu den größten Grundbe- 
sitzern des Landes gehört? Jen. 

Zugenommen haben auch die 
Streiks — so bei Renault und Fiat in 
Cordoba im August (vgl. AK 49, 
$. 8); im September streikten di 
Arbeiter der Zuckerfabrik von Tu- 
uman - dieser Streik griff auf die 
40 000 Zucker-Arbeiter der Provinz 
über. Die Polizei ging brutal gegen 
die Streikenden vor und nahm viele 
fest. 

Die Linksperonisten erklärten An- 
fang September, eine eigene 
schaft gründen zu wollen (die pero- 
nistische CGT ist weitgehend von den 
Rechten beherrscht). 

In dieser Klasmenkamj 
nimmt in der Boungeoisie naturge- 
mäß die Tendenz zu einer faschisti- 
schen Wende, zu einer neuen Militär- 
diktatur zu. Dürgerliche Zeitungen 
schrieben, n 0 ©. h sei en nicht er- 
forderlich, über Argentinien wieder 


situation 


dieses Jahres von Peron abgesetzt 
wurde. Sein Begräbnis wurde zu einer 
neuen machtvollen Demonstration 
der Linken; 
© mit ihm zusammen Antonio Vara, 
‚ehemaliger Untersekretär für Wirt- 
‚schaft der Provinz; 
'® der Geworkschaftsführer Curut- 
‚het; ei 
© Tomas Troxler; er war stellver 
tretender Polizeichef der Regie- 
Campora, die der Präsident 
ft Perons als kurziebige Statt- 
vorausging (Campora 
inzwischen scharfen An- 


ui 
sc 
halterschaft 
selbst ist 
griffen der Peron-Faschisten wegen 
„marxistischer Abweichung” etc. aus- 
gesetzt, was fast einem Todesurteil 
Bleichkommt). 

Bei ihren faschistischen Plänen 
ist die Bow allerdings mit der 
Tatsache konfrontiert, daß sie es mit 
einer relativ breiten Bewegung zu tun 
hat, die — anders als etwa in Chile — 
sich nie vom Traum eines „‚riedlichen 
Wegs zum Sozialismus” einfangen 
ließ: die ERP hat den bewaffneten 
Kampf niemals eingestellt; die Links- 
peronisten sind zweifellos noch in 
reformistischen Illusionen befangen 
u haben aber ni (uch nicht Im 

jer zweiten Regieru von 
Peron) re konspiraive Serukcur auf. 
. Zusammen mit der erstar- 
"Arbeiterbewegung (vor allem 
im traditionellen militanten Zentrum 
‚Cordoba, aber auch in anderen Teilen 
den Landes) bildet sch, hie eine 
t, gegen die Imperialiumus u 
mit ihren 


wind, . 


rn 


bleibt und nicht von amerikanischen 
Konzernen aufgekauft wird. Seine 
Begründung: „Nur so können wir den 
‚Konzern kontrollieren, wenn wir die 
Macht errungen haben.” Auf unsere 
Frage: „Bedeutet das die Unterstüt- 
zung des nationalen Kapitals gegen 
‚das ausländische Kapital? ",antworte- 
te er: „Ja”! — Wir saßen bei dieser 
Diskusilon im Streiklokal in Ville: 
franche-sur-Saone und gaben ihm den 
Tip, die Arbeiter mal zu fragen, ob sie. 
das such als ihr Kampfziel schen, 


„Den Arbeitern geht es natürlich in 
erster Linie darum, daß ihre Arbeits- 
plätze überhaupt erhalten. bleiben”, 
sah er ein, aber: „Man muß das 
‚eben auch taktisch sehen“. 

Die Werke stehen still, in Ville 
franche-sur-Saone arbeitet nur eine 
Maschine. Mit der werden Aschenbe- 
cher gestanzt, die zugunsten einer 
Solidaritätskasse der Arbeiter ver- 
kauft werden. . 
aller-Genomen des 
KB/Gruppe Hamburg 
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Kampf der kapitalistischen Rationalisierung ! 


Hamburger Lehrlinge bereiten Metalltarifrunde vor 


Unter den Hamburger MetallLehrlin: 
beginnt die um die 
‚mende Metalltarifrunde, Miorbol 

t os nicht allein darum, wie hoch 

ohnforderung sin ol, sondern 
uch die Bedin; zu prüfen, un. 
ter denen die inde stattfindet, 
und welche politischen Fragen ver- 
stärkt diskutlert werden müssen. 


Ein kurzer Rückblick 


schr rege 
welche Ziele die Lehrlinge in der Ta 
rifrunde verfolgen sollten. Auf Ju 
gendversammlungen und in Jugend» 
vertretungen wurden Forgatnapn 
formuliert, die das Interesse der Lehr- 
an einem einheitlichen, existenz- 
‚absichernden Lehrlingsiohn ausdrück- 
ten. Beispielhaft für eine Reihe von 
Betrieben nennen wir hier nur DE- 
MAG CONZ und GUTMANN in Al- 
tona, wo die Lehrlinge die Forderung 
nach 180 DM mehr für die unteren 
und 150 DM mehr für die oberen 
Lehrjahre aufstellten, mit der Beto- 
mung, daß so die Unterschiede im 
Vehrlinglohn abgebaut werden kön- 
nen und ein Schritt hin zum Existenz- 
‚John für Lehrlinge getan werden kann. 
In einer Reihe von anderen Betrie- 
ben, wie HDW und KOLBEN- 
SCHMIDT stellten die Kollegen direkt 
die Forderung nach dem Existenz- 
lohn, indem sie eine einheitliche „Aus 
bildungsvergütui von 600 DM vor- 
‚schlugen. Diese Forderung fand auf 
zwei. ‚ndmitgliederversammlungen 
‚der 16 Metall 2 Unterstützung von 
‚den anwesenden Kollegen — auch von 
denen, die konkret eine andere For- 
N aufgestellt hatten, weil hier 
‚endlich einmal die Frage des existenz- 
absichernden Lohns für Lehrlinge mas- 
iv zur Sprache kam; dies sehr zum 
Verdruß der IGM-Führer und ihrer 


Diese Gruppen begannen dann auch 
einen enormen Wirbel zu entfachen; 


Isolation heraus!) 

Die ca. 150 aktiven MetalbLehr- 
linge, die auf den Versammlungen 
erschienen, hatten eine weitaus rear 
listischere Einschätzung von den Auf- 
‚gaben, die sich ihnen in der Tarifrun- 
de und darüberhinaus für die gesamte 
gewerkschaftliche Arbeit stellten; 
zeigte sich doch nur zu deutlich, daß 
erst ein kleiner Teil der Lehrlinge be- 
reit war, sich aktiv am Tarifgeschehen 
zu beteiligen und daß dieser Miß- 
stand nicht mit der Versprechung auf 
uf einen kurzfristig möglichen Er- 
folg.zu beheben war. 

Auf den Versammlungen wurde 
(nezeigt, daß die mangelnde Mobi- 
isierungsbereitschaft der Metall-Lehr- 
linge unter anderem auf die Politik 
der sozialdemokratischen .Gewerk 
schaftsführer und ihrer Nachbeteı 
‚zurückzuführen ist, die die Eigenini- 
tiative der Kollegen in den Betrieben 
ständig abblocken, durch Ausschlüsse 
der Linken aus der Gewerkschaft die 
Kampfkraft der Arbeiter schwächen, 
dann hin und wieder bei einer Tarif- 
runde die Zügel für einen wilden 
Aktionismus lockern und schließlich, 
wenn bei den „ 
ur ein mageren 
den Kollegen in den 
einde Unterstützung di 
‚ommission” vorwerfen, 
sende Abschluß von 70 
Mark Erhöhung des Lehrlingslohns 
war für die aktiven Lehrlinge und die 
Kollegen, die mit ihnen in der Die 
kumion standen, nicht so eine „all 
Dusche” wie der niedrige Abschluß 
im Jahr davor, weil sie In die Ausel- 
nandersotzung ohne die Illusionen 
‚sangen waren, die SDAJ und JU! 
Ihnen vormacht 


schlüsse klarer geworden. Die Hebung 
der Eigeninitiative der Kollegen in 
‚den Betrieben, die Überwindung der 
betrieblichen Zersplitterung durch 
‚eine kontinuierliche gewerkschaftli- 
ind politische „Kleinarbeit”” wur: 
hiel erkannt, um die Bedin- 


Vertiefung d 
terjugend 


Die heutigen Bedingungen 


Die Situation, in der die kommen- 
de Tarifrunde stattfindet, stellt sich 
de'enamte wirscaftlche Station 

wirtschaftliche Situation 

wolfen wir an dieser Stelle nicht ein- 

hen (se wird in anderen Artikeln 
‚AK beleuchtet). 

Auf der betrieblichen Ebene sind 
weltere Kollegen zur aktiven Gewerk- 
schaftsarbeit im Jugendbereich hin- 
zugekommen, die mithelfen werden, 

Interesse aller Lehrlinge an ihrem 
Tarifkampf zu heben. 

Weiterhin haben inzwischen Ju- 
‚gendvertreterwahlen stattgefunden, 
wobei in einer ganzen Reihe von Be- 
trieben Jugendvertreter gewählt wur- 
‚den, die ihre Aufgaben unmittelbar 
verbunden mit dem gewerkschaftli 
‚chen Kampf sehen. 

Und nicht zuletzt gibt es die Er- 
fahrungen gerade der letzten Tarif- 
runde, die einen Teil der Lehrlinge 
die Politik der Gewerkschaftsführer 


Kampfes der Arbei- 


iger haben, die 
Diskussion um die Metall-Tarifrunde 
berbetneblich zu verbreitern. 

Es muß damit gerechnet werden, 
daß die Gewerkschaftsführung auf- 

nd der Schlappen, die sie ın der 

/organgenheit auf Jugendmitglieder- 
versammlungen hinnehmen. mußte, 
keine derartigen Veranstaltungen 
durchführen wird. 

Wir müssen dagegen nachdrick- 
ich die Einberufung solcher Ver- 
sammlungen fordern, auf denen die 
Gewerkschaftsmitglieder und interes- 
sierte Kollegen ihre Aufgaben disku- 
Hirn können. Auf dr anderen Sie 

st es notwendig, 
sich schon heute andere Formen {br 
die überbetriebliche Diskussion über- 
legen, wie z.B. Rundbriefe, Kollegen- 


treffs, _Schülerratssitzungen und 
Blockschülerversammlungen. 
Die Gewerkschaftsführung setzt 
ıch verstärkt die ihr willfährigen 


triebsräte und Vertrauenskörper- 
leitungen ein, um die Aktivitäten der 
Jugendlichen zu erforschen: da ihr 
zwischenbetriebliche Aktivitäten von 
Jugendvertretungen und ertrauens- 
leuten ein Dorn im Auge sind, sofern 
diese nicht über den Tisch (und durch 
‚die Kontrolle) der Gewerkschaftsfüh- 
rer gehen, schickten sie z.B. im Som- 
mer Briefe an die Betriebsratsvorsit- 
zenden verschiedener Betriebe, wo- 
rin sie auf die Aktivitäten def dorti- 
gen Jugendvertretungen eingingen 
und die BR- und VK-Vorsitzenden 
zu ‚einer Jugendveranstaltung einlu- 

n. 

Dies geschah, sozusagen in „gehei 
‚mer Absprache”, denn die beireffen- 
den Jugendvertreter wurden darüber 
nicht informiert. 

Auf der Versammlung sollten nach 
dem Willen der Gewerkschaftsführer 
die linken und kommunistischen Ju- 
gendlichen eins übergebraten kriegen; 
die Linken orschienen aber nicht und 
‚Ohne sie auch keine Kollegen! 

Nicht zuletzt gehört auch das Er 
mächtigungsgesetz", das der gerade 
abgeschlomene Gewerkschaftstag der 
IGM für den Vorstand beschlossen 
hat (Ausschluß von ‚Extremisten" ohr 
ne Verfahren), zu den Bedingur 
unter denen diese Tarifrunde st 


seine, „Olanaprobe” schon. in der 
nächsten Zeit bestehen 

Die Gewerkschaftsführer, die in das 
kapitalhörige Stabilitätsgezank voll 


mit einstimmen, Indem sie demago- 
isch die „Arbeitsplatzicherung” 1. 
Ben die. Berechtigten Löhnforderun- 
sen der Metaller ausspielen, versu- 
Chen dies auch im Lehrlingsbereich: 

So wurde ein zaghafter Antrag des 
OJA Hamburg an den Gewerkschaft 
tag, in dem der Existenzlohn gefor- 
dert wird, mit der Begründung von 
der Antragskommission des Vorstan- 
des abgewiesen, daß die Sicherung 


der Autbildungelltae wepssiber det 
artigen Forderungen zur Zeit Vorrang 
Habe: Hier, (acht man una das MAR 
chen 

bildungsleitungen in d 

versuchten, die Lehrlinge einzu 


schüchtern: „Wenn die Lehrlinge s0- 
viel fordern, verlieren die Unterne} 
‚mer das Interesse an der Ausbildung‘ 


Nicht irre machen lassen! 


Für die Lehrlinge kommt es darauf 
an, sich dem Willen der Kapitalisten. 
nicht zu beugen, die mit Hilfe der bür- 
gerlichen Presse und — wie wir se- 
hen — der Gewerkschaftsführung im- 
mer wieder „Begründungen” finden, 


Aufgabe der Lehrlinge in dieser 
Tarifrunde wird es sein, stärker noch 
als im vorigen Jahr den Willen zum 
einheitlichen Handeln aller Arbeiter 
zu dokumentieren. Allen Spaltungs- 
versuchen zum Trotz sollten aus den 
Diskussionen in den Betrieben 


jervorgehen, 
tungsversüche, sind es, wenn 
die Gewerkschaftsführer versuchen, 
die Kollegen der oberen Lohngruppen 
gegen die unteren auszuspielen, wenn 
sie versuchen, die unterschiedlichen 
Lehrlingslöhne  aufrechtzuerhalten, 
„weil da doch Qualifikationsunter- 
Schiede sind, 


In der Auseinandersetzung um eine 
einheitlic 


Mit der Forderung nach einem 


Lehrlingslohn, der die finanzielle Un- 
abhängigkeit der Lehrlinge gewährlei- 
stet, und die werktätigen Familien 
vor den zusätzlichen Kosten bewahrt, 
die eine Ausbildung ihrer Kinder ver- 
ursacht, müssen wir auch einer rück- 
Atändigen, Haltung entgegenwirken, 
die bei vielen älteren Kollegen noch 
vorhanden ist: Diese Haltung geht von 
den eigenen miesen Erfahrungen aus, 
die die älteren Kollegen als Lehrli 
‚gemacht haben („Wir haben damals 
nur $ Mark die”Woche gekriegt"). 
‚Wenn wir die damaligen Zeiten als 
Maßstab nahmen, stehen wir natürlich 
heute um einiges besser da; aber unser 
Maßstab liegt nicht nur in 
beisrungen, die 
langem Kampf erreie 
vor allem in der heutigen 
anstehenden Aufgaben 
sten gehen verstärkt 
ran, das Lohnniveau der Arbei 
klasse zu drücken, die Ausbeutung zu 
verschärfen. Ein gemeinsames Klassen- 
interesse, für das es zu kämpfen gilt, 
ist daher auch die 


en 


Forderung nach existenzabsichern- 
noch zu ab- 


‚dem Lohn für Lehr 
strakt in die Diskusso 
‚den, Sie wurde teilı 

Kampfziel in 
verstanden, was zum einen die Bomd- 
hungen um die Solldarität der Lehr- 


linge mit den älteren Kollegen er- 
schwerte, zum anderen den Gewerk- 
schaftsführern die Demagogie erleich- 
terte daß das alles „Spinner” und 
‚Utopisten” sind, die' sowas fordern. 
/enn wir heute als unmittelbares 
Kampfziel für die Tarifrunde eine 
einheitliche, lineare Lohnerhöhung 
für alle anstreben, machen wir keine 
Abstriche von dieser „Utopie”, son- 
dern gehen einen weiteren Schritt, 
um sie gemeinsam durchzusetzen. 

Wenn die Lehrlinge auf Jugendver- 
sammlungen, Botriebsversammlungen, 
VK-Sitzungen und eventuell statt 
findenden Gewerkschaftsversammlun- 
sen für den gemeinsamen Tarifkampf 
aller Arbeiter eintreten, gilt es auch 
zu fordern, daß weiterhin “ 

‚zustandekommen. 
Ebenso gibt die Tarifrunde Gele- 


zenheit, die Frage des 
frehringe ventier zen 
‚elementare Recht zur Verteidi 


fie Ihrer Lebenslage Wird den Lehr“ 
Ingen nicht nur von den Kapitalisten 
und der bürgerlichen Rechtsprechung 
verweigert; auch innerhalb der Ge- 
werkschaft gibt es Widerstand dage- 


I 


AUEIN, MÄCHENSIE Dich EIN || 


in “ 
Unterweset Sen Lehringen Se Tel 
‚nahme am Streik. 


_ Auf diese Weise können die Lehr- 
linge zum Streikbruch eingesetzt wer- 
den, wenn sie dem Druck und den 
Erpressungen der Kapitalisten und 
ihrer Ausbildungsleitungen nicht 
standhalten. 


Der OJA Hamburg hatte (welch, 
1öbliche Idee!) an den Gewerkschafts- 
tag auch. den Antrag auf Streikrecht 
für Lehrlinge gestellt; dieser Anır 
wurde dem Vorstand wieder ein 
nur als „Materlal” überwiesen, kam 
also garnicht zur Debatte! 

Im Zusammenhang mit der aktuel- 
len Bedrohu treikrechts der 
gesamten Arbeiterklasse, zum Beispiel 
durch das, Schlichtungsabkommen, 
das die Gewerkschaftsführer mit den 
Kapitalisten eingegangen sind, oder 
durch die massiven Polizeleinsätze ge- 
gen streikende Arbeiter im vergange- 

ist die Frage des Streikrechts 
für Lehrlinge umso wichtiger. 

Die Jungsozialdemokraten und ihr 


SDAJ-Anhang, die die Politik in den 
pewerkschaftlichen _ Jugendgremien 
iwute ganz im Sinne der Gewerk- 
schaftsführer betreiben, versuchen 


ständig, die materiellen Forderungen 
der Arbeiterjugend loszulösen von 
den politischen Aufgaben, die sich 
ihr heute stellen, und sie in das Pro- 


gramm ihres Parteiladens zu inte- 
wrieren. 


n 
fagen. die sch aus den kaplta- 


D 
lichen Fr 
listischen Rationalisierungen, wie die 
Einführung der Stufenausbil- 
4,0 n;gı cwnben, In.dissen Tari- 
kampf hineinzutragen und zu dis 
kutieren. Denn die Stufenausbildung 
ist nicht nur ein massiver Angriff auf 
das Bildungsniveau der Arbeiterklas- 
6, sondern vertieft in der Folge auch 
die Spaltung in ihr und gibt den 
Kapitalisten die Möglichkeit zu einem 

Een nr 

ell bei den n, als auc} 

im weiteren Dei breiten Teiln der 
gesamten Arbeiterklasse. Der Kampf 
gegen die kapitalisische Stufenaus- 
bildung ist somit eine weitere Auf- 
gabe, de den Aufbau einer gemein: 
samen Abwehrfront gegen 2 
fe, „der. Kapialisten torderich 


WGopen den Abbau der In 
werkschaftlichen Demokratie, für 
konsequente, Klassenpolitik in den 


Gewerkschaften! 
italistischen Ra- 
'eg mit der Stufen- 


Der „uneigennützige‘ Retter Harms 
Hamburger Reeder kauft Ahlmann 


„Fäbrik gerettet”, wußte die „Bild 
Zeitung vom 9, "September zu be- 
richten. 

Die Ahlmann-Carlshütte in Büdels- 
‚dorf hatte den Konkurs angemeldet 
(vergl. AK. 49), 250 Arbeiter waren 
bereits entlassen. 1.400 weiteren 
drohte dasselbe. Da kam Harms! 

Harms ist ein Allround-Kapits- 
list. Als Schiffbau- und Bergungsun- 
ternehmer, als Reeder und im Apı 
ratebau hat er sich schon mit Erfolg 
versucht. Immer hat er seinen alten 
Job” mit viel Gewinn aufgegeben. 
Zuletzt hatte er für viel Geld - die 
Summe ist nicht bekannt — sein 
Bergunguunternehmen nach Holland 
verkauf 


‚Ganz offensichtlich strebt er jetzt 
‚nach Höherem, denn Ahlmann ist 
bereits der dritie Betrieb, den Harms 
in diesem Jahr aufkaufte: 

- im März kaufte er die Velox- 

Werke in Barmstedt (Schleswig- 
Holstein). Die Büro-Möbel-Fabrik hat 
einen Jahresumsatz von 30 Millionen 


= im Mai kaufte er die Pohlschröd 

‚GmbH in Dortmund (vel. AK 4 
Die Büromöbelfabrik mit 1.700 De- 
schäftigten hat einen Jahresumsatz 
von 120 Millionen Mark. 

Auf diese Art hat sich Harms 
für ca. sieben Millionen DM die 
Hälfte des Marktes für Büromöbel 
in der BRD erworben, ein Markt mit 
Zukunft! Die Masche war in allen 
drei Fällen dieselbe. Alle Betriebe 
waren intakt, sie waren nur hoch 
verschuldet und mußten den Kon 
und Liquidationsvergleich an- 
ion. Verhandlungen um die Wei 
terführung der Betriebe waren ge- 


scheitert, die jeweiligen Länderre- 
rungen wollten keine weiteren 
rgschaften für Kredite geben. Erst 
zu dieser Zeit trat offiziell ‚der 
„Retter” Harms auf die Bühne (,„Ham- 
t Abendblatt”: „Der Retier von 
Pohlschröder"). Er Dot sich an, die 
Betriebe weiterzuführen, um die Ar- 
beitsplätze zu retten, versteht sich. 
Für wenig Geld kaufte er dann kurz 
vor dem Bankrott 
Im Falle Pohlschröder hatte die 
„Rettung in letzter Not" folgende 
für Harms erfreuliche Begleiterschei- 
nungen: Das Land Nordrhein-West, 
falen verzichtete auf eine lürg- 
schaft von 11,66 Millionen DM aus 
dem Jahre 1973, Banken und Liefe- 
ranten verzichieten angesichts des 
Tnenakrhfigen Harms und der Holt 
nung auf ufträge: au 
Milfonen DR Ansprüche Pohlchrd 
der und Harms profitierten also glei- 
chermaßen. Zur Aufhellung der 
tergründe dieser Rettungstat sei noch 
‚merkt: Bereits vor den Über- 
imeverhandlungen waren Harms 
und Pohlschröder geheim zusammen- 
etroffen it, Induntriemagazin" vom 
Im Falle Ahlmann profiliert Harms 
sich wiederum als Sicherer von 1.400 
Arbeitsplätzen. Auch hier wieder auf 
Kosten unserer Steuergelder, denn 
das Land Schleswig.Holstein, Ha 
jubiger der Ahlmann-Carlshätis 
in allerdings nicht genannter Hö- 
he Schulden getilgt.Harms braucht 
dafür nur die Welterführung des gut 
aufenden Betriebes zu versprechen, 
° 
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Siemens will 6.000 Kollegen entlassen! 


‚Bereinigung‘ im Fernmekdewesen der Elektroindustrie 


Siemens willim Bereich des Fernmelde- 
wesens ein Viertel der Beschäftigten 
6.000 Arbeiter und An- 


'rundlage dafür Ist eine Bereinigungs- 
 diedie ‚Blektrokonzer- 
‚esen. vornehmen. 

Die monatliche Zahl der Telefon. 
neuanmeldungen sackte von 130.000. 
auf 50.000 im Bundesgebiet („Han- 
delsblatt”" 1.9.74) nd die Ab- 
meldungen von Telefonanschlüssen 
z.B. alleine in Hamburg im August 74 
um 3.000 höher lagen als normal 


Fernmeldewesen. Die andere be- 
ht darin, daß cine neue elektro- 
nische Technik entwickelt wurde, d 

ELEKTRONISCHE WAHLSYSTE! 
(EWS), das die bisherige Edelmetall- 
Motor.Drehwähler-Technik (EMD) 
ablösen soll. Durch EWS sollen etwa 
50 # des Personalneingespart werden. 
Das System soll innerhalb der näch- 
sten zehn Jahre voll eingeführt wer- 
den. So ist z.B. die Kurzarbeit‘ im 
Münchener SiemensWerk (vergl. AR 
49), nicht auf die schlechte Auftrags- 
lage, sondern auf die Umstellung auf 


op it so hoch). Br ze die a ;chnik und den Abbau al- 
ann man zu einem guten er EMD-Lagerbest 
Teil auf die drei Gebührenerhöhungen. ren. x Ben 


der etzten drei Jalue, die Freir 
steigerungen bis zu 122 % e reichten, 
erreichten. zurückzuführen, 

diesen Preisteigerungen und 
dem ständigen Abbau des Reallohns 
der Arbeiterklasse, muß 
Arbeiter doch überlegen, 


ein Telefon leisten kann oder nicht. 
Hier kann man eine Paralelle zur Au- 
tomobilindustrie ziehen, wo schon 
viele tausend Kollegen entlassen wor- 
den sind und auch kurzarbeiten, die 

iger stchen, nicht weil 


Autos auf 


dienender Arbeiter mit seinem Lohn 
dei den Preisen gar kein Auto 
mehr leisten kann, obwohl eı es viel- 
leicht für den Arbeitsweg dringend 

brauchen würde. Genauso 
der Telefonbranche, denn 
die BRD international mit Telefon- 
Anschlüssen erst an 14. Stelle, d.h 
der Bedarf an Telefonanschlüssen ist 

noch lange nicht gedeckt. 

Die sich verschlechternde Lage der 
Arbeiterklasse ist eine der Ursachen 
iende Rationalisierungen 


(ver 


International mit 
erst an 14. Stell, d. 
a 
verschlechternde Lage der 
‚Arbeiterklasse ist eine der Ursachen 


‚Von einer Flaute bei Siemens kann 
allerdings nicht die Rede sein. Die 
Firma wird auch iu diesem Jahr einen 
hervorragenden Geschäftsabschluß aufs 
weisen, die Dividende wird wiederum 
16 % betragen. Das ist zum einen auf 
Siemens Monopolstellung, zum ande- 
italexport 
zurückzuführen. Der größte Blektro- 
konzern der BRD besitzt 45 % des 
Marktanteils bei der Bundespost, 45 
% seiner Fernmeldegeschäfte wickelt 
er allerdings im Ausland ab. In 15 
verschiedenen Ländern hat $iemen) 
Fertigungsstätten für Fernsprechanlı 
pen, davon 13 eigene Siemens-Fabri 
ken. In Brasilien soil eine Fabrik für 
2.500 Arbeiter gebant werden, eslie- 
gen hier bereits Adfträge für zwei 

komplette Jahresliefehungen vor. 

(„Handelsblatt 11.9,74) 

‚Zunehmende Profitschwierigkeiten 
im Inland will Siemens durch gesteiger- 
ten Kapitalexport aufwiegen. Diese 
die Arbeiter und 
Ängestellten bei tragen. Ne- 
ben der Kurzarbeit in einigen Werken 
I. AK_49) werden jetzt überall 


Profischwierigkeiten 
im Inland will Siemens durch gesteiger- 
ten Kapitalexport aufwiegen. Diese 
„Bereinigung“ sollen die Arbeiter und 
Ängestellten bei Siemens tragen. Ne- 
ben der Kurzarbeit in einigen Werken 


Entlassung 
wird bei H 
nungssyatem eingeführt, Dieses 
auf der „‚Analytischen Arbeitsplatz“ 
bewertung“. Danach werden in der 
Bewertung zB. die Ausbildung der 
Arbeiter relativ hoch bewertet, wäh. 


'n vorbe 


rend körperliche Beanspruchung oder 
nervliche Strpazen (Monotonie etc) 
Diese 


ehr fering bewerte, were 
Einteilung garantiert den Kaplialisten 
eine Lohnsenkung in großem Um! 
denn etwa 82 % aller bei Simen: 
schäftigten sind ungelernt, die meisten 
müssen monotone oder körperlich 
schwer, Ast richten, 

in Hamburg passierte aufgrund der 
Lage bei Siemens folgendes. 
Am 13. August fand eine Montagebe- 
sprechung für die Arbeiterianen statt, 
auf derdie Beschäftiungslage erläuteri 
wurde, Der Montageleiter gab bekannt, 
daß nächstes Jahr nur noch für etwa 


,, während momentan etwa 350 
Kollegen in der Mentageabteilung. 1 

Mit einem Einstellungsstop sei die- 
ses „Problem" nicht mehr zu lien, 
Im Klartext 
Siemens il entasen 

Für die Entlassungen in Hambu 
hat, sich Siemens einen besonderen 
Trick ausgedicht: Es werden den 
Arbeiterinnen Kurse angeboten, in 
denen se sich in vier bis sechs Wochen 
zur Phono- bew. Stenotypistin oder 
an acht Arbeitstägen zu Mantiererin- 
nen ausbilden lassen können. Diese 
„Ausbildung“ sel freiwillig und wird 
üs große berufliche Qualifikation ver- 
kauft. Tatsache ist allerdings, daß die 
hier erlangte Qualifikation betriebs- 
bezogen ist und in anderen Betrieben. 


‚nicht anerkannt wird. 


Ten ausbilden Innen können. Dies 


und wird 


„Ausbildu 
al ber 


kauft. 
hier erlar 
ezogen ist und in anderen Betrieben 


Ui zunchmende, Rationalisienungen, (vergl AK 49) werden jetzt überall nich‘ anerkannt wird 


VFW-Fokker in Bremen: 


Die vereinigten Flugtechnischen Wer- 
ke (VFW-Fokker) in Bremen sind 
‚einer der größten Rüstungsbetriebe in 
e7 Re ‚sind beteiligt an der Her- 
EC nd a da ee 
bauen sie das Mitielstreckenpassagier- 
flugzeug VFW 614. 


Am 1. Juli ist bei VFW in Bremen 


Betriebsrat (BR) nicht nur 
H g Sondern wird 
auch als „posi 
üven Beutteilung‘' angepriesen, womit 
der BR diesen erneuten Angriff der 
VFW-Kapitalisten auf die Belegschaft 
zu bemänteln versucht. Auf eier Be- 
{riebsversummlung kurz nach Einfüh- 
Hung diesen Systems war von der Ge- 
Schltleiung und dem, BR auf de 
„positiven Erfahrungen” im Zweig: 
Werk Vahrel hingewiesen worden. 

Wenn man die Inhalte dieses Sy: 
stems aber genau untersuchi, wird 
men festsielen, daß. es sich dabel um 
Sinen Akt der verschärften Disiplinie: 
fung und noch weiteren Spaltung der 
Belegschaft handelt 

Bislang wurde auf den Tarchn 
eine unterschiedlich hohe außertarif: 
liche Zulage gezahlt, wobei die Zulage 
naülich al Instrument zur Spaltung 
benutzt wurde, Das kan schon in der 
Tarifrunde Anfang dies Jahres zum 
‚Ausäruck, als es gerade Del VFW zu 
scharfen Auselnanderwtzunsen. mil 
Streikbrechern kam. Nach dem neuen 
System löst sich diese AT-Zulage auf 
in eine Gruppenzulage (für alle Arber 
(er einer Tarliguppe eich) und eine 
Spersönliche Zulage”, deren Ergebnis 
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von der „methodischen Leistungsbe- 
wertung” abhängig. ist, Damit wird 
die Spaltung In einem System es 
schrieben, wobei die einzeinen Kolle, 
Siem Bonaln 
et Oele Pte sind 
ausgeschlosen, so daß jeder „desser” 
oder „schlechfer" sein muß als seine 
Kollegen. Die Bewertung ist abhängig 
von vier „Beurteilungsmerkmalen”” 
@ Menge und Umfang der Arbeit 
Arbeitsgüte 
Virksamkeit (Umgang mit Maschi- 
nen) 
© Zusammenarbeit 
Dabei sieht die Gewichtigkeit der 
ersten beiden Merkmale zu den letzten 
beiden im Verhältnis 3 : 2. Die 20 
Plätze werden nach einem bestimmten 
Häufigkeitsverhälinis (it in der Be- 
riebsvereinbarung nicht mit enthak- 
in 7 Stufen von 
125 ... bis DM 1,50 
Die fung wird vorgenommen 
vom direkten uns,nächsthöheren Vor- 
Hinzurichung eines 


Sprechers der 
Dh. 


Geschäftsleitung durchgeführt! 
"Aber das System sollja noch mehr 


Vorteile bringen, nämlich. 
bestimmung! Dazu gibt es eine, 
tätische 


ge zur Verbesserung macht, 
„entscheidet”, allerdings nur über An- 
träge zur Neueinstufung. So erweist 
sich auch die „Mitbestimmung” als 
Windei! 

"Eine besondere Sauerel ist in der 
Teil der Betriebsvereinba- 
ten, Da heißt es; „Ergibt 
ich eine Lelstungszulage, die unter 
seinen bisherigen Zulagen legt, wird 
die Differenz als Sonderzulage ausge- 
wieren” und weier „Die Sonderzula- 
‚ge wird schrittweise durch kollektive 
und individuelle Maßnahmen aufge- 
1öst". Im Klartext heißt das: Um den 
Widerstand gegen dieses System Im 
Griff zu behalten, kriegt im Augen- 
blick keiner weniger als bisher, Bloß. 
der Kollege geht bei der nächsten Ta 
riferhöhung oder fälligen Höherstu 
fung leer aus! 

An diesen Punkten kann man schon 
schen, was die VFW-Kapitalisten mit 
der Kinführung dieses Systems be 
zwecken: durch dus Aufstellen von 


Methodische Leistungsbewertung — objektive Leistungsbeurteilung? 


Spaltung der Kollegen und damit eine 
Schwächung ihrer Kampfkraft, 

Der zweite Aspekt ist eine ver- 
‚chlits Dizipierung jeder ie), 


Se nlehsn 


deutung, denn diese Betriebe brauchen 
eine „krisenfeste” und ruhige Beleg“ 
schaf 


Leistungsbewertungssystem 
wird aber auch in kommenden Tarif- 
auseinandersetzungen eine große Rol- 
ie spielen, denn wer streikt schon für 
50 oder 60 Pfennig, wenn er damit 
DM 1,50 „Zulage” auf's Spiel setzt? 
Ganz "zu chweigen von spontanen 
Lohnkämpien oder anderen Ausein- 
andersetzungen! 

‘Aber die Kollegen bei VFW haben 
sich mit der Einführung des Leistungs- 
bewertungsystems noch nicht abge 
fünden, sie haben sogar erste Schritte 
unternömmen, die dieses System zu 
Fall bringen sollen. Nachdem die er- 
sten Einstufungen heraus waren, bil- 
dete sich ziemlich spontan eine Bewe- 
‚gung mit der Richtung: das Leistungs- 
bewertungssystem muß weg! Eine Un- 
terschriftensammlang mit der Forde- 
rung nach einer außerordentlichen Be- 
triebsversammlung für die rund 850 
Arbeiter (außerdem sind fast 2.500 
Angestellte im Bremer Werk beschäf 
N) Drache In zwei Tagen über 200 
Unterschriften, daraufhin stimmte der 
DR sofort zu (damit nicht noch mehr 
‚Kollegen in die Sache einbezogen wer- 

rlich) 

‚be der Kommunisten und 
Anderen fortschrittlichen Kollegen bei 
VFW muß es nun sein, auf dieser Be- 
triebsversammlung klar darzulegen, 
welche Ziele die VFW-Kapitalis«en mit 
der Einführung dieses Systems be- 
zwecken, um die spontane Empörung 
der Kollegen in ein bewußtes Abweh- 
ren dieses Angriffes umzusetzen. Da- 
bei gilt es, auch die Angestellten und 
die Kollegen in den Zweigwerken früh- 
zeitig mit in den Kampf einzubeziehen, 
denn nach der Strategle der VFW-Ka 
pitalisten soll nach und nach der gan. 
ze Konzern mit diesem Bewertungasy- 
stem „beglickt” werden. Verschont 
werden dürfen such nicht die sozial 
demokratischen Betriebsräte, die sich 
wieder einmal zu eine „vertrauen 
vollen Zusammenarbeit” mit de 
pitalisten zusammengefunden 
Biel dabei muß es sein, bei den DR 
Wahlen im nächsten Frühjahr sole 
Leute zu ersetzen durch Kollegen, J 


0 Kollegen der Montage Arbeit da Apyange und dem 

Rückgang der ausländischen Kollegin- 
nen von allein lösen werde. Auch in 
Bezug auf die EWS-Technik. werde 
man versuchen, Kolleginnen durch 
‚Kurse auch mit dieser Arbeit vertraut 


gen die Herren offiziell noch, sie 


Beer. es? 


In Wahrheit war das Kurs-Angebot 
ein Übler Trick: die Geschäftsleitung 
hoffte, daß Atere Kolleginnen und 
Ausländerinnen (wegen Sprachschwie- 
igkeiten) diese Kurse gar nicht erst 
besuchen und die Segel streichen. So 
wurde auf der Montagebesprechung 
beispielsweise auch zugegeben: „Wir 
brauchen ohnehin nur sehr wenig 
Stenotypistinnen.“ 

Am 109.74 war dann eine Be- 
iebmolbversummlung er murde u; 
nächst über die Beschäftigungslage 
baw. wirtschaftliche Situation im Fern- 
meldewesen kein einziges Wort ver. 
Ioren, Allerdings sprach eine Kollegin 
dieses Problem an, worauf der Mon- 
ageleiter _„tefbetrübt““ auf dieses 
„leidige Theima“ antwortete, Er sagte, 
daß nächstes Jahr für ca. 240 Kollegen 
(von mittlerweile nurnoch 300 Kolle- 
sen) noch Arbeit da sei. Die Derührm- 
ten „natürlichen Abgänge” waren also 
schon in größerem Maße als erwartet 
eingetreten. Die Angst, den Arbeits 
platz zu verlieren, zeigte hier bereits 


ihre Wirkung. Mit üblem Zynismus 
beteuerte er dann, daß in den kom- 
menden Jahren keine Entlassungen 
vorgenommen würden, da sich 


„Problem"“ durch 


ien; die angebotenen Kune 

wirklich. „nur, zur Weite 
18 für die Frauen“ gedacht 
Zu den Massenentlassungen schwoi- 


verlieren, sondern er 
Ihren längerfeistigen rung» 
plans. Solange werden in einigen De- 
reichen kleinere Entlassungen vorge- 
sommen, „natiche Abgänge» nicht 
ersetzt etc. Auf diese Weise hat be- 
reits die Automobilindustrie tausende 
von Arbeitern arbeitslon gemacht. Wir 
müssen bereits frühzeitig die Pläne der 
Siemens-Kapitalisten bekannt machen 
und entlarven, um zum Aufbau einer 
Abwehrfront gegen ihre Angriffe ber 
zutrage 


im Rahmen 


Entlassungen auch bei SEL 
(ITT), De-Te-We und T& N 


Die „Bereinigung“ im Femmelde- 
wesen, "betrifft nicht nur Siemens. 
SEL/ITT entläßt 600 Arbeiter auf 
‚Außenmontage und führt seit Anfang 
September für 3.000 Beschäftigte 
Kurzarbeit durch. 

Mit Massenentlassungen großen 
‚Ausmaßes arbeitet schon seit Jahres- 
beginn die TELEFONBAU & NOR- 
MALZEIT, T & N. 1.300 Kollegen 
(von insgesamt 22.000) wurden 
reits entlassen oder nicht ersetzt, 
800 weitere sollen in diesem Jahr noch 
folgen. 

Bei DeTeWe in Berlin mußten be- 
reits 1.000 Arbeiter kurzarbeiten, 
Entlassungen wurden durch die Über- 
nahme der Fertigung von Computer- 
teilen bisher nicht vorgenommen. @ 


Betriebzelle Siemens 


VW: Massenentlassungen 
auf Raten 


VW: Massenentlassungen 


auf Raten 


Die 6. Kurzarbeitsperiode und die 
9. Woche Kurzarbeit fand für 46.500 
VW-Arbeitervom 23. -27.9. statt; und 
bereits jetzt gibt es wieder Gerüchte, 
daß schon für den Dezember weitere 
Kurzarbeit geplant ist. 

Mittlerweile sind auch weitere Ein- 
zelheiten über neue Entlassungen be- 


kann 


ren. Immer wieder hatte Boss Leiding 
geschworen, VW würde nicht entlas- 
eg 
heute mittlerweile 8.000 der für das 
Jahr geplanten 12.000 Entlassungen 
a es ee 
ken). Die jüngste Meldung lautet nun: 

ee 
ee 
fest, daß 114.000 te die an 
Be een 
Euer De 
er 
Ec 


ende noch weit über 4.000 Arbeiter 
und Angestellte bei VW 
den sollen. Allein bei den Angestel 
ten und den Zeitlohnarbeitern wollen 
an Personalkosten 
Is wiederbelebt wer- 


sparen. 


und DM 9.000,- erhält. Au 
wurden im Juni bereits 3.00 Arbeiter 
‚entlassen; viele von Ihnen sind heute 
noch arbeitslos. Sie bekommen In der 
Regel erst nach langer Zeit Arbeitslo- 
sengeld, da sie „freiwillig” gekündigt 
haben und durch die Kassierung von 
‚Abfindungen keinen Lohnausfall hät- 


ten — so die Arbeitsimter! 

Im Betrieb setzen die Kapialisten 
die Verunsicherung der Beschäftigten 
weiter fort, Jüngster Fall in Hannover: 
‚60 italienische Arbeiter erhielten 
einen Brief der Geschäftsleitung. in 
dem es hieß: 


„ .. mit Sorge haben wir fette 
Hen'miesen, daß Ihre persönliche Ab- 


„. werden 
Threr Abwesenheit unterhalten.” 

Die Werksleitung hat bereits Ent- 
lassungen von „‚Krankmachern” ange- 
droht, 

Weitere Kurzarbeit fand auch in 
den Werken Ingolstadt und Neckars- 
ulm der zum VW-Konzern gehörenden 
Audi/NSU-Werk statt (vom 16,27. 
9.) Für den Oktober st erneut Kurz- 
arbeit angekündigt 


Streik bei VW in Mexiko 


Neben einer Reihe schon existic- 
render Werke im Ausland, vor allem 
in Ländern mit niedrigen Löhnen, will 
VW weiteres Kapital exportieren. Die 
Pläne für ein Werk in den USA sind 
nicht aufgegeben, sondern zunächst 
einmal aufgeschoben. Verhandlungen 
um ein Werk im Iran sind bisher noch 
nicht abgeschlossen, 

Doch in den Niedriglohnländern 
herrscht für die VW-Bosse nicht nur 
eitel Sonnenschein, Mitte September 
traten in Pusbla in Mexiko 12.000 
VW-Arbeiter in ejnen Streik und stell- 
ten die Forderung nach Lohnerhöhun- 
nen von 22 % auf, ° 


Metal-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


wirt Rechtsschutz durch 
Gewerkschaft? 


Wie frech und offen Gewerkschafts- 
funktionäregegen die Interosen Ihrer 
Mitglieder handeln und versuchen, 
solidarischs Aktionen zu verhindern, 
zeigt folgende „Rechtsberatung”, die 
ich vor einiger Zeit von einem Ge- 
werkschaftsfunktiondr (HNV) erhielt 

Folgendes war passiert: von Kolle 
winnen aus der Buchhaltung hatte 
daß ein Konkurs der 


Kerr an. u je rag Er, ie 8, Kl 
ur auf, Kosten seiner Kollegen vor, Helewschaft vertreie ster Zeit schr wahrscheinlich war 
bessern ka die Kollogen in Es schien raplich, ob Löhne und 
ständiger rent gehalten, Ein Genose der ‚Gehälter (incl, Urlubsgeld) für Juni 
schließlich wird jedes Jahr einmal ein: 8ympathisantenguppe, och ausberahlt würden, Ich bin 
Bestuft. Day bedeutet eine weltere den KD in eraumin var HBV-Rechiastelk ger 


ingen, um mich über Kndigur 
Iristen, Anspruch auf Urlaub, 
laubageld etc. zu informieren, 
"Nachdem ich dem Gewerkschafts- 
funkt 
hatte, 
weiteren 


u den gleichen Me- 
thoden wie die Arbeitgeber, nim- 
lich offener Drohung einerseits und* 


tung, alle 
schaft, uns zu spalten und. gap) 
einander ausauspielen 
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Aspeki 
nächsten Al 
(ct menden ‚mit ie 

intersichung der Ratlonı 
maßnahmen sowie der Hi von 
Gewerkschaftsführung und 8 
mokratie 


Wie in der gesamten übrigen Wirt- 
‚schaft, so rollt auch bei der Bundes- 
post die Rationalisierungswelle. Dort 
ey den gerade zaghaft die 
ersten Schritte getan, das angestre 
Ausmaß dieser Politik ist für die 
Postkol 'n jedoch kaum erkennbar. 
Bas \ he sd ureien ei 

formationen schaffen Bundespost 

Deutsche Post; schaft (DRG) 
Illusionen, die die Folgen dieser Poll: 
tik für die Kollegen verharmlosen, 

So wird seit einigen Jahren die 
Rationalisierung als unumgänglich, 
weil gesellschaftlich notwendig und 
‚produktivitätssteigernd — und damit 
fortschrittlich dargestellt, Als Be- 
gründung dienen ständig steigen- 
den Defizite der a rer Sie 
zeigen „deutlich, wo in Zukunft der 
Hebel für eine Gesundung der Bun- 
despost anzusetzen ist: beim Perso 


Hort: 


nalbestand. Ohne durchgreifende, 
arbeitskräftesparende  Rationalisie- 
rung wird sich die Schere zwischen 


zwar steigenden Einnahmen, aber 
wesentlich stärker expandierenden 
Kosten immer wgiter nen“ (,Süd- 
deutsche Zeitung'v. 1.7.74). 

Diese Defizite sind in den einzel- 
nen. Dienstleistungsbereichen unter- 
schiedlich. Im Jahre 1971 ragten da- 
bei vor allem folgende Bereiche her- 
aus: 


Paketdienst: 702,6 Mio DM 
Zeitungsdienst: 517,7 Mio DM 
Briefdienst: 469,4 Mio DM 
Päckchendienst: 208,9 Mio DM 


In diesen Bereichen werden-die 
durch Beförderung, Zustellung usw., 
verursachten Kosten im Durchschnitt 
nicht durch die Postgebühren ge- 
deckt, Es kommt zu roten Zahlen. 

Gerade diese besonders defizitären 
Bereiche werden überwiegend von 
Wirtschaftsunternehmen genutzt. Der 
Paketdienst beispielsweise dient zu 
80 ® direkt den Kapitalisten („ER" 
v. 8.11.72), insbesondere dem Ver- 
sandhandel (Quelle, Neckermann , 
Okto ot), Darber, hinaus nutzen 


diese ‚die  Bundergost 
natürlich ort, wo si Ihre Wa- 
Bu ‚den Mann brin- 
s h Hesen haben 
Anden ntren eigene Beför- 
derungs- und rich- 
tet. Im Bayrischen Wald etc. hingegen 


greifen sie auf die Dienste der für 


Herr Obes macht „Kompromisse” 


Am 19.9.74 fund vor dem Landgericht Hamburg der Prozeß des Kollegen 


Kynast (Betriebarat der Texaco-Hau 
Dieber Oben hal 
‚Chemie-Führer vor dem Betrieb des K. 


verteilen lassen. Darin wurde übelste 
betrieben, weil dieser ein wesentlicher Träger der linken Betric 


Rationalisierung bei der Deutschen Bundespost 


sie billigeren Bundengont zurdck. Die 
Kataloge des Vorsandhandels werden 
überall durch die Post zugestellt, weil 
‚deren Gebühren welt unter den durch 
den besonders großen Arbeitsaufwand 
bedingten Kosten liegen. Auch der 
Zeitungsdienst steht vorwiegend im 
Dienste der Großverlage (Springer 
Bertelsmann etc-}, Dieses Deflait wi 

im Kinzeinen nach politischen Über- 

ingen gestaltet in einer . 

BE nal nie 
tern des Postministerlums (BPM) und 
‚der Zeitungs und Zeitschriftenverle- 
ger besteht. Deren Aufgabe ist es, „zu 
‚prüfen, wie die Zahl der zum Post 
zeltungsdienst zugelassenen 7 600 
Verlagsprodukte verringert werden 
kann" (Horst Ehmike). 

An der Briefpost haben Werbung 
und Geschäftspost den größten An- 
teil, Die ern} ‚der Gebühren 
auch auf diesem Gebiet sind als ge- 
zielte politische Maßnahmen zu se- 
hen. „Mit Sicherheit wird diese 
‚litische, nicht der gegenwärtigen Wirt- 
chaftssituarion _(Preissteigerungen) 
adäquate Gebührenerhöhung die Wer- 
beaktivitdt besonders der kleinen und 
mittleren Unternehmen beeinträchtk- 

en” (Pressemitteilung der Firma „A- 

Direkt-Marketing-Adressen-Zentra- 
le). Auf der anderen Seite schließt 
‚die Post mit einigen großen Firmen 
wie z.B. Neckermann besondere Ko- 
‚operationsabkommen ab. Im Rahmen 
solcher Vereinbarungen „wird von 
der Post ein gewisser Kostenaus 
währt”. (Presseabteilung der 
rma Neckermann) 

Beim Päckchendienst sieht es ähn- 
lich aus. 

Gerade die von den Kapitalisten 
besonders genutzten Versendungsar- 
ten (Drucksachen, Massendrucksa- 
chen, Briefdrucksachen, Warensen- 
dungen usw.) werden von der Post 
schon allgemein durch besonders 
niedrige Gebühren begünstigt. Diese 
Gebühren sind nicht kostendeckend, 
sondern werden von der Post direkt 
als „politische Gebühren” bezeichnet, 

In den Defiziten der Bundespost 
und auch im Einzelnen in der Gebüh- 


Die Defizite sollen also gar nicht an- 
getastet werden, sondern vielmehr 


gegen Herrn Obes statt. 


Anfang des Jahres mit tatkrattiger Unterstätzung der IG- 


Kynast — Texaco — ein Pamphlet 
letze gegen den K. ‚Kynast 
sarbeit 


bei Texaco ist. Kostprobe aus dem Flugblatt: „Herr Kynast verteilte ein Flug- 
Gewerkschaft 


blatt, welches bedauern läßt, daß dieser Mann 


ftsmitglied und 


Betriebsratsrorsitzender ist.” Und „Sie sollten sich zurickziehen, Herr 


Knast! Sie sind nämlich - 


Aber lassen wir diese Feststellung lieber. Eines 


war aber doch fragen: Sind Sie krank, Herr Kynast? * . 


Derlei Schweinkram weiterhin zu behaupten, ist 
Verfügung verboten worden. Gegen 


‚durch eine Einstwei 
dieses Verbot hat Obes durch den 


;on satisam bekannten Anwalt Weiland&Partner Widerspruch eingelegt: 
Er könne noch weitere ähnliche Behauptungen hinzufügen und habe schon 
‚gar nichts zuräckzunehmen. Dieser Widerspruch war mun Gegenstand einer 
mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht gewesen. 


Schon gleich zu Beginn des Termins 
wurde deutlich, worauf die Richter 
hinaus wollten: Der Vorsitzende er- 
öffnete die Verhandlung mit einem 
„verständnisvoll” gehaltenen Beitrag: 

"Tja, wissen Sie, meine Herren, 
ich“ hatte schon damals bei Erlaß 
der Binstweiligen Verfügung und auch 
heute nach gründlicher Durchsicht 
der Akten das Gefühl, daß Sie sich 
da etwas Im Ton vergriffen haben, Herr 
Ober. Sowas wie Sie «u da geachrie- 
ben haben, lit doch wohl nicht der 
richtige Sill einer politischen Aus 
einanderierzung Aa.ne 

isen Sie, so ein Streit gehört 
‚doch im Grunde nicht in den Gerichtr- 
al, sowas macht man doch besser 
durch Flugbiätter untereinander aus 

Muß man sich denn derwegen 
wirklich vor Gericht streiten? 

‚Sie haben doch wohl währschein- 
lich nicht vor, Herr Oben, diese etwan 
mißglückten Äußerungen zu wieder. 
holen, oder? Dann begräbı man doch 
den Sireit beuser durch eine fried. 
liche Einigung." 

Damit war der weitere Gang des 
Termins vorgezeichnet: Die Ver 
dung sollte mit einem Vergleich 
zwischen Kynasl und Obes „aus der 
Welt geschafft” worden, Der Vor 
sitzende Richter hatte für diesen Kurs 
auch gleich eine ungeheuer plausib- 
io Begründung par 

„Misen Sie, Im Grunde arbeiten 
‚Sie'doch beide für die gleiche Sache; 


‚Sie wollen doch beide zum Wohl der 
Belegschaft Gewerkschaftsarbeit ma- 
‚chen. Da ist es nicht sinnvoll, die bei 
allen Unterschieden eventuell noch 
vorhandenen Brücken zwischen Ihnen 
zu zerstören. Sie sollten die bestehen- 
den Risse durch eine streitige Ver 
handlung, nicht, noch unndtg ver 
tiefen. Wenn Sie starke Kampfes 
Iust verspüren, haben Sie ja wohl 
anderweitig genug Streitgelegenheit.” 

‚Kollege Kynast war zum Ab- 
schluß eines Vergleiches auch durch- 
aus bereit. Ein für ihn akzeptabler 
Vergleich hätte allerdings, wenn auch 
indirekt. zum Ausdruck bringen müs- 
sen, daß Obes die von ihm aufgestel- 
ten’ Behauptungen nicht mehr auf- 
‚recht erhält. Denn wenn Obes sich 
lediglich bereit erklärt hätte, ihre 
Verbreitung zu unterlassen, so hätte 
er immer noch sagen können: Ich 
darf die Behauptungen zwar nicht 
verbreiten, aber wahr sind sie trotz- 


‚dem. 

Auch Obes ließ durch seinen 
Rechtsvertreter Klooß (übrigens SPD- 
Funktionär in St. Georg) erklären, 
daß er nicht „jeglichen Kompromiß" 
ablehnen würde 

Der dann von Obes angebotene 
„Kompromiß” war aber gar kein 
Kompromiß. Obes erklärte sich näm- 
lich bereit, Behauptungen zu un- 
terlassen, die er gar nicht aufgestellt 
hatte. Das sah z.B. so aus: In seinem 
‚Schweinspapier hatte Obes behaup- 


unter politischen Gesichtspunkten ge- 
zielt im Interesse der Kapltalixten ge- 
staltot werden. Künen besonders zyn 
schen Ausdruck findet dies in der 
„PAZ" vom 4.12.73, einem wicht 
fen, Spraahrohr der Kapisisten 
lasse: „Die Post hat Ihren Benutzern 
schon so manches Schnippchen ge 
schlagen, am übelsten (1) hat sie 
doch den Besitzern von Autotelefo- 
nen (!}) mitgespielt”. Auch hier 
nämlich Gebührenerhöhungen ge 


geben. 

Das Fernmeldewesen ist übrigens 
der einzige Bereich der Bundespost, 
in dem die Einnahmen größer sind als 
die Ausgaben. Hier wird also ein Plus 
erwirtschaftet. Deshalb forde 
Deutsche Industrie- und Handelstag 
(DIHT) und der ‚Verband der Post- 
benutzer” auch eine Privatisierung die- 
ses Bereiches und eine stärkere Sub- 
ventionierung der Defizite aus Steuer 
mitteln. Die Gewinne sollen also in 
die Hände der Kapitalisten übereignet 
werden - auf der anderen Seite soll 
die Politik der Defizite aus Lohn- 
steuergeldern finanziert werden! 

Als Dienstleistungsunternehmen 
ist die Bundespost für die Kapitalisten 
unentbehrlich. Als Auftraggeber, je 
doch ebenfalls. Sie gehört neben Bun- 
deswehr und Bundesbahn zu den größ- 
ten öffentlichen Auftraggebern für 
die Wirtschaft. Die folgende Tabelle 
stellt die Ausgaben der Bundespost 
für Lieferungen und Leistungen der 
Industrie im Jahr 1972 dar (in :Mil- 
lionen DM): 


Linien und Leitungsnetz 2764,9 

Fernsprechanlagen 3033,5 

Telegrafie, Funk und Fern- 

meldetechnik 594,0 

Hochbau 1298,4 

Dienstausstattung 462,1 

Kraftfahrzeuge 246,7 

Kraftfahrstoff [. Kfz. .82,8 

Druckererzeugnisse 188,5 

Bahnpostwagen, Postbeför- 

derungsanlagen, Handfahr- 

zeuge, Einrichtungen des 

Postscheck- u.-sparkassen- 

dienstes, e 32,8 

Mieten für Maschinen 

Betriebs und Verwaltungs 

dienstes 68,2 
- DM: aaa 

(aus: Wirtschaftsbericht der DBP für 

1072) f 


tet; der Kollege Kynast „arbeitet 
mit Chaoten zusammen,” Im Prozeß 
erklärte Obes sich dann großzögiger- 
weise bereit, er wolle nicht mehr 
behaupten, Kollege Kynast sei „Mit. 
arbeiter der Chaoten.” Die ursprüng- 
lich von ihm behauptete „Zusammen- 
arbeit” stellt Obes damit natürlich 
keineswegs in Frage. Was daran ein 
„Kompromiß" sein soll, ist völlig 
ichleierhaft. 

Klar wird aber, daß Obes sich 
mit. allen Mitteln" die Möglichkeit 
ffen halten will, linke Kollegen 
„Chaoten” zu diffamieren. Der K. 
lege Kynast wies sehr richtig darauf 
hin, daß Obes damit bewußt an den 
allgemeinen Sprachgebrauch dieses 
Wortes anknüpft, wonach „Chacten” 
‚eben notorische Kaputtmächer, de- 
struktive Elemente (Volksschädlin- 

? 1) sind, und daß Obes die inner- 

triebliche Auseinandersetzung of- 

ibar lieber durch das Umsich- 
werfen mit antikommunistischem 
Schmutz und Schund, als mit sach- 
lichen Argumenten führt 

Sein Advokat Klooß wußte hie - 
rauf auch nur mit dem schwachen 
Winkelzug zu antworten, daß dieser 
Begriff bei Texaco einen konkreten 
Inhalt hätte; die Kollegen dort wüß- 
ten sehr genau, daß damit der KB 
und sonst niemand gemeint sel (1) 
Von Diffamierung könne deshalb 
keine Rede sein. 

Am Schluß sagte Klooß dann 

‚daß Obes diese Behauptung 
nicht‘ unterlamsen werde, da „Chaot' 
eine „übliche Bezeichnung” für links 
von der DKP stehende Gruppen sei. 

Besonders  „kompromißbereit” 
zeigte sich Obes’ hinsichtlich seiner 
Frage „Sind Sie krank, Herr 
Kynası? ", 

Er ließ durch seinen Anwalt vor- 
tragen, erstens hätte er nicht die 
Absicht gehabt (7), die „geistige 
Gesundheit” des Kollegen "Kynast 
in Frage zu stellen und zweitens si 
aus dem Zusammenhang seines Flug" 
biattes deutlich geworden, daß er 
nur (?)) and inden politischen 
Yerstand des Kalepen Kynası zwei: 


Allein für Produkte.des Fernmelde- 
wesens vergab die Post 1972 Aufträge 
in Höhe von rund 6,4 Mrd. DM. „Auf“ 
träge über Fernmeldeerzeugnisie ge- 
hen -  branchenstrukturell bedingt 
- an großindustrielle Unternehmen” 
(R. Meierose). Das sind etwa ein Dut 
zend (Siemens, AEG-Telefunken, 
DTW,T+N usw.) 

Jede dieser Firmen ist Jeweils auf 
bestimmte fernmeldetechnisehe Pro- 
dukte spezialisiert. Deshalb brauchen 
sie auch kaum um die Aufträge der 
BP zu konkurrieren, solange sie ihr 
Spezialgebiet nicht verlassen. Das 
macht sie sehr frei in der Preisgestal- 
tung nach oben. 

im Rahmen der Auftragsvergabe 
ist die Bundespost „an der Durch- 
serzung „wirtschaftzpoliicher Ziele 
der Bundesregierung, in hervomaken- 
dem Maße beteiligt." Sie verwirklicht 
die Interessen der Kapitalistenklasse, 
indem sie die Monopolisierung unter- 
stützt und gezielt Aufträge dorthin 
vergibt, wo die Profitmöglichkeiten 
am größten sind. Allein im Jahre 73 
vergab sie Aufträge in Höhe von 


Folge, daß sio sich in großem Umfang 
verschulden muß. Diese Verschul 
dung stieg von 5,74 Mrd, DM im 
Jahr 1960 auf 36,15 Mrd. DM im 
Jahre 1973. Das entspricht einer 
Steigerung von 630 %. 1974 werden 
die Schulden erneut um, 8,17 Mrd, 
DM auf insgesamt 44,32 Mrd. DM 
steigen. Dieser enormen Verschuldun; 
begegnet die Bundespost mit der Auf- 
nahme von Krediten und der Aus 
schreibung Öffentlicher Anleihen, Al 
ein 1971 betrugen die Zinsen (!) da- 
für 2,24 Mrd. DM. Und die Finanzkar 
pitalisten reiben sich die Hände! 

Doch die Zusammenarbeit zwi 
schen Bundespost und Kapitalisten 

ht noch welter. So wurde in der 

/ergangenheit ein bestimmter Fern- 
sprechapparat wieder aus dem Ver- 
kehr gezogen, weil bei ihm der Ver- 
schlaibfaktor zu niedrig war. Er ging 
einfach nicht kaputt und wurde des- 
halb durch eine andere Ausführung 
ersetzt, die schadenanfülliger war. 

Für’ besondere Verdienste bei der 
Durchsetzung ihrer Interessen zeigen 
sich die Kapitalisten auch erkennt- 
lich. So soll Staatmekretär Elias 
(BPM, zuständig u.a. für die Auftrags 
vergabe im posttechnischen Bereich, 
einer der MHauptproduzenten dafür 
ist die Firma Siemens AG) belohnt 
werden mit einem Sitz im Vor. 
stand der Firma Siemens! (,$tern” 


1 Mrd. DM nach West-Berlin. Neben 17/74). Auf Bühne die richti 
den pöllischen Abuichten, die dabei Rule, = al Markonette der Kaplie 
verfolgt werden, sind die Kapitalisten listenklasse! 
dort zusätzlich noch mit Steuervor- 
teilen gesegnet. Kostgrupı des KB 
Die Defizite der Post haben zur uppe rg 
Baden-Württemberg: 


20.000 Metaller in Warnstreiks 


Im letzten Herbst hatten die Metaller 
Baden-Württembergs zur Durchset- 
zung des Lohnrahmentarifvertrags II 
gestreikt. Das schließliche Ergebnis — 
von den Führern der IGM mit den 
Kapitalisten von Gesamtmetall aus- 
gehandelt — wat denkbar mager, 

In den folgenden Monaten zeigte 
sich jedoch, daß die Kapitalisten 
nicht mal diesen „Verhandlungskom- 
promiß““ voll anzuwenden bereit wa- 
ten, sondern Teile davon einfach ig- 
norierten: Die vertraglich festgelegte 
Verdienstabsicherung für Arbeiter 
über 55 Jahre wurde von den Kapita- 
listen nicht 

‚Über 


Fakt ist zunächst einmal, daß 
‚Obes in seinem Flugblatt seine Dif- 
famierung so gebracht hat, daß der 
Leser den Eindruck gewinnen mußte 
und sollte (1), Kollege Kynast sei 
„nicht ganz dicht”. So ging es auch 
dem Richter: „Sie (Obes) müssen 
doch sehen, daß sowas ingendwie 
nicht so richtig paßt.“ 

Von Kompromiß also wieder keine 
Spur. Statt dessen eine nachträgliche 
Interpretation der alten Diffamserun- 


wen. 

‚Aus der Art des von Obes&Co, 
vorgeschlagenen „Kompromisses” 
kann man aber entnehmen, daß 
Sozialdemokraten auch mit dem Mit 
tel der übelsten persönlichen Diffa- 
mierung alle Ansätze einer klassen- 
bewußten Betriebsratsarbeit in den 
Betrieben nach Möglichkeit zu zer- 
schlagen versuchen. Das hat Klooß 
zwar nicht offen ausgesprochen, weil 
das taktisch unklug wäre, aber die 
Praxis der IG-Chemie-Führer und 
die schr ausgefeilten Formulierung 
der „Kompromisse" beweisen das. 
Bei diesen Manövern der Gegenseite 
war natürlich klar, daß ein Vergleich 
zwischen Kynast und Obes nicht 

‚kommen konnte (über die 
haltung der Einstweiligen 
Verfügung wird jetzt durch Urteil 
entschieden. Die Entscheidung wird 
Ende Oktober verkündet.) 

Daran konnte auch das dauernde 
Bemühen des Richters um eine „‚ried- 
liche Lösung” nichts ändern. Der 
alte Herr machte immer wieder neue 
„Kompromißvorschläge”, um die Sa- 
Ähe mit möglichst wenig Arbeit für 
ihn selbst über die Bühne zu bringen. 
„Herr Oben rückı von der Behaup- 
Tung ab, daß . . .", „Herr Obes hält 
die Behauptung, Herr Kynast arbeite 
mit ‚Chaoten zusammen. nicht 
mehr aufrecht”, „Herr Obeı nimmi 
Abstand...” und und und 

Und weil das nicht geklappt hat, 
war er auch sichtlich enttäuscht, 
daß die Sache ihm jetzt doch noch 
Arbeit machen wird: „Na gut, meine 
Herren, dann werden Sie eben noch 
in einigen Monaten darüber streiten 
inüssen, wer wen wann als ‚Chaoten' 
bezeichnet hat, und ob Herr Kynast 
an krankhaftem _Verfolgungswahn 
leidet. Welchen Nutzen das dann noch 
haben ‚soll, ist jedenfalls Außerst 
unklar," 


gegen die Willkür der Kapitalisten. 
Am 25.9. beteiligten sich bereits 
über 20.000 Kollegen an den be- 
fristeten Proteststreiks: 4.000 bei 
Daimler Benz in Mannheim, 2.000 
in_den Motorenwerken Mannheim, 
1.500 bei Bopp & Reuther, 4.500 
in der Zahnradfabrik Schwäbisch 
Gmünd, 4.000 bei Daimler Benz in 
Gaggenau, 900 bei Singer in Karls- 
ruhe und 400 bei den Dreißwerken 
(Angaben nach „UZ“ vom 26,9.74). 
lachdem die Verhandlungen zwi- 
schen Gesamtmetall und IGM zu- 
nächst am 25.9.74 für gescheitert er- 
klärt worden waren, ließen die Tarif- 
Puriner am Abend des 26. Septem- 
bereits übers. Fernsehen 
en, daß man, nun doch wieder 
Lösung auf dem Verhandlungswege 
herbeiführen werde, . 
Metall-Komitee,KB/Gruppe Hamburg 


Klar geworden ist jetzt schon 
Folgendes: Solche schweinischen 
Angriffe unter der Gürtellinie, wie 
sie Obes gebracht hat, sind mit Sr 
cherheit keine individuellen Fehler 
stungen einzelner besonders reaktio- 
närer Sozialdemokraten, sondern 
„offizielles” Mittel der Gewerk- 
ichaftsführung im Kampf gegen die 
Linken in den Gewerkschaften. 

Obes prozessiert gegen Kynast 
keineswegs als Privatmann. Vielmehr 
übernimmt er hier nur einen Part in 
der offiziellen Strategie der Soziak 
demokratie im Vernichtungskampf 
gegen links. So ist es auch kein 
Zufall, daß die rechtsanwältliche 
Vertretung des Herrn Obes von einem 
SPD-Funktionär übernommen wur- 
de. Das erspart Herrn Obes die üblr 
cherweise recht hohen Anwaltko- 
sten. (Daß auch die SPD-Anwalts- 
kanzlei bei solchen Prozessen nicht 
zusetzi, dafür, sorgt schon das Ge. 

sr 


strüpp undurchsichtiger 
dungen zwischen 
schaftsbürokratie - 


immer frei 
‚nach der Devise: Kine Hand wäscht 


die andere). 
Wie abhängig auch di 

von der — im I 

wuchernden 


Richt 


tamburg alles über: 
SPD-Bürokratie ist, 
daß er die völlig 

(g 


Obes nicht unumwunden zurüch 
wie, sondern sich — auf der Suche 
nach einem „Kompromiß" — ge: 
wunden hat wie ein Aal 
Prozeß-Beobachter war im Übri- 
m auch Merr v. Kodolitsch, IG- 
'hemie-Sekretär und zuständig für 
‚die Koordinierung der Kommunisten 
Jagd in der Hamburger IG-Chemie. 
Dieser Vogel hatte vor allem die 
Aufgabe, durch seine bloße Anwe- 
senheit zu verhindern, daß Ober 
irgendwann kalte Füße bekommen 
und Kompromisse eingehen würde, 
die Herrn v. Kodolitsch nicht in sein 
Konzept der kompromißlosen Hetze 
‚gegen die Kommunisten passen wür 
den, Nicht zufällig wurde v. Kodo- 
litsch (als der eigentliche Draht- 
ticher der, Diffamierungr Kampap 
Besen die Texaco-Linke? In die Pa 
senberatung der Oberseite mit 
einbezogen. . 
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Glashütte Hirschberg: 
Kollegen aufs Glatteis geführt 


Nash mehrwchleen Ansinanderut 
zungen um tung on 
kun Kristallglaswerks 
Hirschberg In Stadt Allendorf (Mer 


wen), wurde am 14/15. September 
beschlossen, das Werk als Genossen- 
Der bierige Deatzer Haetl, der 

7 tzer, Haefeli, der das 
Kristallglaswerk 1972 vom VEBA- 
Konzern gekauft hatte (dieser wollte 
schon damals das Werk stillegen), hat- 
te am 30. Juli Konkurs angemeldet, 
‚nachdem die Jahresbilanz von 1973 
einen Betriebsverlust von 1,4 Mio DM 
auswies und sich kein Käufer bereit" 
fand, das Werk zu übernehmen. 

Die überwiegende Mehrheit der im 
Glaswerk beschäftigten 180 K. 
war aber nicht gewillt, sich kampl 
den Arbeitsplatz rauben zu lassen, zu 


deitslosenquote um 5% besteht. 
160 Kollegen erklärten ihren Wil- 
ken, das Glaswerk in eigener Regie 
fortzuführen und unterstrichen diesen. 
Willen durch teilweise „ilegale” Ak 
tionen. So stellten die Kollegen be- 
reits einen Tag nach der Anmeldung 
des Konkurs wichtige Produktions- 
mittel wie Formen, Diamantschleifge- 
räte und Designpläne sicher und orga- 
nisierten eine Wache rund um die Uhr, 
um eine Ausplünderung des Werks zu 
verhindern. Diese Maßnahmen waren 
notwendig geworden, weil Haefeli 
entgegen früheren Zusicherungen den 

/ersuch unternommen hatte, wert- 


‚Außerdem forderten die Beschäf- 
igten von der hessischen Landesregie- 
rung die Übernahme einer Kreditbürg- 
schaft, die sie nicht schlechter stellen 
Hasfeı dr Dal einem Eigenkapil 
apiti 

"000 DM eine Landesbürgshaft 
halten hatte, 

‚konnten zu 


Mittel in Höhe von 150.000 DM mus 


einem VEBA-Rer und eine 
haftserkl ‚der Belegschaft 
in Höhe von 160.000 DM vorweisen 


Nach wochenlanger Hinhalte-Tak- 
tik wurde diese Forderung von der 
Landesregierung mit Hinweis auf die 
schlechte wirtschaftliche Situation der 


Glashütte 1. Weiter erklärte 
der ham Wiruehsftuminister Kar 
1y, daß ein Zuschuß von 500.000 oder 

rer 


wärtigen wirtschaftlichen Krisensitua- 
tion, den zahlreichen Entlassungen 
usw. — auch andere Belegschaften zu 

Interschätzung unternehmer- 
scher Funktionen” (FR, 14.9.74)kom- 
men könnten, das kaplialisische „Ei 
entumsrecht" in Frage stellen und 
den Versuch machen könnten, die 
Führung des Betriebs in die eigenen 
Hände zu nehmen. Auch wenn solche 
Versuche innerhalb des Kapitalismus 


Pte 


a2 


Wirksihnftsprafersags 
Wer. 


700.000 DM den Richtlinien der EG 
widersprechen würde, da diese nur 
einen Finanzierungssatz von 25 % 
zulasse, Diese Behauptung ist ange- 
sichts der Finanzierungspolitik der 
Landesregierung gegenüber dem frü- 
heren Glaswerk-Besitzer Hacfeli der 
reinste Hohn. Vor allem ging es der 
Landesregierung aber wohl darum, 
daß, wie Karıy sagte, „eine Abwei- 
chung von der bisherigen Linie zur 
Folge” hätte, „daß auch andere Be- 
triebe einen solchen Anspruch gel- 
end machen könnten” (FR 28.8.74). 

Im Klartext heißt das nichts ande- 
res, als daß — gerade bei der gegen- 


bestenfalls nur kurzfristig Erfolg ha- 
ben können, wissen die „Landesväter" 
spätestens seit LIP sehr genau, was es 
für die Entwicklung des Bewußtseins 
‚der Arbeiterklasse bedeutet, wenn be- 
wiesen wird, daß die Arbeiter die Ka- 
pitalisten nicht brauchen. 


Die Kollegen gaben sich jedoch 
nicht geschlagen. Als Karry in Mar- 
burg ein Autobahn-Teilstück überge- 
ben wollte, demonstrierte der größte 
Teil der Arbeiter der Glsäcte mit 

Fansparenten gegen die Entscheidung. 
‚der Landesregierung, woraufhin Karry 
weiteren Verhandlungen zustimmte. 


| Zum Gewerkschaftstag der NGG: 
Für die Kollegen nichts gebracht 


Gewerkschaftliche Arbeit im Be- 
reich der NGG findet unter sehr 
schwierigen Bedingungen statt. So 
‚gibt es trotz sinkender Tendenz im- 
mer noch etwa 250.000 Betriebe in 
dieser Branche (zum Vergleich: in der 
INGG sind 259.000 Kollegen organi- 
siert). Davon sind 4.980 Industriebe- 
triebe mit mehr als 10 Beschäftigten. 

Für die Kollegen in diesem Bereich 
hat zunehmende Rationalisierung und 
Monopolisierung natürlich auch weit- 
reichende Folgen. Die Beschäftigungs- 


im Juni weigerte 
Schlachthof Haug & 
Memmingen (Bayern), 
NGG einen Tarifvertrag abzu- 
schließen, in.dem dieselben Er- 
höhungen wie in der bayrischen 
Fieischwarenindustrie _ gewährt 
werden sollten. Auch Zusatzfor- 
derungen über Urlaubsgeld und 
einen 13. Monatslohn wurden 
abgelehnt. In einer Urabstim- 
mung stimmten alle 31 Beschäf- 
gten der Firma für Kampfmaß- 
nahmen, Nach erneuten Verhand« 
hungen begann dann am 29. Juni 


sich der 


der Streik, der erst am 26. Juli 
nach vier Wochen, beendet wu 
de. Danach wurden die. Stun 
denlöhne zwischen 78 und 85 
Pfennig erhöht, das Urlaubsgeld 
beträgt — erstmals tarifli 

für 1974: DM 8,-, 1975: DM 
pro Urlaubstag, Weihnachten 
wird in den Jahren 1974 « 1976 
stufenweise ein Nettobetrag zwi- 
schen 100 - 160 DM gezahlt. 


In einer Urabstimmung wur- 
Ergebnis einstimmig an- 


Streik der 31 Kollegen der Firma Haug & Sohn in Memmingen 


zahl ist im letzten Jahr von 505.000 
auf 501.000 gesunken; dieser Rück- 

1 setzt sich in diesem Jahr verstärkt 
fort. Bei den Arbeitern Ist der Rück- 
ge mit 15.000 wesentlich höher 
inzeine Bereiche verzeichnen wesent 
lich größere Zahlen von Entlassungen. 
die Zigareitenindustrie mit 35,4 %; 
die Zuckerindustrie mit 19%; die Müh, 
ienindustrie mit 16.9 %, 

Der: kapitalistische "Konkurrenz 
kampf und die Konzentn 
auch im NGG-Bereich weiter: von den 
Industriebetrieben gingen 93 
sind 15,8 %, pleite, Die Monoy 
Tung beiraf vor allem die Zigaretten) 
Qustrie, die Margarineindustrie und die 
Brauwirtschaft, $o beherrschen mitt 
ierweile drei große, Wrauerelen (Oct 
ker, Dorimunder Union-Schultheiß, 
Retmiume) 10% den Marks. 

Die Arbeitsbedingungen im Bereicı 
NGG and aum Tall sAriminel". Wi 
wollen das anhand des Hotel- und 
Gaststättenbereichs aufzeigen, Die 6 
Tage-Woche und „Normal”-Arbeits 
zeit von 45 » 48 Stunden sind hier 
noch üblich, Außerdem wird sonn- 
abends und sonntags sowie im Schicht- 
dienst gearbeitet, Der Tariflohn Neyt 
im gesamten NGG-Bereich sehr nied 
1, für Unglermie nahe am Exktenz 
minimum. Bevorzugt werden ausländi- 
sche Arbeitskräfte (m gesamten NGG- 
Bereich etwa 15 % der Arbeitskräfte), 


die bis aufs Blut ausgenommen und 
bei Bedarf abgeschoben werden. Ju 
'ndliche gen) faktisch kaum 
schutz, beitsschutzge- 


setz_ist, soweit überhaupt bekannt 
ein Fetzen Papier. Nachtarbeit, 
re körperliche Arbeit, Über: 
und Akkord sind für Jugendliche 
male“ Bedingungen. 

Die Hälfte der Beschäftigten sind 
sie werden schlechter bezahlt 


An diesen wenigen 
fensichtlich, wie notwe 
werkschaftliche Arbeit ist, die sich die 
Probleme und Nöte der Beschäftigten 
im NGG-Bereich zu ihren eigenen 
macht und bemüht ist, eine wirkliche 
Interessenvertretung der Arbeiter und 
Angestellten zu sein. Daran haben wir 
Thema und Inhalt des NGG-Kongres- 
ses zu messen 


Angesichts, des Kampfeswiiens der 
Kollegen, der schlechten wirtschaftl- 
‚chen Situation, aufgrund derer es s- 
cherlich eine relativ breite Sympathie 
mit den Hirschberg-Kollegen gibt und 
der Tatsache, die hessischen 
Landtagswahlen bevorstehen, schien 
es der ‚Landesregierung offenbar rat- 
sam, einen Taktik-Wechsel vorzuneh- 
men. Aus dem „Nein” zur Landes- 
bürgschaft wurde ein unverbindliches 
„Vielleicht””, das zudem an eine Rei- 
he von Bedingungen geknüpft wurde 
So will die rung nur dann 
ein Darlehen von 300.000 DM ge- 
währen, wenn der Nachweis der Ren- 
tabilität des Werkes erbracht wird, 
ein Management zur wirtschaftlichen 
Führung des Betriebs geschaffen wird 
und wenn ausreichende Eigenmittel 
vorgewiesen werden können. Offenbar 
auf Anraten des BR-Vorsitzenden Max 
Kleiner hat die Belegschaft diesem 
Betrug zugestimmt. 


Betrug deswegen, 
© weil der „Nachweis der Rentabili- 
tür auf Kosten der Kollegen 
So soll der Umsatz von 5,2 Mio 
(1973) auf 5,6 Mio DM gesteigert 
werden, wobei die „Personalkosten” 
von 75 % auf 59 % des Umsatzes ge- 
senkt werden sollen. Das heißt: 140 
Kollegen sollen jetzt mehr produzie- 
ven als früher 180 Kollegen, was natür- 
ich gesteigerte Arbeitshetze u 
schlechterung der Arbeitssituation 
deutet; 
© weil die Einstellung eines Manage- 
ments, bestehend aus sogenannten 
Fachleuten, überhaupt nichts mehr 
mit der ursprünglichen Forderung der 
Kollegen zu tun hat, die das Werk in 
eigener Regie fortführen wollten; 
@ weil die Notwendigkeit des Nach- 
weises von „ausreichenden Eigen- 
mitteln” dazu geführt hat, daß sich 
jetzt der Landkreis Marburg mit 
DM 75.000, die Stadt Allendorf mit 
DM 75.000, die SPD mit DM 50.000 
und Karry 'mit DM 20.000 an der 
nun gegründeten Genossenschaft be- 
teiligen. Was das für die „Eigeostän- 
digkeit” der Kollegen bedeutet, wird 
wohl am deutlichsten daraus ersicht- 
lich, daß von drei Mitgliedern des neu 
gegründeten Aufsichtsrates zwei Ver- 
\reter des kapitalistischen Staats sind, 
nämlich Vertreter des Landkreisesund 
der Stadt Allendorf. 
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Wie weit die Auseinandersetzung 
um die Glashütte Hirschberg ins Fahr- 
wasser der „Sonlalpartnerschaft" ge- 
litten ist, macht wohl much die Tat- 
sache deutlich, daß es der ehemalige 
Bundesjustizminister Jahn war, der 
dan Genowenschaftsstatut ausgearbei- 
tet hat. 


Diehesische SPD-Landesresierung 
will hier zumindest „beweisen“, 

‚den Arbeitern die eigenständige Füh- 
rung einer Fabrik unmöglich ist. Je- 
och beweist das Beispiel Hirsch! 

allenfalls, daß eine sozialistische 
sel — die Führung einer Fabrik durch 
Arbeiter im Interesse der Arbeiter- 
klasse — Im Rahmen einer kapitalistk- 
schen Wirtschaft und eines kapitalist- 
schen Staates nicht möglich Ist, son- 
dern daß es dazu des Sturzes der Ka- 
Pitalistenklase und der Zerschlagung 

Staatsapparates bedarf 


Darüberhinaus drängt sich aber die 
Vermutung auf, daß die Landesregie, 
rung hier noch. mehr „deweisen” 
will: nämlich, daß sich allein der Ver- 
such der Übernahme einer Fabrik 
durch die Arbeiter für diese nicht 
lohnt, sondern im Gegenteil ihnen 
schadet. Denn zum einen ist die 
DM 500.000 Landesbürgschaft noch 
Mingst nicht gegeben. Aber selbst 
wenn diese Bürgschaft tatsichlich ge- 
geben werden sollte, erscheint die 
dann vorhandene Summe von rund 
1 Mio DM als zu gering, um, in An- 
betracht der enormen Schulden aus 
früherer Zeit und des hohen Investi- 
tionsbedarfs (laut FR schätzen „seriö- 
se Glasunternehmen” den Imesilions- 
bedarf auf 2 Mio DM), die Glashütte 
wieder auf die Beine zu stellen. Ein 
erneuter Konkurs würde aber bedeu- 
ten, daß die Kollegen nicht nur die 
DM 150.000 aus dem VEBA-Restso- 
zialplan verlieren würden, sondern zu- 
sätzlich noch die Bürgschaft von 
DM 160.000 aus eigener Tasche be- 
zahlen müßten, was sie wirtschaftlich 
restlos ruinieren würde 

Diese Art der „Lösung” des Pro- 
biems wird sich die SPD-Landesregie- 
rung aber sicherlich für die Zeit nach 
en Landtagswahlen aufheben. ® 
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‚Auszug aus dem Lohn- und Gehaltstarifvertrag für das Hotel- und Gaststätten- 


gewerbe Hamburgs.“ 


Nr. 3; gem Organ 

Anträge lie 
au Wirtschafts, 
problemen, zur Sozialpolitik und nicht 
ulerat auch zur Tarifpolitik, Nr, 1 (}) 
der Anıräge sieht aus wie eine Selbst 
verständlichkeit, ist aber keine: Eine 
weitere Voraussetzung (für die Mit 
liedschaft) ist die Zahlung einen sat- 
zungsgemäßen Beitrags”. Unter dem 
Vorwand, „absolute Beitragsehrlich- 
keit” erreichen zu wollen, soll in Zu 
kunft jeder Kollege 1 % seines Brutto: 
‚einkommens als Doitrag zahlen, „wei 
nicht sarzungsgemäß zahlt, fliegt raus” 
(„Welt der Arbeit”, 13.9.94). 

Welter heißt es in „einigkeit”" 


„Eine alte Forderung wird modif 
ziert: Die Differenzierungsklauseln in 
Tarıfverträgen sollen wenigstens Bin- 
‚kommenzunterschiede zu Unorgani- 
‚sierten in Höhe der Gewerkachaftsbei- 
mies möglich machen 
jan sieht hieran, daß den Herren 
der Nestand ihrer Organisation am 
meisten am Herzen liegt, denn dieser 
Antrag bildete in allen Veröffentik 
chungen über den Gewerkschaftstag 
den Mittelpunkt des Kongressen. Zu 
den entscheidenden Problemen der 
Kollegen wurden dann folgende Aus 
gen gemacht 
© Einführung einer Familienrecht 
schutzversicherung 


‚Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 1974 


Seite 13 


Texaco, Hamburg 


EIN BUMERANG 


Gewerkschaftsfüh 


rung macht 


Rechnung ohne den Wirt 


Gewerkschaftsausschluß perfekt 


Wie nicht anders zu erwarten, hat 
inzwischen der Hauptvorstand” der 
1G Chemie auf Anraten seiner Ham- 
burger Sachwalter die Ausschlußan- 
träge gegen die linken Betriebsräte 
Kynast und Trampert bestätigt. Sie 
hätten sich „gewerkschaftsfeindlich” 


verhalten, „das Ansehen der Organi- 
sation vorsätzlich = und — 
last not least — „die Interessen ihrer 
Mitglieder verletzt“ . Begründet wei 


‚Sen diese schweinischen Unterstellun- 
sen mit dem Verhalten von Kynast 
Und Trampert in der letzten Auf- 
sichtsratswahl-Kampagne, in der sie 
ie Kollegen zum Boykott aufriefen. 

Kurioserweise bestätigt der Haupt- 
vorstand der IG Chemie in seiner 
Ausschlußmitteilung vom 18. Sep- 


bürstet wurden, 
e dei ihrer „Ver- 


tretung” 'ollegen-Interessen 
nicht weiter zu stören. Dasselbe 

für die Tatsache, daß etwa 80 % der 
en Hasptrergaltung darch Un- 
Terschrift gegen den ten Aus- 


ken vorübergehend die Mehrheit im 
Betriebsrat. Unter Dirigentschaft von 
von Kodolitsch und. H. Schmoldt 
(beides 1G-Chemie-Sekretäre) nutzte 
die so gestärkte Betriebsrats-Rechte 
die Situation zu einem Coup, entzog 
zwei linken Betriebsräten ihre Frei- 
stellung, wählte Kynast als Vorsitzen- 
und Trampert als Mitglied des 
Gesamt-Betriebsrates. 

Selbst nicht von einer Re 


Rechten einen Strich durch die Rech- 
nung zu machen und die Kollegen 
selbst entscheiden au lamen, von wei 
cher Gruppierung sie ihre betriebli- 
chen Rechte in Zukunft am besten 
vertreten lassen wol) 

Der BR«oup der Rechten war 
von Anfang an überstürzt und wenig 
durchdacht. Dies wurde auch den 
letzten klar, als bereits nach neun 
Wochen sich die Mehrheitsverhält- 
nisse erneut zu wenden begannen. 
Der Zeitpunkt für das lang angekün- 
digte Ausscheiden des rechten BR's 
Lindhorst — gewissermaßen General 
vertreter der IG-Chemie-Führung und 
Klammer des in sich sonst zerstritte- 
nen Blocks der Rechten — war ge- 
kommen. - (Lindhorst war seiner- 
zeit von der Gewerkschaltstuhrung 
mit einem Platz in der sozialdemo- 
kratischen Kaderschmiede „Hoch- 
schule für Wirtschaft und Politik” 
(HWP) und dem Versprechen einer 
anschließenden Karriere innerhalb 
der Gewerkschaftsbürokratie gekö- 
dert worden, was überhaupt Trieb- 
feder seiner gesamten arbeiterfeind- 
lichen Politik im letzten Jahr war. 


und trat eirfen längeren Urlaub an. 
Die Linken rückten automatisch in 


Dann rennen und rwommenuche 


a a a a rin 
BERN Kl nd mc win Kia 


schafft, auch nur 
didstenliste - mit dem Segen der 
Verwaltungsstelle ausgerüstet — vor- 
zustellen. Andererseits gehen die 16 
linken Kandidaten bewußt das Risiko 
eines Gewerkschaftsausschlusses ein, 
Fürsie ist die Soldariät mit den Aus 
geschlomenen und ortsetzung 
der bisherigen, fortschrittlichen BR- 
Arbeit wichtiger al das Gewerk- 
schaftsbuch. Das war für Kodolitsch 
& Co. eine böse Überraschung, mit 
der sie nicht gerechnet hatten und 
die ihr taktisches Konzept durch- 
kreuzte. 

Nach BR-Auflösung standen Ko- 
dolitsch & Co. mit bedepperten Ge- 
sichtern vor den Betriebstoren und 
verteilten ein Flugblatt, das sich zwar 
gegen die Linken richten sollte, aber 
im Großen und Ganzen nur die Per- 
spektiviosigkeit der IG-Chemie-Füh- 
rung ausdrückte. So heißt es w.a.: 
„Nutzen Sie die Chance und unier- 
imirzen Sie, Wahlrorschlagsiaten 
(weiche, such immer = AK) mir 

innen und Kollegen, die ohne 
motivierte Anschauungen 
die Probleme der Beschäftigten an- 
packen wollen” — mit anderen Wor- 
ten, „unterstützen Sie alles, was im- 
mer &s auch sein mag, nur nicht die 
Linken”. In dieser Aussage spiegelt 
sich auch die Unklarheit der 1G- 
wieder, ob ihre zer- 
riebene Anhängerschafi sich über- 
haupt noch einmal zu einer Kandi- 
datur sufrafft. 


rate Vorsitzenden (Kynast — AK) 
ersuchen, den übrigen Mitgliedern 
des Beiriebsrates (die vechte Mafia 
AR) du Schuld an dieer Enreik- 
lung (Auflösung - AK) zu wei 
mung 


Die heutige Berriel 
Wird dazu wohl auch herhalten mür- 
wen.“ 


Das war in der Tat eine weine — 
wenn auch nicht besonders schwierk 
ge — Voraussage. Auf der Betriebs- 
versammlung am selben Tag ging die 
techte Rasselbande - und in ihrem 
Sog die Personaldirektion — mit 
Pauken und Trompeten unter, 

Nach ihrem ersten — und hoffent- 
lich letzten — Auftritt als Betriebs. 
ratsvorsitzende, gab Frau Burfeind 
einen interessanten” Re- 
henschaftsbericht, an dessen Inhal- 
te sich wenige Minuten später schon 
‚niemand mehr erinnern konnte, 
„Rauschenden Beifall” erhielt sie 
dafür freundlicherweise von der Per- 
sonakdirektion. Die restliche, müh- 
sam von der rechten Betriebarats- 
clque ausgearbeitete Tagesordnung 
fiel den 


lächerlicherweise noch bemüßigte, 
die von ihm maßgeblich inszenierte 
„Entwicklung im Betriebsrat” zu 
bedauern”, legten die Kollegen los. 

Ausführlich wurde von Vertretern 
der linken Gruppe der Coup der 
rechten BR-Gruppe entlarrt und da- 
rauf hingewiesen, daß dahinter die 
Führungen sämtlicher Gewerkschaf- 
ten, also neben IG-Chemie auch HBV 
und DAG, stehen. Großen Beifall er- 
hielt immer wieder die Forderung 
nach BR-Neuwahlen. Der Höhepunkt 
wurde erreicht, als die Linken die 
Pläne der Gewerkschaftsführungen 
‚offenlegten, den einheitlichen 
Texaco-Betriebsrat in vier oder fünf 
Einzel-Betriebsräte zerschlagen zu 
Iasen, Dies wurde als Versuch gewer- 
nich dem Votum der Kollegen zu 
‚niziehen und der Geschäftsleitung 
eine günstigere Operationsbasis für 
ihre Angriffe gegen die Kollegen zu 
bereiten. Mit unterschiedlichen Ar- 


we Imenten bemühten sich sowohl die 
a! Personaldirektion (natürlich!) als 
ee a ch at auch Sprecher der IG-Chemie (Lind- 


.. „Betrifft Umweltverschmutzung: 

Ein Kollege bei Texaco Grasbrook _ Bm aan Harn Keimen um Dad Dreh 

hat im Werk Tomaten angebaut. We- Yu Kr kn item 

ET A REES er 

Alle wissen das im Werk. die Kolle- 

en, Ser Meister, der Abteilungslet 32 wien ni! Kan Kommunsscerenun 

Her, die Beiriebiräte, die Geschäfts au han m kmkagiae nun 

a ee RE FE oma Kran‘ 

anderen Abteilung eine der Katar em ar ch Ami 

Tfünlichen Tomaten mit roter Leucht. _ 7 ed wakre ww nach und dan u m cn 

Farbe angemalt, damit wenigstens eine 

rote Tomate zu sehen It 

Ein Hamburger Chemiegenosse ihre alten Positionen nach, d.h. er- _ Diese Situation der IG-Chemie bei 
der Texxco ist der Tat- 

ee ee Bieten "Mehrheit und. Van im 2 u Ausdruck der Ta. 


‚gen der Hauptı tung durch Un- 
terschrift gegen den geplanten Aus- 
schluß protestierten und sich hinter 
Kynast und Trampert stellten. Eben- 
falls nie die Gewerkschaftsfüh- 
rung die Beschlüsse des gewerkschaft- 
lichen Vertrauenskörpers, der sich 
‚ohne Gegenstimme mit der Kampag- 
ine Kynast/Trampert zur Aufsichts- 
ratswahl identifizierte, wie auch - 
mit übergroßer Mehrheit — gegen den 
geplanten _ Gewerkschaftsausschluß 
Drotestierte 


Auflösung des Betriebsrates 


dei 
DAG-Betriebsräte (auf Druck ihrer 


Gewerkschaftsflhrung) jede Zusam- 
menarbeit mit den BR-Linken kat 
gorisch ablehnten, verloren die Li 


Im Betrieb selbst verdienten sich 
die Rechten mit diesem Coup keine 
Lorbeeren, allzu dilettantisch und 
skurpellos war er durchgezogen wor- 
den. Unter den Kollegen organisierte 
sich daraufhin eine Gruppe link 
Gewerkschafter, die aktiv und off 
die Politik der’ Rechten bekämpfte, 
und sich für die Fortsetzung der bis- 
her bewährten Beuriebsratsarbeit ein- 
setzte. Dieser Gruppe gehörten neben 
fünf Betrlebsräten, darunter die bei- 
‚den Ausgeschlowenen, die Mehrheit 
der gewerkschaftlich Aktiven aus den 
Vortrauenskörpern Wilhelmsburg und 
Hauptverwaltung an, dazu die Mehr- 
heit der Jugendvertretung. Diese 
‚Gruppe forderte vor allem sofortige 
Neuwahlen des Betriebsrates, um der 
triekreichen Geheimdiplomatie "der 


© Verbot von Arbeitnehmerleihfir- 
m 
© Herabseizung des Rentenalters für 


Frauen auf 60 Jahre 

© Reform des Ausländernechts (ge- 
‚gen Mielwucher) 

© Ausweitung der Mitbestimmung 
auf Persone, ‚halten 
Kontrolle der M 
Keine Ei fe der ttierten 
„Aktion In die Tarliautonomie 

© Hinheitliche Tarifverträge für Ar 
beiter und Angesic 


Die meisten dieser Forderungen 
wurden als Appelle an die anwesen- 
‚den Bundesminister Arendı (Arbeit) 
und Rohde (Bildung) gestellt, Von 
einer kömpferischen Du rc hset 
2 u.ng dieser Forderungen wai 
die Rede. 

 vorgaben die Herren Gewerk 
sehaftsführer auch hier natürlich nicht, 
zur Abstimmung zu stellen: den Un: 
veroinbarkeltsbeschluß mit der Mit 
giedschaft In „linksertremistischen" 
Organisationen, 


tion als Mittel 
derung der Lage 
‚der Arbeiterklasse — begreifen, son- 
dern vielmehr die Gewerkschaften zur 
Fesselung der Arbeiterklasse an das 
herrschende System und zur Siche- 
ring ihrer eigenen jämmerlichen Ex- 
stenz (Erhöhung der Beiträge, Aus 
schlußdrohungen, Unvereinbarkelts- 
beschluß) benutzen. 
" Kampforganisation 
tung der Kollegen 
‚ongroß nichts gebracht 
t uns nut noch einmal deut 
lich gemacht, wie notwendig der 
Kampf für Gewerkschaften als Kampf. 
organisation der Arbeiterklasse in al 
ion Arteltsbereichen Is 


Ein Genome der NGG 
und Mi 
KB/Gruppe Hamburg 


Komitee 


ihre alten Positionen nach, d.h. er- 
hielten Mehrheit und Vorsitz Im 
BR. 

Frei nach der Devise ‚was man 
selbst tut, traut man auch anderen 
zu”, stellten die Rechten verschreckt 
fest, daß die Linken ihreseits mun 
in der Lage wären, die Rechten abzu- 
servieren. „Freudestrahlend” erinner- 
ten sie sich an die Forderung der Lin- 
‚ken nach Auflösung des BR's und 
stimmten dieser schleunigst zu, um 
„au weiten, was zu retten ist”, nach“ 
lem sie sich noch kurz zuvor mit 
Händen und Füßen gegen diese For- 
derung stemmten, sich der ergauner- 
ten Mehrheit sicher wähnend. 


Wahlkampf-Auftakt: 
Die Betriebsversammlung 


Während die Linken in weniger 
Tagen ihre Listen unter Dach und 
Fach hatten, kam für die Gewerk- 
schaftsführung — insbesondere der 
1G-Chemie — die ganze Entwicklung 
olfenbar zu überraschend. 


Bei der Texaco kandidieren Arbei- 
ter und Angestellte getrennt. Darauı 
gibt sich für die Linken die Notwen- 
digkeit, im Angestelltenbereich eine 
eigene Liste aufzustellen, um die bei 
den _ausgeschlossenen Betriebsräte 
nicht zu Wsolleren, wie von der Ge- 
werkschaftsführung beabsichtigt 
(Im Arbeiterbereich sind die Mehr 
feiten zugunsten der Linken geklärt, 
aus der Gewerkschaft ausgeschlossen 
ist noch niemand, so daß der Ver- 
such, auf offizieller IG-Chemie-Liste 
zu "kandidieren, gemacht wird.) 
Außer den beiden Ausgeschlossenen 
kandidieren. im Angestelltenbereich 
14 weitere Mitglieder der IG-Chemie 

trotz ausdrücklichen Verbots ihrer 
Sakretäre 


auf einer nicht offiziel 
ien  Gewerkschaftsliste. Da hinter 
diesen Linken praktisch — bis auf 
awel, drul Ausnahmen - alle aktiven 
-Chemie-Mitplieder stehen, haben 


Kodolitsch & Co, blaher nicht ge. 


So auf Schwung gebracht, stimm- 
schließlich 


ten die Kollegen a 


der Texaco ist Ausdruck der Tat- So auf Schwung gebracht, stimm- 
sache, — wie wir immer wieder be- ten die Kollegen schließlich ab: Von 
{ont haben — daß es die IG-Chemie- 500 - 600 Anwesenden stimmten 
Führung st (und nicht irgendwelche alle. bis auf die Adlaten der Per 
„Chaoten”), die mit Aı - sonaldirektion und die rechte BR- 
lichkeit und Antikommunismus die Clique — für die Forderung der Lin. 
Gewerkschaftsarbeit im Betrieb syste- ken nach Beibehaltung eines einheit- 
matisch  zerschlägt. (Eine Aussage lichen Betriebsrates, Es gab zehn Ge- 
übrigens, die den Reichhold-Linken, genstimmen und zehn Enthaltungen, 


die ähnliche Erfahrungen mit der 
1G-Chemie-Führung machen mußten, 
bei hoher Strafe verboten is.) 

In weiser Vorahnung versucht sich 
Kodolitsch in seinem Flugblatt noch 
in lauter Vorwärtsverteidigung: „Wie 
schon gehabt, „wird. sicherlich" die 
Gruppe um den ehemaligen Beiriebr- 


in einem Satz zusammen 


fassen: 
Rebellion ist gerechtfertigt! 
(Mao Tse-Tung) 


Der Rebell erscheint sechswöchentlich 


Die Für-Stimmen mochte niemand 
auszählen, Die Gewerkschaftsführer 
verließen fluchtartig die Stätte der 
Auseinandersetzung. Dafür hatten 
die Kollegen allgemein Verst 


Betriebszelle Texaco, 
KB/Gruppe Hamburg 
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Beiersdorf Hamburg: 


Rechter IG Chemie Betriebsrat beschließt zwei Geschäftsordnungen 


'Diktatorische Vollmachten gegen die Kollegen 


Bei Beiersdorf, einem der größten Chemiebetriebe Hi setzten die 
rechten Betriebsräte zwei ‚ftsordnungen durch, die es In sich haben: 
Es handelt sich dabei zum einen um eine Geschäftsordnung für Betrieb» und 
Abteihus rsammlungen, die die itenden rechten Betriebark- 
te mit diktstorischen Vollmachten ausstattet und die Rechte der Kollegen — 
Betriebsverf erheblich 


‚Ohnehin durch das renktionäre einge- 
‚schränkt — noch weiter beschneidet. Im gleichen Atemzug setzten die rechten 
mit Freunden in der 


Betriebsräte der IG Chemie in 
und dem V« 


SPD-Bi 
Ban taon 

körper (!) durch. Die Vi ‚durch 
dl Br-Beuieberatfunten = len voren Mar Ganichon und Ol Harder 
erfolgte vor allem aus zwei Gründen: Mit diesen Geschäfwordnungen soll schon 
Kritik an Geschäftsleitung und Betriebarat im VLK bzw. auf Betriebs- 
anderen sind diese Geschäftsord- 


Neue Ordnung für's Geschäft 


Bereits auf einer Sitzung im Juni 
dieses Jahres verabschiedete der Be ion dieser Herren sollen auch die 
triebsrat von Beiersdorf — mehr Kol n „vertrauensvoll“ mit den 
heitlich bestehend aus rechten IG Herren der Geschäftsleitung zusam- 


Nein, diese „Betriebsräte“ 
‚ie „Rriescnspflcht” auch m 
y Nach den Vorstel- 


Chemie-Beirisbarlten, rechten DAG, + menssbeiten, 
ten und den sog. „Unabhängigen” jeitere dicke Ki 2 
(CDU) - eine GO’fir Betriebrrund nochermähnt: 7" "0 ne 


‚Abteilungsversammlungen, ohne die- „12. Für die Annahme oder Ab- 
360 den Kollegen bekanntzugeben. _ chf eines Antrags (zur Geschäfts. 
Lediglich im Laborbereich war eini- ordnung auf Betriebsversammlungen) 
gen linken Kollegen die GO bekannt ist die erkennbare Mehrheit entschei- 
und sie nutzten eine Abteilungsver- dend, die der Versammlungsleiter 
sammlung. um, disse GO in einer. fenıiet, Stmmensuszählungen wer- 
frage an den Betriet n nicht durchgej 

rat zu kritisieren. Ge Bank 

Entgegen der sonst üblichen Pra- „, „Anden anderer Ar (2, Antık 
xis wurde die Anfrage zur GO je- “ge der Kollegen zur Durchführung 
doch nur auf der Abteilungsversamm- einer gewerkschaftlichen Mitglieder- 
lung im Läborbereich verlesen und versammlung oder Anträge, daß der 
auf den übrigen neun Abteilungs- Betriebsrat diese oder jene Forderun- 
versammlungen vom Betriebsrat be- sen gegenüber der Geschäftsleitung 
wußt verschwiegen, was natürlich durchsetzen sol) können dem Be- 
seine tie. riebrat nur unterbreitet werden. 

So heißt es unter Punkt vier .B.: Die Beschlußfassung über solche An- 
en ist nicht zulässig”, 

jerkungen zur Tagesordnung sofort 
machen, d.h. er darf den Rı 


jei diesen beiden Punkten haben 
terbrechen”. 
Es liegt also völlig im Emmessen 


run. die rechten Betriebsäte eine weitere 
Einschrä ies BVG vorgenom- 
men, denn zulsag and sowohl Sum. 


EN 
> Bi Tagung ht oder ‚ obwohl sich der Betriebsrat nach 
Daß dieser Punkt gerade gegen kit; dem reaktionären Betr. VG (leider) 
sche Äußerungen gerichtet is, Hegt nicht daran zu halten brauet, Max 
auf der Hand und wurde von den Ganschow bestimmt schon überhaupt 
techten Betriebsräten auch schon nicht, denn er sagt gern, daß der Be- 
praktiziert, triebsrat kein „imperatives Mandat"“ 
"Als eine linke Kollegin auf einer hat, sich also nicht nach den Inte- 
Betriebiversammlung einige Schwer ressen, der Kollegen zu richten 
wen 
nerei Leistungsbewertung ent- braucht, 
hüllen wollte, wurde sie von den Be- , 
triebsräten unterbrochen und auf den 
letzten Tagesordnungspunkt „Ver- 
schiedenes” verwiesen, der ohnehin 
immer unter den Tisch fällt, da die Be- 
triebsversammlungen erst 1 1/2 Stun- 
den (!) vor Arbeitschluß beginnen. 
Unter Punkt fünf der GO heißt 
es: „Der Versammbungsleiter hat das 
‚Recht, Zwischenrufer und Redner (!), 
die die Versammiung siören (? |). 
Zwrechtzuweisen. Nach Ungstens 
dreimaliger Zurechrweisung kann er 
Ihnen das Wort entziehen oder sie 
aus dem Versammlungsraum weisen.“ 
Sicher haben Ganschow und Har 
‚er, die diese GO unterschrieben ha- 
ben, nicht an die Herren der Ge 
schäftsleitung gedacht. Ex ist einfach 
Sine Unverschämtheit des Betriebs 
dem Versammlungsleiter (al 
50 einem der ihren) das Recht zuzu, 
billigen, Redner die er als „störend” 
ansicht, außdem Saal zu weisen. Über 
das Recht, jemanden aus der Ver- 
sammlung, zu schmeißen. sten In 
jedem Fall die anwesende: 
Entscheiden und, in jedem F Al 
te man jeden Kollegen  ausreden 
lassen, gemäß den einfachsten demo- 
kratischen Spielregeln! Unter Punkt 
14 dieses „Meisterwerks” sazialde- 
mokrascher Betriebspolitik heißt es 
"Durch einen der Berriebiversamm 
ung vorausgehenden (1) Berriebr- 
ratzbeschluß kann die Redezeit der 
Diskussionsredner begrenzt werden”. 
Fenl nur noch, dab der Betriebe 
rat nicht mur beschließt, In 
die Kollegen reden dürfen" sondern 
sie diskutieren. 
Ayoch auch da haben Ganschow & 
Co. vorgesorgt: Punkt 17 dieser glor- 
n GO It ein besonderer „Lek- 
* „Anträge und Mafnah- 
die gegen die betriebliche Frie- 
denspflicht (1) verstoßen. sind nicht 
zulissig!" 
reicht diesen Herren nicht, 
‘die betriebliche Friedenspflicht 
rund den DVG di 
'rerpflichtet, „‚Beidtigungen zu 
unterlassen, durch die der Arbeitsab 


Bezeichnend_ ist weiterhin, daß 
eine rechte Betriebsrätin namens 
Thuelor (DAG) die Kritik der linken 
Kollegen an der GO auf der Abtei- 
IM ımlung mit den Worten 
beantwortete: Man müsse sich fragen, 
‚ob diese Kollegen noch auf dem Bo- 
‚den der verfassungsmäßigen Rechts- 
ordnung (?) stehen würden, 

Diese GO dient also insgesamt 
dazu, wieder „Friedhofsruhe“ auf Be- 
triebs: und "Abteilungsveraammlun- 
‚gen herzustellen, womit die Betriebs- 
fäte den Kapitalisten sicherlich eine 
große Freude bereitet haben. 

Denn gerade auf den letzten Be- 
triebs- und Abteilungsversammlungen 
wurden Kritiken an Geschäftsleitung 
und Betriebsrat laut, die von Iinken 
Kollegen und, Kommunisten ange- 
sprochen wurden. Ua. boten The- 
men wie die „Leistungsbewertung“, 
Rationalisierungsmaßnahmen und 
Stelienbeschreibung einigen „Zünd» 
stoff“, weil hierbei endlich einmal 
die konkreten Probleme der Kollegen 
auf den Tisch kamen. (Siehe auch 
den Artikel über den Kampf der 
Zahjöhner bei Beiersdorf in diesem 
AR) 


riedhofsruhe‘“ brauchen die Ka- 
giälisten auch ‚gerade, deshalb, wei 
sie weiter Angriffe auf die Kollegen 


Hauf oder der Frieden des Betriebes vorbereiten: 
beeinträchtigt werden” (1 74 BVG) @ so sollen, „Sozialleistungen” wie 
listen, ver z.B. die Zahlung eines Kindergel- 


über den Kap 
FT 


sch, des gestrichen werden; 


© so soll die Produktion von „Tesa- 
moll” in ein anderes Werk'verla- 
gert werden 
© so kommen Rationalisierungsmaß- 
„ ndimen wie die Selenbeschre, 
tungsbewerti 
derÄngenellen ae ec 
\ufgabe gerade der fortschrittl 
chen Kollegen und Kommunist 
wird es sein, diese reaktionäire 
schäftsordnung aktiv zu bekämpfen. 


Nach dem ersten fc 
zweite Streich En 

Stellt die GO für Betriebsversamm- 
lungen einen seitens. Ge- 


schäftsleitung und Betriel n 
jede Äußerung von Kritik dar, 0 zielt 
die seitens der Gewerkschaftsführu 
im Verein mit SPD-Betriebsgruppe und 
rechten IG Chemie-Betriebsräten 
sestellte GO für den VLK darauf ab, 
die mitunter recht heftigen Ausein- 
andersetzungen zwischen den Rech- 
ten und linken Vertrauensleuten bei 
Beiersdorf formal zu Hiquidieren. Hier 
Zunächst die wesentlichsten Punkte 
dieser GO: 

„6. Für die allgemeine Aussprache 
beirägt die Redezeit für jeden Redner 
fünf (1) Minuten“, 

Wer meint, daß diese Disziplinie- 
rung auch für die nüber „ein- 
fachen“ Kollegen rhetorisch geschul- 
ten — _Gewerkschaftsführern gilt, 
sieht sich getäuscht, denn unter 
Punkt 8 heißt es: 

„Zur sachlichen Richtigstellung 
kann der Versammlungsleiter dem Re- 
ferenten (Berichterstatter) das Wort 
außerhalb (I) der Rednerkite erie 

m“ 

Als die GO auf der letzten Ver- 
trauensleutesitzung „zur Diskussion 
vorlag, „begründeten“ die Wortführer 
‚der rechten Vertrauensleute, Kiausch 
und Sinnen, dieses Machwerk gegen- 
über den Uinken Vertraensleuten und 

ollegen demagogisch, daß „lange 
Moncloge vermiefen weiten schien: 
Weiter führten diese Herren aus, daß 


» 
een note (Dur “ 
dezeitbeschränkung, solle es 
möglich werden, so Sinnen, daß „end- 
lich auch einmal betriebliche Proble- 
me der Kollegen ien wer- 
den“, Damit stellen diese Herren die 
Tatsachen geradezu auf den Kopf: 
„Lange Monologe“ ken: 
Kollege: 


Boß der IG Ch 


Hamburg, Walter Holst, und den Be- 
triebsräten zur Genüge. Wenn die 
rechten Sozialdemokraten noch mit 
Problemen der Kollegen kommen, #0 
ist das blanke Demagogie, denn die 
Rechten haben es ausgezeichnet ver- 
standen, die Diskussion über die GO 
so in die Länge zu ziehen, daß auf 
dieser Sitzung wie auch sönst eben 
keine betrieblichen Probleme mehr 
besprochen werden konnten, obwohl 
dies von den linken Kollegen gefor- 
dert worden war. Im übrigen hat die 
1G Chemie-Führung die beiden g0- 
‚nannten Paragraphen inhaltlich bei der 
&O von Blohm & Voss abpeschrieben, 
wo die Rechten ebenfalls eine GO 
für den VLK durchetzten. Die 
Blohm & Voss GO zeichnet sich nur 
dadurch aus, dab die Punkte direkt 
beim Namen genannt werden, denn 
unter $ der GO heißt es dort 


„Vertretern der Ortserwaltung 
(der IG Metall, Anm. d. Red.) int je 
derzeit (') und unbeschränkt (1!) das 
Wort zu erteilen”. 

Anscheinend aus der GO für Be- 
{riebsversammlungen,  Obernommen 
wurde folgender Punkt. 

„ll. Persönliche Angriffe, unsach 
che Zwischenrufe und Abıchwei 
fungen von der Sache sind nicht ge 
statter, Wer gegen diese Grundsätze 
(1) verstößt, kann vom Versammlungs- 
leiter zur Ordnung gerufen werden, 
Nach dreimaligem Ördnungıruf wird 


das Wort entzogen oder der Störer 
aufgefordert, den Versammlungsraum 
zu verlassen“, 

Auch hier liegt es wieder im Bir- 
messen der Gewerkschaftsführer 
nsachli- 


den Sozialdemokraten zu empfehlen, 


noch folgenden Paragraphen einzı 
Ta Moden, dar en war ch 
a Beschlüsse des SPD-Parteitags 
1a 
Was die GO für die Vertrauensleu- 
iearbeit und. Innergewerkschafliche 


Demokratie bedeutet, soll folgendes 
Beispiel zeigen: 
Als linke Kollegen vor rund einem 


Jahr eine Diskussion über die Auflö- 
sung des VLK bei Reichhold forder- 
ten, mußten die Rechten zunächst 
aufgrund des damals günstigen Krä 
teverhältnisses zugunsten der Linken, 
einer Sondersitzung zustimmen, (Die 
dann ‚doch noch von der 
Gewerkschaftsführung verhindert wur- 
de). Heutzutage würden die Rechten 
eine Reichhold-Diskussion einfach als. 
„Abschweifung von der Sache” vom 
Tisch fegen. 

Ein weiterer „Maulkorb“ist der 
Punkt 1d 
„Die Behandlung solcher Anträge, 
die”keine Verbindung zur Tagerord- 
nung haben (!), it vom Versamm- 
Zungsleiter abzulehnen. Im Zweifels- 
fell entcheidet die Versammlung“. 
in 


„Anträge, die aus der Versamm- 
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hung gestellt werden, bedürfen einer 


ensleuten" 
Worum es den sonlal 
schen Vertrauenaleuten und Betriebs- 


werkschaftlicher ie inaen 
samt. 

Diese GO wurde gegen die Stim- 
men der linken Vertrauensleute von 
den Rechten mit formalen „Argu- 
menten“ durchgesetzt, da die Linken 

samt noch zu schwach sind, 

Ibst die Vertrauensleute und 
‚der Betriebsrat der DKP, die sich bis- 
her häufig auf Seite der rechten So- 


Demokı 


zialdemokı ‚konnten 
nicht umhin, reaktionäre 
Punkte der 

Die Verabschiedung dieser GO 


erfolgte gerade zu dieser Zeit, weil 
‚die Auseinandersetzungen im" VLK 
den Rechten ohnehin ein Dorn im 
Auge ist und die aktiven Vertrauens- 
cute diese Auseinandersetzungen mit 
den Kollegen diskutieren bzw. ver- 
öffentlichen. 

Be offene Auseinandersetzu: 
um Fragen einer konsequenten Polk- 
tik im Interesse der Kollegen soll 
auch deshalb verhindert werden, weil 
die Betriebsratswahlen anstehen. @ 


Betriebszelle III, Beiersdorf, 
KB/Gruppe Hamburg 


GEW Hamburg: Die 


Fronten 
TE 


den Mitpiedem und dem V 
m /orstand 
der Haml 


hat mittlerweile erste konkrete Ergeb- 
nisse : am 11. wur- 


Dies ist ganz klar ein Erfolg der de- 
mokratischen Kräfte in der GEW, be- 
sonders wenn man berücksichtigt, 
daß der GEW-Vorstand bereits. 
Forderung nach einer HV mit dem 
werkschaftsfeindlich- 


Fachgruppe, 

Neutekonferenz hat das Vor- 
‚gehen des Vorstandes gebilligt, Die 
zweifellos vorhandenen Anhänger 
der Vorstandslinie halten es vielmehr 
angesichts der unerwartet starken 
Empörung in der Mitgliedschaft für 
besser, nicht offen den Vorstand zu 


Äian  Etntenkeren mnhatierten 
verteiungen. Stattuessen sauwucıem 
sie z.B. die Unterschriftensammlung, 
soweit sie konnten und spielten die 
Bedeutung der Auseinanderwtzung 
herunter, 

Inzwischen hat der Vorstand be« 
schlossen, die Unterschriften dei 
Mitglieder zu ignorieren und so zu 
verfahren, wie er cs vorhatte: am 
1, Oktober die wesentlichen Punkte 
einer neuen Satzung selbst zu be- 
schließen und die Mitglieder vor voll- 
endete Tatsachen zu stellen. Deut- 
licher kann die Gewerkschaftsführer 
eigentlich nicht zeigen, daß sie eine 
Politik gegen die Mitglieder und Ihre 
Interessen betreibt und in Zukunft 
mit Hilfe der neuen Satzung noch un- 
gestörter durchziehen wil 

Die innergewerkschaftliche Oppo- 
sition hofft der Vorstand mit meh- 
seren Mitteln klein zu kriegen: zum 
einen beginnt am 1. Oktober wieder 
einmal eine „Kampagne", diesmal 
zur Arbeitszeilverkürzung für Lehrer; 
mit Ihr sollen die Aktivitäten, vor 
allem der aktiven Kollegen, aufge- 
wugt werden; weiter meinen sicher 
lich eine Reihe von Kollegen, mi 
der Unterschrift für eine Satzun) 
HV bereits genug für die innergewerk- 
schaftliche Demokratie getan zu ha 
Ben, wieder anders werden respnie 
ren, wenn sie der Vorstand am 1.10. 
vor „vollendete Tatsachen‘ 
für die ewigen „Querülanien 
GBW hält der Vorstand dann sicher 
it dem Gewerk- 


t. 
der Vorstand, 


Unterstützt wird 
wie (leider) nicht anders zu erwarten, 


von der DKP. Diese „konsequeni 
demokratische Partei” behauptet, im 
es sowioro unter- 
schledliche ‚dpunkte und der 
eine oder andere sei viellicht ein 
„‚Bündnispartner ', der sich durch die 
Unterschriften so beeindrucken lasse, 
er am 1.10, für etwas mehr 
„Demokratie” in der neuen Satzung 
Stimme, Das ist nicht mur illuston! 
wie sich zeigen wird — das ist vor 
allem bezeichnend für das Demokra- 
tieverständnis dieser Leute: grund- 
sätzlich haben sie gar nicht dagegen 
einzuwenden, wenn die Willensbik- 
dung und die Entscheidungen in der 
Gewerkschaft von oben nach unten 


klären sich 


laufen — diese Entscheidungen auf 
„höchster Ebene” müssen nur „de- 
mokratisch” genug sein. Das ent- 

icht auch haargenau der Politik 

Gremien, in denen die DKP vor- 
herrscht, sei’es in der GEW oder an 
der Universität: dort werden Be- 
schlüsse gefaßt, die die DKP für fort- 
schrittlich hält, und anschließend 
werden die „untergeordneten” Mit- 
glieder dazu "aufgefordert, diese Be- 
schlüsse 


„auszuführen”. Wer das 
dann. nich!” will, ist „undemokra- 
tisch” 
gend". 

Selbstverständlich unterstützt die 
DKP den Vorstand nicht offen. Das 


‚oder „geweikschaftsschädi- 


2. war angesichts der deutlichen 
Mehrheitsverhältnisse im Vorstand 
bereits vorher die Ablehnung dieses 


kann nicht an diesem Antrag gemes- 
Image Pepe dente Wen de DEP 
Image diente, Wen 

wirklich unterstützt, wird daran klar, 
daß sie als einzige Hinke Strömung in 
der GEW strikt jeden Versuch ab- 
Ichnt, den Vorstand jetzt mit Jurist 
schen Mitteln zur Beachtung der rund 
2.000 Unterschriften, also zur Durch- 
führung einer Satzungs-HV, zu zwin- 
gen, Stattdessen machte die DKP den 
lücherlichen Versuch, eine vom nur 
330 Mitgliedern besuchte „Arbeits; 
versammlung” zur „Satzungsreform” 
am 12. September’ zur HV „umzu- 
funktionieren”: am Ende dieser Ver- 
sammlung ließ sie bei weniger als 200 
‚Anwesenden über ihre Vorstellungen 
von einer neuen Satzung abstimmen. 
Der DKP-Wlock hatte treulich den 
‚ganzen Abend bis zu diesem Moment 
ausgeharrt, So kann man natürlich 
auch Politik machen. 

Wir halten es für richtig, wenn die 
Mitglieder auch durch bürgerliche 
Gerichte den Versuch unternehmen, 
die fortwährenden Satzungsbrüche 
des Vorstandes zu stoppen. Vor al 
iem zwei Gründe sprechen dafür 
© lassen die Mitglieder diesmal den 

Vorstand ungeschoren handeln, 
so gibt es in Zukunft einen Pri 
denzfall, auf don sich der Vorstand 
berufen kann: alle Ihm genehmen 
Beschlüsse 1äßt et dann über in der 
Zusammensetzung _manipulierbare 
Bundesvertreterversammlungen lau 
fen — ohne daß die Mitglieder noch 
einen Pieps zu nagen haben, 

@ für die anderen Landesverbände, 
die genauso wie Hamburg Ihre 
Satzung nur selbst Ändern können, 
hell der Landesverband Hamburg 
Vorreiterrolle. Hier in Hamburg 
sind die Satzungsänderungen am ein. 
schneidensten, hier ist der Widerstand 
such am deutlichsten, Die demokre- 
schen Kollegen in den anderen Lan- 
‚desverhänden werden durch ein kon- 
sequentes Vorgehen In Hamburg in 
ihrem Vorgehen gestärkt und durch 
ein Nachgeben in Hamburg eni- 
mutig. . 


Bündniskommission 
KB/Gruppe Hamburg 
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Westberlin: 


Streik der Lehrer mit allen 
Mitteln verhindert 


Vom 23. bis 25.9. fand in Westberlin 
r den in der GEW organisierten 

Urabstimmung U 
nen eintägigen Warnstreik am 1. Ok 
tober atatı, Ziel dieser Kampfmaßın, 
me sollte die Verkürzung der Arbei 
zeit um eine Stunde für alle Lehrer 
sein, 

Diese Forderung ist nicht nur we- 
ın der allgemeinen Verkürzung der 
rbeitszeit ab 1. Oktober auf. dO 

Stunden im Öffentlichen Dienst - 
von der die Lehrer ausgenommen wer- 
den sollen — berechtigt, 

Nach einer Untersuchung einer 
schweizerischen Firma arbeiten die 
Lehrer in der BRD und Westberlin 
im Augenblick durchschnittlich knapp 
(60 Stunden in der Woche. Unter Ein- 
rechnung der relativ häufigen Ferion 
der Lehrer kommen immer noch 
knapp 50 Wochenstunden. heraus. 
Für die Schüler bedeuten dermaßen 
Überlastete Lehrer natürlich schlech 
tere Lernbedingungen, 

In den bürgerlichen Zeitungen da- 
gegen. wurde zwar teilweise die Be- 
rechtigung der Forderung nach Ar 
beitszeitverkürzung anerkannt, aber 
gleichzeitig mit äußerster Schärfe ge- 

;esetzwidrigen Beamten- 
streik” gehetzt, Dabei ging cs selbst. 
verständlich nicht um den einen 
Streiktag am 1.10. Vielmehr ging es. 
‚darum, keinen Zweifel daran aufkom- 
men zu lassen, daß „Staatsdiener" ab- 
sohit loyal zu „ihrem” Staat stehen 
müssen. Streik Ist staatsfeindlich 
vorerst nur bei Beamten! Das soll der 
Öffentlichkeit eingehimmert werden. 

Während bei einer Urabstimmung 
in Hamburg im Mai die Behörden es 
noch mit Protesten gegen den geplan- 
ten Streik beließen. - der dann kur- 
zerhand von der GEW-Führung abge- 
‚sagt wurde, war die Gangart in West- 
berlin weschtlich schärfer. Bereits vor 
‚der Urabstimmung wurde von der 
Schulbehörde angekündigt, „gegen 
alle an einer Arbeitsniederiegung be- 
teiligten Lehrer ein einheitliches Dis- 
ziplinarverfahren einzuleiten. So sol- 
den am 1.10, alle Klassenbücher ein- 


gesammelt werden, um festzustellen, 
welche Lehrer keinen Unterricht er- 
ind Ihre Dienstpflichten verleizt 
m. „ Am Ende solcher Disziplt- 
narverfahren würde zwar wohl nicht 
mehr als ein ‚Verweis” für den strel- 
enden Lehrer herauskommen, aber 
bei einer nochmaligen Beteiligung an 
‚einem Sıreik könnten dann härtere 
Strafen, bis zur Entfernung aus dem 
‚Dienst (!) ausgesprochen werden." 
„FAZ“ 18.9.74) 

Die Urabstimmung selbst durfte 
nicht wie noch in Hamburg in den 
Schulen stattfinden, sondern nur auf 
der offenen Straße vor den Schulen. 
Diese Verfügung wurde durch den Ein- 
satz von Polizei überprüft! In einem 
Bezirk wurde sogar den Lehrern mit 
Disziplinarverfahren gedroht, die le- 
diglich an der „rechtswidrigen” Urab- 
stimmung teilnehmen (*) wollten. 

Solcher Art als „‚kriminell” abge: 
stempelt verließ viele GEW-Lehrer 
der Mut zur Durchsetzung ihrer Inter. 
essen: nicht einmal 75 % beteiligten 
sich an der Urabstimmung und nur 
53 % stimmten für den Warnstreik. 
Angesichts der beispiellosen Hetze ist 
dies verständlich 

Selbstverständlich geht es hier 
nicht nur um die Lehrer und ihr 
Streikrecht, Sondern ausgehend von 
den Beamten, die dem Staat sowieso 
inheitlich und fast rechtlos gegen. 
überstehen, wird hier der Versuch ge- 
macht, das Streikrecht insgesamt ein- 
zuschränken und Schritt für Schritt 
jeden Versuch, die eigenen Interessen 
kollektiv gegenüber dem Staat und der 
herrschenden Klasse zu vertreten, zu 
kriminalisioren. Der nächste Schritt 
dazu ist bereits genannt: den Arbei- 
tern und Angestellten im Öffentl 
chen Dienst soll das Recht auf Ar 
pf „im Interesse des Gemein- 
aberkannt werden, 


Bündniskommmission. 
KB/Gruppe Hamburg. 


Ca. 250 Bauern marschierten am 15, 
5. aufs Hamburger Rathaus zu. Sie 
wollten mit dieser Demonstration 
vorhindern, daß der Hamburger Frach- 
ter „Peter Rickmers“, der 600 Ton- 
nen Schweinefleisch aus der VR Chi- 
na an Bord hatte, in seinem Heimat- 
hafen gelöscht wird, 
Die „Poter Rickmeri" ist schon wo- 
chenlah vor, Buropas Küste unter 
Ladung sollte ursprüng- 
lich in Le Havre gelöscht worden. 
Dort hatten allerdings französische 
Bauern 24 Stunden fang das Schi 
belagert. Daraufhin wurde den Bau- 
ern zugesichert, daß das Fleisch we- 
er in Le Havre, noch in einem ande- 
ten fra ‚Hafen auf den 
Markt kommt. Außerdem erreichten 
die Bauern einen gänzlichen Kinfuhr- 


laden 
hindert, 


Nun hatte der Frachter Kurs auf 

ir genommen und auch hier 
forderten die Bauern, daß das Schwer 
nefleisch für kein EG-Land von Bord 
dürfe, da durch die billige Importware 
die Erzeugerpreise weiter gedrückt 
Würden. 

Mit einer außerordentlichen Über- 
heblichkeit wurde den Bauern vor 
dem Rathaus versichert, daß das chi- 

sische Fleisch ohnehin in Hamburg 
nicht abgeladen wird: Das chinesische 
Fleisch entspreche weder von der 
Aufzucht der Schweine her, noch 
von den Schlachthofbedingungen in 
der Volksrepublik oder der veterinär- 
medizinischen Untersuchung her bun- 
desdeutscher Norm!! 

Anı 18.8. verlief dann das Löschen 
ohne Störungen. Das Fleisch wurde 
in Kühlwaggons der Eisenbahn umge- 
Inden und sollte nach Österreich ge- 
liefert werden 

Dieser ganze Vorfall ist von der 
bürgerlichen Presse von einem star 
ken Antikommunismus begleitet wor 
den. So jubilierte dann auch die 
„FAZ“, die bisher ständig die Aktio- 
nen der Bauern mißbiligt hatte, daß 
die Bauern der EG so gul zusammeı 
gehalten hätten, um das Löschen ei: 
ner Ladung Schweinefleisch aus dem 
sozialistischen China zu verhindern. 

Der Fall „Peter Rickmens" ist 
kein Einzelfall, im Hafen von Mar- 
eille haben 100 


Wer die J ugend hat. 


‚Auf dem traditionellen braunen Bo- 
den Ostholsteins und Plöns mit ci- 
nem heute sehr hohen Prozentsatz 
an sogenannten Heimatvertriebenen 
treten revanchistische Organisationen 
(„Kuratorium unteilbares Deutsch- 
lind”, diverse Landsmannschaften, 
Bund der Vertriebenen) zunehmend 
frecher und munterer auf. 

Der 13. August und der soge- 
nannte „Tag der Heimat” boten 
ihnen den Anlaß, Sprüche wie „Mauer 
der Schande - du bist nicht ewig! 
‚oder „Heimat Deutschland, Europa 
= Ende oder Wende?” an den Mann 
zu bringen. 

Altersbedingte  Gichtbrüchigkeit 
prägte das Bild der zu diesen Treffen 
wekommenen Meute. Doch 


auf die Eroberung der Jugend für 
ihre schmutzig-braunen Ziele nach 


‚dem Motto: „Früh muß sich krüm- 
men, was ein Hakenkreuz werden 
ot 


50 beschwörte Craja (CDU-MdB 
und Vorsitäonder der Heimatvertrie- 
benen-Verbände) das „Erwachen der 


Jugend und ihr Intereise an Geschich- 


te und Heimat, on Nation und Staat, 
und aber auch um ostdeutschen 
Schicksal” und forderte im selben 
Augenblick ‚mehr Lehrarühle für ost- 
deutsche und osteuropdische Ge- 
schichte, Kultur und Sprachwissen- 
schafıen, ferner die Neufassung der 
Östhunderichtlinien für die Schulen.” 

Hier soll versucht werden, dieses 
voll auf Antikommunismus, Natio- 
Ismus und Kriegatreiberei ausge 
fichtete Ideologie In der Jugend zu 
verankern bzw. Teile gar braun zu 

nisieren (DJO, die rechtsradikale 
Deutsche Jugend des Ostens”), um 
die zu einem Werkzeug des weit 
deutschen Imperialismus zu machen, 


Brauner Hintergrund 


‚nlinge befinden sich 
ter- Gesellschaft. In dieser 


späteren Gi 
wurden) fühlen sich natürlich auch 
heutige Faschos wohl 


Die Kasernen tun immer noch 
gute Dienste für den Imperialismus 
und, die NAPOLA ist heute ein In- 
ternat. Der Plöner Raum ist Wohn- 
ort weitbekannter Faschisten wie 
dem ostholsteinischen NPD-Vorsit 
zenden und Bundeswehr-Angestell- 
ten Hain und dem JN-Bundesvor- 
sitzenden Jobit Stolp. Die DIO be- 
sitzt zudem ein Heim am Plöner 
Sec. - Deshalb fühlen sich die Fa- 
schisten hier auch mit ihren Veran- 
staltungen sehr wohl (in Plön fand 
z.B. der NPD-Landesparteitag unter 
großem Polizeischutz statt). 

Zu diesem braunen Hintergrund 
ist auch die Lokalpresse (,„Osthok- 
steinisches Tagesblatt”) zu rechnen 
Ihre schützende und aufmu 

‚onenüber den Recl 

indes Zitat stellver- 
tretend charakterisieren: ‚NPD 

Freie Sebubentimmung lie Volker" 


Haltung 


FRUM Muss SI KummERn 
WAS Ein HAKEN KREUZ 
WERDEN WILL! 


Unsere Aufgabe wird darin be 
stehen, diese Umtriebe vor den Ju, 
gendlichen (Im Jugendzentrum und 
in der Schule) zu enthällen, 
allein gendgt noch nicht; es 

‚Schritt einer 
/histischen Ar 


ton genug muf uns! 
des KR in Plön 


Tretsiche Jung 
Ka U 
Beh baen aaa 
chen von 1.200 Tonzen 
Schweinefleisches von dem 
schen Fruchter „Novowiejki" au 
verhindern. 


Von der ‚Grünen Front’ 


Mehrere hundert Landwirte blocklerten am Donnerstag mit über 


ER 


‚300 Traktoren mehrere Stunden lang fünf Übergänge an der Grenze 
zwischen der Bundesrepublik und Holland im Bereich Borken/Wostfalen. 
Sie demonstrierten damit gegen die Agrarpolitik der EWG und der 


Bundesregierung. 


In diesen Fällen ist ds der Bourge- 
öisie offensichtlich gelungen, die em- 
pörten Bauern nicht nur zu nationali- 
stischen, sondern auch massenfeindli- 
chen Aktionen zu treiben, die den 
Bauern selbst keinen Vorteil bringen, 
aber ganz im Sinn der künstlichen 
Hochhaltung der Verbraucherpreise. 
durch die Lebensmittel-Konzerne lie- 
gen. 


Sie hatten eine Sternfahrt veran- 
staltet, an der auch zwölf Traktoren 
niederländischer Ortschaften teilnah- 
men. 

Der Verkehr wurde zeitweilig ge- 
staut 

3.000 Bauern mit über 500 Trak- 
toren demonstrierten an 7.8. an den 
Grenzen nach Luxemburg und Frank- 
reich. Die Grenzübergangsstellen im 
Saarland waren total blockiert. 


:BRD 


Holland 


Niedersächsische Bauern hatten 
am 17. August 13 Wagenladungen 
Mist vor dem Landwirtschäftsmins- 
sterum in Hannover abgeladen, mit 
der Aufforderung, die Lieferung an 
Bundeslandwirtschaftsminister Ertl 
weiterzuleiten, Wegen groben Unfugs 
nd Verstoßes gegen ie Strabenver 
'kehrsordnung hatte die Polizei dar. 
BMRPehGES Geg“üie Hırawonver- 


auhin 

Am 19.8. demonstrierten ca, 800, 
Bauern aus dem Münsterland mit etwa 
450 Traktoren Im Bereich der Kreis 
stadt Ahaun. 


Mehr als 500 Bauern demonstrierten am Samstag in Villingen-Schwenningen 
mit ihren Traktoren gegen die zunehmende Vorschlechterung ihrer wirt- 
schaftlichen Lage. Im Sternmarsch zogen sie in die Stadt. 


KONTAKTADRESSEN des KB 


Postlagerkarte A 02 26 83 


Frankfurt: 
K. Scholz 


623 Frankfurt/M 80 
Post/och 80.07.47 


Hamburg 
Postadresse 

4. Rooms 

2 Memburg 13 
Rutschbahn 35 

Kiel: 

W. D, Scheel 

23 Kiel 4 

Postlagerkarte 098 831 A 


Kontaktadressen weiterer Ver- 
Ex ‚n des ARBEITER- 


Bremen 
'Amold Neugebohrn 
28 Bremen 1 
Postfach 604 
‚Jeden Samstag am H-Bahnhot 
Böchertisch 


Göttingen: 
KAG Im Buchladen „Rote Straße” 
34 Göttingen 

Rote Straße 10 

Di. 17. 19 Uhr 

Hannover: 

Alexander Rudnick 

3 Hannover-Linden 1 

Postlagernd 


In Utrecht protestierten 25.000 
Bauern gegen die Brüsseler Argrapoli- 
tik und gegen die eigene Regierung. 

Das Fußballstadion von Utrecht 

yungsplatz der 

Vertreter der 
texierung, aber auch Redner der 

Bauernverbände mit allen möglichen 
Gegenständen bombardiert,so daß die 


Saal. 


‚Kundgebung vorzeitig 

de Dem Landı ister van 
‚der Stee erklärten die Bauern, sie 
wollten ihn nie wieder schen. Die 
Verbandsvertreter haben die Bauern 
nicht mehr fest im Griff, der „Druck 
von der Basis” her wird immer st 


Frankreich 


Vier Wochen halten die Dauerh- 
demonstrationen in Frankreich 
an. Sie und bepkiet von Si 
Sperren, Besetzung von 
"yilden _ Verkäufen“ von Fleisch, 
Öbst und Gemie, Eiem und Wei“ 
Esgab umgekippte Kühllastwagen mit 
Fleisch aus den EG-Nachbarstasten 
und Entladungsboykott von Schif- 
{en mit Fieisch aus sogenannten 
Drittlindern 


Europatreffen 


Der französische Dauernverband 
regt ein Treffen von Verantwortli 
‚chen der repräsentativen Bauernver- 
einigur jer neun BG-$U 
Dieses Treffen soll am 4. 
stattfinden, einen Tag nach dem 
Brüssel einberufenen ,,Vorminl 
rat" der EG Landwirtschaftamini 


Lübeck: 
‚c/o Arbeiterbuch 

24 Lübeck 1 

Hüxser. 68 

Westberlin: 

Florian Geyer 

über Sozialistischen Zentrum 
7 Bertin 21 

Stephanstr. 60 

Weitere Vertriebsgruppen: 
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ihres Landtagswahlkamp- 

ie CDU am 21. September 

zu einer Großveranstaltung auf den 
Frankfurter Römerberg getrommelt 
Die CDU hatte dies von vornherein 

als eine Machtdemonstratlon dek| 

recher Weirich 

ankündigte lien die absolute 

Mehrheit in’ Hessen. Die Entschel- 

dung fällt in Frankfurt. Deshalb ge- 
hen wir in die größte Stadt des Lar 

Bürgern dort unsere Mei- 

mung zu sagen." Und: „Der Besuch 
auf dem Römerberg wird zeigen, 

daß Frankfurt keine linke Stadı mehr 

© it.” Entsprechend war auch sie Red 
nergarnitur: mit Si Dregsen 

Kohl und Carstens hatte die CDU 

die „Elite“ Ihrer reaktionären Pläne 

aufgeboten, alles bis aufs Blut 

schworene 'und vor nichts zurde 

schreckende Feinde, der Arbeiterklas: 

3, Insbesondere " der CSU-Chef 

StrauSS, der zuletzt vor 13 Jahren 

öffentlich in Frankfurt aufgetreten 

war, sollte für Größe und antikom- 

munistische Ausrichtung dieser 

Machtdemonstration garantieren. 

Um Strauß, Dregger & Co. die 
ihnen gebührende Abfuhr zu ertel- 
ien, hatte unsere Organisation eine 
Woche vor dieser Veranstaltung die 
Frankfurter Linke zu einer Aktions- 
einheit aufgefordert, angefangen von 
den revolutionären Organisationen 
bis hin zur DKP, den Jungsozialisten 
und der Gewerkschaftsjugend. Der 
Einladung gefolgt waren allerdings 
nur die „KPD“, KSV, Liga gegen den 
Imperialismus, Rote Hüfe, Frankfur- 
ter Margisten-Leninisten und die Bür- 
geraktion gegen Neonazismus. Und 
während die meisten angeschriebe- 
‚nen Organigationen leider überhaupt 
nicht, darauf reagierten, antwortete 
der KBW-Ortssekretär mit einem 

= dummen Brief, in dem er die Ablch- 
nung seiner Organisation gegen eine 
gemeinsame Protestaktion erklärte 
und dazu noch die lächerliche Be- 
hauptung, wagte; „Praktisch, verwen. 
jelt Ihr euch mit ‚eurem Vorsch 


orte, war 
EN ibn me seiner Abakenz 


‚gegen antifaschistische Aktionen. Der 
Frankfurter Juso-Vorsitzende Armin 
Kleist hatte jedenfalls am 18.9. über 
die „FR“ erklären lassen, daß die 
Jusos „nicht so dumm“ seien, 

‚gendweiche Störaktionen (zu vei 
Stalten), auf die Strauß und Dregger 
nur warten.‘“ Der KBW hatte zwar 


imsHalle eine CDU-,Wahl 
tung” im Rahmen der nie 
dersichsischen Landtagswahl statt 
Als Zugpferd und reaktionärer Ein 
itscher stellte sich Faschiit Strauß, 
inige Genossen unserer Gruppe ver 
suchten zusammen mit anderen Lin 
ken und Demokraten in der Halle 
einen Block zu bilden, um den Pro- den 
test organisieren zu helfen. 

Neben zwei Genossen 
Mann, der sich „merkwürdig” be 
nahm. Mit einem Fernglas gickte er 
sich die Leute ringsherum an Als je 
mand auf einer Ploife blies, lieh er 
sich die „mal zum Ausprobieren” 
geben, was dann so aumah, daß er 
sie absichtlich zerbiß, Der „Höhe 

‚nkt" seines Treibens ließ” micht 
lange auf sich warten. 

Strauß fing schon gleich zu 
sinn seiner Rede wild zu heizen ani 
er kam soeben aus Wilhelmshaven, 

er gebührend (mit Tomaten, 
‚en und Farbbeuteln) empfangen 
worden und kaum zum Reden ge 
kommen war, In bezug auf diese Ab- 
ie neuen Lin- 
ken seien die neuen Naschisten! 
Daraufhin brachten alle Linken und 
Fortschrittlichen lautstark ihren Pro- 
test zum Ausdruck. In dieser Situn- 
tion setzte der Faschist 
ın kräftigen Schlag mi 
mglns „außer Gefecht”, 
bekräftigte sine Attacke mit 
Worten: „Gepfilfen wird hier nicht 
und: „Ihr seid alle Kommunisten, ihr 
kommt auch noch alle dran!” Dem 
Genossen wurde dicht neben der 

‚de Wunde zuge- 


sen der Polizei übergeben 
und angezeigt. Ur sirltt dort aber 


Y 
en de Pad 
ich nur dadurch von der 
Juso-Führung, daß er ein paar seiner 
Genossen schön brav mit „KVZ"- 
Verkauf und Büchertisch zur „ideo- 
logischen Arbeit“ unter dem 'CDU- 
Publikum abkommandiert hatte. 

‚So mobilisierten denn nur die ge- 


4 fand in der Oldenburger gleich al 
Am 20,9, fand nun der Prozeß 
iesen Faschisten, Jürgen Fre- 
‚Als Verteidiger hatte er 
‚den Oldenburger NPD-Rechtsanwalt 
Uster mitgebracht, der schon vor ei- 
nigen Jahren zusammen mit einigen 
faschistischen Elementen 
auf einer „unabhängigen” Liste zu 
Kommunalwahlen kandidiert 

hatte. Frerichs stritt alles ab, be- 
ein zeichnete die protestierenden Linken 


anderen 


als „verlauste Studenten” usw. Er 
konnte aber durch Zeugenaussagen 
werden und wurde zu 
500,- Geldstrafe verknackt. 
Dabei schlug auch zu Buche,.daß er 
bei einem Wohnungsnachbam Putz 
gemacht und diesen so zusammenge- 
schlagen hatte, daß er für zwei 
Wochen ins Krankenhaus mußte. 
Dieses Beispiel zeigt doch wieder 
sehr deutlich, wie solche Volksver- 
hetzung #° la Strauß faschistische 
Typen wie diesen Frerichs auf- 
tscht. Das brachte auch der 
'hisanwalt des als Nebenkläger 
auftretenden verletzten Genosen 
zum Ausdruck: es handele sich hier 
eigentlich um eine „mittelbare Täter- 
schaft” des Angeklagten; eigentlicher 
Tüter sei doch der Redner Franz 
Josef Strauß... Damit ist einer der 
politischen Hauptverantwortlichen 
der rechtsradikalen und faschistischen 
‚Aufhetzung festgestellt. Das kann für 
uns aber nie heißen, faschistische 
Schläger wie Frerichs als bemitlel- 
denswerte Opfer faschistischer Dema- 
sogie zu begreifen, die man „ver 
ständniwoll” und sanft” anfassen 
muß, um sie angeblich überzeugen 
zu können, . 


Berirkagruppe des KB/ 
Gruppe Oldenburg 


‚Aufruf-Plakat des KB gegen die Strauß/Dregger-Kundgebung in Frankfurt _ 


en 
Protest: wen 1% r Ver I- 
Strauß, Dregger & Co. auf dem Rö- tung erheblich zu stören. Auch einige 
merberg zu erheben. In unserem Flug- Eier (z.T. mit Farbe gefüllt), die wäh- 
blatt schrieben wir dazu, daß es ge- rend der Strauß-Rede aufs Podium 


rade angesichts der sich entwickeln- flogen und u.a. auch dem hessischen 
den Krise in unserem Land und dem CDU-Spitzenreaktionär und Strauß- 


Protestaktion gegen Strauß-Auftritt 


ahohmi den Renktankrn indes 
reit für ihre Demagogie sireit 
Ta che ie 
(zu) geben, daß es möglich ist, diese 
Angriffe zurückzuschlagen". Gegen 
ein falsches Verständnis von diesem 
Kampf schrieben wir weiter: „,Wir 
‚meinen nicht, daß es ein taugliches 
Mittel ist, hier den bloßen, Meinungs- 
streit® entscheiden zu lassen und aus 
falsch verstandenem Demokratismus 
diesen Leuten ein ‚Recht‘ auf ihre 
Demagogie einzuräumen. Und eben- 
sowenig meinen wir, daß es damit ge- 
tan ist, den Kampf auf einige ‚Ewig- 
gestrige‘ oder auf ein außerhalb der 
realen Klassenverhältnisse stehendes 
‚Rechtskartell® zu beschränken: son- 
dern die it ein Kampf, der sch ge 
ken die reaktionäre Offensive der Ka- 
faltenklarse und vesen die Kopie, 
tenklasse insgesamt richten muß.“ 


Rund 10.000 Leute hatten sich 
auf dem Römerberg versammelt, dar- 
unter ca. 1.000 Demonstranten, die 
lautstark ihren Protest erhoben (nach 
Schätzungen des hessischen Rund- 
funks). Bereits als Dregger, Kohl und 
Carstens ans Mikrofon traten, schall- 
ten ihnen neben dem fanatischen Bei- 
fall ihrer aus dem ganzen Rhein-Main- 
Gebiet in Privatwagen und Sonder- 
busgen herangekarrten Anhänger 
schrille Pfiffe und erste Parölen ent- 
gegen. Als dann jedoch Strauß als 
letzter Redner drankam, nahm der 
Protest noch an Stärke zu. Ununter- 
brochen tönten Parolen wie „Strauß 
„Nieder mit der braunen 
„Faschisten raus aus Frank- 


furt!“’ usw. über den Platz. Trotz 


von tionen aufgestellt hatte, 


Vormarsch der CDU in den letzten Musterschüler Dregger den Maßanzug 


Lübeck 


Landes- und Regionalwahlen darauf bekleckerten,taten das ihrige. 


Die auf dem Römerberg versam- 
melten Antifaschisten widerstanden 
sowohl den aufgebrachten Einschüch- 
terungsversuchen zahlreicher Strauß- 
Fans aus den mittleren und oberen 
Etagen der Bürohäuser, wie auch den 
konzertierten Versuchen von CDU- 
Ordnern, NPD-Schlägertypen und 


, und aktiv ein Beispiel Polizisten, den Protest durch Rempe- 


ieien und Handgreiflichkeiten zum 
Schweigen zu bringen, 

"Nach Ende der CDU-Veranstaltung 
formierte sich in unmittelbarer Nähe 
des Römerbergs ein spontaner De- 
monstrationszug von rund 200 bis 
300 Antifaschisten. Die Demonstra- 
ion ging ein paar hundert Meter bis 
zur Zeil (Haupteinkaufsstraße in 
Frankfurt) rüber, wo Genowen der 
„KPD“ und des KB kurze Reden per 
Megaphon hielten. Die sofort mit 
mehreren Mannschaftswagen und 
Wasserwerfern. herbeleilende Polizei 
versuchte, diese nicht angemeldete 
Kundgebung aufzulösen, aber erfolg. 
ios: als die Polizisten behelmt und 
mit Schlagstöcken vorrückten, wurde 
zwar die Kundgebung unterbrochen 

aber die Demonstranten zogen „im 


Eier, Pfiffe und Spaziergang” einige hundert Meter 
" weiter und führten die Kundgebung 
antifaschistische Parolen dort zu Ende, noch che die Polizei 


erneut mit ihren Wagen und Wasser- 
werfern zur Stelle war. 

Angesichts dessen, daß mur so we- 
nige Organisationen sich an dieser 
Aktion beteiligten (die noch dazu 
nicht zu den einflußreichsten inner- 
halb der Frankfurter Linken gehören 

oe SEE ‚halten wir den Ver- 
lauf insgesamt für relativ erfolgreich. 
‚Gerade auch das Gelingen der im An- 
schluß durchgeführten Demonstra- 
tion und der kurzen Kundgebung ist 
gemessen an der aktuellen Situation 
in Frankfurt ein Erfolg (seit den De 
monstrationen gegen die Fahrpreis 
erhöhung im Mai dieses Jahres konn- 
ten die beiden Chile-De „ 
monstrat 'n am 11. und 14. Se 
‚durchgeführt werden), 


stischen Kampf nicht gern „die Fin- 
er schmutee machen . 


KB / Gruppe Frankfurt 


Faschistische „Schützengilde‘ versucht 
sich ein Lammfell umzuhängen 


Im früheren Lübecker Arbeiterviertel 
Marli fand Anfang August in „Vogeh 
ker Sorgen- 


tigen“ Veranstaltung war die 
je „Lübscher Adler“. Die 


Schützen 
Schützengüde ‘verfolgte mit diesem 


„Volksfest für die Bewohner des; 
Stadtteils Marli“ laut „Lübecker Nach- 
richten“ das Ziel, „daß ihre Bemi- 
ungen und der ehrenamtliche Ein- 
satz Ihrer Mitglieder von der Bevölke- 
rung noch mehr als im Vorjahr hono- 
riert werden.“ („LN“, 9.8.74) 

‚„Vogelschießen für Sorgenkinder” 
„Volksfest" doch alles sehr lo- 
benswerte Bemühungen: dieser Ein- 
druck wird von der Lübecker Lokal- 
presse bewußt beim Leser erweckt 
Kein Wort davon, wer hinter der 
Schützengilde „Lübscher Adler" 
steckt und wie Ihre „Bemühungen 
um die Bevölkerung Marlis” gewertet 
werden müssen. 

„Pardon” (satirische Monatszel- 
tung) enthüllte im August 69, daß der 
„Lübsche Adler” eine als Schötzenver- 
in getarnte paramilitärische rechte 
‚Bürgerwehr ist. Das wird deutlich, 
wenn man die personelle Zusammen“ 
setzung des Vereins und seine Ver- 
flechtung mit faschistischen Gruppen 
betrachtet 

Der Makler I. Promnitz ist Fül 
‚des Lübecker „Großhorstes Lübeck” 
der „Adlerjugend” und gleichzeitig 
Vorslizender des Lübecker Kreisvor- 
standes des Deutschen Blocks, der sch 
selbst 
schewiamus' 
Großdeutsches Reich „erst in der 
Idee, später in der Wirklichkeit 
frei von marxistischer Zerserung” 
fordert, Der DB erklärte 1969, daß 
u gelte, „dem auf das deulsche 
Volk zukommenden roten Terror in 


eng 
Gruppen - wie der DVU (des fa- 
schistischen Verlegers Frey) — seit 
einem Treffen in München zusam- 
men, wo 1972 gemeinsam ein „Frei 
heitlicher Rat” gebildet wurde. In 
den 50er Jahren konnte der „Dei 
sche Blocı 
erfolge in Lübeck erzielen, vor 
bei den antikommunistischen „Flücht- 
ın viele in Lübeck 


lingen", von dei 
leben. 

G. Promnitz, Bruder des Fascht 
stenhäuptlings H. Promnitz verkünde 


te 1969: „Wir haben jetzt In Lübeck 
seit einem Jahr einen Schätzenver 
ein, in dem nur Nationale sind — 
einige sogar eingeschriebene SPD- 
Mitglieder. Zur Zeit haben wir 60 
Mitglieder, die alle eifrig bei der 
Sache sind.” Und die nach Aussage 
des Ingenieum Nowack „durch die 
Waffengesetzgebung leider getwun- 
gen sind, 1.21. nur Kleinkallberge- 
wehre zu benutzen ” | 

So ist der Versuch, der Schützen- 
gilde „Lübscher Adler" sich ein wohl- 
tätigen, volksfreundliches Mäntel- 
‚chen umzuhängen, nichts als schlimm- 
ste Demagogie . 


VO des KB-Lübeck 


Grünes Licht für faschistischen Terror 


Kürzlich entschied das Oberlandes 
‚ht Schleswig-Holstein im Fall des 
Faschisten Horst Teichmüller, gegen 
‚den Anklage wegen Körpervei 

und Sachbeschädigung vorlk 


te hatte zur Zeit der 
ımpfes 1972 in Kiel 

mit Memerstichen 
in hindern wollten, 


der beiden zu einer Verminderung 
der Rrwerbafähigkeit um 40 Prozent 


schädigung wu 
gericht abgelehnt mit 
scheinigen Argument, daß „papierne 
Wahlplakate, die auf eine feite Unter 
lage geklebt sind, nur dann im Sinne 
des Strafgeserzbuches in strafbarer 
Weise beschädigt sind, wenn das Papier 


von der festen Unterlage gelöst 
wird", 

Der Angeklagte Teichmüller ist 
folglich auch von der Anklage der 
Körperverletzung freizusprechen, 

so heißt es in der „Begründung“ 
weil „keine Sachbeschädigung vorlag. 
waren die verletzten lichen 
nicht befugt, hinter Herrn Teichmüller 
herzulaufen. In diesem Hinterherlau 
fen lag damit ein rechtswidriger An- 
griff der Jugendlichen auf Herr 
Teichmäller, gegen den dieser sich im 
Rahmen der Nonsehr (1) verteidigen 
durfte...Seine Stiche waren 2 
rechtmäßig(!)." 
nach „Wrankfurter Rundschau“ 
vom 7.9.74) 

Dies Urteil des Oberlandesgericht 


en durch den bürgerlichen 
ine Kieler Genossin 


ES 


Arbeiterkampf N 


‚Sie sind Kommunisten und rot- 
Ände haben” = „Des und 
uswüchse der 


are der, ZDI 
am 


rechtsrndikale, 


Mann in bekannter Manier öffent: 
lich auskübelte. 


‚Bürgerinitiative für 
e 18" hatte für den 
10. September ZDF-Hetzer Löwen- 
thal in die Kasseler Stadthalle be- 
It; Diese Veranstaltung fand im 


‚Rahmen einer ganzen Kampagne der 
Rechten statt mit der unmittelbs 
Aufe „, Zutreiberdi 
für Dregger und Co, im hessischen 
1 wahlkiampf zu leisten 
„Bürgerinitia- 
konnte die teure 


Stadthalle mieten, ohne Eintritt zu 
erheben, und an jeder Litfaßsäule 
Einladungsplakat. 


ten Niedersachsens, u.a. in Hildes 
heim. In den Wochen 
‚konzentrierte Löwenthal seine Akti- 
yitäten auf den 

in Hessen, um den CDU-Rechtsaußen 


Strauß-Satrapen (Stadthalt 
Drnaser Werken rabuiiben > 


Die „Konzentration 
Demokratischer Kräfte” 


Die Kasseler VeranstaltungLöwen- 
thals war nur eine in einer ganzen 
Serie, die zudem beileibe nicht auf 
Parlamentswahlen beschränkt ist, Er 
iritt auf diesen Veranstaltungen als 
Sprecher der „Konzentration Demo- 
kratischer Krlfie” (KDK) auf, die 
ihren Sitz in Wiesbaden hat und bis- 
weilen auch — wie in Kassel 
dem Namen „Bürgerinitiative 
reiheitliche Ordnung” firmiert 
Ein früherer Redakteur der Fascho- 
Sex-Postlle „Quick”, Wilfried Ahren 
ist Chefredakteur des KDK-Blattes 
„Korrigiert den Kurs“ — ebenfalls in 
Wiesbaden 
In boulevardzeitungsähnlichen Biät- 

verbreitet die KDK/„Bürgerin- 
tative” ihr „Manifest", in dem es u.a 
heißt: „In der überparieilichen „Bir. 
erininiatie für Freiheitliche Ordnung” 
{BFO) haben Bürger der verschie. 
densten politichen Richtungen sich 
zur Verteidigung von Freiheit und 
Ordnung, von Rechtusioat und Demo- 
Kratie zusammengeschlowen. Ihre 
role kauiet ‚Korigiert den Kurı!“ 
Gegen die "forischreitende linke 
Syste hung, gegen die Auf 
hemung von Kinder pen Der 
tern, uflörung 
von Ehe und’ Famile senen sie be 
mußt jene von den Syıtemverinde 
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ZDF-Hetzer Löwenthal in Kassel: 


wären gegen die Rechtshetze ei 


R 

Faschisten — unter ihnen wenig jun- 
Das Management der „Bür- 

inige Vorkehrun- 
zum einen dazu 
, ein Klima der Angst 
vor linker „Gewalttätigkeit” zu sch0- 
en, zum änderen aber auch dazu, 


keit . 
wurden an den Saaleingängen durch 
Ordner und Polizisten Taschen- und 


Kleidungskontrollen durchgeführt 
(hier „fehlte” tatsächlich nur noch 
die MP..). Überdies war die Halle 
nach saalschlachttaktischen Überle- 
wingen aufgeteilt: das vordere Saal- 
rittel diente als „Puffer” zwischen 


‚dem Redner und dem Publikum; die- 
ser Teil war ausschließlich von Rech- 
ten besetzt, Das nächste Tischreihen- 
drittel war durch eine zwei Meter 
breite Laufschneise vom. vorderen 
Tell getrennt, Umlaufende Wand 


Finkren 


‚ermöglichten ein schnelles, 
‚von „Störern 
ıd in der Nähe der 


‚Kronzeuge” gegen den Soziallsm 
hat anhevern lassen, Mit jprch 
hören, Buhrufen und Pfiffen bekam 
diese reaktionäre Marionelte ihre 
Quittung. In den klagenden Worten 
der „Hessischen Allgemeinen”: „80 


ren ten Begrie wie Ge 
‚meinsinn, Ehre, Moral, Ordnung, Ver- 
antwortung, Leistung... Fordern Sie 
vernünftige, echte Mitbestimmung, 
die nicht einfach (? !) die Macht des 
Kapitalismus (!) durch die Macht der 
Gewerkschaften erserzt (1). Wehren 
Sie sich heute schon gegen den dro- 
henden Gewerkschaftisiaat von mor- 
gen! Allen muß klar sein 
@ı gibi keinen Ausweg aus der In- 
‚Nation als den über Opfer, auch Opfer 
der denen Gruppe (),den Weg über 
ır Anstrengung und weniger An- 
Bprüche an den Staat. 
Der bekannte Reaktionär 
‚Steinbuch sitzt im_„Wissenschaftli- 
chen Beirat” der KDK, einem Auf- 
fangbecken für die rektionärsten 
Elemente der bürgerlichen Intelligenz, 
die dem braunen Sud dieser Strömu 


Karl 


Unser Wohlstand hängt davon ab, 
dafi die Minoritdt, die ein Übermaßi!) 
an Fieiß, Sachverstand, Kreativiidt 
und Verantwortung einbringt, nicht 
resigniert.” (aus Steinbuchs Hetz- 
schrift „kurskorrektur”, Seewald-Ver- 
ng) Mi solchen, elitären Sprüchen 

bein die Ideologen der Rechten 
ihr Fußvolk auf. 

Die Zeitschrift „Pardon” zitie 
jarsinigen Monaten KDK Mann Fritz 

. Zucker r und Major 

der Rewrne: „Wir haben vom Haupt 
tier Wiesbaden aus jerzt Brücken 

infe in Feindesland (I!) errichtet 
in Kauel, Eschwege, Fulda, Gießen 
‚Frankfurt, Darmstadt und Offenbach 
Von diesen Srätıpunkten aus werden 
unsere Partisanen operieren.” Derseh- 


be Harth war von Schnapsfabrikant 


Eckes zur Tarnung al 
relations”-Mann eingestelll' worden, 
um finanziell gesichert alle Kraft 
in den „Stützpunktaufbau” zustecken. 
Neben’ Ludwig Eckes gehören dem 
Grönderkreis der KDK ua. der 


„ public 


blieb. dieser Mann, der aus 
Erleben das kommunistische 
schilderte und zum Schluß ausrief‘ 
„Anständige Menschen aller Länder, 
bereinigt euch‘, zumelst unverstan- 
den”. 

Die nun folgenden Hetztiraden 
Löwenthals richteten sich — wie 
satisam bekannt — gegen alles, was 
auch nur entfernt nach Sozlallamus 
und Demokratie „riecht”. Hunderte 
von Menschen stimmten empört in 
den Ruf ein: „Löwenthal aus dem 
Saal”. Als Sprechchöre und Zwi 
schenrufe ihn immer stärker be- 
drängten, stürmten Bullen auf ser 
nen Wink hin den Saal, Gruppen 


po: 
der „Rädelsführerschaft 
tige wurden gezielt herausgegriffen. 
Hierbei war ein planmäßiges Zusam- 
'hen von Polizisten, Kripo- und 
VS-Greifern in Zivil (darunter Spe- 
zialagenten vom „Zivilen Einsatz- 
und Fahndungskommando”), Ord- 
nem und Faschisten der Veranst 
tungsleitung zu beobachten, 

"Gemeinsam  prügelte diese „un- 
heilige Allianz” die Linken einzeln 
und gruppenweise aus dem Saal. 

Durch einen faschistischen Schlä- 
ger wurde dem Genossen H.B. das 
Nasenbein gebrochen, 

Mindestens sechs Gegendemon- 
stranten wurden festgenommen. Der 
Bericht des Demonstranten H.M,, den 
wir hier auszugsweise wiedergeben, 
zeigt beispielhaft die brutale und 
heimtückische Einschüchterungstak- 
tik der Polizei: 

/mich packte plötzlich ein ca. 
25 Jahre alter dunkel- und langhaari- 
‚ger Typ, trat mir in den Unterleib 
und z0g mich Richtung Ausgung des 
Saales. Dabei zerriß er meine Jacke. 
Ich nahm an, dieser Fascho wollte 
mir ohne Zeugen ans Fell, Um ihn 
also loszuwerden, langte Ich ihm 
eine, und er fiel um. Ich rannie dann 
in Richtung Saalausgang, der war 
aber verschlossen und von Bullen 
bewacht, Ein Uniformierter hielt 
mich sofort fest. Dann kam der Typ, 
den ich eben loswerden wollte, auf 
mich zu, #0 #wel Dis drei Meier vor 


Gurchmucht, dh. an die Wand zellen, 


rechte Verleger Heinrich See 
und das Mitglied des CDU- Wirt- 
schaftsrats Graf von Alsensleben an, 


Der „Bund Freies Deutschland” 


In Wiesbaden laufen nicht allein 
die Fäden der KDK zusammen, hier 
befindet sich auch die politische 
Hauptverbindung zwischen der KDK 
und dem vor wenigen Monaten in 
Wentberlin gegründeten „Bund Freies 
Deutschland” (BFD): Im Gebäude 
des ZDF. Der Handlanger Löwen- 
thals, Fritz Schenk, fungiert nämlich 
als Sprecher des BFD. 

Vor wenigen Wochen ist ein wei- 
teres Büro des BFD in Kiel ei 
richtet worden; der CDU-Mann 


publizistische P 
radepferd des BFD ist der Springer- 


Demagoge Matthias Walden. Was in 
der Hetze der Springerpresse seit 
Jahr und Tag zum „eisernen Be- 


stand gehört (nämlich die Politik des 
Antikommunismus, der antigewerk« 
shaftlichen Hetze und Revanchis- 
mus), bildet zugleich die Haupt 


mung gehört, versteht sich von. 
Ein besonderes Hobby d 
Vögel ist die penetrante Reklame 
mit nach rechtsaußen abgetriebenen 
Ex-SPDiern. Hierzu gehören solche 
Leute wie der schon genannte Pro- 
fesor Steinbuch, der berüchtigte Be- 
rafwertriebene |terbert Hupka, der 
frühere Westberliner DGB-Vorsitzen- 
de Ernst Scharnowakt. Hinter dem 
demonstrativen Vorzeigen dieser Leu" 
te steckt die eindeutige Absicht, 
dan Abwirtschaften der SPD auf die 
Mühlen der Reaktion zu lenken. 
Dabei gehen die rechten Rattenfänger 
nach der Methode vor, eine „Linka" 


Abtasten des Körpers und Ausrdu- 
men sämtlicher Taschen...”, 

Die Vorgänge wurden von einem 
Kamera-Team aus der ZDF-Fälscher- 
werkstatt 


dankte den 
„Schutz des Grundgesetzes”. 


Was können die Antifaschisten 
aus der Löwenthal-Voranstal- 
tung lernen? 


Die erste und wichtigste Lehre 
scheint uns zu sein, daß der Protest 
gegen den Löwenthal-Auftritt 
ach mangelhaft vorberitet w 
‚gab von keiner linken Gruppe 


ich 


Kasseler Stadthalle: Bullen und faschi 
die. „freiheitlich-demokratische, 


nur ein veröffentlichtes. Flugblatt. 
Seibat wenn wir polltlich {u 
tende Diskusslonen In einigen Grup- 

(annehmen, so mündeien diese 
Fatal nicht in öffentliche Vor- 

tungsarbeit in der Kasseler Be- 
völkerung, Insbesondere in der Kas- 
jeler Arbeiterschaft und in der Ju 


gend. 
Es gab Vorbereitungsgespräche 
zwiichert KAS RIVD. Rote Fahne: 
Freundeskreis, RBJ u.a.; hier wurde 
aber der Schwerpunkt einseitig auf 


Entwicklung der SPD insgesamt (ins- 
besondere ihrer Führung: „Brandts 
sowjetische Westpolitik"!) bei gleic 
Zeitiger angeblicher politischer K. 
inultät ihrer eigenen Position zu be- 
haupten. Löwenthal: „Jch habe doch 
bla '59 selbst SPD gewählt.” Und 
Walden behauptet von. sich, „ganz 
auf der Linie” des früheren West- 
berliner Bürgermeisters Reuter zu lie- 
en (nach „ER" vom 14.9.74) 

Wer sich in und um die KDK 
und den BED formiert, das sind die 


fe und Stoßtrupps der 
, die rechts von der CDU 
en. Das Aktionsgebiet der KÖK reicht 
von Baden-Wärtter über das 


‚Rhein-Main-Gebiert nach Nordhessen. 
‘Von Mülheim-Ruhr aus wählt unter 


Der Kaderstamm von KDK und 
BFD rekrutiert sich ausnahmslos di- 
rekt aus der Bourgeoisie bzw. Ihr 
nahe stehenden Schichten (reaktiond- 
re Militärs, Politiker, Publizisten usw.) 
Deshalb scheint insbesondere die 
KDK zu versuchen, über die Ver- 
stärkung der Kontakte zum „Christ 
lichen Gewerkschafisbund”" (CGB) 
in der Arbeiterschaft Fuß zu (assen, 

Man muß sich in diesem Zusam. 

rpigenwärtigen, daBKDK, 
ing und Dregger£ DU in Hosen 


die Erörterung technischer Möglich“ 
keiten gelegt, 

Ein eng hiermit zusammenhäi 
‚gender Fehler war, kampflos auf el 
Gegenkundgebung vor der Stadthalle 
zu verzichten. Eine rechtzeitige polk 
tische Mobilisierung hätte ohne Zwei 
fel die Bedingungen für die Durch- 
führung einer Gegenkundgebung 
trotz Verbot verbessert, 

Schließlich waren die Linken der 
gezielten Greifertaktik der Bullen 
‚offensichtlich nicht 


nung dor Veranstaltung ni 
werden konnte. Konkreter: man hät 
te der Gegenseite vermutlich das 
ben länger und nachhaltiger schw 
machen können, wenn sich die Li 
ken nicht in einer Art „geschlosse- 
nem Block” von der Melirheit selbst 
isoliert hätten und der Taktik der 
Faschisten entgegengekommen wä- 
ren. 

Diese Hinweise meinen wir natür- 
lich als Anregung, nicht als Paten! 
rezepte. Zu beherzigen ist aber in j&- 
dem Fall 


Grundordnung“ vor einem 


1. Jeder Fußbreit, den die Faschisten 


und Reaktionäre gewinnen, schränkt 
2. Jede ie Aufklärungs- und 


Mobilisierungsarbeit unter den Mas- 
sen machen sich die Rechten zunut- 
ze, um ihr ideologisches Gift auszu- 
streuen, s 


KAG Göttingen 
Zusammenarbeit mit der 
KAJ/AG Kassel 


Ing beieinander sitzen udd sich, 
tisch gegenseitig die „Jlände waschen” 
Laut „FR" (13,9,) hat die 
hessischen CDU-Kreisverbände ange- 
wiesen, „hei Großveranstaltungen, di 
Her Ubwenthal im Rahmen der 
, sollen. „Termin. 
Bee 
„Sollte sich die KDK mit der Bitte 
im Unterstützung an Sie wenden, »0 
heifen Sie nach Ihren Möglichkeiten” 
Die KDK ihrerseits befleiigt sich 
offensichtlich, gemäß den Dregger- 
schen Vorstellungen zu _ handeln: 
ale? Armchen übe das gnse Land 
ine gut geordnete Organlsanion, und 
wir Brauchen von diesen Bauch zus 
das, war die Sozialuten KaderArbeit 
nennen. Wir brauchen in allen Be: 
trieben, in allen Verwaltungen unge: 
sehene' Bürger, insbesondere Arbeit 
nehmer, die sich zu uns bekennen 
und unsere Mitglieder werden, Preum 
de um sich versammeln und damlt die 
Basis. stärken.” („Konkret” 28/72) 
‚1. KDK-eschäftsführer LeoSchütze, 
Scheitspoiischen Koresponden?"i 
schaftspolitischen Korrespondenz"in 
Bonn agiert, hält enge Kontakte zum 
CGB, der sich wiederum stark an 
die CSU aniehnt baw. überhau; 
von ihr ins Leben gerufen wurde 
Löwenthal seinermits hat verschie: 
dentlich dei der Gründung gelber 
„Gewerkschaftsgruppen. mitgewirkt. 
Ünd es ist nicht zu verkennen, daß 
sein ZDF-„Magazin” das Klement der 
sozialen Dei (also das heuch- 
'en an. wirklichen. 
der Menschen) be: 
sonders stark entwickelt hat 
Was von einem gelben CGB zu 
erwarten ist, dazu eine abschließende 
Kostprobe (nach vom 14.9): 
©s fanden in jüngster Zeit Gespräche 
mit Strauß statt, „in denen der CGB 
seinen leistund jelobie: vor allem 
sel dei ihm kein ‚Paritdtugefasel' zu 
fürchten; der CSÜ.Chef könne uch 
auf den Hund verlanen. Verabredet 
wurde, ‚sielstrebige _ Zunammener- 
vr > 
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Für den 29, August hatte die rechts- 
radikale „Konzentration Demokrati- 
scher Krüfte” (KDK) in Darmstadt 
zu einer Veranstaltung unter dem 
demagogischen Thema „Freiheit in 
Gefahr” aufgerufen, Starredner soll- 
te der vom ZDF her berüchtigte 
Oberhetzer Löwenthal sein. Einor 
der Mitbegründer und Mitfinanziers 
der KDK ist übrigens der Schnaps- 
fabrikant Eckes (der im Bundostags- 
'wahlkampf 1972 auch zu stärkerer 
CDU-Finanzierung unter seinen 
Kapitalisten-Kumpanen _ aufrief); 
Geschäftsführer der KDK ist Fritz 
Harih, Major der Reserve und Eckes- 
Angestellter - und die Zentrale der 
befindet sich entsprechend im 
Haus den „Schutzverbandes der Spi- 
rituosenindustrie” in Wiesbaden, 

Die geplante Löwenthal-Veranstal- 
tung in Darmstadt wurde indes nicht 
zur Freude ihrer Organisatoren. Von 
den 5 bis 600 Leuten, die sich in 
der Otto-Berndt-Halle (Wensa der TH 
Darmstadt) versammelt hatten, waren 
fund die Hälfte gekommen, um Lö- 
wenthal die verdiente Abfuhr zu eı 
teilen, Dazu hatten verschiedene lin- 
ke und antifaschistische Gruppen 
aufgerufen, 

Von Anfang seiner Rede an wurde 
Löventhal mit lautstirken. Pfiffen 
und Sprechchören bedacht, sodaß 
er trotz Verstärkeranlage nicht mehr 
zu verstehen war, Die anfänglich 
‚noch diffusen Sprechchöre „Aufhö- 
ren, Aufhören!’”bekamen zunehmend 
eine bewußtere politische Stoßrich- 
tung: „Nazis raus!”, „Nieder mit der 
braunen Pest]” und „Faschisten raus. 
aus Darmstadt!”. Schließlich gelang 
«s einigen LöwenthalGegnern, bis. 
zum Rednerpult. vorzu und 


p 
fen, daraufhin mit Stühlen in 
Händen auf Demonstranten los, was 
die Demonstranten natürlich nicht 
widerstandslos hinnahmen, s0 daß 
eine kleine Saalschlacht entstand, 
Die Polizei hielt sich während dieser 
sanzen Situation erstaünlicherweise 
zurück, wär jedoch einsatzbereit 
hinter dem Bühnenvorhang versteckt 
(Faschisten und CDU-Leute beschimpf- 
ten die Polizisten deswegen als 
„Weicheier” u.4,; der als aufmerksa- 
mer Löwenthal-Anhänger anwesende 
CDU-Kreimoritzende und. Bundee 
tagsmitglied Pfeffermann bezichtigte 
A Polgeiprtldenten " später im 
armstädter Tagblatt", daß er 
„bürokratisch-weltfremde Gründe für 
üns Nichteingreifen” hatte). 

Alses in den heftigen Auseinander- 
setzungen zwischen Faschisten und 
Antifaschisten im Saal vorübergehend 
zu einer kurzen Beruhigung kam, ver- 
suchte Löwenthal, dies für einen 
zweiten Anlauf seiner geplanten 
Hetzrede auszunutzen. Der antifa- 
schltische Proteststurm nahm. da- 


raufhin aber wieder an Stärke zu. 


Löwenthaknhänger zurück. Löwenthal 
beriet sich daraufhin mit zwei Darm- 
städter Chefbullen und dem TH-Prü- 
sidenten, was zu tun sei. Als jetzt 
auch noch das Studentenwerk, das 
den Saal an Löwenthal vermietet 
hatte (1), nachträglich den Mietver- 
trag kündigte (es war eine Klausel im 
Vertrag enthalten, die eine Beendi 
gung der Veranstaltung ei „ Tumul- 
ten’ vorsah), erklärte Löwenthal eine 
DrewiertelStunde nach dem ver 

in seiner Hetzveranstal- 
„Wir geben unsere Kapitula- 
ion Bekannt.” Die Antifaschisten 
feierten ihren Sieg daraufhin mit dem 
Singen der Internationale, 

_ Für ie Darmstädter Antifaschisten 
wird es daruaf ankommen, weiter auf 
diesem Erfolg aufzubauen. Das umso 
mehr, als die Reaktionäte aller 
Schattienu 


lage ankündigen, daß es „für 
uns heunche Zell „de Ärmel 
aufzüukrempeln und Ordnung zu schaf- 
fen" (aus einem im, Detmstsäter 


Der Oberhetzer Löwenthal 


in Marburg 


Der Oberhetzer Löwenthal 


in Marburg 


Am Dienstag, dem 24.9., trat in 
Marburg/Lahn der Faschisi Löwen- 
thal vom ZDF-Magazin mit einer 
sogenannten „Bürgerinitiative für 
freiheitliche Ordnung” auf, Begleitet 
wurde er vom Anti-Kommunisten 
und _berufsmäßigen Ex-Tschechen 
Pachmann (Schachspieler), Hiermit 
sollte offenbar der faschistische 
„Bund Freies Deutschland” auch in 
Hessen und Marburg verankert wer- 
den. 

Erschienen waren in der Städt- 
halle etwa 400-500 Anti-Faschisten, 
Schon vor der Veranstaltung er 
schallten starke Rufe: „Arbeiterein- 
heit schlägt Faschismus]” und „Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschis- 
must”, Kurz vor Beginn der Veran- 
staltung erschallte das Arbeiterein- 
heitslied, das starken Beifall erhielt 
und das Kräfteverhältnis im Saal 
deutlich machte: 2/3 AntkFaschisten, 
1/3 Sympathisanten und Anhänger 
Löwenthals, Etwa SO unteetzie 
‚Typen, wie es hieß, NPD-Ordner aus 
Frankfurt, bewachten den Eingang 
und den Saal. Sie durchsuchten ge- 
nauestens Taschen und Mäntel am 
Eingang und merkten sich von Be- 

inn der Veranstaltung an jeden anti- 
faschistischen Zwischenrufer, 


Nachdem der AntkKommunist 
Pachmann unter tosendem Pfeifen 
seine „Erfah dem linken 
Faschlimus" „unterbreitet und ein 
Loblied auf die „Prager Sozlalrefor- 
mer” gesungen, sowie die „Notwen- 
digkeit des Radikalenerlaucs für jede 
Demokratie” erläutert hatte, versuch“ 

in dieselbe (aschistlsche 

Kerbe zu hauen, Er kam jedoch gar 
nicht erst zu Wort, denn mittlerweile 
ten sich fast alle AnıkFaschisten 
von ihren Plätzen erhoben und skan- 
dierten rhytmisch: „Löwenthal, aus 
dem Saalt” Nach etwa zehn Minuten 
brach Löwenthal ab, und auf einen 
Wink des Marburger, Vorsitzenden 
der „Bürgerinitiative” stürmte von 
vorne ein Trupp von $0-100 Polizi- 
Aten in voller Rriegsbemalung in den 
Sal, Von der Rednerbühne herab 
ülrigierte ‚der Vorsitzende über Mi 
krophon mit tatkräftiger Unter- 
stützung der NPD-Schläger den Poll- 
zebkinsatz: „Das Mädchen mit dem 


gestreiften Pullover in der 12, Reihe!"" 
ud, Die Polizisten prügelten sofort 
auf die Anzedeuteten 10: und dräng- 
ten die Antk-Faschisten unter Schlä- 
gen und Tritten aus dem Saal, Auf 
diese Weise wurden etwa die Hilfte 
der Ant-Faschisten. rausgeprügelt 
und die anderen durch die physische 
Anwesenheit der Polizisten. einge- 
schüchtert 


Zur Rolle der DKP 


Bezeichnend war wieder einmal 
das Verhalten der DKP und Co. . 
Sie hatten in einem Flugblatt einen 
Tag vor der Faschistenveranstaltung 
dazu aufgerufen, „angesichts der be- 
wußten Beschleunigung von tumult- 
artigen Stenen auf Löwenthalveran- 
staltungen durch die von ihm organi- 
sterten Ordner” (Flugblatt-Text) 
nicht in den Saal zu gehen, sondern 
eine Gegenveranstaltung auf dem 
UniGelände gegenüber der Stadt- 
halle abzuhalten, Als am nächsten 
Tag bekannt wurde, daß der SP 
Magistrat die Gegenveranstaltung 
auf dem Platz vor der Stadthalle 
verboten hatte, schrieben. DKP und 
Co. auf einer Wandzeitung in der 
Mensa: „Jetzt lassen wir uns erst 
recht nicht provozieren!” und ver- 
legten ihre Kundgebung auf, den 

'hn Minuten entfernten Alten 
Marktplatz in der Altstadt. Dort 
sollte dann der Judo-Vorsitzende 
Schiller ein Referat halten und eine 

saftige Resolution” verabschiedet 
Werden. Nooh am Einging zur Lö- 
wenthal-Veranstaltung eine halbe 
Stunde vor Beginn tauchten MSB- 
Typen mit Megaphonen auf, um die 
versammelten Anti-Faschisten davon 
abzuhalten, in die Veranstaltung zu 
gehen, well sie sich nur „provozie- 
Ten Iasen” und den Faschisten „un- 
ter die Arme greifen” würden‘ 

Die Opportunisten und Revisionk 
sten bewiesen einmal mehr. Ihre 
Funktion: Die Anı-Faschisten vom 
konsequenten demokratischen 
Kampf abzuhalten und damit den 
Faschisten das Feld cu überlassen! 
Das st Ihnen allerdings mißlungen. 

. 


Sympathisanten des KD) 


‚den Löwenthal-Auftritt in Darmstadt. 


‚gegen die Bühne?! 


Lautstarke Sprechchöre und Pfiffe verhinderten. 


Tagblatt” _ veröffentlichten Leser“ 
bile). Und CDU-Kreisboss Pfeffer- 
mann kündigte an, daß Löwenthal 
zur Wiederholung „‚noch im Septem- 
ber auf einer CDU-Großveranstaltung 
sprechen” soll - und sicher werden. 
lese Leute das nächste Mal bessere 
Vorsorge zu treffen versuchen, Vel- 
leicht werden Pfeffermann und seine 
Kumpane sich auch dafür einsetzen, 
‚daß Löwenthal dann seine Pistole bel 
sich behalten darf — die er dieses 
Mal auf Websung der Polizei in seinem 
Wagen lassen mußte? } 


Nach dem Bericht eines 
Darmstädter RBJ-Genossen 


mit Wandparolon mobilisierten linke 


und antifaschistische Gruppen gegen 
die Löwenthal-Voranstaltung. 


Faschisten gehen mit Stühlen gegen die Löwenthal-Gegner vor. Das „Darm- Nicht mr mit Flugblättern, auch 


städter Tagblatt” versuchte dagegen, 


zu hetzen und log: „Die Randalierer werfen schließlich ganze Stuhlreihen 


gegen die Bühne”! 


Göttingen: 


|, mit diesem Bild gegen die Antifaschisten mit Wandparolen mobilisierten linke 


und antifaschistische Gruppen gegen 
die Löwenthal-Veranstaltung. 


Schüsse auf Plakatkleber 


In Göttingen ist es in letzter Zeit 
schwieriger geworden, Plakate zu 
kleben, mit denen zu Veranstaltun- 
gen unserer Gruppe oder zu Demon- 
Strationen und antlimperialistischen 
Veranstaltungen aufgerufen werden. 
sol, 

Dabei tritt weniger das Ordnungs- 
amtauf den Plan und erstattet Anzet- 
Se wegen „wilden'" Plakatierens, viel 
mehr werden zunehmend die Polizei 
und ihre Hilfsmannschaften einge- 
setzt, die offensichtlich scharf ge 
macht worden sind, Beich am Ort 
des Geschehens aufzuräume 
Hauptsichlich betroffen waren bis 
jetzt die Genossen, die in der Innen- 
stadt und Ihrer unmittelbaren Um: 
ebung klebten, 

50 veranstaltete die Polizei im 
Sommer eine regelrechte Verfol- 
ungsagd auf Schülergenossen, als 
Sie versuchten, Plakate für eine Schul- 
kampf-Veranslaltung zu kleben. 
Bullen führen in diesem Fall mit ih- 
rem Streifenwagen quer über die Ra- 
senflächen eines Parks. Die Genossen 
'konaten sich eben noch durch eiligen 
ROeKZUg über Mauern und durch 
Hinterhöfe in Sicherheit bringen. 

Dagegen konnten. wir in der Ver- 
gangenheit an der Uni und in den 
Wohngebieten ziemlich unbehelligt 
kleben, Gerade auf dem UniGelände 
gehörte das Plakalieren zu den 
"Routinearbeiten”, Im Laufe der 
Jahre hatten sich für di Nnken Stu 
dentengnuppen — und in deren Kie 
Wasser allerdings auch für die Reak 
Wonäre — day „Gewohnheilsrecht" 
herausgebildet, durch Plakate an den 
Hörwelgebäuden und Seminaren auf 
ihre Veranstaltungen aufmerksam zu 
machen 

Das hat sich Jetzt offensichtlich 
drasiich geändert, kin Genosse- be: 
Hiehtet 

Am 9. September wollten wir zu 
dritt auf dem Campus Chile-Solldarı: 
tätsplakute Kleben. Alı wir gegen 
23" U das Gelinde emeichten, X 


men zwei Männer hinter uns her und 
forderten uns drohend auf, zu ver- 
schwinden, Plakate kleben sei nicht 
drin. Diese Männer gehörten zu den 
Wachleuten, die während der ganzen 
Nacht im Zentralen Hörsaalgebäude 
sitzen und die Uni bewachen. Sie 
mußten uns gesehen haben, als wir 
an dem Gebäude vorbeigingen. Wir 
hauten  ersimal ab und warteten 
kurze Zeit. Dann gingen wir von ei- 
‚ner anderen Seite emeut auf den 
Campus, Es gelang uns, unbehelligi 
unsere Plakate zu kleben. Scheinbar 
hatten die Wachmänner nicht damit 
‚gerechnet, daß wir wiederkommen. 
Das war allerdings ein Trugschluß. 
Wir begannen gerade den Rückweg, 
da hörten wir einen Schuß! Als wir 
uns umblickten, sahen wir ein Stück 
entfernt einen Wachmann stehen. Er 
schrie ‚Stehenbleiben' — und schoß 
ein zweites Mal. Zum Glück war die 
beleuchtete Straße nicht mehr welt, 
und es gelang uns, ohne Schrammen 


wegzukommen. 

Wir wissen nicht, ob der Wach 
mann mit scharfer Munition geschos- 
‚sen hat, Deshalb haben wir begonnen, 
Nachforschungen anzustellen, wie die 
Wachleute ausgerüstet sind, Was da- 
ran auf jeden Fall deutlich wird, isı 
dies: Politische Disziplinierung heißt 
auch an der Uni nicht nur Verbot 
von politischen Diskussionen, in 
Lehrveranstaltungen, Büchertischen 
und Plakatkleben, Sie schließen alle 
Mittel der Einschüchterung fort 
schrittlicher Studenien ein. Dabei 
schreckt die Uni-Verwaltung und die 
in ihrem Auftrag arbeitende Wach 
mannschaft Offensichtlich nicht de- 
vor zurück, schon bei vergleichsweise 
‚seringen Anlässen von der Schuß. 
waffe Gebrauch zu machen, 

's ist da wohl kein weiter Weg 
mehr, auf die zu schießen, die Plaka- 
teder Linken lesen, . 


Ein Genome der KAG 


Antifaschistischer Liederabend — 
Ein Teil unseres politischen 


Kampfes 


Am 14,974 
gendzentrum Reinbek zum Ausklang 
seiner Chile-Solidaritäswoche einen 
antifaschistischen Liederabend, Ge- 
sungen wurden deutsche und Inter 
Arbeiterlieder sowie Lieder 
aktuellen Anlämen (ein Jahr 
Hinrichtung von 

eitend 


aus 
Putsch in Chile, 
Carrero Blanco wa). E 
wurde ein Referat zur Funktion des 
‚Arbeiterliedes gehalten, danach folg- 


ten Kurzreferate und Kurzgeschich- 
ten, die einen Einblick In die Situs- 
tion geben sollten, aus der heraus 
die jeweiligen Lieder geschrieben 
wurden. 


Im Mittelpunkt stand, mit Ui 
stötzung des „Hamburger Straßen- 
theater”, das 


semeintame Singen 
von antilaschistlschen Liedern. Das 
jemeinsame Singen Drinat Spaß und 
Fi"uns augleien Erholung und An 
worn für unseren glehen poll 
schen Kampf. 

Auch. die materielle Solldandt 
mit " dem enlienischen Widerstand 
Kam nicht zu kurz, Die ca. 150 De 
Sucher spendeten rund DM. S0« 

Atts fe war der Abend ein 
Erfolg und empfiehlt sich zur Nach- 
ahmung . 


ein AK-Leser nur Reinbek 
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Zum zweiten Mal innerhalb weniger 
Monate wurde auf die politische 
Buchhandlung „arbeiterbuch”, die 
dem KB nahesteht, ein (aschistlscher 
Anschlag verübt 

Am Preitag, den 13. September, 
führte der KB im Rahmen der Chile 
Solidaritäts Woche eine 
tung im AudiMax der H 
Universität durch. Nur wenige $ 
den später zertrümmerte ein großer 
Mauerstein die Schaufensterscheibe 
der nahegelegenen Buchhandlung. D 
Faschisten hatten sich 


und Plakaten aur Chi 
Solidarität ausgestaltet hatten, 


Die 


tung mit, dem Kampf des irischen 
Volkes durchgeführt. Einen Tag nach 
der Veranstaltung zerschlug ein Stein 
die Scheibe zu dem Schaufenster, 
das entsprechend dem Inhalt der 
Veranstaltung mit Propagandamate- 
rialien der irischen. Befreiungsbewe- 
gung ausgelegt war 

Im Gegensatz zum letzten Mal 
konnten diesmal die faschistischen 
Provokateure jedoch gefaßt werden. 
Aufmerksame und beherzte Gi 
eines (neben dem „arbeiterbuch” ge- 
legenen) italienischen Lokals liefen 
sofort auf die Straße und stellten 
sich den beiden Faschisten, die ge- 
rade das Weite suchen wollten, in 
den Weg. 
e;D4 die Faschos sich aus vertänd- 


Ein Kollege schlug allerdings so mit 
dem Kopf auf das Straßenpflaster, 
daß er sich eine stark blutende Platz“ 
Wunde am Kopf zuzog. 

Durch diesen Lärm auf der Straße 
aufgeschreckt, kamen immer mehr 
Bewohner aus den umliegenden Häu- 
sern an die Fenster und mehrere 
auch herunter auf die Straße, Es ge- 
lang, die Faschisten in einem Keller- 
eingang, festzuhalten, bis die alar 
imierte Polizeistreie eintraf (die ka- 
men allerdings erst nach 15 Minu- 
ton!) 

Kin johner hatte beobachtet, 
wie die Faschisten den Stein in die 
Schaufensterschibe des, „arbeiter 

ch” peworlen hatten, Krb sine 
Beobachtungen der Polneilzu Por 
tokol 

‚Die Faschisten — es handelt sich 
dabei um die beiden Briten George 
Mooney und William Devey, beide 
wohnhaft in Hamburg 13, Dillstraße 
21 - versuchten, die besoffenen 
„Unpolitischen” zu spielen - und 
die Polizei war denn auch allzugern 
bereit, dıe Sache als „groben Unfug“ 
abzutun und entsprechend lasch zu 
behandeln. 
as „arbeiterbuch" und der ver- 
letzte Kollege haben jedoch Stra 
anzeige erstattet. . 


Genossen des „arbeiterbuch” 


anzeige erstattet. 
Genomen des „arbeiterbuch” 


Hamburg: 
Wieder faschistischer Anschlag 
gegen das „arbeiterbuch” 


Tiefschlag für Faschisten 
Bergedorfer Antifaschisten verhindern NPD-Propaganda 


Am Samstag, den 229., bauten in 
Bergedorf etwa zehn NPD/IN-Fa- 
sten einen Propagandastand auf 


roten Dreck, morgen ist die Mau 
„Kampf dem Kommunismus‘ 
Use. sollte die Bergedorfer Bevölke- 
Fung bearbeitet werden. 

"Äıs einer der treibenden Einpeit- 
scher (mit Megaphon!) funerte 
Wieder mal der uns schon sattsam 
bekannte _Jungfaschist Buchmann, 
Omiktärisch“ kostümiert mit Koppel, 
Ödal-Rune, Bundeswehrhemd und 
Sonnenbrille; ständiger Begleiter: sein 
Schäferhund; - unsachon bekannt 
Surch eine Anzahl von Provokaionen 
jgen fortschrittliche und kommur 
istische Menschen und deren Aklio- 
Bergedorf und Umgebung 
$0 versuchte Buchmann erst vor 
kurzer Zeit mit einigen seiner brau- 
nen Freunde Ans Chile Soldariläts- 
veranstaltung der Jusos in 
zenbek. zu stören, wobei er 
Buchstäblich auf die Nase No. 

Der ganze Propagandastand mit 
Fahnen, Stellschildern, Flugblättern, 
mitsamt den antıd (chen Pa 
olen der Faschon, war eine offene 
Provokation für die Antifaschisten 
Bergedorfs So sammelten uch schon 
nach einer halben Stunde ca. 50- 60 


Demokraten und Kommunisten um 
‚den Nazitich und schlossen einen 
festen Kreis um ihn herum. Die 
Verteiler der Faschisten, offensicht: 
lich totalüberrascht, verteilten (noch) 
sehr freigiebig ihre Flugblätter und 


Zeitungen an sie Antifechisten (de 
Einige Verteilen haben wir lerdings 
noch etwas nachheifen möwsen). und 
mete schon bald fast das ge 
Fropagandamaterial in Feisen 
hr ‚4 nieder. Binem 
hie und die 


zerisen auf den St 
Typen, der jetat auf 


Antifaschisten fotographierte (warum 
wohl %.), wurde mit einem Mal un- 
heimlich schlecht (im Unterleib), 
außerdem war plötzlich sein Objektiv 
verschwunden und der Film belichtet 
Der Stand der Faschos wackelte 
schon bedenklich, als plötzlich über 
raschend (?) schnell drei Streifen 
wagen der Polizei auftauchten, die 
Bullen den Knüppel schon erwartungs 
voll in der Hand. Allerdings gaben wir 
ihnen keinen Anlaß zum Eingreifen. 
‚Buchmann, unbelehrbar, mit sei 
inem Köter zur Seite, versuchte noch 
weiter Flugblätter zu verteilen. Er 
wurde allerdings ständig von 5, - 6 
Antifaschisten begleitet, die von 
vornherein durch Parolen und Dis 
kusionen die Passanten vorbereite 
ten, »0 daß auch tatsichlich nur sehr 
wenige Menschen das braune Ge 
schmiere annahmen; Buchmann gab 

schließlich auf, 
Auch vom Megaphon der Fa 
ten waren nur noch Satzfetzen 
(r 


Stattdessen schallten 


olen (&.B. „Demo: 
ten keinen Fuß 
sten", „Den Faschis- 


ergaben sich große Diskussions- 
gruppen mit den Pamanten, in denen 


ıch über die Entlarvung der Faschist 
en hinaus, die Notwendigkeit des 


aktiven Vorgehens gegen die braunen 

Organisationen besprochen wurde 
Während der Aktion verteilten 

die Antifaschisten ein Flugblatt, in 


‚dem auf das Zusammenspiel der Ört 


lichen Presse (Springers „.Bergedorfer 
Zeitung“) und der Faschisten einge 
sangen wird. Dies Plugbl 
schon zu einem andereı 
‚gelagerten — Dreignis verteilt wurde, 


wird im Übrigen von einer recht 
breiten Aktionseinheit getragen: So 
haben neben der Bezirksgruppe Ber 
‚sedorf des KB noch folgende Kräfte 
unterzeichnet: Juso-Kreisvorstand 
Lauenburg, Forum-Redaktion Möll 
Jugendzentrum Reinbek, Aktion 
einheit fortschrittlicher Jugendlicher 
Geesthacht, Aktion Jugendzentrum 
Geesthacht und SSB GE $ 

bek 


Deutsche Polizisten — 
schützen die Faschisten 


Die Polizisten schlichen wihrend 
dessen angespannt lauschend und foto- 
graphierend zwischen den Diskussions 
gruppen herum, nahmen ohne er 
Sichtlichen Grund Personalien von 
einigen Antifaschisten auf. Nach 
zwei Stunden ohne Einsatz wurden 
die meisten Bullen offensichtlich 
schon ganz . nervös und fickerig, 
rempelten Antifaschisten an und be 


‚drohten sie: „Wenn ihr Putz wollt 
könnt ihr haben“, „Noch einmal. 
dann gehst du hopp“ usw. Als 


schließlich ein Genosse anfing, eine 
den Faschos 


begründet wurde, und 


noch einmal 
das verstärkte Auftreten der 


auch 
Faschisten beleuchtet werden sollte 
sahen „unsere Hüter von Recht und 
Ordnung” endlich die Möglichkeit 


einzugreifen. Die Rede 
fährdung der öffentlich 
(D. Als die Rede dann Ir 
tergeführt werden sollte 


sicherheit 


ürzten drei 


Pollisten mit Knüppeln auf den 
nossen lot und. zerrten. Ihn zu 
Streifenwagen. 

Der Redner wehrte sich im Augen 


blick, sein Kopf wurde brutal aufs 


Faschistischer Maskenball 


in Bielefeld 


Am Jahrestag des faschistischen Put- 
sches in Chile fand in Bielefeld eine 
vom Chile-Komitee organisierte Soll- 
daritätsdemonstration statt, an der 
sich etwa 600 Menschen beteiligten. 
Dies nahm eine kleine Gruppe 
von Faschisten (ca. 15 Figuren) zum 
Anlaß einer üblen Provokation: Mit 
einem Transparent „KPD = Junta” 


liefen sie im Demonstrationszug mit, 
wobei sie Parolen wie „Nieder mil 
der roten Pest. Kampf dem Kommu- 


nte Antiimperialisten”, die „S0- 
At mit dem chilenischen Volk 
üben würden; in diesen Flugblatt 

auch, daß „die Praktiken 
us sich in keiner Weise 
von der Nazidiktatur oder der grie- 
chischen oder chilenischen Militär- 
diktatur unterscheiden" etc. — 
Unterschrieben war _ dieser 
Mist von einer angeblichen „Solidari- 
tätsgemeinschaft für Chile" und sie- 
ben weiteren Organisationen (bei 15 
Mitstreitern im Demonstrationszug!), 
worunter, um die Maskerade kom“ 
plett zu’ machen, außer der NPD 
und ihren „Jungen Nazi-onaldemo- 
kraten”, u.a. auch eine „gewerk- 
schaftsoppositionelle _ Lehrlingsge- 
meinschalt” firmierte. 

‚Obwohl wir vom Kräfteverhält- 
nis her klar überlegen waren, und die 
Faschisten wirklich ungeheuer pro- 
vokativ auftraten, wurden sie nicht 
wirksam vertrieben. 


Die Bourgeoisie treibt die Faschi- 
serune in allen Reraichen der (ini. 


A das reicht! 


Die Bourgeoisie treibt die Faschk- 

werung in allen Bereichen der Gesell- 

haft mi zen Mita vor. Das 

hört auch der gesamte „Kultur” 

in dem z.B. in Schlagern 

usw. zunehmend mehr die reaktiond- 
re Ideologie verbreitet wird. 

Mit unserer Platte „Einmal Fa- 
schismus, das reicht!"""wollen. wir 
dazu beitragen, Klarheit über den 
interna Charakter der Fa- 
schislerung zu schaffen, und die Not- 
wendigkeit der internationalen Soll- 
darität im antifaschistischen Kampf 


zu propagieren. 
„Arbeitermusik ist für uns ein 
Kampfmittel, das uns In unserem 


‚gerechten Kampf gegen Ausbeutung 
Und Unterdrückung hefen und nr 
ken soll und ein Lehrmittel der 
richtigen Methoden dieses Kampfes. 
‚Sie ist uns auch Brholung und Ge- 
muß. Aber auch dann nicht, um uns 
abzulenken vom Klassenkampf, son- 
dern um uns für ihn frcher zu 
machen. “ (Hannes Eisler) 


Eine Hamburger Agitproptruppe 


Es kam zwar zu einiten kleinen 
Prügeleien — ein Faschist mußte s0- 
gar für fünf Minuten von der Polizei 
In „Schutzhaft” genommen werden — 
und es gelang auch durch spontanen 
Zugriff einiger entschlossener Demon- 
stranten, den Faschisten ihr Trans- 
parent zu entreißen, doch insgesamt 
ann diese „Aktion” nicht als Nie- 
derlage de Fäschsten angesehen wer 

Dies lag in der Hauptsache daran, 
daß keine der beteiligten Organisa- 
tionen sich auf eine woiche Situation 
vorbereitet hatte und von daher große 
Unklarheit über das richtige Auftre- 
ten gegenüber solchen Gruppen be- 
stand, 

Legalistische Vorstellungen. wie 
„gleiches Recht für alle”, die irrige 
Hoffnung, Faschisten würden ver 
schwinden, wenn man sich nicht um 
sie kümmert und vor allem große 
Verwirrung unter den Demonstra- 
tionsteilnehmern verhinderten ein ge- 
schlossenes Auftreten. 

Aus dieser Erfahrung müssen wir 
lernen, daß man Faschisten entschlos- 
sen und vor allem organisiert entge- 
gentreten muß, besonders dann, wenn 
unsere kräftemäßige Überlegenheit so 
deutlich ist. Jeder Versuch, gie mit 
Argumenten zu „überzeugen”, for- 
dert sie nur zu rößeren Provoka- 
tionen heraus, . 


Ein AK-Leser 
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Wagendach gepreßt und er landete 
schließlich im Wagen. Wir schickten 
sofort zwei Zeugen zur Wache hin- 
terher, auch um rauszukriegen, wai 
t mit dem Genossen passiert. Es 
wäre nicht das erste Mal, daß Anti 
faschisten von „unserer”” Polizei nach 
+ Festnahme verprügeli werden. 


Die Faschisten batten die Ablen. 
kung durch die Festnahme genutzt 
und inzwischen. il 


Stand biitz 
nd in Sicherheit 


die Fascht 
ine Aufn 
demokratl 


sten schötze 
der Polizei in „ı 
schen Rechtsstaat"! 


Trotz der Festnahme ist diese an 
Wfaschiische Aktion ein vol Er 
Tolg gewesen. Die Faschisten konnten 
ihre braune Propaganda nicht an den 
Mann bringen, ststtdemen konnten 
wir in lngeren Diskussionen mit 
Menschen sus unserem Stadtteil in 
Kontakt kommen und auch ansatz 
weise Klarheit über das Von 
gen die Faschisten schaften. 
Übrigens. Det Schäferhund der Fa 
schon, "Wohl, angewider durch die 
Schlappe seiner „Herrchen“. (aller 
dings hatte er auch eine volle Ladung 
Tränengas verpaßt gekriegt), kotzle 
sich pleich zu Anfang eine ganze We 
unter 


hen ge- 
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NATO-Manöver „Bold Guard‘ — „Kühne Wacht“! 


An den Särgen der Opfer? 


Anfang September dieses Jahren be- 
nen die Großkriegäübungen, der 
'ATO in der BRD. Zum Auftakt 

übten über 40.000 Soldaten aus 

Großbritannien, Dänemark und der 

BRD auf den Straßen und Äckern 

Schlorwig-llolsteins. bei der Kriegs- 

bung „Bold Guard”. Mit diesem 

növer” wurde eine weitere Rer 

Großkriegübungen eingeleitet 


eigenen und aller anderen Länder 
zu täuschen. Diese Kriegsübungen 
mit 100.000en Soldaten zeigen das 
wahre Gesicht dieses „Ordnungs 

", wird das Kriegsinstru- 
ment vorbereitet auf einen neuen 
auf die Niederhaltung 
der Arbeilerklasse. Das Friedensge- 
schwätz dient zur Ablenkung von der 
foreierten Aufrüstung und Militar- 


staate 
Raubkrieg, 


Kleine Manöverschäden (Biechschaden am Auto) .. „ 


In der Nordsee findet ein Flotten- 
mandver mit 40.000 Soldaten statt. 
In Niedersachsen übt die 7. Panzer- 
grenadierdivision mit 14.000 Solda- 
ten die Bildung von „Brückenköpfen” 
an der Weser (heute an der Weser — 
morgen an der Weichsel? ). In Süd- 
deutschland begann am 14. Septem- 
ber der Aufmarsch von rund 80.000 
Bundeswehrsoldaten zum Manöver 
„Schneller Wechsel” (vom „Frieden” 
Zum Krieg? ). Dieses Manöver ist 
das bisher größte kombinierte Heeres- 
und Luftwaffenmanöver der Bundes- 
wehr, bei dem zum ersten Mal 

Kontingente der „Heimat- 
hutztruppen" mit einbezogen wur- 
‚den. 12.000 Reservisten wurden vom 
Arbeitsplatz zur „Übung” weggeholt. 


Frieden auf Erden... . 


‚Schwätzen die bürgerlichen Politi- 
u een une re 

nspolitik”, dann dient es nur dazu 
die Arbeterklaue und das Volk des 


Innenministerkonferenz beschließt: 


und große: Auto zertrümmert, zwei Tote (in Soltau)... 


Exekution — legal 


von der Schutzpolizei nicht mehr vor 
Gericht gestellt werden können, weil 
se einen ‚gezielten Todesschuß” ab- 


Wenn es nach dem Willen der west- 
deutschen _Innenministerkonferenz 
geht, so werden in Zukunft die Bul 
len vom Mobilen Einsatzkommando. 
(MEK) und die ‚einfachen’ Beamten 


‚gegeben haben 
Nach einem ‚Musterentwurf 


Sie erhalten grünes Licht zum "gezielten Todesschuß” 


sierung der BRD. 

In den Kommentaren der Be- 
rufsmenschenschlächter kommt ihre 
‚ganze Menschenverachtung zum Aus- 
druck. Zu den Opfern ihrer Kriegs- 
übungen beim Manöver „Bold Guard'" 
heißt ex: „Wie der Kommandierende 
Manöver General Schwiethal am Wo- 
chenende auf einer abschließenden 
Pressekonferenz mitteilt, ereigneten 
sich während der Übung 46 Unfälle, 
wobet 36 Personen verletzt wurden, 
21 von ihnen schwer. Der Sachscha- 
den wird auf 110.000 Mark geschätzt. 
(Anm.: Dazu kommen noch rund 
neun Mio.Mark für Flurschäden et.) 


Das Übungsziel, so versichert der 
General, sei voll erreicht worden. 
Die Zusammenarbeit aller beteiligten 
Verbände habe hervorragend funktio- 
niert, so daß der Gesamtaufwand voll 
‚gerechtfertigt erscheine. Zwar seien 
die Unfälle beklagenswert, jedoch sei 
deshalb der Abbruch des Manövers 
nicht notwendig” („Lübecker Nach- 
richten”, 15.9.74). 


jeitliches Polireiracht Anc 


ein ‚einheitliches Polizeirecht des 
Bundes und der Länder’, dem die 
Innenminister auf ihrer leizten Kon- 
ferenz in Westberlin ihre Zustim- 
mung gaben, soll der ‚gezielte Schuß" 
zulässig sein, „wenn er das einzige 
Mittel zur Abwehr einer gegenwärt- 
sen fahr ist” — wie es in 
der Geseizesvorlage heißt (It 
„Spiegel“, 16.9.74). 

‚Schon "Bisher war es Praxi 
Bullen, die tatsächliche oder ver 
meintliche Kriminelle erschossen 
hatten, nicht wegen Mordes oder zu. 
mindest wegen Totschlags zur Ver 
antwortung gezogen wurden, 
dern siraffrel ausgingen und Ihren 
‚Dienst’ ohne Beschränkungen fort 
ketzen konnten. 

Als in Hamburg vor einigen Mona- 
ten der Bankräuber Gonzales von ei 
nem MEK-Mann aus 20 Zentimeter 
Entfernung exekutiert wurde, war 
das nach offizieller Leseart „überge- 
setzlicher Notstand”; die Ermordung 
des Westberliner Studenten B. Ohne- 
sorg während einer Anti-Schah-De- 
monstration, die gezielten Todes 
schüsse in Zusammenhang mit der 
Fahndung nach RAF-Mitgliedern und 
die Morde an den Werktätigen Jen- 
drian (München) und Remiszka 
(Mannheim) — „dies alles sind,’ wie 
der Wuppertaler Polizeirechtler Dr. 
Kurt Gintzel ‚sagt, „ausgesprochene 
Malheur-Fälle" („Spiegel”, 16.9.74). 

Immerhin fehlte bisher die ei 
‚deutige gesetzliche Festlegung, di 
die Polizisten (aller „Gattungen”) 
Menschen in bestimmten jonen 
erschießen dürfen, Das war ein Zu 


. daß 


fung gegenüber dem „Spiegel“ äußer- 
te. 

Es wäre jedöch verfehlt, die ge- 
plante Novellierung des Polizeige 
wizes nur „als eine kosmetische 
Operation an einem längst vorhande 
nen Rechisgefüge” („Spiegel”) zu 
werten. 

Vielmehr geht es auch darum, die 
Bullen vom Gesetzgeber her zu er- 
noch rücksichtatoser als bis- 

von der Schußwaffe Ge 

'zu machen, Hier werden 
‚orprogrammiert 

wird von vom- 

herein gengt, daß sie nichts zu be- 

fürchten haben, sondern im 

des Gesetzes handeln. 


all-Komitee 
K/Gruppe Hamburg 


mußten beim NATO-Mandver ster- 
ben”, lautete die Artikelüberschrift 


am 149.74. In dem Artikel heißt 
# „Die NATO-Obung ‚Hold Guard‘ 
King unterdessen planmäßig welter, 


voll gegen ein Bauernhaus gerammelt. 


‚Acht Tote, 36 Verletzte — 
„Das Manöverziel wurde 
voll erreicht! 


'Zu Beginn des Manövers mußten 
britische Fallschrimjäger trotz starken 
Windes abspringen. Fünf von ihnen 
blieben schwer verletzt in den Bäu- 
men hängen, einer ist querschnitt- 
gelähmt. Sechs Fallschirmjäger er- 
tranken im Nord-Ostsee-Kanal, nach- 
dem sie mit voller Ausrüstung nachts 
abspringen mußten. Dieser Einsatz 
wurde geführt, obwohl die Kanal- 
verwaltung den Streitkräften vor 
Manöverbeginn ausdrücklich mitteil- 
te, eine Genehmigung zum Absprung 
über der Wasserstraße könne wegen 
der damit verbundenen Gefahren 
nicht erteilt werden! 

Ein Sicherheitsoffizier erhängte 
bl Verbindung mit 
dem Tod der Fallschrimjäger). Bei 
einem schweren Verkehrsunfall - 
drei Pkws fuhren auf einen Bundes- 

der auf der Straße 

rb ein „Zivilist", fünf 

wurden schwer verleizt. Bei einem 

anderen Verkehrsunfall starb ein wer 
terer Soldat. 

Daß es dem Militär wirklich nicht 
auf ein paar Tote mehr oder wen! 
ankam, macht auch die ärztliche 
sorgung der 40.000 Soldaten deut- 
lich: Ganze 28 Ärzte waren im Ein- 
satz, also für fast 2.000 Soldaten (von 
den betroffenen Zivilisten mal ganz 
abgesehen) ein Arzt, 

‚Für die Kriegsberichterstatter der 
„Hamburger Morgenpost” ist sowas. 
selbstverständlich. „Acht Mann 


„Acht Mann 


Kibtvenständlich 


Wie ein Fisch im Wasser? 


Die ‚Blauen" traten gestern morgen 
= sieben Stunden eher als erwartet 
auntm Gegenangrüf an und ding 
ten den bösen Feind in Richtung 
Zonengrenze zurück.” 

Solche Kriegsberichterstatter - ob 
im Solde der SPD oder Springers — 
haben die Aufgabe, die Opfer des 
Militarismus als, „normale” Erschek- 
nungen, „alltägliche Unglücksfälle" 
darzustellen und zu verharmlosen. 


Statistiken, die den vollen Umfang der 
„Priedensopfer” enthüllen, gibt es 
nicht. Kleinanzeigen über Unfälle 


erscheinen in der bürgerlichen Presse 
meist nur in ein paar Zeilen Eine 
kleine Überschriftenauswahl „Pan- 
zerwagen überrollt Soldaten” — 
'hantom stürzt auf Panzer: Vier 
Tote” — „Drei Tote bei der Bundes- 
wehr” — „Zwei Soldaten der Bun- 
deswehr kamen ums Leben” — 
rast in Soldatenkolonn 
Lukendeckel erschlagen’ 
aus der Panzerkanone traf Unieroffi- 
zier tödlich” — „Ausrangierte Panzer- 
rakete zerriß zwei Frauen” — „Sol- 
dat erschoß sich”. 

Die Überschriftenliste läßt sich 
täglich fortsetzen, wenn man die 
Kleinartikel der Bürgerlichen Presse 
Nest, Ursachen werden nicht benannt 
oder verharmlost, verschleiert 

Die Kriegsvorbereitungen der Im- 
perlalisten muß die Arbeiterklasse 
schon im „Frieden” auch mit Todes- 
opfern bezahlen. Ein Grund mehr, 
diesen Brandstiftern zweier Weltkrie- 
ge endgültig das Handwerk zu legen! 

. 


Militarismus-Kommission. 
KB-Gruppe Hamburg 


KB-Gruppe Hamburg 


— Panzerjägerbattaillon 44 will sich 


im Volk verankern — 


der 
seit 


In _Reinhausen, einem Dorf in 
Göttinger Umgebung, besteht 
März 1972 eine sogenannte „P 
schaft” zwischen dem Ort und 
2. Kompanie des Panzerjägerbi 
lons 44. Bei den.Panzerjägern handelt 
ex sich um spezielle Bürgerkriegsein- 
heiten der Bundeswehr, die mit 
'hweren Jagdpanzern und kleineren 
Ihrzeugen sowie für den Straßen. 
‚kampf geeigneten Maschinenkanonen 
ausgerüstet sind. Die Jägersoldaten 
erhalten eine besondere Ausbildung 
im „Orts- und Partisanenkampf”. 30 
wird auch ständig die gewaltsame 
Niederschlagung von Arbeiterdemon. 
strationen und. letriebubesetzungen 
bei diesen Einheiten geübt! 

Die „Patenschaft besteht nun 
darin, daß Reinhäuser Hürger den 
Soldaten (It. „Göttinger Tageblatt”) 
ine echte zweite Heimat geben 


daten in Privatauaı 
wenommen und gefült, 


schaftsveranstaltung’ 


schoppı 
Panzerjägerbataillons 44 in der GöL 


Kapitallsten werde 
ferer, auch mil 
stzung nach 
Stand haben, wenn sie nicht selber 
Rückhalt in Teilen des Volkes habeı 
Um sich diesen 

fen, werden Ver 


‚Auf einem „traditionellen Rrüh- 
‚des Offizierskorps des 


zum 
Hart: 
„Wir glauben, unseren milltarı- 


schen Auftrag mur erfüllen ıu kön 
nen, wenn über die rein dienstlichen 
Belange hinaus auch die mitmensch 
lichen Verbindungen zwischen uns 


intakt sind.” (Zitiert nach „Göt- 


tinger Tageblatt" vom 9,9,74). 


Und weiter: „Denn entscheidend 


sei die Fähigkeit, zwischen den ein- 
zelnen Teilen ein Gefühl der Zusam- 

engehdrigket und eine gemeinm 
ıe Zielsetzung erhalten zu können”, 


Die bewaffneten Streitkräfte der 
in Zeiten schä 
scher Auseinander- 
‚ßen und innen einen 
geradezu aussichtslosen 


halt au schaf 
tungen wie in 


Das Programm: eine vielseitig Reinhausen aufgezogen, . 
fen- und Geräteschau, Mandverbail 

im Dorfgemeinschaftshaus mit eige: KAG Göttingen 

nom Soldatenchor, Info-Stände usw. Metallzelle 


Lie 


er 


Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 


1974 


Folterung und Korruption nicht nur im Mannheimer Knast 


Kr 


fe VER ehem er Male 
hat seinen Veröffentli- 
‚immer 


Mannheim im Grunde „nichts be- 
sonderen‘ 

In den 

die Fälle 

es mehrere Tote in der 

„Glocke" gab, und die Todesfälle 
in der Strafanstalt Ki in 
Köln bekannt geworden, Als Folge 


RR 
BE 
I 

5 


i 
| 


bis 500 % an entsprechend zahlungs- 
kräftige Häftlinge verkauft haben 

'rankfurter Rundschau", 9.9.74). 
Zwei Tage später konnte man in 

‚FR“ von einem Brief lesen, den 
igene an das Kieler Studio des. 
NDR geschickt hatten und in dem 
mehrere Fälle von Körperverletzung 
und Totschlag in der Kieler Strafan- 
stalt angeklagt wurden. 

Als ein konkreter Fall wurde der 
Tod des Häftlings Edouard Razdev- 
sek im Jull 1970 benannt. 

u Dtz die Staatnwaitschaft und 
Justizministerium in. Schleswig- 

Holstein; 

„Drei Ärzte haben damals ein rau- 

matisches Psychodrom festgestellt. 

Razdevsck ist zwar mit Sei ‚ken 


Sie werden auch bestraft für Dinge, die 
teilweise auf Anordnung, zuminde- 
stens jedoch mit Duldung der Ge! 
nisleitung geschehen ist, was übe: 
durch Zeugenaussagen belegt werden 

in. 

Bezeichnend ist die Aussage eines 
Vollzugsbeamten im „Stern” 37/74: 
Einer der beschuldigien Vollzugsbe- 


Ein 3841 t Fuhrunternehmer, 
der wegen 'r Trunkenheit von 
zwei Ärzten für haftunfähig erklärt 
zu wird trotzdem "M Haftan- 
‚stalt Esslingen ei rt und stirbt 
Inder chen Nu, r 

Fodesursache: „ur in“ 
RE ae 


(mach 


amten fühlte sich selbst wie vor den 
Kopf geschlagen, Er versicherte: „Wir 
glaubten, mit unseren Trimmt-Sie-Ak- 


Dieburg 
Am 26:3, Wird der Türke Sacıt 4 
aß, 


Protestierte, 

wurde er zu Boden geworfen, in den 

Schwitzkasten genommen; ein weite- 

fer Wärter trat ihm ins Gesicht und 

schlug. mit dem Schlüselbund nach 
im, 

T. stellte sofort Strafantrag gegen 
die Beamten und richtete eine Dienst- 
aufsichtsbeschwerde an das hessische 
Justizministerium. Beides wurde nie- 
dergeschlagen. J, wandte sich darauf. 
hin an die 

‚Am 20,8. leitete die Staatsanwalı 
schaft ein Verfahren wegen Wide 


standes gegen die Vollzugsgewalt ge- 
gen), ein! („Extra-Dienst" Nr. 73, 
10.9.74) 


Knast Butzbach 


Am 31.5.74 wurde der Gefangene TrittaU 
Siegfried K. in eine sogenannte „SI- a 
cherheitszelle", die in der Öffentlich“ 
keit den Namen „Tigerkäfig“ führt, IR AK 46 berichteten wir ausführlich 
verlegt, Dies geschah unter „Anwen“ die 
dung des direkten Zwangs“. Seither ung in Trittau, die trotz zahlreicher 
wird K., der als „Rädelsführer“ eines Angriffe des Sta konth- 
Hungerstreiks im Bruchsaler Knast mulerlich wuchs und erstarkte, 


gilt, in totaler Isolation gehalten. 
Knast Ziegenhaim-Schwalmstedt 
Der Häftling Alfred L. litt nach 


WIR GLAUBEN MIT DIESER 
"TRIHMT SIE AKTION” DEN 
BESTEN BEITRAG, TUR 
REDEIALKIERUNG LEISTEN 
Bu HonWEN } 


Waidmanns Dank! ! 


Neues von Richter Kubik und dem 
Prozeß gegen das Jugendkollektiv 


@Sei es die Überweisung Jugend- 

licher in Jugendstrafanstalten wo- 
gen vermutlicher „Verwahrlosung”., 
(© sei es der Schuldspruch gegen eine 

Lehrerin in Trittau, die die Be- 
schimpfungen, des Rektors an der 
örflichen, Schule gegen den Eltern. 
beirat (Rektor Wagner zu Schulrat 
Rohwedder: „Ich wollte sachlich 
diskutieren, doch die Eltern diskutie- 


“ je. zwei Monaten Isolierhaft 'hronj- Klerus — Polizei — Fürsorge und ren primitiv! Sie haben nur wild 
De ACH DER” WEG ach Kreilaufversägen und Bewußt- ro rärschla» rumgepöbelt, ich will mich doch hier 
ne D a losigkeitszuständen. Sein Zustand [I von den anderen Jugend- nicht zum Popanz machen lassen! 
‚Aschen wurde mit „Simulieren” abgetan. Ein sind bekannt machte. (Revision läuft! 
Anliee geten Beamte wegen be. Juibeumer.da, day har schon sm Soder sei es 
SEELE Si BEREIETE Ber 
au Knipter u n ; 
In sei „nicht die Wände beschmiert. Aberuns kon hat nämlich noch ein Nachspiel! 
Int Manıheim 2 ve he erlernen romadhen Eier a 
den der Anklage „zu allen Knast Werl ‚Erneute Willkür im 
197 N anenen foren Redieniten® Kin Haflie aus Wort berichtet Th Trittauer Amtswericht 
lerdings ihre u Bekanntwer : Be 
Ai 
den der Anklage „zu allen möglichen Knast Wert ee Im 
(?? Anzeigen gegen Bedienen." Ein Malling aus Werl beihiet:ch Ar 
. euge n 
(„Sadaeutsche Zeitung 39.10) auzleei in der „Blsuen Grotte‘ (einer 'ernsehprogramm Auf der Wache erfuhr die Familie 
Isolierzelle), weil meine Zeile genau ak dann endlich, wer diese Type über 
gegenüberlag. Ich war dort ein Jahr unter dem Titel Wer de haupt ist, 


Bremen 
‚der Haftanstalt Bremen-Oslebs- 
‚hausen sind sieben Beamte wegen Be- 

und Verkauf von Alkohol 


und Drogen angeklagt worden. Da- gene 


funter ist sogar der Anstaltsleiter, der 
in Verfahren wegen ng im 
Amt und Urkundenunterdrückung an 
den Hals bekam. („FR", 5.9.74) 


Frankfurt 


Vier Häftlinge stehe A 
fer nat .n wegen Aus- 
bruchsversch vor dem Richter. Sie 
sagen aus, daß der Ausbruch Ohne 
Gewalt abgelaufen sei. Den Häftlin- 
gen soll vom Ankläger angehängt 
werden, daß sie Beamte niederpeschla- 
häiten; dies soll angeblich aus 
/ernehmungsprotokollen nach ihrer 
Flucht hervorgehen, Dazu der Gefan- 
gene N. vor Gericht: „Ich bin vor mer 
ner Vernehmung durch den Stastsan- 
welt so ielt worden, daß ich 
‚auch einen Mord an meiner “ 


$ te m 0 geschrieben gewesen, 
hätte also alles draufstehen 
‚können. Damals hatte der verneh- 
mende Staatsanwalt Galm gesagt..Sie 
‚können mir vertrauen, ich bin Staatı- 
anwalt.““ (nach „FR“, 12.9.74) 


Ravensburg 

Der Frankfurter Gefangenenrat hat 
einen Mord in der Ravensburger Haft- 
Anstalt publik gemacht, 

im Dezember 73 starb dort der 
Häftling. Adolf Sautter, Er hatte zu 
Sylvester aus  Kugelschreiberminen 
und Streichhölzern kleine Feuerwerks- 
Bastel und wurde daraufhin 
‚chutzpolizei in eine Einze 
zeile gebracht 

Zeugen sagten aus, sie hätten Saut- 
ter damals in der Artestzelle ‚Jam- 
merlich vor Schmerz schreien” gehört 
Am nächsten Tag wurde bekannt, d. 
Sauıter Selbsimord gemacht habe 
(nach „Münchener Abendaeitung“, 
TIRH.T), 

In Mannheim wurden auch mehre- 
re Folterungen mit Todesfolge als 
„Selbstmorde" auszugeben versucht, 


in totaler Isolation. Fast jeden Tag 
habe ich Hilfe-Schreie von Ge) 
‚nen gehört. Die meisten dieser Gefan- 
‚n waren in der Regel nicht mehr 
in der Lage, einen zusammenhängen- 
den Satz zu sprechen. Nach Beruht- 
gungsmitiein, wie Mandrax, süchtig 
geworden, verfielen sie in eine let. 


Ein passionierter Jägersmann, er- 
führ der Zuschauer, hätte eine harm- 
los daherreitende Hamburger Fam 
lie mit schußbereiter Büchse be- 
droht. 

Vor etwa einem dreiviertel Jahr 

Familie Kö. 


‚Chenhafte Lethargie.“ sattelte die Hambuı 

(alles nach „Extra-Dienst‘“ 73/74) ihre Pferde und ritt in den Trittauer 
Forst, verpaßte dort die St 

Knast Stuttgart-Stammheim der der Reitweg nach links abzwi 


Aussagen des Gefangenen Bernd H. 
„Am 9.4.74 wurde der Gefangene 
H.E. von einem Rollkommando über- 
fallen. Amisinspektor Hauk war der 
Anführer, er trat B. in den Magen, 


auf der Pirsch. Denelbe 
ötzlich in voller Ausr- 


ie 


Bis er bewußtlos war. Nach dieser sung und Kriegsbemalung mit vor- 
Folter blieb E. bewußtlos in seinem gishinen ‚Gewehr durch das Unter- 
Blur, das ihm aus dem Mund lief, lie und schnauzte die Familie im 


gen, 

12.7.74 schlugen drei Wärter un: Wieso sie hier reiten würde, das 
einen iahoner, Kines serichlup cin sei her verboten! Frau Kö, erklärte 
‚Kofferradio auf dem Kopf des Italie- nach dem ersten Schock, daß sie hier 


blieb jrlos und immer reiten würden. Darauf Richter 

er anne Oleb bewußtlor und Keen Sie mir mal ihre Aus: 

Be, ;ollen des Gefangenrats Slate — Frau Kö, en - 
u RN, 

url), Aral Uhren Richter Kr ieh 

Revier Stuttgart-Bruchsal denke gar nicht daran, und außerdem 


Es wurde jetzt bekannt, daß zwei Bul- mache ich Sie darauf aufmerksam, 
len dort vor drei Jahren einen Gelan- 

0 schwer mißhandelten, daß 

die Milz operativ entfernt werden 


mußte. 
Zwei weitere Bullen müssen sich des, das ui 

jetzt wegen Meineids verantworten, te. Frau und 

da sie damals ‚haben, daß der war nervlich völlig fertig!"). der Fa- 

Gefangene (Bankräuber) von aufge.  milienvater, ängstlich bemüht, K. 

brachten Passanten geschlagen wor- Nicht zu „unüberlegten” Handlungen 


zu „provozieren”, verhielt sich nu- 


‚den sei (nach „FR'14.9.74). 2 
Die Auseinanderset 


wigsbung endete 
ki; vorerst auf der Trittauer Polizeiwa- 
In einer Anstaltszeltung wird folgen- che mit einer Anzeige des Ehepaaren 
des berichtet Kö. gegen K. 


Det Gefangenentransport ist eine Qual 
und Folter, Die Busse aind die rein. 
inenbüchsen, Vier bis sechs. 
Stehen oftmals 14 Stunden 
in einer Zelle bei einer Temperatur 
von rund SO Grad! („82", 16.9.74) 


Wer ist Richter K.? 


Ein splieniger Waldmann? Ein 
im Grunde genommen doch biede- 
rer, konfuser Jagdpächter? 

Weit gefehlt Richter K. ist ein 
alter Bekannter, Mit vollem Namen 
Helmut Kubik, neurotischer Reak- 
tionär, der sich mit zahlreichen Ter- 
rorurteilen über Trittau hinaus einen 
schlechten Ruf verschafft hatt 


Folter und Korruption — ein 
Beitrag zur „‚Resozialisierung 


Angeklagt sind in den meisten jetzt 
publik werdenden Fällen die Wärter, 


In der, bis dahin noch ungetrüb- 
ten Überzeugung, immerhin in einem 
Rechtsstaat” zu leben, wurde der 
Ämtsrichter angezeigt. Einige Monate 
später jedoch erfuhren die Hambur- 
ger, daß die Staatsanwaltschaft das 
Verfahren eingestellt habe. Aha! Un- 
ser Spezi hatte den „Vorfall” halt 
anders geschildert. Es stand damit 
Aussage gegen Aussage. Außerdem 
wurde gegen Kubik nur (?) wegen 
„Bedrohung mit einem Verbrechen 
und Kö tzung” ermittelt — 
Delikte, die nur bei „öffentlichem 
Interesse” verfolgt werden. Wer hier 
kein „Öffentliches Interesse” hatte, 
His wohl auf der Hand! 

Eine Krähe hackt der an- 
! 


schnaubend (und man muß ihn ken- 
nen, um sich das richtig ausmalen zu 
können!) nun seinerseits Anzeige er- 
stattet. 

Vor dem Trittauer Amtsgericht 


wurde Anklage erhoben wegen „Nö- 
tigung und Bee 

Den Vorsitz führt 
‚Kubik, beileibe nicht, soweit wollte 


Kr nr ligung”(!), für den 
"sogen , 
Richter — Frau Kö. lee 
te Berufung en Wet noch) 


Ausrutscher oder System? 


Wie gesagt, gespenstisch! Oder 
‚doch eher lachhaft? - Wohl kaum! 
Wenn man sich einmal vor Augen 
führt, daß dieser Fascho zusammen 
mit seinen über #00 (nach DDR- 
„Braunbuch” von 1968) Kollegen, 
die der westdeutsche Imperialiumus 
aus dem NazrReich herüberrettete, 
inz reale Macht hat, Ja, daß diese 
hweine notwendiger Bestandteil 
der bürgerlichen Klawsenjustiz sind 
Wenn man sich das klar macht, 
merkt man sehr bald, daß Richter 
vom Schlage eines Kubik keine Aur 
nahmefälle oder Randerscheinungen 
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‚on 
der Bourgeoisie bewußt. eingesetzte 
Vertreter Ihrer Klassenherrschaft 
vergeht einem das 


Hierzu hieß es im ARBEITER- 
KAMPF 46: „ .. zeigt sich ein Stück 
faschistischer' Staatspraxis, die nicht 
einfach mit dem kleinstädtischen 
Charakter Trittaus zu erklären ist.” 
‚Noch. deutlicher als im Prozeß 
gegen dis Famile Ko. wurde das 
den Angriffen auf das Jugend- 


Zum Jugendkollektiv-Prozeß 


Blenden wir kurz zurück: Am 22. 
Februar dieses Jahres fand vor dem 
Trittauer Amtsgericht die Verhand- 
ung gegen den verantwortlichen Re- 
dukteur des „Scheibenwischer“ (SW), 

Zeitung des IK, statt. 
Sie bildete den bisherigen Höhe- 
fe auf diese fort 


schender Fehr pesatznewiein 


geführt 
Bram KARA 


1a D@Uneil Richter Kubiks; Zwei f 
u 

7 (gute 500, DM). 

Daß dieser Prozeß und alle vorher- 

sesungenen Angritte suf das IK Ball 

Natur waren, verdeutll 

0 Zitate aus der schriftlichen 
„Urteilsbegründung”, im Namen des j 
Volkes, versteht sich:,„esonders wirk- 
te sich hier zum Nachteil des A, ü 


L Im aus, er, der keinerlei 
eebungen mehr zur Schule hate, 


ensichtlich nach dem Muster 
Beige gen un fnigpneinde 


17 ei 
objektiven Sachverhalt . . „ zu schil- 
dern, sondern zugleich such in herab- 
‚etzender, ehrenrihriger und beleidr- 
gender Art . ... in den Schmutz zu 
ziehen . . . ist die hier zu Tage geine- 
tene Tendenz, wie sie sich Insgesamt 
aus dem „Scheibenwischer” ergibt, 
eindeutig. Derartige Tendenzen, an- 


1 durch die Begehung traf“ 
Serer Handlungen, und. . auf das 
schärfste zu mißbülligen . . . Diese Tut 
war mit und im übrigen vor- 
sätzlich begangen worden...“ 


Klar wird hier doch eines: Es geht 
der Justiz nicht im wesentlichen um 
‚jene mysteriösen „strafbaren Hand- f 
lungen” (für die drei Worte, die den 
Unterrichtsstil des Trittauer Paukers k 
Böge ‚kennzeichneten  „abstoßend, 2 
schleimig und feucht“ “ herhalten r 
mußten), sondern vielmehr um „‚Ten- 
denzen“, um „Tendenzen linker Cha- 
oten und Systemveränderer”; Tenden- 
zen die, weil als gefährlich erkannt, 
erschlagen werden sollen. 


Das IK hat, gestützt auf dus sol 
darische Verhalten Trittauer Jugendli- 
‚cher und auch Eltern, gestärkt durch 
Solidaritätsadresen der Jungdemo- 
kraten, der SDAJ und der lokalen 
Jugendzentrumsinitiative Berufung 


eingelegt 
"BRFK wird alle Möglichkeiten 
ausschöpfen „bis zur völligen Entlar- 
ung und Diskreditierung des Lehren 
höge und seines „Zwillingıbruders 
Richter Kubik"; (AK 46) 
Kine um) 'he Dokumentation 
über die Angrilfo auf die fortschrittik 
che Jugendbewegung in Titan tin 
Arbeit und wird bald erscheinen. @ 


Jugendkoliektiv Tritt 
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Faschisierung der Justiz: 


Die RAF-Prozesse 


Am, 10, September beyann In West 
berlin der Prozeß gegen Ulrike Mein- 
hof, Horst Mahler un 
Biker, die wegen der 
bofreiung von Andreas Baader ange- 
klagt sind, Von der bürgerlichen Pres- 
se wird der Prozeß allgemein als „Ge- 
neralprobe für Stuttgart" bezeichnet 
In Stuttgart soll nächstes Jahr der 
Hauptprozeß gegen die „Role Armee 
Fraktion” (RAF) stattfinden. Dieser 
soll von Seiten der Bourgeoisie als 
Schauprozeß aufgezogen werden, der 
weit über die RAF hinaus auf die 
samte Linke gerichtet ist. (Man erin“ 
nere sich nur an die Hetzkampagne 
der _Springerpresse, als sich der 
Schriftsteller BÖII gegen die faschisti- 
sche Hetze in der Springerpresse an- 
Wßlich der. „Baader-Meinhof”-Jagd 
wandte.) 


Hans-Jürgen 


Das Urteil ist schon gefällt 


Der Ausgang der RAF-Prozesse 
steht für die Bourgeoisie schon heute 
fest. So äußerte Siegfried Bubach, der 
heutige Generalbundesanwalt, wenige 
Wochen nach der Verhaftung von pro- 
minenten RAF-Mitgliedern, daß das 
Urteil für U.Meinhof und A.Baader 
nur lebenslänglich lauten könne 
(„FAZ”, 14.6.1972). 

Nach’ außen hin deutlich sichtbar 
gemacht wird dieser vorweggenomme- 
ne Urteilsspruch durch die Festung, 
die zur Zeit in Stuttgart-Stammheim 
errichtet wird.12 Millionen Mark wird 
dieses Prozeßgebäude kosten, in dem 
über die RAF „Recht” gesprochen 
werden soll 

Auch der Prozeßort Stuttgart ist 
nicht zufällig gewählt; versetzte doch 
eine angebliche Bomdendrohung der 
RAF am 2.6.72 die Stuttgarter Be- 
völkerung in Angst und Schrecken, 

Obwohl die RAF damals gleich 
nach Bekanntwerden dieser Drohung 
klarstellte, daß sie dieses Beispiel fa- 
schistischen Terrors, der sich gegen 
das Volk richtet, scharf verurteilte, 
wurde diese Stellungnahme der Öf 
fentlichkeit vorenthalten und die 
Stuttgarter Bevölkerung weiter in 
Bomben-Angst gehalten, Jetzt rechnet 
die Justiz wohl damit, daß die 


Angst von damals sich in Haß und 
Feindseligkeit gegen die Angeklagten 
rücken wird. 


Behinderung der Verteidigung 


Die umfassende und politische Ver- 
teidigung der RAF-Gefangenen ver- 
sucht die Bourgeoisie von Anfang an 
Zu verhindern, In dem jetzt in West- 
berlin laufenden Prozeß wurden den 
Anwälten, denen die Gefangenen das 
Mandat erteilt hatten, vom Gericht 
noch sogenannte „Pflichtverteidiger" 
zur ‚Kontrolle der Gefangenen und 
ihrer Anwälte zugeordnet. Für den 
Hauptprozeß in Stuttgart wurden be- 
reits $ Anwälte, die die RAF-Genos- 
sen mit ihrer Verteidigung beauftragt 
hatten, von Printzing, dem Vorsitzen- 
den des 2, Strafsenats des Oberlandes- 
serichts Stuttgart, ausgeschlossen mit 
der Begründung: . .. die ihr ein- 
schlägigen Erfahrungen legen &ı 
nahe. . ”. Stattdessen beauft 
Printzing fünf Anwälte seiner Wahl 
und seines Vertrauens mit der „‚Ver- 
teidigung 

Vor einigen Wochen wurde von 
den Anwälten, die die RAF verteidi 
‚en, enthült, daß sich beim Bundes- 
Kriminalamt (BKA) 1 803 (1) Ordner 
zum Komplex RAF befinden, von 
denen bisher nur 134 (1), also’ noch 
nicht einmal ein Zehntel, dem Ge- 
ficht und den Verteidigern zugäng- 
lich gemacht wurden. Rechtsanwalt 
Groenewold weist in seinem Antrag 
die zurückgehältenen Ordner zu be 
Schlagnahmen, nach, daß in fast allen 
Ördnemn, die bislang dem Gericht 


Nler wird ganz offensichtlich das 
„Belastungsmäterial” so manipuliert, 
daß der bereits gefällte Urteilsspruch 
herauskommen muß, 


Hungerstreik gegen die 
die Isolationsfolter 


Die Vorbereitung der RAF-Pro- 


Lübecker ‚‚Metallarbeiter‘ 
beschlagnahmt 


Staatliche Schikanen gegenüber Genossen nehmen zu! 


Vier Bullen der politischen Polizei 
in Lübeck statteten am 3. Septem- 
ber dem ARBEITERBUCH in Lübeck 
‚einen Besuch ab, Sie hatten einen 
Durchsuchungsbescheid für den La 
den wie auch die Privatwohnung 
eines Genossen des KB in der Tasche 

ides vom Amtsgericht ausge 
Atellt. Danach ist ein Ermittlungsver 
fahren gegen den Verantwortlichen 
des Lübecker METALLARBEITER 
(Ne. 3/74) wegen „Volksver 
heizung” eingeleitet worden 
Wir zitieren aus dem höchstrichterli 
chen Beschluß 


„Er Wegen dringende Gründe vor, 
daß die Dezeichnete Druckschrift 
‚gemäß 441 StGB eingezogen und 
hinsichtlich der übrigen Gegenstände 
die Unbrauchbarmachung angeord- 
inet werden wird, Die Behauptung 
in der vorbezeichneten Druckschrift 
der Arbeiter Remiszko sei in der 


Nacht zum 18.7.74 in Mann 
von Poliseibeamten ermordet wor- 
den, ist nach den bisherigen (I) 


Ermittlungen falsch, da die Beamten 
in Notwehr bzw, einer Nothilfesitw 
tion handelten. 

Neben im ARBEITERBUCH vor 
handenen Exemplaren desMETALL 


ARBEITER — der übrigens schon 
längst verteilt war! 

„Roter Morgen”, „Rote 

‚Rote Fahne" und „KVZ” beschlag 


Hatmt, die ebenfalls über die Er 
schießung des Mannheimer Arbeitern 
Remissko (vergl. AK) berichteten. 
Daß die staatlichen Beschlagnahme: 
tionen auch den Lübecker ME 

hat 

je Klassenjustiz. be 
hten — „Nebeneffekt 
ist wieder der Genos- 
wegen eines antı 
Fiugblattes im März 
vergl. AK 47 - ein 
jgebrummt bekom 
wurde er erken 

diermal 

h METALL 
durchsucht 
hren kommt 


TALLARBEITER erwischten, 


für 


ARBEITER-Uxemplare 
Ein zweites Stralv 


gewissen Sammel-Experten im Lü 
becker Amtsgericht sicher zurecht 

In diesem Zusammenhang ist noch 
ein weiteres Ereignis erwähnenswert 
Vor kurzem versuchten Antifaschl 
sten in Lübeck erneut, eine NPD» 
Provokation zu sprengen, was aber 
nicht klappte. Bullen konnten zwei 
Antifasehisten festhalten und Perso 
nalien feststellen. Nachdem berei 
alle übrigen aus dem Saal geprügelt 
waren, griff man sich plötzlich einen 
weiteren Antifaschisten, prügelte auf 
ihn ein und stellte die Personalien 
fest. Hierbei waren die Bullen er- 
staunt, daß sie nicht den Genossen 
erwischt hatten, den sie wohl haben 
wollten: den Presseverantwortlichen 
des KB in Lübeck. 
‚Gelohnt” hätte es sich, da be 
intlich in. „Wiederholungsfällen" 
diesem Fall: Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz und Landfrie 
densbruch bzw. Hausfriedensbruch 
die Strafe gleich um einiges höher 
ausfällt 

Aus Eütin wissen wir, daß dort 
gegen Antifaschisten ähnliche Ver 
fahren deshalb vorübergehend einge 
stellt worden sind — die Verfahren 
ruhen — in der Erwartung, die Be- 
treffenden noch einmal zu erwischen 
und gleich entsprechend zu verknak- 
ken! 
Schlußfolgerung: Wie schon das Auf 
wärmen der Verfahren gegen leitende 
Genossen des KBW und ihre Verur 
teilung zu Gelängnisstaafen zeigte 
nähern wir uns zusehens den Zeiten 
der völligen Illegalisierungder Linken 
Heute sollen durch Presseverbote, 
durch Inhaftierung leitender Genos- 
sen günstigere Voraussetzungen für 
Verbote kommunistischer und weite 
rer linker Organisationen geschaffen 
werden, In unserer Arbeit wird es 
immer dringender und aktueller, die 
Organlsation auf illegales Wirken vor 

ien, ohne deshalb in opport 

Zurückweichen vor der Ver 
schärfung der Klassenauseinanderse‘ 
nungen zu verfallen, . 


KB/Gruppe Lübeck 


zesse und die Behandlung der Ange 
klagten zeigen, mit welchen Mitteln 
die Faschlsierung von Justiz und 
Strafvollzug heute _ vorangetrieben 
wird. Bei den RAF-Gefangenen wur 
die grundsätzliche Höchstdauer 
der Untersuchungshaft von 6 Mona- 
ten inzwischen schon 6 Mal verlän- 
gert. Die Inhaftierung der RAF-Ge- 

ist nichts anderes als Beuge 
rechnet man noch dazu, daß die 
Prozeßdauer beim bisherigen Akten- 
umfang schon auf mindestens 2 Jahre 
geschätzt wird. Für die Gefangenen 
der RAF besteht die konkrete Ge 
fahr, daß sie in Folge der jahrelang 
graktizierten Isolationsfolter beim 
Prozeß verhandlungsunfühlg sind. Ka- 
tharina Hammerschmidt und Astrid 
Proll mußten bereits mit lebensge- 
fährlichen Erkrankungen entlassen 
worden. 


Gegen die unmenschliche Behand- 
lung in den Gefüngnissen durch die 
„saubere” Folter. der Isolationshaft 
find die politischen Gefangenen Mitte 
September zum drittenmal in Hun- 
gerstreik getreten, In ihrer Erklä- 
ung schreiben sie, daß dies ihre 
einzige Möglichkeit Ist, sich kollek 
tiv gegen den Versuch der Bourgeoi- 
sie zu wehren, sie pysisch, psy- 
chisch und politisch zu vernichten. 
Der Hungerstreik soll bis zur end- 
gültigen Aufhebung der Isolations- 
haft geführt werden. 


Die Faschisierung der Justiz und 
die brutale Behandlung der politi- 
schen Gefangenen sind Maßnahmen 
der . Bourgeoisie, die auf alle fort- 
schrittlichen Menschen zielen, die 
sich gegen den Imperialismus zur 
Wehr setzen, 


‚Auch wenn wir nicht mit der Poli- 
tik der RAF übereinstimmen, so ha- 
ben doch die von der Bourgeoisie 
verfolgten und inhaftierten Genos 
sen unsere uneingeschränkte Solida- 
rität. Als vor einigen Monaten Astrid 
Proli lebensgefährlich. erkrankt war, 
haben Genossen der Bezirksorgan! 
sation Hamburg DM 692,- für sie 
‚gesammelt, Dieses Geld ist Ende Sep- 
tember dem Rechtsanwalt Groene- 
wold übergeben worden, da Astrid 
nach ihrer vorläufigen Entlassung 
klugerweise „untergetaucht” ist und 
somit das Geld nicht mehr selbst 
empfangen kann, Es wird jetzt den 
anderen RAF-Genossen, die noch 
Knast sitzen, zugute kommen, ®@ 


Initiativkomitee ARBEITERHILFE 


(der runischen Oktoberswrobution von 1017 wirkte mark mul dan Prodetrin 


(der ganzen kapitaltinchen We 
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Deckt die Staatsanwaltschaft Kiel 
Mord an türkischem Arbeiter? 


nn mn 


Am 5. Mai wurde in Norderstedt bei 
Hamburg der türkische Arbeiter Danis 
Neset_ von faschistischen Schlägern 
tödlich verletzt. Am 21. Mai starb er 
an den erlittenen Verletzungen. 


Danis Neset hatte zu einer Grupj 
türkischer Kollegen gehört, die, 
sogenannten „Türkischen Arbeiter- 
verein” (ein von den Faschisten und 
dem türkischen Konsulat beherrsch- 
tes Instrument zur Kontrolle und 
Einschüchterung der türkischen Ar- 
beiter in der BRD) demokratische 
Wahlen und eine Politik im Interesse 
der Arbeiter durchsetzen wollten. 
Faschistische Schlägertrupps, kom- 
mandiert von Angesfellten des tür- 
kischen Konsulats, gingen deshalb 
auf einer Wahlveranstaltung am 5. Mai 
brutal gegen die demokratischen Ar- 
ter vor und verletzten viele, darunter 
Danis Neset tödlich durch einen 
Schädelbruch. 


Die eintreffende Polizei verhaf- 
tete die Antifaschisten und sorgte 
‚dafür, daß die faschistischen Schläger 
und Mörder entkommen konnten, 


Über die weitere Entwicklung in- 
formiert eine Presseerklärung der 
Rechtsanwälte Hartmut Jacobi, Wolf 
Dieter Reinhard, Hartmut Schween, 
Henning Plähn,“ Rüdiger Lummert 
und Uwe Mäffert, die wir hier im 
Wortlaut wiedergeben. . 


Presseerklärung 


Fast vier Monate nach dem Mord an 
dem türkischen Bauingenieur Danis Neuer 
müssen ir feststellen: 


AA St ı ir 
+ Mord_nicht_ aufklären, sondern Aufkis: 
tung des Mordes und Bestrafung der Mör- 
dar, die im oder in der Ni Türke 


Folgende Tatsachen sprechen dafür: 
— Drei Tage nach dem Mord in Norder- 

stedt kritisierte die Staatsanwaltschaft 
heftig eine Norderstedter Zeitung, die von 
Zeugen richtig informiert worden war und 
e über die einseitige Ermittlung durch 
den Kripochef Buchholz berichtet hatte. 
= Eine Dienstaufsichtstsschwerde gegen. 


denen Kripochet, der sich ausschlioß. 
ieh vom türkischen Konsulatsvertraner 
unterrichten ieß und die Festnahme von 
milhandelten Türken darauf nützte, wur 
da zurückgewiesen: Buchholz habe sich 
umsichtig verhalten 
= Seit a vier Monaten verweigert 
die Stastnanweiischaft den. Vertaidt 
‚gem beharrlich dan gmetzliche Recht der 
Einsicht in die Brmittlunguakten. 

Seit wenigen Tagen winen wir daher 
erst: Weitere Türken aus dem politischen 
Freundeskreis von Danis Near, die Zeu: 
‚gen dos Mordes und der Rolle den türk 
chen Generalkonsulats waren, werden 
Sen Landfriedensbrucht und der Körper 
Verletzung beschuldigt 


Was bedeutet das? 
Diese Türken sind als Zeugen gegen die 
Mörder und ihre Anstifter praktisch be- 
veiigt 

Eine Ausagebereitschaft, die die am 5.Mai 
Festgenommenen entlastet und die Täter 
beamer, wird durch woiche verschärfte 
Einschöchterung abgebaut. Ein Zeuge, dar 
sich am 5. Mal will reiwilig mit seiner 
Tochter zur Polizei bageben hatte, um 
‚dort auszuagen, wurde 2.8. geich in 
Haft. genommen. Heute wird auch seine, 
Tochter beschuldigt, 


Von den nun 20 Beschukdigten wird nahe- 
zu die Hälfte ausschließlich vondem wegen 
Mordes angezeigten Konsularintimun Ka- 
zim Geigl belastet; die andere Hälfte von 
dem Konsularvertreter Özcanogiu, für der 
ven Einsatzbefehl zum Mordanschlag es 
Zahireiche, der Stastsanwaltschaft bakanı 
tu Zeugen gibt. 

Dem ermordeten Danis Nesat wird prak- 
tisch. die Schuld an seinem Tod selbst 
tugeschoben. 

Das türkische Konsulat wird entlastet. 

Am 23. Jull 1974 schrieb die Zeitung der 
1G Metall: „Die vier Türken aber, die man. 
ins Untersuchungsgefängnis gesteckt hatte, 
die Opfer der Tmchisischen Schläger — 
sie wird man vor Gericht stellen. Ein Pro- 
208, der zur Anklage gegen die Totschläger 
werden muß, wenn die deutschen Behör- 
den nicht in den Verdacht geraten wollen, 
ie Aktivitäten faschistischer Schläger“ 
trupps zu decken.” 

Die Staatsanwaltschaft hat diesen Verdacht 
um ein Vielfaches selbst erhörtet. 


Hamburg, dan 6.9.1974 


Bestellungen an 
Verlag ARBEITERKAMPF 
4. Reonts 


2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35. 


Win in Rußland machten in Deutschland Im November 1918 dm Arbeiter und 
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Frankfurt 


Einiges Aufsehen hat | 
wählten Frankfurter Polizist 


gt: Sie sollte der P 


Ordnung” verpflichtet sind. 


Nach Fertigstellung der Studie, im 
Oktober letzten Jahres, wanderte sie 
sofort unter Verschluß. Die Ergeb: 
nisse der Untersuchung schienen der 
Polizeiführung für eine öffentliche 
Vorlage nicht schr geeignet, Auf die 
Frage „Sind Sie grundsätzlich mit 
Hausbesetzungen einverstanden, um 
auf die Situation in Frankfurt hin- 
zuweisen, sofern sie friedlich verlau- 
‚fen? ” hatten 51,1%(!) der befragten 
Polizisten mit „Ja" geantwortet, Und. 
auf die Frage „Könnten Sie sich 
vorstellen, u.U. selbst einmal an einer 
Demonstration teiltunehmen, bei der 
für Hausbesetzungen demonstriert 
Ber dp sie unfredien wid? " waren 

h w 1? "waren 
©s immerhin noch 7,3%, die mit „Ja 
antworteten, also knapp jeder 14. 
Polizeibeamte (it. „Rrankfurter 
Rundschau” vom 14.9.) 

Diese Ergebnisse sind bislang 
heimgehalten worden. Auf 
Frankfurter SPD-Parteitag im März 
dieses Jahres hatie der SPD-Polizek 
präsident Knut Müller zwar von 
dieser Studie gesprochen — aber ver- 
ilschte Angaben über deren Inhalt 
gemacht. ‚Ins Öffentliche" Gespräch 

die Sache jetzt erst durch In- 
formationen des hessischen Landes. 
vorsitzenden der Abteilung Polizei 
der ÖTV, Jakob Petry. Und der 
Polizeiführung war sehr daran gele- 
gen, einer öffentlichen. Diskussion 
darum auszuweichent. Einer vom Hes- 
sischen Rundfunk geplanten Fern- 
schdiskussion über diese Studie wurde 


schdiskussion über diese Studie wurde 
von Seiten des Polizeipräsidiums mit 
der, Eiprewing, begetenet, daß an- 
stelle von OTV-Sekrelär Petry der 
Personalratsvorsitzende Hans-Georg 
‚Koppmann „Diskussionspartner” von 
Müller sein sollte. Koppmann ist Ver“ 
treter der welter rechts ausgerich« 
teten „Gewerkschaft der Polizei” 
(GdP). Da das Fernsehen dieser Er- 
pressung nicht nachgab, wurde die 
Sendung abgeetät. Der, Streit um 
diese Pollzeistudie ist damit nicht 
beendet und nach wie vor wird ein 
Teil dieser Studie unter Verschluß 
gehalten. 

Die Frankfurter SPD-Führung hat 
sicherlich wegen der bevorstehenden 
Landtı am 27. Oktober gegen- 
wärtig kein allzu großes Interesse an 
einer öffentlichen Diskussion dieser 
Studie, weil daraus eine offensicht- 
liche Kritik in Händen der 
SPD. liegenden Polizeiführung her- 
vorgeht. Der ÖTV-Führung scheint 
&5 dagegen vor allem darum zu 
gehen, das durch brutale Knüppel- 
einsätze ramponierte Anschen der 
Polizei wieder etwas aufzupolieren. 
Eine ernsthafte Kritik an solchen 
Polizeieinsätzen gegen Hausbesetzer 
und Demonstranten (wie jüngst 
wieder bei der Räumung der Cor- 


neliusstr. 24 oder bei den Aktionen 
gegen die Fahrpreiserhöhung) ist je- 


denfalls auch von der ÖTV-Führung 
bislang nie gekommen. So ist dieser 
Streit eigentlich weniger um die 
Polizeiführung selbst gerichtet, als 
um die Art, diese Öffentlich darzu- 
stellen. 


— LESERBRIEF — 


Wer kurzarbeitet, hat 
Zeit zur Besinnung 


nen 
Er meint, „Labet den Nermm" sei anlal 


Gebet Belschenlsynn. 


bergauf gehen. Nun, 
der Kursarbeit. lite, 
einmal genügend Zeit vorhanden wein. 


Nicht dem „Wachtturm” oder 
‚einem anderen Biättchen religiö- 


or (11) 


die „Zeiten des Überfl 


t in Frankfurt eine Polizeistudie gemach 
im letzten Jahr von zwei Pollzeipsychologen als Umfrage unter 446 aunge- 
macht wurde. Diese Studie sollte dazu 
dienen, dus „Betriebsklima'” bei der Polizel zu 
Aufschluß darüber 
einzelnen Polizeibeamten auch persönlich wirklich auf die Li 


hin der Kurzarbeit bei VW unaeltge- 


Anti sende ich Ihrem Redakteur ein 
Er schreibt darin 


Satur endlich. 


Margaretr Matthias. 201 Niedenstein 


Streit um Polizeistudie 


die 


forschen — oder anders 
m, wie weit 


Die Talsache, daß mehr als die 
Hälfte der befragten Polizisten 

‚ndsötzlich mir Hausbesetzungen 
Inverstanden” sind, „sofern sie fried- 
lieh (1) verlaufen"; ist zwar ein un- 
erwartetes Ergebnis, aber an und für 
sich noch nicht sehr aufschenerre- 


gerade in 


Frankfurt 
„Pflichtbewußtsein” an den Tag le- 
Fin, wenn es um die Niederknöppe- 

ın von Demonstrationen geht, und 
daß sie auf diese Brutalitäten be- 


ein großes 


reits zu einem großen Teil direkt 
„eingewöhnt” sind. Der (wenn auch 
etwas grobmaschige, aber prinzipiell 
Ähnlich gelagerte) Vergleich zu den 
chilenischen Streitkräften drängt sich 

wo viele Soldaten persönlich 
schistisch und demokratisch 
eingestellt waren, dennoch aber zu 
einem Werkzeug des brutalsten Teı 
rors taugten. Dieser „Widerspruch’ 
ist ‚unnatürlich” 
im Rahmen des bürgerlichen Staates 
und darf nicht überinterpretiert wer- 
den, wie es von einigen Seiten ge- 
tan wird. 


Frankfurts  SPD-Polizeipräsident 
Knut Müller (rechts!) und Jakob 


Petry, hessischer Landesvorsitzender 
der Äbteilung Polizei in der OTV. 


Von den Revisionisten der DKP 
ist soiche  Überinterpretation hin- 
linglich bekannt, Der KBW hatte 
beispielsweise in der Nr. 7/74 seiner 
„KVZ” (3.4.74) einen Leserbrief von 
drei Polizisten abgedruckt, wo diese 
darlegten, „daß Kommunisten und 
‚Kommunisien zwei Paar Schuhe sein 
können”, und die „KVZ” lobten, 
weil diese „davon ausgeht, daß auch 
wir nur Menschen sind, die ihre 
Pflicht tun” — statt wie eine „an- 
dere Sorte” von Kommunisten „‚uns 
Bullen oder ‚Bullenschweine' (zu 
schimpfen) und zu, Tätlichkeiten 
regen uns (eufzurufen)“. Der „KVZ" 
Redaktion gefiel dieses Lob offen- 
sichtlich. Sie ließ es unkommentiert 


und der Selbstherrlichkeit (? 
ch dem Ende zuneigen, sprich 
ie Verelendung der Bevölke- 
rung, besonders der Arbeiter- 
klasse, zunimmt. Die Arbeiter 
sollen Verelendung, Arbeitslo- 
sigkeit und Kurzarbeit nicht be- 
kämpfen, sondern zum Anlaß 
nehmen, sich nun mal endlich 
auf die „geistlichen Werte zu 
besinnen“, was immer die Bour- 
geolsie-Schreiberlinge darunter 
verstehen mögen. 

Bella Äplancı und Sprin- 
gerDiätterwald haben schon 
Immer im Auftrag der Kapitali- 
sten den faschistischen Schmus 


N 
1 
‚Triumph des Materiellen” ve 
kaufen wollen und die „innen 
Einkehr und  Selbstbesinnung‘ 
gefordert. 

Man sicht, die Saat geht auf, 
Die Arbeiterklasse wird sich je- 
doch angesichts der zunehmen: 
den Verelendung, dessen sind 
wir sicher, auf etwas ganz ande- 


res „besinnen”: Nämlich diesek 
ganze Pack zum Teufel zu ja 
en! . 
Ein AK-Leser 


und frohlockte stattdessen; „Je mehr 
sich die Kämpfe der Arbeiterklasse 
und des Volkes entwickeln, desto 
schneller ist jeder Staaisbeamte, vor 
allem aber diejenigen, die unmitiel- 
bar die Stoatsgewalt verkörpern, vor 
die Entscheidung gestelli, ob er dem 
‚kapitalistischen Staat gegen das Volk 
sehorcht oder sich auf die Seite 
ıs Volkes stellt.” 
Das Argument der „Pflicht ist 
es Immer gewesen, auf den sich 
#0. mancher „verständnisvolle” und 
„demokratisch gesinnte” Staatsdiener 
In Uniform zurückgezogen hat; wäh- 
rend des Nazi-Reiches ebenso wie 
heute. Und hinter diesem „Pflicht- 
bewußtsein” steht die bürgerliche 
Ideologie und die materielle Gewalt 
der Befehlsstrukturen des bürgerli- 
chen Staates. Wenn diese Argumen- 
tation von „Kommunisten” akzep- 
tiert wird, dann können sie ehrlicher- 
weise gleich die bürgerliche Herr- 
schaft insgesamt akzeptieren und 
sich nach reformistischer Manier auf 
das Abglätten irgendwelcher „Aus 
wüchse'” beschränken. Zweifellös ein 
Geschäft, wo man sich Verdienste 


ich 


n. der bürgerlichen an- 
paßt) — aber nicht zur Befreiung der 
Arbeiterklasse, 

Der „Revolutionäre Kampf" be- 
richtete "beispielsweise in der dies- 
jährigen Februar/März-Ausgabe von 
air wollen alles” (Nr. 13714), daß 
in einziger Polizist sich geweigert 
hat, an der damaligen "brutalen 
Räumiungsaktion in der Bockenheimer 
Landstraße teilzunehmen - und des- 
halb sofort suspendiert wurde. Das 
war übrigens nach der erwähnten 
Umfrage über das „Betriebsklima” 
bei der Frankfurter" Polizei — und 
‚EL mehr Aufschluß über die Wirk- 
lichkeit, mit der wir es gegenüber 
der Polizei zu tun haben, als die 
Psychologen-Studie. Es würde an der 
Realität völlig vorbeigchen, wenn 
man. die subjektiv möglicherweise 
tatsächlich bestehende „demokrati- 
sche Gesinnung” einiger Polizisten 


Wohnungen (Übergangrwohnungen, 
EI den seltens- 
ten Fällen Neubauwohnungen) oder 
in andere Wohnlager „umquartiert”, 
Damit zusammen ‚daß die bei- 
‚den Kindertagesheime, die für die La- 
perkinder zur, Verfügung sieben, bie 
inde 1974 aufgelöst werden solle 


Die Öffnung der Kindertages- 
heime für Kinder aus dem Bezirk 


Seit einiger Zeit nun ist die „Um- 
wartierung“ der Familien im Gange 
Jadurch wurden in den Tagesheimen 

einige Plätze frei. Zunächst wurden 
die Lagerkinder von den „normalen” 
Kindern aus dem Altonaer Bezirk 1o- 
liert gehalten, laut Dienstvorschrift 
„aus hygienischen Gründen” 

Der Bedarf an Tagesheimplätzen ist 
jedoch im Altonaer Keragebiet deson- 
ders hoch, nicht zuletzt deshalb, weil 
hier viele‘ kinderreiche ausländische 
amillen wohnen. Daher wurden die 
Tagesheime auch den Kindern aus 
dem Bezirk geöffnet. Im Laufe der 
Zeit hat sich der Anteil der Kinder 
aus dem Bezirk auf über 2/3 der Ge 
samtzahl der Kinder vergrößert. Bel 
der fortschreitenden Räumung der 
Wohnunterkunft werden die (relwer 
denden Plätze wieder an den Bezirk 
vergeben werden. 

Beide Tagesheime haben zusam- 
men ungefähr 150 Plätze. Den Eltern 
ausdem Altonaer Bezirk wurde in den 
meisten Fällen nichst davon gesagt, 
daß diese Plätze nur bis Ende dieses 
Jahres zur Verfügung stehen sollen. 

inige Eltern haben daraufhin die 
Hoffnung (einige auch die „Gewiß- 
heit”) geäußert, daß die Behörden 
für ihre Kinder sorgen müßten, daf 
nach einer solchen Auflösung schon 
Ersatzplätze zur Verfügung. siehen 
würden 

Diese Hoffnung hat sich nunmehr 
als Illusion erwiesen! In Altona steht 
in den schon überfüllten Tagesheimen 

terer Platz zur Verfügung, ge- 
schweige denn Platz für 150 Kinder. 
Somit Ist damit zu rechnen, daß die 
190 Kinder der beiden Heime Ende 74 
auf der Straße sitzen werden. 


Was bodeutot.das für die Eltern... 
Die Kinder kommen vorwisgend 
sus Arbetirtardhen, Ge tan um 
3 da Kattonnmin mann ben und 
Soeiilife bekommen, Die Mütter 
dad in den mennen Faben wbalen 
Ar: Boca aa ER KIOR 
den Tagesheimen untergebracht hat- 
ven. 0 einsehende "Mütter and 
tin Aut’ Ba 
Yidanı'= Lanlpöen. 
1 len der Ban 


der Mütter 


für eine entscheidende Kraft inner- 
halb des Pollzesapparatı 
halten würde, Abgesehen davon, daß 
die „ideelle" Kraft des „Pflicht- 
bewußtseins” immer noch größer ist 
als die der „demokratischen Ge 
nung” einzelner Beamter, haben wir 
es in erster Linie ohnehin auch nicht 
mit. einzelnen Polizisten als Indiv 
duen zu tun, sondern mit. der 
Polizei als Apparat, als Staatsorgan, 
bei .dem die einzelnen Polizisten 
auf Befehlsempfang ausgetrimmie 
Werkzeuge sind, Und auf dieser Ebene 
und das It die Ebene des Klassen- 
Kampfes, gilt entsprechend in 
erster Linie, daß die Polizei ein immer 
wieder von’ neuem erfahrbarer Feind 
der Arbeiterklasse ist, unabhängig 
vom graduellen Wandel des „Betri 
klimas” innerhalb der Polize 
Allerdings, und daran sollten uns. 
die bisher bekannten Ergebnisse die- 
ser Studie auch erinnern, besteht für 
uns die Notwendigkeit, die Apitation 
in den Staalsapparat selbst hinein- 
zutragen, in seine einzelnen Abtek- 
ungen, "in" seine“ „Mannschafte 
Um die Widersprüche innerhalbdes 
Stätsapparats ZU verschärfen hellen, 
um ihn In seiner Funktionsfähigkeit 
als Instrument zur Repression gegen 
die Arbeiterbewegung zu stören. 
ist eine Aufgabe, die auch In der 
Vergangenheit von den Organisatio- 
nen der Arbeiterbewegung wahrge 
nommen wurde, und die z.B. auch 
in Chile von Bedeutung gewesen ist 
= aber wie alles, was die Unidad 
Popular dort unternommen hat, weit- 
gehend reformistisch (und mit ent- 
Sprechendem Mißerfolg!) _ gelöst" 
wurde, Es geht dabei nicht"um die 
Nlusion, größere Teile dieses Staats- 
apparats (d.h. genauer: der „Mann- 
schaften” dieses Staatsapparats) auf 
die Seite einer revolutionären Arbei- 
terbewegung ziehen zu können, son- 
dern es geht in erster Linie darum, 
daß eine revolutionäre Strategie der 
Arbeiterbewegung cs ausnutzen muß, 
daß der bürgerliche Staat einen Teil 
seiner Kraft.darauf verwendet, sich 
mit. seinen eigenen inneren Wider- 
sprachen herumzuschlagen. 


zum Lebensunterhalt dringend not- 


‚der materiellen 
‚deuten! Ei- 


Steuergeldern wäre nötig und even- 
(well ergibt sich als weitere Konse- 
quenz eine erneute Einweisung in eine 
„‚Wohnunterkunft“, 


und für die Kinder? __ 


Die Kinder kommen auch aus der 
weiteren Umgebung in die Tageshei- 
me. Sie sind aber bei Schulbeginn in 
die Schulen und Vorschulen einge 
schult worden, die von den Tageshei- 
men gut zu erreichen sind. Ein Schlies- 
sung der beiden Heime würde also 
Schulwechsel bedeuten, bei den Vor- 
schülern wohl’auch ersatzloser Ver 

hust des Platzes. 

Zudem wird den Kindern die päda 
gotische Betreuung entzogen, die ver 
Aucht, wenigstens einen kleinen Teil 
der Chancenungleichheit für Arbei 
terkinder in der kapitalistischen. 
sellschaft zu mildern. Ein weiterer 
Nachteil durch die Schließung würde 
die Trennung der Geschwister sein, 
die hier endlich einmal gemeinsam 
untergebracht werden konnten 

Und vor allem; ein Teil der Kinder 
wird in Zukunft buchstäblich auf der 
Straße sitzen! ee 


Was sagen die Behörden dazu; 

Die Tagexheime sind für die La 
gerkinder zur Verfügung gestellt wor 
den. Da diese ja nun mit Ihren Eltern 
aus der Wohnunterkunft ausgezogen 
Hind, werden die Tagesheime folglich 
nicht mehr benötigt. So ungefähr ar 
numentiert die Arbeits und Sozlalbe 
hörde, die die Tagesheime gebaut hat 
Sie „vergißt” dabei die „Kleinigkeit” 
der Kinder aus dem Altonaer Bezirk, 
mit allen oben geschilderten Konse- 
guenzen 

Die „Vereinigung städtischer Kin- 
der- und Jugendhelme”, die die Ta 
geiheime unterhält, sieht sch nicht 
In der Lage, Ersatzbauten anzubieten. 
Die Tagesheime, die diese Kinder 
evil. aufnehmen könnten, sind nicht 
inmal im Rohbau fertig; einige ind 
noch gar nicht begonnen worden. 


Eiterninitiative 0 

Auf einem Eiternabend nun haben 
die betroffenen Altonaer Eltern be 
schlossen, sich semeinsam gegen die 
Schließung zu wehren und haben eine 
Kiterninitative gegründet 

Die Eltern fordern für den Fall der 
Schließung: entweder einen Ersatabau 
oder entsprechend große Ersaterkume, 


die mindestens so viele Kinder aufneh 
men können wie jetzt in den beiden 
Tagesheimen untergebracht sind. 


14 ist bekannt geworden, daß die 


Die Polizeistudie und ihre Be- 
handlung zeigen an, daß hier Wider- 
sprüche existieren "und sich ent 
wickeln können. Unser Anliegen und 
das Anliegen der Arbeiterbewegung 
ist es, daß diese Dinge möglichst breit 
in der Öffentlichkeit diskutiert wer- 
den, Erstens, weil eine solche öfs 
fentliche Diskussion (unabhängig vom 
Standpunkt, den die beiden „Haupt- 
kont ", Müller und” Petry, 


darin beziehen und mit welchen In- 
teressen sie sich atreiten) auch einen 
Hiehtkagel, uf die Sache wirft, um 

ieh zur 
gen die- 


die es wirklich dabei geht 
nehmende Polizeiterror 
Jenigen, die sich gegen 
schreiende Ungerechtigkeiten, 
beutung und 

nen. Zweitens, weil sich di 


fentlichkeit als im Dunkel der Mini- 
sterien und Amtsstuben verschärfen. 

Für die Polizeiführung ist diese 
Studie wichtig, um daraus Schluß- 


folgerungen zu gewinnen, wie und 
mit welchen Mitteln sie die einzelnen 
Polizisten noch besser, bis in ihren 
persönlichen Bereich hinein, auf die 
„Verteidigung von Recht und Ord- 
ung”, (kapitalistschem Recht und 
kapilalistischer Ordnung!) trimmen 
können. Die Untersuchung ist für 
sie von vornherein nicht für eine 
öffentliche Diskussion gedacht 
wesen — auf alle Fälle nicht mit di 
sem Ergebnis und in dieser Situation 
(Landtagswahlkampf). Es ist auch 
anzunehmen, daß bereits Maßnahmen 
zur „Verbesserung des Betriebskli- 
mas”im Sinne der Polizeiführung er- 
griffen wurden. Vor allem: Die ide- 
Ologische Bearbeitung der einzelnen 
Polizeibeamten zu verstärken und vor 
und während der Einsätze durch 
gezielte Gerüchte (daß 
Sich heute „bewaffne 
die einzelnen Beamten zu brutali, 
sieren. Das ist der einzige „Wert'; 
den diese Untersuchung für die 
Polizeiführung hat — nicht et 

nun eine „Demokratisierung 
Polizei zu erwarten wäre! 
KB-Gruppe Frankfurt 


150 Kinder von der Behörde auf die Straße gesetzt 


Schulbehörde über mehrere Pavillons 

die nicht benötigt werden. 
Das el zur Aufstellung und Fur vor 
‚schrift 


imtetat 


Pavillon oder mehrere als Ersatz be- 
nutzt werden können. 

Die Eltern wenden sich mit ihren 
Forderungen in Briefen an die Behör- 
den, die Parteien und werden sich 
auch an (bürgerliche) Zeitungen wen- 
‚den, um Öffentlichkeit herzustellen. 


Was sind die nächsten Schritte? : 


Die Empörung der Eltern über die 
bevorstehende Schließung war ı 
tan sehr groß. Sie hielten die Grün. 
dung der Eiterninititive für gut und 
richtig, waren es aber noch nicht ge- 
wöhnt, die eigene Sache selbst in die 
Hand zu nehmen 

Auf eine solche passive Haltung, 
die konsequent aus der Erziehung de 
Eltern und aus ihren weiteren Er 
rungen ber rührt, spekulieren die Be- 
hörden und der Staat (als ausführen- 
des Organ der Kapitalisten). Bel einer 
passiven Elternschaft können Maß- 
nahmen, wie die Schließung der Ta- 
gesheime, die direkt das Lebenani- 
Yeau der Eltern bedrohen, leichter 
Surchgeführt werden. 

Um nun alle Eltern so weit wie 
möglich in das weitere Vorgehen ein 
zubeziehen, wurde eine Gruppe von 
Eitern bestimmt, die zwischen den 
regelmäßig stattfindenden _ Eltern“ 
abenden die anstehenden Aufgaben 
erledigt (wie Briefe entwerfen, aur 
Post geben, die Eiternabende vorbe- 
reiten usw.). Die Eiterniprechererup- 
pe wurde aufgefordert, die Eltern re- 
gelmäßig über alle Schritte zu infor- 
mieren, die unternommen werden. 
Nur dadurch kann vermieden werden, 
daß die Elternsprecher sich holieren 
und einen Stellvertreterkampf führen. 

Eine weitere wichtige Frage wird 
die INusion vieler Bitern über die Be- 
hörden werden. Es ist mit Sıcherh 
damit zu rechnen, daß die Briefe, die 
jetat geschrieben sind, nicht innerhalb 
von kurzer Zeit zu einer guten Lö- 
sung führen, wenn sie Überhaupt be- 
antwortet wer 

Wenn jetzt der Senat „sparen 
will, dann können wir sicher sein, daß 
er das zunächst einmal auf dem so 
len Sektor tun wird, der nicht unmit- 
teibar Profit abwirft 

Wenn die Eiterninitlative also kurz- 
frisig keinen Rrfolg haben solle, 
dann" wird sich bei den Hitern (die 
sich alle nach Kräften bemühen) zei" 
ö die einen in Resignation ver- 


allen und aufgeben, bei den anderen 
sich aber die Erkenntnis durchsetzen 


wird, daß nur das Vertrauen In die 
aft sie welter bringt. @ 
‚kagruppe III Altona, 
KB /Gruppe Hamburg. 
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Zivildienstleistende demonstrieren gegen 
Gefängnisterror und Beugehaft 


Am 7.9.74 fand in Uetersen, einer 
‚Kleinstadt bei Hamburg, eine Demon- 
stration von Kriegsdienstvorweigerern 
statt, Bei Uetersen steht eine der 
wenigen Fliegerschulen der Dundes- 
‚wohr (BW) in der BRD, in denen die 
Soldaten auf die Starfighter-Aust 
dung vorbereitet weı 
In der dazugehörigen Kaserne be- 
fanden sich bis vor kurzem drei nicht 
‚anerkannte Kriegsdienstverweigerer , 
die dort zum Militärdienst gezwun- 
fen werden sollten. Einer der drei, 
'alphı K., befand sich seit dem 
30.8. in Militärhaft, Seit 1970 () 
kämpft er um seine Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer und verbüßte 
in der BW schon mehrere Arrest - 
n 


strafen w rung. 
Jetzt wui vi 
richtsverfahren eingeleitet (Wehr 


pflichtige und zum „Dienst" gepres- 
te Kdv können, wenn sie mehrere 
Disziplinarstrafen haben, in einem 
Zivilgerichtsverfahren zu Vorbestraf- 
lürt werden und sind damit 
wegen „Kriminelle”"). 
Ralph K. wurde inzwischen am 6.9. 
aus der (eigentlich dreiwöchigen!) 
Haft entlasen und befindet sich in 
einem Lazarett. Der Staatsapparat 
bereitet seine „unehrenhafte Entlas- 
sung" aus der BW vor (wegen „Ge- 
führdung der Disziplin der Truppe”) 
Trotzdem wird R. vor ein Zivilge: 
ticht gezerrt werden. 
R. ist nach Auskunft seiner Freun- 


de psychisch und physisch an. Ende 
Der psychische Terror gegen ihn gi 
30 weit, daß außer den „üblichen 
Verhören durch den MAD (Militäri- 
scher Abschirmdienst) eine 

gegen ihn angeordnet wurde! Erst als 
der ihn betreuende Pastor (Lübbert) 
protestierte, durfte R. einen Kirch- 


fung machen; in „Begleitung” eines 
watt angeblich we- 
‚dabei bestand 


zu dem Zeitpunkt bei R. akut die 
Gefahr des Selb 


im minde 6 File 
Oder ähnlichen, en an Flucht 


nn ae, 
BeeirRlgEe Politiker führen 
das Wort 


‚An der Demonstration, die auf 
R.'s 6, () Anerkennungsverhandlung 
aufmerksam machen sollte, nahmen 
jenschen teil, darunter 
il Schüler des örtlichen 
ums. Zdls (Zivildienstleisten- 
waren relativ wenige da, z. B. 
‚dem nahegelegenen Pinneberger 
Kreiskrankenhaus nur 2 von rund 
20, von anderen Krankenhäusern sah 
&& Ähnlich aus. Das und die Tatsache, 
daß die Zdls hier überhaupt nicht 
‚organisiert sind, ist Ausdruck des 
desolaten Zustands des politischen 
Bewußtseins der Zdls. Besonders die 
Abschlußkundgebung nach der De- 
monstration machte deutlich, daß 
der Terror des Staats zwar einige 
Empörung ausgelöst hatte, daß diese 
‚Empörung aber von Kräften aufge- 
fangen und gesteuert wurde, die kein 
Interesse haben, den Ursachen dieses 
Falles nachzugehen. Der Pastor, un- 
ter dessen Leitung die Aktion durch- 
geführt wurde, beschränkte den Cha- 
rakter der Demonstration und Kund. 
gebung auf eine Frage von „Moral 
und Gewissen”, stellte das Vorgehen. 
der BW so dar, als müßte diesen Leu- 
ten selbst erst einmal die Augen ge- 
öffnet werden über ihr „unmensch- 
liches Verhalten”. Dabei genügte 
schon ein Blick in die Visagen 
anwesenden MAD-Spitzel, um zu 


hen, welches Fascho-Pack hier am 
Werk ist! 
Solange aber nur das „menschliche, 


Unglück” von R, bedäuert wurde, 
konnten die Vertreter gerade des 
tes, von dem die Terrormaß- 


nahmen ausgehen, kräftig auf die 
Tränendrüse drücken und so tun, als 
würden sie eifrig mitputzen, um den 
Fleck aus der ansonsten sauberen 
Staatsweste wegzukriegen. So der 
Uetersener Bürgervorsteher (CDU!!), 
der sich sehr empört gab über die 
„menschliche Tragik” des Schicksals. 
von R. und sich bereit erklärte, sich 
für ihn „einzusetzen”, Er mächte 
aber zur Bedingung, daß man bei sol- 
‚chen Bürgerinitiativen immer hübsch 
brav sein, immer schön kriechen, 
Bittgesuche schreiben müsse, etc., 
wenn man sich nicht die „Gnade” 
der Herrschenden verscherzen wolle. 
Bei ihm hörte sich das ungefähr so. 
an: „Man kann das ja nicht eine De- 
monstration nennen, was wir hier 
heute erlebt haben, cher einen Trauer- 


marsch (!). Aber sol 


inge die ju 


n 
Menschen ruhig (!) und sachlich (? ) 
bleiben, 30 vie heute, werden sie 
auch Gehör Tinden, 


Auch die SPD verslumte ex natür- 
lich nicht, sich als angebliche Kämp- 
ferin für die Interessen der Bevölke- 
rung herauszuputzen, und leistete sich 
ein Glanzstück an Zynismus: Der 
SPD-Kreisvorsitzende (Anders) vorgoß 
Krokodilstränen über die Schwierig: 
keiten der Züls und bejammerte u. 3, 
die Verschärfung der Disziplinarstra- 
fen, Er verschwieg natürlich, daß es 
‚die SPD-geführte Regierung war, die 
diese Verschlechterung per Gesetz 
durchbrachte! Stattdessen quatschte 
er von einer angeblichen „Initiative”, 
von SPD-Bundestagsabgeordneten für 
die Abschaffung des Anerkennungs- 
verfahrens (nach dem Motto: wir 
machen das schon für euch, dazu 
sind wir ja 

Die Heuchelei dieser bürgerlichen. 
Kräfte wurde auch daran deutlich, 


wie sie auf das Auftreten von Kom- 
munisten reagierten: Wir hatten wäh. 
rend der Demonstration den AR- 
BEITERKAMPR verkauft, Flugblät- 
ter zur Chile-Solidaritätsveranstaltung 
in El teilt und wollten 


auf der Ab- 

Rund na vehbrineen Dar 
bung eitende Pastor L- 

in könne noch am 


dies sei 
keine parteipolitische Veranstaltung 
und schloß die Kundgebung, ohne 
u Bölren nurulamen, - und 
die CDU- und SPD- 
Shlteenn Yom Leder gezogen ha 
und nachdem eine „möglichst breite 
Unterstützung” für R, von eben den 
gleichen Rednern gefordert worden 
war, . 


KB-Sympathisanten Elmshorn. 


Demonstration von Kriegsdienstverweigerern in Uetersen 


v 


Gegen Ausländergesetz und Entrechtung der Frau 


Bericht vom Bundestreffen der IAF 


Am 7. und 8. September traf sich in 
Frankfurt die 1AF, di Intsremenge 
meinschaft westdeutscher Frauen, 

mit Ausländern verheiratet sind. Das 


hessische DGB-Landesvorsitzende und 
gar der, rabenschwarze CDU-Rechts- 
Außen ‚Dresger (I) hatten dem Bun- 
destretten der IAF Grußadressen ge- 
schickt, in denen versichert wurde, die. 


Frauen. ‚Hei würden das Anliegen der 

2 ahrend die sea“ TArnach höhe Kıdfien untetäzen 
di ‚etc. bial um 

Be aan 


ändern, ist das Anliegen der IAF. 

‚Anscheinend ist dies auch das An- 
liegen der bürgerlichen Politiker, denn 
Innenminister Maihofer (FDP), der 


Resolution des Bundestreffens der IAF 


rend des Bundestreffens der IAF tra- 
ten u.a. Helmut Sieglerschmidt (SPD), 
ein Herr Secbach (FDP) und Hussing 
(CDU), ein Gewerkschaftsvertreter 
(Juso) auf, Es gelang diesen Herr- 
schaften relativ glatt, 'die Initiative an 
sich zu reißen und die Veranstaltung 
für ihren Wahlkampf (hessische Land- 
tagswahlen) einzuspannen. Sie waren 
sich einig, daß das Ausländergesetz 

r nicht so schlecht sei, schlecht sei 

/0ß die Praxis mancher Behörden, 
und im übrigen seien die Probleme 
‚der Frauen schicksalhaft. Das führte 
‚dann dazu, daß über einzeine „„Schick- 
wie” breit geschwatzt und „persnll- 
che Hilfe’ von den Politikern angebo- 
ten wurde, Auf die Frage einer Frau, 


An die Innenministerkonferenz der Länder 


Aniiich ces arten Bundesteffem 
di" Inerewengemeinschaft dr mar 
Kusknsern verheraten dmutschen 
Frnsen AP} In Frankfurt, Mau 
Dornen, Tordeen di Durötenen 
Penn und Familien die zurandign 
Poker ur Parwen uf, dafür dar 
BR engen daß mehr nach al zuvor 
Tumng Rechnung gtrgen war und 
Tau Rechnung grragen 

Ce der genehnaionsen Fer 


chtlicher Hinsicht verbemsert wird. 


wid von der Möglichkeit. ine unbe 
Frwtete Aufenthaltuerlaubnis zu erw 

hen oder ga ein Aufenthaltwecht zu 
Qewähren Gebrauch gemacht, vom 
dan Mindente wäre. um die Lage der 
unrmatreitar murbet;offenen deutichen. 
Frau zu schen. 

Im aller Meyel gelangen nach wie 
vor mur die deutschen Männer, die 
ine Auständerin ehelichen, in den 
Genull einer such auänderrachtich 
geucherten Existenzgrundiage ın Ihrer 
Hemer 

Doshaitglautsen die hiermit betrof 
tenen ca. 260 000 Frauen und ihre 


Benannte 
mad geranılrten Rechten tordant 
nn, \\\ NS OLICÄNEN, won wii unscıe 


1. Grundaktzlich Vorrang des Art. 6 
‚Aba, 1 GG (Schutz von Ehe und 
Famie) vor alten ausländerrecht 
}ichen und swtlichen, Belangen der 
BRD. Deshalb keine Ausweisung ei 
nos Auslönders, der mit einer Deut 
schen verheiratet it 
2. Nach rel Jahren Ehe:Aufenthalts- 
recht und Erteilung einer unbe- 
frineren Aufanthaltseriaubnis. 
3. Ermemenufreie Behandlung der 
Einburgerungsanträge tur Nichteu 
ropker wie für Europder aufgrund der 
Anen ‚der vor 


reich ihre volle Aufmerksamkeit zu 
widmen und zu prüfen, in weicher 
Form unserem Anliegen im Sinne 
unserer Vorstellungen Abhilfe geuchaf 
ton werden Kar 

Vorabschiedet am d. September 1974 


was denn nun zu tun sei, damit ihr 
Mann eine Arbeitserlaubnis bekommt, 
erhielt sie die Antwort: den Rechts 
weg beschreiten, sich an den Land- 
tagsabgeordneten wenden ... Außer- 
‚dem versuchten die Politiker die Frau- 
uf zu, ten, daß ja nun 
bald ein neues Ausländergesetz ver- 
abschiedet würde, das den Kindern 
von westdeutschen Frauen, die mit 
Ausländern verheiratet sind, die deut 
sangehörigkeit sichern wür- 
de. Damit sei dann die Diskriminie- 
rung endgültig vorbei. 
Dann kam man zu dem Komplex 
der politischen Rechte ausländischer 
Arbeiter in der BRD. An dieser Frage 
war offensichtlich nur ein kleiner Teil 
‚der JAF, die auf dem Treffen am ak- 
tivsten und bewußtesten auftreten- 
den Frauen interessiert. 
Vor allem von diesen Frauen wur- 
de gefordert: „Kommunales Wahlrecht 
für alle Ausländer nach fünf Jahren 
‚Aufenthalt in der BRD." Diese For 
derung wurde neben der für „Ireie 
sche Betätigung” später in eine 
erolution an de Innenministerkon- 
ferenz der Bundesländer aufgenom- 
I Genen Gen anfänglichen Pre 
test mancher Frauen, man dürfe doch 
keine „unrealistischen Forderungen“ 
GET Podlumsdiskussion erdrek- 
stete sich der Juso, die Ausländer 
selbst für ihre politische Einfußlo- 
Sigkeit in der BRD verantwortlich zu 
machen. Schließlich ständen ihnen 
genug Möglichkeiten offen, 2.B. über 
die Gewerkschaften oder die SPD... . 

Einen gewissen (heiteren) Höhe- 
‚unkt der Veranstaltung bildete die 

Jahlrede einer KBW'lerin (Landtags- 

kandidatin), die eine lange Latte von 
Forderungen“ vortrug. Danach ver- 
ließ sie dann allerdings rasch den 
Saal — wahrscheinlich, um 
zuerleben, wie die „Massen‘ 
kanntlich „nach links wollen” sich 
tanz unplanmäßig ziemlich über den 
"Auftritt der Roten“ ereiferten; die 
üätten hier nichts zu suchen, würden 
nur dei den Herren Parteienvertretern 
einen schlechten Eindruck hinterlas- 


ben Frauen reagierten ähn- 
ine Delegation von chilenk 
schen Frauen und Kindern, die gera- 

'r Demonstration kamen, 
/as haben die denn hier zu 
‚, „Die haben doch mit un- 
'roblemen nichts zu tun“, „ 
mit werden wir doch gleich in die I 
ke Ecke getrieben” usw, 

Gegen diese Auffassungen kampf 
‚ne Frauen, die auch für die freie 
tische Betätigung eingetreten war 
Sie sagten; Dieselben Leute, di 
für die Ausweisung 


Tausende von Arbeitern ermordet und 
wefoltert werden. Außerdem werden 


"Probieme longelöst von anderen gesel- 
schaftlichen Problemen betrachten. 
Schon an diesem Tag war deutlich 
‚geworden, daß es in der IAF zwei Li- 
nien gibt. Der einen Gruppe ging es 
im wesentlichen nur um ihr eigenes 
Problem, um ihre Männer, und was 
‚darüber hinaus ging, wurde als schäd- 
lich abgetan. Die andere Gruppe woll- 
te ihr Problem in einen größeren ge- 
selchaftichen Zusammenhang sie 
len und war auch bereit, mit jeder 
tischen Organisation (nicht nur 
bürgerlichen Parteien!) zusammenzu- 
arbeiten, die ihre Ziele unterstützt. 


Es. schien allen Frauen das erste- 
mal so richtig bewußt zu werden, was 
für erhebliche Widersprüche es inner- 
halb der IAF gibt, und so waren die 


Anhänger der zweiten Gruppe (die auf 
diesem Treffen in der Minderheit wa- 
ren) daran interessiert, diese Fragen 
gründlich auszudiskutieren. Dies wur- 
de jedoch von der Vorsitzenden und 
‚der Diskussionsleitung verhindert, die 
bemüht waren, die Widersprüche nicht 
offen aufbrechen zu lassen, und of- 
fenbar Angst hatten, daß ihre beiden 
Resolutionen (die diese Diskussion 
eigentlich voraussetzten) im Eifer des. 
Gefechts dann nicht mehr vernbschle- 
det werden könnten, 

Als sich zum Schluß noch die ein- 
zelnen Ortsgruppen mit ihrer Arbeit 
vorstellten, zeigte sich auch hier die 
‚Existenz der beiden Linien. . 


Bericht einer Teilnehmerin 


„Mao und Gott“ — 


ein Leserbrief 


Der Artikel „, ‚KVZ': Lenin und Mao 
‚diffamiert!” (AK 48, $. 32), in dem 
‚eine Pastorin als antikommunistisch 
bezeichnet wird, weil sie Mao in die 
Nähe von Gott rückte, hat in der Tat 
Kritik verdient. Eure redaktionelle 
Anmerkung dazu scheint uns aber den 
Kern der Sache nicht ganz zu treffen, 
Wenn es richtig ist, daß der antireli- 
‚Böse Kampf auch heute noch einen 
Stellenwert besitzt, dann deshalb, 
weil die Religion, repräsentiert durch 
‚die Kirche, heute objektiv ein Mittel 
ist, die Lohnabhängigen vom Kampf 
hen die Ausbeutung abzuhalten, 


Kirche, sogar Pastoren ge- 
ben kann, die diesen Cha ak der 
Ehen, 


sen der Lohnabhängigen 
drückten zu kämpfen 
Kampf solidarisch zu unterstützen. 
(Dies gilt ebenso wie für die Schul 
wo es fortschriftliche Lehrer pi 
‚obwohl die Schule als Institution 
u.a. einen ideologischen Auftrag hat). 
Zu diesen Leuten gehört allerdings 
niemand bioß wegen einer Äußerung 
über eine Beziehung zwischen Mao 
und Gott, die für sich genommen 
auch gar nicht sonderlich mutig Ist, 
sondern höchstens wegen seines som 
stigen Verhaltens, Wie jeder weiß, der 
mit den Auseinandersetzungen in der 
Hamburger Kirche vertraut ist, hat 
Frau Groth auch nicht wegen Ihrer 
allerdings skurrilen Außerung Angrif 
fe auszustehen, sondern wegen Ihrer 
sonstigen Tätigkeit, und auch nur 
deretwegen hat sie Solidarität ver 
dient 

Auch in der Kirche setzen sich die 
gesellschaftlichen Widersprüche 
durch; und es gibt Laute, die das aus 
nutzen und mit den tionellen 
Mitteln der Kirche, soweit sie Ihnen 
zur Verfügung stehen, sich für den So: 


zialismus einsetzen (Beispiel: AK 4 
$. 16), Es wäre doch undislektisch 
und beknackt, diese als Menschen zu 
verdächtigen, die bloß das lecke 
Schiff der Kirche wieder flotima- 
chen wollen. 

Vielleicht haben zwar die ıheolo- 
gischen Rechtfertigungen, mit denen 
die Sozialisten innerhalb der Kirche 
ihre Tätigkeit manchmal begründeı 
auch den Aspekt, abgelallene „Sc 
fe“ wieder mit der Kirche im 
meinen zu versöhnen, indem sie don 
insgesamt reaktionären Charakter der 
Kirche vertuschen, — dies ist natür- 
lich, wie ihr richtig sagt, zu bekämp- 
fen r das darf nicht der einzi- 
30 Aspekt sein, unter dem man die 
Tätigkeit dieser Menschen betracht 


4 AK-Leser 


Anmerkung der Redaktion 


Wir können den Genossen weitgehend 
zustimmen. Allerdings nicht in der 
‚oberflächlichen Art, wie sie die Pra- 
ze des „das lecke Schüff der Kirche 
wieder fiottmachen” behandeln. Dies 
wurde von uns narirlich nicht auf 
den Versuch berogen, auch Inner 
halb der Kirche fü den geschaft. 
lichen Fortschritt und den Sorialls, 


mus zu kämpfen (die im Leserbrief 
erwähnte in AK 47 bericht 
nich auf die „Evangelische Studer- 


‚tengemeinde“ in Hamburg). sonder 
auf den Versuch, „Mao und Gott 
wiisenschaftlichen Soziallımus und 
religiösen Aberglauben, miteinander 
au „versöhnen”, Jens zum „Reyol 
Honar“ zu stilisieren und damit zu 
„retten" etc 

‚Daß von der Kirche große Anstren 
‚gungen auch in diese Richtung unter 
nommen werden, dürfte kaum ıu be 
streiten sein, . 


M 


Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 1974 


Frankfurt: 


Fortschrittliche Erzieher 
in städtischen Kindergärten unter Beschuß 


Für viele proletarlsche und andere 
werktäcen, Eltern elle die Unter. 
bringung ihrer Kinder in Kindergär- 
ton ein wichtiges Problem dar, von 
damen Lönung oftmala abhängt, ob 
‚die Frau berufstätig sein und durch 
ihren Lohn mit dazu beitragen kann, 


‚daß die notwendigen finanziellen Mit: 
tel für die Familie’ herbeigeschafft 
werden können 


Schon indem 1968 gültigen „Frauen. 
Bericht" (der Bundenoplning wird 
gesagt, daß die Zahl von Kindergar- 
{en um mindestens ein Drittel erhöht 
werden müßte. Schon daran zeigt 


u 
«zeigt, sich, welchen Schwierigkeiten 
rade. Arbeitereltern 
., denen das Geld fehlt, um 


‚kampf 1972 Sie versprach, durch 
“en ren Dan von 19 Kit" 
erigesttten), In deien 


bekämpfte Forderungen und Aktio- 
nen yon Eltern und’ Erzieher mit 
dem Ziel, 
hung der Kinder zu bewußten Arbei- 
kindern wieder zu Iquidieren. 
Der nachfolgende Artikel will die 
Entwicklung der Auseinandersetzun- 
um die Gestaltung der Kitas im 
iteresse der Kinder aufzeigen und 
die Probleme herausarbeiten, vor de- 
nen Eltern und Erzicher heute ste- 

n. 

Die schon seit langem unter Be- 
schuß stehenden Mitarbeiter der Ki- 
tas schen sich gegenwärtig zunch- 
mend politischen Angriffen seitens 
SPD und Stadtverwaltung bzw. Schul- 
dezernat ausgesetat. Sieben der Kita- 
Erzieher sollen einzeln Verhören un- 
terzogen werden, die offensichtlich 
der Feststellung der politischen An- 
sichten dieser Erzieher dienen. An- 
laß für diese Maßnahme durch die 
Verwaltung war ein Flugblatt, dus 
in Zusammenhang mit den Fahrpreis- 


fen, die offensichtlich 
der Feststellung der politischen An- 
sichten dieser Erzieher dienen. An- 
1aß für diese Maßnahme durch die 
Verwaltung war ein Flugblatt, das 
in Zusammenhang mit den Fahrpreis 
kämpfen im April 74 von städtischen 
Mitarbeitern und auch den sieben 
Kita-Erziehern unterschrieben wor- 
den war, In diesem Flugblatt setzten 
sich die Unterzeichner für das Recht 
auf freie Meinungsiußerung, Demon- 
stration und Versammlung ein. Man 
muß dazu wissen, daß einige städtk- 
sche Angestellte wegen aktiver Teil 
nahme an den Fahrpreisdemönstra- 
tionen entlassen worden waren, da 
sie nicht „das Maß an Loyalität der 
Stadt gegenüber gewahrt hatten, das 
der Arbeltgeber von Ihnen erwariet" 

In einer Erklärung schätzten 163 
Kita-Erzieher und OTV-Vertrauens- 
Icute des Stadtschulamtes diesen An- 
griff so ein, daß „die bisher geübte 
Praxis der bürokralischen Disziplinie: 
rung abgelöst wird durch die neue 
Taktik der politischen Disziplinie- 
rung”, was die Bewoffenen mit der 
Befürchtung verbinden, d 
Vorgehen der Bürokra 
wendung von „Berufsverboten und 
Gesinnungsschnlffelei” abzielt 

Mit diesen Verhören und dem da- 


durch ausgeübten politischen Druck 
wreifen SPD und Verwaltung nun- 
mehr offen die inhaltlichen Vor- 
stellungen und die Ziele der Kita- 
Erzieher an und begnügen sich nicht 
mehr damit, durch formale Kritik, 

führte Bücher über Aus- 


(schlecht 
aben u. 
de Schwierigkel 


Kita-Kollegen entwickeln 
Erziehung im Interesse 
der Kii 


mitt dem KitsPiojekt hatten die 
Initiatoren selbst Moffnu 

weckt, daß es nun eine Mögfichke 
Erziehung start bloßer 
‚der Kinder zu betreiben. 


Abrichtus 
So warb die Stadt Erzieher, die be- 
reit. sein sollten, „tepremiönsarme" 
Erziehung zu praktizieren, wobei die 
Stadt sie durch freizügige finanzielle, 


und andere Hilfe unterstützen wol 
etc. Dieses Manöver der SPI 


wurden. 
die tatsächlich eine Lrziehüng. mi 
Interesse der Kinder betrieben. Zwar 
ab es anfangs Schwierigkeiten zwi- 
schen Kindern und Kita-Personal, 
die vor allem daher rührten, daß die 
Erzieher dem Spruch von „reprer 
sionsarmer” Erziehung auf den Leim 
‚gekrochen waren, Diese illusorische 
und = well von einer bürgerlichen, 
auf Macht orientierten Partei gestell- 
ten = demagogische Forderung ging 


natürlich völlig an der Situation und 
Bedürfnissen der Kinder vorbei, 
Sind die Lebensbedingungen vor ak 
iom der Arbeiterkinder geprägt von 
schlechten Wohnverhältnissen, man- 
gelnden Spielmöglichkeiten. zuhause 
und im Freien und davon, daß den 
Eltern im Alltagsstreß wenig. Zeit 
für ihre Kinder bleibt, so nutzten die 
Kinder in den Kitas jede Möglichkeit, 
‚sich auszutoben. Angesichts mangeln- 
(en reasinden Kingreiens der auf 
„repressionsarın hung, orien- 
{erten, KitwKollegen machts, das 
ungebändigte Treiben der Kinder 
uch vor Fensterscheiben und an- 
deren zerstörbaren Gegenständen 
nicht halt. Auch zeigten die Kin- 
der zunächst wenig Bereitschaft 
zu solldärischem Handeln 
sie wandten untereinander die „Hack- 
ordnung” an, die sie in ihrer Umwelt 


ständig erfahren: Der Stärkere be- 
herrscht den Schwächeren, Diese Er- 
fahrungen zeigten den Kita-Erzie- 
hern, daß sie gezielte Erziehung be- 


treiben müssen und es keineswegs 


frrüg, den Kindern einfach freien 
auf zu lassen. 
Es 


wurden nun feste Gruj 
von meist 12 - 15 Kindern gebiet, 
Entsprechende Spielangebote sollen 
Selbständigkeit und Kritikfähigkeit 
der Kinder fördern. Gemeinsame Er- 
lebnisse der Kindergruppen wie z.B. 
Zoo-Besuche, Baustellenbesichtigun- 
en, Besuche der Eltern am Arbeits- 
platz dienen der gemeinsamen Auf- 
arbeitung ihrer Erfahrungen. Verbun- 
den mit diesem gemeinsamen Lernen 
bemühen sich die Kita-Erzieher, den. 
Kindern viel Zuneigung zukommen 
zu lassen, um so dazu beizutragen, 
die Kinder zum verständnisvollen und 
weniger aggressiven Umgang mitein- 
ander zu befähigen. 

‚Neben der Arbeit mit den Kindern 
legten die Kita-Erzieher Wert darauf, 
in Kontakt mit den Eltern zu kom: 
men, 


SPD, Stadtverwaltung und CDU 
‚gemeinsam im Kampf gegen 


SPD, Stadtverwaltung und CDU 
„gemeinsam im Kampf gegen 


Das Heranbilden selbstbewute 
solidarischer Kinder der Arbeiterun. 
der em" ander Erichune rer 

em an der 
Kinder im Kind “diesen Be- 


schnell den entschiedenen Kampf von 
SPD, Stadtverwaltung und CDU her- 
wi 


IF. 
Die CDU, die in Frankfurt in der 


der Kita-Erzieher, 
mit demagogischen Fragen wie 
„Was eigentlich passiert in diesen 
Kitas? ”. Ständige Verunglimpfun- 
gan der Erzieher als „dumm”, „faul” 
„unfähig” und ich durch Ab- 
Stempeln der Kita-Kollegen als „rot”" 
und „links arbeitete die CDU d 

ran, Stimmung gegen die Kita- 
zielier zu machen, was sie verband 
mit der Forderung nach gründlicher 
Änderung der „Verhältnisse” in den 
Kitas, 

Die SPD betreibt ihr Geschäft 
ganz in diesem Sinne, wobei sie syste- 
matisch und in sich allmählich stei- 
‚gendem Maße ihr Ziel angeht, auch 
die Kilas zu Arbeiterkinder-Dressur- 
anstalten zu machen. Die versproche- 
ne Unterstützung der Kita-Erzieher 
durch die extra im Stadtschulamt 
eingerichtete Dienst- und Fachauf- 
sicht blieb völlig aus. Das führte 
dazu, daß organisatorische Aufgaben. 


die Zeit und Kraft der Erzieher un- 
zulässig stark beanspruchten, da die- 
3 zurfeist In diesen Aufgaben unge- 


schult sind. Auch pädagogische Be - 
atung und Hilfe bei der Entwicklung 
von Teamarbeit unter den Erziehern 
folge nicht. Damit taten sich für 
‚die Kita-Kollegen vielfältige Schwie- 
Er Ta 

Diese Probleme wurden noch da- 
durch gefördert, daß auch die Dienst- 
und Fachaufsicht bestehenden 
160 Kindert: 


den _„progressiven” Kita-Erziehern 
ijerte. Das hatte seine Ura- 
‚chen teilweise darin, daß die Leiterin- 
‚nen der herkömmlichen Kindergär - 
ten ihre Stellung angegriffen sahen 
‚durch die Praktizierung von Teamar- 
beit in den Kitas. Andererseits hatte 
das Abwandern eines Teils d 
her in den Kindertagesstätt 
n Kindergärtnerinnen zu den 
jazu geführt, daß bei den bestehen 
den Kindergärten die Zahl der unbe- 
setzten Planstellen zusltzlich wuchs, 
was für die verbleibenden Kindergärt 
nerinnen zu noch schlechteren Ar- 
beitsbedingungen führte. Diese Spak- 
tung zwischen Kindertagesstätten 


und den neuen Kitas konnte bislang 
nur ansatzweise Über gewerkschaft- 
liche Arbeit und tion unter 
dem Personal aller Kindergärten be- 
kämpft werden. 

Auf die, Zermürbungstaktik von 
SPD und Verwaltung reagierten die 
Kita-Erzicher mit der Einrichtung ei- 
nes festen Kita-Rates im Herbst 
1972, zu dem es schon vorher An- 
em een, hai Der KiteRat 

it von gewählten Delegierten 
der Kitas) hat die Aufgabe, die Isola- 


tion des Kitarl zu überwi 
den und solidarisches Handeln zu er- 
möglichen. Darüberhinaus fordern die 


Kita-Kollegen, daß dieser Rat von 
der Stadtverwaltung als. offizielles 
Vertretungs- und Entscheidungsgre- 
mium akzeptiert werden soll, Die 
lang erkannte die Verwaltung dieses 
Organ der Kita-Kollegen nicht an, 
sondern duldete allenfalls seine Exi- 
stenz. Zur Verbesserung der Arbeits. 
bedingungen der Erzieher und zur 
Beseitigung von Mängeln in den Ki- 
tas, die zum Teil Gefahrenquellen 
für die Kinder darstellen, hat der 
Kita-Rat zahlreiche Forderungen auf- 
get. Zu diesen Forderungen ge- 
hörte auch, daß der Kita-Rat mit 

Verwaltung um eine Satzung verhan- 
delt, die eine geregelte Hternmitbe- 
stimmung schaffen sollte. Diese Ver- 
handlungen wurden jedoch im Mai 
1973 von seiten der Bürokratie ab- 
‚gebrochen, und nicht wieder aufge 
nommen. "Dies ist ein Beispiel, an 
dem sichtbar wird, daß sich Eltern 
und Erzieher nicht wie‘ bisher auf 
Verhandlungen und Bitten beschrän- 
'ken können, wenn sie konkrete For- 
derungen erkämpfen wollen, £ 


‚Aktion „Kind im Römer” 
— eine weitere Illusion 
wird zerstört 


Ende Mai 1973 organisierten aktive 
Iternteile aus tas mit Unter- 
Sutzung der Krziter cine Aktion 
„Kind im Römer”. Etwa 400 Kin- 
der, Betreuer und Eltern belagerten 
den Römer (=Sitz des Frankfurter 
Magistrats). Sie wollten damit Druck 
ausüben und erreichen, daß sich die, 
den Kühs mit Unter- 
stützung „der Erzieber eine Aktion 
aKind Im Römer”, Eiwa Ka in- 

r, Betreuer und Eltern ion 
den Römer (Sitz des Fı r 
Magistrats). Sie wollten damit Druck 
ausüben und erreichen, daß sich die 
‚Verantwortlichen in Magistrat, und 
SPD wieder mehr — und im Sinne 
der Eltern, Kinder und Erzieher — 
um die Kitas kümmern sollten. Das 
Ergebnis dieser Aktion beschränkte 

— was die konkreten Forderun- 
gen der Eltern anbelangt — wiederum 
auf leere Versprechungen, diesmal 
vom _ SPD-Oberbürgermeister Rudi 
Arndt persönlich. Lediglich einige 
bauliche Veränderungen in den Kitas 
wurden nicht nur versprochen, son- 
dern auch durchgeführt. 

Diese Erschütterung der Hoffnun- 
gen von Eltern und Beireuern der 
Kinder, die SPD würde ihnen schon 
beistehen, wenn sie mur energisch 
genug auf ihre Probleme aufmerksam 
machen, führte zunächst zu Passivi« 


tät und Resignation. Der bestehende 
Eiternrat wurde kaum noch aktiv 
und verfiel damit weitgehend der 
Bedeutungslosigkeit; unter den Er- 
ziehern verbreitete sich Resignation, 
die zum Teil zu Kündigungen, also 
dem völligen Zurückweichen vor der 
Politik der SPD führte. 

Verschlechtert wurde die Situa- 
tion noch dadurch, daß die SPD jetzt 
verstärkt Repressalien eimsetzte, und 
zwar zunächst auf bürokratischer 
‚Ebene, Untersuchungskommissionen 
wurden in die Kitas geschickt, um 
Abrechnungsbücher zu prüfen.” Für 
Fehler in der Buchhaltung wurden 
Kita-Kollegen verantwortlich ge- 
macht. Diese Kommissionen erfüll- 
ten ihren Zweck, Unsicherheit und 
Angst unter den Kits-Erziehern zu 
verbreiten, erfolgreich — im Sinne 
der SPD.’ Verstärktes Konkurrenz- 
‚denken griff wieder um sich, was die 
Teamarbeit erschwerte. Das Verhält- 
nis der Erzieher untereinander ver- 
schlechterte sich; das führte z.T. er- 
neut dazu, daß einige Erzieher kün- 
digten. Leidtragende der entstehen- 
den starken Fluktuation sind natür- 
lich die Kinder. 


eg he Kita-K. 
— ein neuer gegen die 
Be een 


Im Sommer 1973 unternahmen 
vier ‚Kita-Erzicher mit einigen Kin- 
dern eine Ferienfahrt, die von den 
Behörden trotz gesteliter Anträge 
und wiederholtem Drängen seitens 
der Betreuer vom Amt gar nicht erst 
bearbeitet und nicht genehmigt wor- 
war. Nachdem die Erzieher die 
Fahrt mit dem Einverständnis der 
Eltern trotzdem durchführten, be- 
nutzte die Verwaltung dies als Vor“ 


»> 


Seite 25 


Anıaht UNSER WEG Sondernummern 
Be 
Necharu augerhler Ark aus dem ARDEITERKAMPF 
ae a 
Die Eı ‚der Frau In Palotine 
Sen. 
a 
gm: au 
Ban ran Oz nn terre 
an ee 


Chile: Reform oder Revolution — 
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DM3; 


Von Pinelli zu Fetrinelli — politischer Mord in Italien F 
In einer präzisen politischen Analyse wird die „kapitaistische Strateoie der 

‚Bomben, der Provokation und Bespitzelung, das geplanten politischen Mor. 

‚des und Einsatzes faschistischer Kommandos” im Kampf gegen die kommunl- 
tische und Arbeiterbewegung am Beispiel Italiens enthüllt, 

44 Seiten DM 1,50, 


‚Zur Außenpolitik der VR Chins 
Ausführliche Stellungnahme zum Wandel der chinesischen Außenpolitik 
Nachdruck von ARBEITERKAMPF-Artikeln 

50 Seiten DM 2.50 
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2. erweiterte Auflage, 26 Selten DM 0,50 
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eilt 
Aus dem Inhalt: 

‚„Links"opportunismus in der Gewerkschaftsfrage muß zurückge- 
Viesen werden, 

Kampf dem Faschismus 
Zur Rolle der SPD 

Zwei Fraktionen der Kapit 
Die Arbeiter brauchen ihre Partei 
renzen muß diskutiert werden? 
‚Europas Proletariat vor dem Sturm R 
88 Seiten. ER 


om 


Aus dem Inhalt: 
Zur Gewerkschafisfrage; Was it Ökonomismus? Was ist los mit 
der Mitbestimmung? 

‚Chemie-Tarifrunde 71: Ein großer Kampf und ein schwacher 
est lu 

Volkskries und politische Lösung 


Aus dem Inhalt: 
Zur Gewerkschafisfrage; Was Ist Ökönomismus? Was ist los mi 

der Mitbestimmung? 

Chemie-Tarifrunde 71: Ein großer Kampf und ein schwacher 

Abschluß. Ar Fee 3 
Volkskrieg und politische Lösung 
Zur Kritik der RAN 

15 Jahre KPD-Verbot 


Iistenklasse'” 
über welche politischen Diffe- 


Aktionseinheit zur Metalltarifrunde 71 = Verlauf der Aktions- 
einheit 

Für das Bündnis von Intelligena und Arbeiterklasse 

62 Seiten NER 


Der Metallarbeiter-Streik in Schleswig-Holstein 1956/87 
Eine ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppe. 
16 Seiten DM1.- 
Wohnungsprobleme in der BRD 

Nachdruck auggewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF seit März 73 
4. erweiterte Aufla 

(eine 5. Auflage wird vorbereitet) 
64 Seiten Kleinformaı 


Dom 1,50 


Sie haben den Präsidenten, 
Schallplatte des Hamburge 
3 Agıtationsliedern 


Schulkampf 
Artikel des ARBEITERKAMPF Nr. 24 — 42 zu Fragen des Schul 


‚Kampfes 
92 Seiten Kleinformat om 


Wem nützen die Bomban bei Springer 7 
On nenne 
Bander-Meinhof-Kampagne der Bourgeoisie n 
3Seiten Dw 1,6 i 
Zum Aufbau eines Sozialistischen Studentenbundes Teil 2 ; 
ASeiten om 1,80 
ur Politik des KOW (NAF) 
Auonaruck sosgeähiter Arıkal aus dem ARBEITERKAMPF und UNSER i 
WEG 
d- 
75 Seiten [ zu 
onseinheit oder „Partei "laden Politik ? $ { 
Ihkrnes Hape de Rogronlkonıtee, Wanerkante der „KPO’ gegen dan KR 
Beten om 0,50 { 
UNSER WEG , Zeitsehrift des Kommunistischen Bundes zu aktuallon r 
Fragen der Arbeiterbewegung 
Os Ausführliche Analyı der Metalltrifrunde 1971 zur Diskumlon, " 
im Kommunistichen Bund | 
28 Seiten DM 120 i 
OWN Zur Ausinndenstzung mi den ABG / Minchen 
40 Seiten DM 1,50 


Kampf zweier Linken in der KP-Chine 
Die Leitungstätigkeit und dan Arbeitsstil verbauern 


32 son 


Zur Fnchiemundikumion 
32 80iten 


Zum 1. Mal 1073 
Die chinesische Kulturravalutlor. 7 
62 Salten OM2- F 


DM. 


DM. 


Sete26 ___ 


zaumes Zeitschrift der Kommunistischen Bundes zu aktwallen. 


Anzahl 
©# Schädtiehe Hu 
Kritik eins 


lonen über den Kampf der 
ee (amp der arabischen Völker 


Nous antikommunistinche Broschüre 


37 Seiten 


Or 


Bücher und Broschüren 
Palantina 


Allan und Gespräche mit Kämptern der PLO, Fatah, PFLP und PFLP. 


Allgemeine Führur 
120 Seiten aroNlormat 


DM6,- 


Sn „Pain Run 


oO 


160 Seiten Buchtormat 


Dm8,- 


UNSER WEG Revisionimunkritik 


DMAs50 


© Pie poltische Macht kommt aus den Gewehrtäuten | 


Nachdrucke von Texten zu Fr Bolt 
260 Seen un owalfneten Kampten 


sch 
160 Seiten Buchtormar 


© Kant dam Faschiumus 


Nachdrucke von Texten der Kommur 


Yntuche won Texten der Kommunisten au den Zwanziger und Driiger 
350 Seiten Buchloymat omaso 
Deutsche von 1918 bi 1923 
193 Seiten (Buchformaı) om» 

Weiter vertreiben wir ii I 
Jun ur folgende Bücher, die vom ‚Arbeiterbuch 
© Eimsmtie amı 
Inaltexte der Chinesischen Kuftum 
209 Seiten Buchlormet en Duo 

O fyenfopow - Aldi Nach veraing 

Der Roman umfaßt einen kurzen Zeiraum 
e de9en Ende dr „Sion 
Reaktion werten und Tinstersten Zeit für das Fuishehn Proltaiat, 


dieser sch 
die auf die Revolution von 1908 folgte 


+ Teil Fund Teil 2je 


DMS6,- 


DM, 


Oben eonem dl die Nacht vergia 
!oman umfaß einen kurzen Zeitraum gegen Ende der „Stolypinschen. 
Reaktion”, diese schwersten und finstersten Zeit für dat Tue Proktaiat, 
(ie au di Revolution von 1905 tote 
il 1 und Teil 2je 


Der Roman umfal 


Teil | und Teil 2je 
Ernst Tnäimann — 


werkschaften, 
100 Seiten Buchformat 


Hermann Remmele — 


Als die Nacht 
einen kurzen Zeitraum gegen Ende der „Stolypinschen 
Reaktion“, dieser schwersten und finstersten Zeit für das russische Proletariat, 
die auf die Revolution von 1908 folgte 


DM6.- 


DM6, 


Uber Gewerkschaften 
Beiträge auf dem 10. Plenum de EKKI, Juli 1929 zum Kampf um die revolu 
Honäre Kiassenlinie und die revolutionäre Einheit in den reformistischen Ge- 


DM3,- 


Schritt halten I 


Warum muß der Kampf gegen zwei Fronten gerichtet werden ? 
Schnfı von 1930 gegen den Links- und Rechtsopportuniumus ın der KPD) 


100 Seiten Buchformat 
Preise zutüglich Portokosten 
Abonnement 


DM3,- 


ARBEITERKAMPF Zeitung des kommunistischen Bundes 


für 6 Ausgaben 
Of 12 Ausgaben 
ÖFörderabo für 6 Ausgaben 
© Förderabo für 12 Ausgaben 


DIE INTERNATIONALE Zeitung des kommunistischen 
Bundes für den proletarischen Internationalismus. 


für 6 Augaben 
für 12 Ausgaben 

ÜFörderabo für 6 Ausgaben 
ÖFörderabo für 12 Ausgaben 


67 
62 


UNSER WEG Zeitung des Kommunistischen Bundes zu 
Arbeiterbewogur 


Fragen der 
Ofür 6 Auaben 


Forts. Fortschrittliche Erzieher 
wand, um diese Betreuer im Novem- 
ber dann zu entlassen. Am 10.10.74 
Srhlten die vier Erzieher Ihe Kür 
Inter den Kita-Kollegen, die 
daraufhin sofort eine Yoleramm. 
hung durchführten, bildete sich die 
Ansicht herauf, daß gegen diesen 
neuerlichen Angriff und angesichts. 
der, vielen bisherigen Repressalien 
und Angriffe nur noch das Mittel 
des Streiks eine Wirkung erzielen 
könne. Ein Streikgremium wurde ge- 
wählt, die Vorbereitungen begannen. 
Die Erzieher führten Elternabende 
durch, um den Eltern ihre Aktion 
verständlich zu machen. Die Eltern 
stellten sich zwar nicht entschieden 
hinter die Kita-Erzieher, organisierten 
aber in den meisten Kitas Notdienste. 
Auch ein Teil der Kita-Angestellten 
selbst hielt den Kampf gegen die Ent- 
lassung_ der vier Kollegen für nicht 
gerechtfertigt und wollte sich von 
vornherein den Streikaktionen nicht 
anschließen. Damit bestand von An- 
fang an eine schlechte Aı tun- 
tion für die streikwilligen Kita-Kolle- 
sen: in sich selber gespalten und von 
den Eltern nur bedingt unterstützt, 
war keine starke Kampffront gepe: 
ben, die einen längeren Widerstand 
‚ermöglicht hätte, Zudem standen die. 
Weihnachtsfeiertage bevor; dies ver- 
anlaßte auch die Streikwilligen, den 
Streik nur am 19. und 2o. Dezember 
durchzuführen, da eine Weiterführung. 
zu größeren Lohnausfällen geführt 
hätte. Mit Streikgeld von der Ge- 
werkschaft konnten die Streikenden 
nicht rechnen, da die Gewerkschafts- 
führung ‚diesen „wilden" Streik er- 
wartungsgemäß ebenfalls nicht unter 
sützie W der beiden Streik. 
wandten sich die Kita-Kollegen 

ne Figblittern en die Bevonner 
der Wohngegenden, in denen die je- 
weiligen Kitas liegen und versuch - 
ten, auch über Presseerklärungen, ih- 
= „Sache publik zu machen. Mi 

amı KRa-Sprecher 

Bee 
jochschul Iagogik 

uch GEW- und ÖTV-Mitglieder, die 
Lehrer der Ernst-ReuterSchule in 
Frankfurt (scheinbar fortschrittliches 
Paradebeispiel „progressiver" SPD- 
Schulpolitik, wo ebenfalls zuneh- 
mend ein Abbau von Freiheiten be- 
trieben wird), das Komitee gegen Be- 
nufsverbote sowie einige Eltern. Das. 
'konnte jedoch nicht verhindern, daß 
der Streik nur zwei Tage dauerte und. 
die Rücknahme der Kündigungen 
nicht durchgesetzt werden kannte. 


Parität statt Selbstbestimmung 
— das ist „Arbeiterpolitik” 
Marke SPD 


Parität statt Selbstbestimmung 


— das ist „Arbeiterpolitik” 
Marke SPD 


Endgültig aufräumen will die SPD 
von 


Verwaltung. als neues Druckmittel 
und als Disziplinierungsinstrument 
dienen. SPD-Stadtrat Peter Rhein er- 
klärte: Von den Leuten, die glauben, 
diese. Dienstvereinbarung nicht un- 
terzeichnen zu können, werden wir 
uns leider trennen müssen! 

Dieser bevorstehende Akt der Ein- 
schwörung auf die, SPD-Politik wird 
erneute Auseinandersetzungen her“ 
vorrufen. Um diesem Angriff best- 
möglich - verglichen mit dem, was 
semesen am Stand der Kämpfe in 
der Gesellschaft realistisch ist — vor- 
bereitet. en 


ind ischeidender Bedeu 
Yung sein. ob es den Ku Erziche 


als bisher 
Eitern ei 
dige und beschwerliche Kleinarbeit 
nicht zu erreichen ist. Die Aktivität 
der Eltern ist dabei insofern von be- 
sonderer Bedeutung, al 
Bangt, ob, mit 

ol 


von ihr ab- 


der Standfestigkeit 
irischer Eltern darum ge- 
die besseren Erzie- 


‚Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 1974 


SPD, CDU und FDP erklären RBJ 
zum Verfassungsfeind 


Größt-Koalition geg 


demokratische Jugendarbeit 


Im November *72 startete die Ham- 
burger CDU eine Hetz- und Diff 
mierungskampagne gegen den demo- 
Kratischen, Tüpendverband RB ( 
AK Nr. 32), Sie forderte den Ham- 
burger Senat immer wieder auf, den 

auf seine "Verfassungstreue® hin 
zu untersuchen. Für die CDU stand 
das Ergebnis von vornherein fest: 
verfassungsfeindlich'. Nach zweijäh- 
iger „Beobachtung” des RBJ ist die 
Behörde für Jugend, Schule und Be- 
rufsbildung zu dem gleichen Ergebnis 

;kommen, Sie ließ am 25, Septem- 

r durch ihre Deputation einstim- 
mig (mit den Stimmen der CDU, der 
SPD und der FDP) feststellen, daß 
der RBJ „nicht mehr die Gewähr für 
eine den” Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit bietet.” 

Mit dieser Feststellung der Behör- 
de verliert der RBJ tig seine 
Anerkennung als „Träger der freien 
Jugendhilfe”, Für den RBJ heißt das: 
Verlust der jährlichen Förderung aus 
Iom Landesjugendplan (ca. 
DM 50.000,-) Das ist der Versuch, 
einer 


sen diesen Beschluß der Behörde 
wird der RBJ natürlich gerichtlich 
vorgehen, aur sollte man daran keine 
allzu großen Hoffnungen knüpfe 
‚die Justiz ist nicht weniger bürgerlich — 
als die Jugendbehörde. 


Junge Union düngt den braunen 
Acker, die SPD erntet ab — 
Perfektes Zusammenspiel 


Um den ideologischen Boden für 
diege „Staatsaktion” gegen den RBJ 
zu bereiten, hatte die Hamburger 
Junge Union in den letzten Wochen 
einen Provokationsfeldzug gegen den 
RBI gestartet. JU-Ratten tauchten 
regelmäßig in Veranstaltungen des 
RBI auf, um ihre dreckigen Spitzel- 
geschäfte zu tätigen. Genauso regek 
mäßig machte der RBJ von seinem 
Hausrecht Gebrauch und setzte die 
JU-ler vor die Tür. Flink wie die 
Windhunde liefen die I 
daraufhin in die Redakt ‚den 
von Axel Springer, um sich dort als 
Märtyrer für die Demokratie zu ver- 
kaufen. 

In der „Welt”, in der „Bild” und 
im „Hamburger Abendblatt” (alles 
Springer) konnte man dann lesen. daß 

von Axel Springer, um sich dort als 

Märtyrer für die Demokratie zu ver- 

kaufen. 

In der „Welt”, in der 

im „Hamburger "Abendblat 


und 
(alles 


5: ’) konnte man dann lesen, daß 
der RBI mmunistisch” 
sei (Bild, daß es „un- 


verständlich (sei), wie diese radikale 


RBI sowieso mpört” 
sei (Abendblatt, 10.9.745, Hinter a 
len Artikeln stand der Ruf nach der 
starken Hand, die dem RBJ endlich 


die Luft abdreht. 

Am 25. September war es dann 
soweit: der RBJ fiel durch 
die Gesinnungsprüfung der Behörde. 


Bürgerliche Demokratie: 
Wer gegen Knebelung kämpft, 
wird geknebelt 


‚Aus den Publikationen des RBJ, 
vor allem aus seiner zentralen 
tung „Kämpfende Jugend”, wi 
Behörde herauslesen, daß der RBJ 
„die obersten Grundwerte unse 
res Staates, die freiheitlich-demokrz 


| 


2 > 
Bi 


chen Grundordnung' ist ein abge: 
Teimier Syutem pofticher Uner- 


machen sollen, sich mlı Entschieden- 
‚heit öffentlich zu dußern. 


Diese und ähnliche Aussagen des 
RBJ, in denen er auf starke Gefahren 
für Freiheit und Demokratie hin- 
weist, nimmt die Behörde jetzt zum 
Anlaß, um gegen den RBJ vorzupe- 
hen: wer gegen Knebelung kämpft, 
‚soll einen bel verpaßt m 
das ist die bürgerliche Demokratie. 


Wie müßte denn nun der RBJ aus- 
schen, um der Behörde zu gefallen? 
Das wurde am 26. September auf 
NDR lin der „Umschau am Abend” 


bekanntgegeben. Auf die Frage dei 
‚Repor inz- 
renze für die freie Meinungsäuße- 

twortete Oberregierungs- 


ung Ve 
ra Page ‚on der Jugendbehörde : 
„Die zu erkennen, nich wah, ist nı 
Ürlich nicht einfach, und deshalb 
haben wir auch diesen Zeitraum der 
Beobachtung gebraucht (2 Jahre, d. 
Red.). Wir meinen also, wenn man 
2.B. in einer der Publikationen (des 
RBJ) feststellt: ‘Im tz zu 
den Einrichtungen der lichen 
Jugend; besteht in unseren Or- 
ganisationen und ihren Einrichtun- 
ken und Ver keine Frei 
heit für die Feinde der Arbeiterklasse 
und der demokratischen Rechte des 
Volkes'., daß das ein Standpunkt 


werden kann.” 
ee hael 
Jugendpflege selten formuliert wor- 
ee 
terklasse die Tore, laßt die Faschisten 
und Reaktionäre rein, dann kriegt 
ihr Geld'. Außerdem erläutert Herr 
Pagels hier auch noch einmal sehr 
ee 
lur ": Von 

eier 
h ae 
SPD setzt der Pluralsmus aus“ 


Dar a 
bis zu den las 
5, alles plurlistisch inka von der 
SPD setzt der Pluralismus aus. 


Der  reaktionäre 
den RI steht nicht ln auf wer 
ter Flur da. Das Vorgehen der Bour- 
geoisie gegen kommunistische und 
demokratische Organisationen und 
Menschen, zeigt besonders in letzter 
Zeit, daß die Bourgeoisie in der Ten- 
denz jede Stimme zum Schweigen 
bringen will, die sich für die demo- 
kratischen Rechte stark macht. Des- 
halb richtet sich jeder Angriff gegen 
demokratische die 

mie forischrtliche Bewegung. 
müssen solche Angriffe 
auch 


Ze Beten 


genheit haben geie nt 
Nie Klappt, daß! entweder irgendein 
Parteien ie Tore dichtmacht, 
wei er nicht die Hauptroe spielen 
kann, oder daß liberale Kräfte nicht 
mitziehen, weil Kommunisten gabe 
ind. Diese Erfahrungen dürfen ul 
Kings niemanden davon all 

um das gemeinsame Vorgehen gegen 
die Angriffe der kin 


m. 


hungsmöglichkeiten für Arbeiterkin- 
der nicht völlig zu verlieren. Die Ar- 
beiterkinder und Eltern können sich 
nicht aus ihrer gesellschaftlichen La- 
ge zurückziehen; zurückziehen kön- 
nen sich allenfalls einige Erziehee 
indem sie sich andere Betätigungs- 
felder suchen. Gegen diese drohende 
Verschlechterung anzugehen, wir 
vor allem Aufgabe der 


ii 
i 


ii 
H 
Hi 


| 


Rutschbahn 5 


KAMPF ab, 


kostenlon 
In diesem Katalog sind unsere heraungegebenen Rroschüren und Bu 


erhältlich Im 
Asbelterbuch 
2 Hamburg 13 
Grindelhaf 


Verlags Katalop 


in Zusammenarbeit mit Genossen 
der Metallzelle des KB/Gruppe 
Frankfurt 


‚cher mit jeweils kurzer Inhaltsbeschreituung aufgeluhrt. Der Kı 
bietet insofern auch sine gute Linterstutzung für die Arbeit mit inte 
renslerten Kollegen und Freunden 


‚Arbeiterkampf Nr. $0/ Oktober 1974 
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Kampf der Kasseler Studenten gegen 
die Studiengebührenerhöhung 


‚Schon im Wintersemester 1973/74 
(WS) wurde an der Universität von 
‚Kassel eine Studiongebührenerhöhung 

‚kündigt. Damit sollte auf dem 
der Studenten das Defizit des 


Studentenwerkes (240.000, - 
baut werden. Dadurch, daß 5 
ein 

1, heißt 


dentische Krankenversicherus 

Ende °74 ausläuft, und 

Defizit von 190.000, besteh! 

‚das für die Studenten eine zunehmen- 
de finanzielle 


‚die Erhöhung in Kraft treten zu las- 
‚sen, die Studenten Ende des Sommer- 
‚semesters unvorbereitet, Auf mehre- 
Vie Kamprichnt den 
Ampfschrtteberaschlagt, In 
Wo anf erTnt aunchlßlch darum 
mitt Tricks und unter wel 
„chen taktischen Gesichtspunkten man 
am besten um die DM 10,- Erhö- 
Maren die einnehtige Verlageru 
'erl Ing 
‚auf die DM 10,— wurden andere wich- 
tige Punkte ie 


@ daß die Krankenversicherung ab 
1, Januar '75 abgeschafft wird, wir 
aber weiterhin denselben Betrag be- 
zahlen müssen 
© zwar wurde wenige Male angedeu- 
tet, wohl einen Zusammen- 
hang gel zwischen Studienge- 
bührenerhöhung, Hochschulrahmen- 
gesetz, Büchertischverbot, Berufsver- 


‚bote im Öffentlichen Dienst, 

© aber ein wesentlicher Bestandteil 
sowlalistischer Hochschulpolitik 

wurde weitgehend außer Acht gelas- 

sen, nämlich zu erklären, wie diese 
iabnahmen in den gesellschaftlichen 

Entwicklungsprozeß _ einzuordnen 
in 


Gerade das ist nötig, wenn man 
ah, bei eier bioßen moralischen 
impörung über eine chtigkeit 
Haha Weiben will. So Lam ea desn 
auch, daß der Erfolg der Aktion ein- 
und allein daran gemessen wurde, 
‚ob die DM 10,- bezahlt werden müs- 
sen oder nicht. 


Die Kampfmaßnahmen 
im Einzelnen 


800 Studenten drückten ihren Un- 
willen dadurch aus, daß sie die Erhö- 
hung boykottierten, indem sie einfach, 
den alten Betrag elzahlten. Weiter. 
hin wurde dem Kultusminister ange- 
droht, in unbefristeten Streik zu tre- 
ten; Wenn er seine Maßnahme nicht 
rückgängig machen würde. Doch der 
Kultusminister blieb hart. Zehn (!) 
Tage vor Semesterschluß beschloß 
‚dann die Vollversammlung auf Vor- 
schlag des Aktionskomitees einen 
Streik, An der folgenden Urabstim- 
mung beteiligte sich ein Drittel der 
Studenten, wovon die Hälfte für den 
aktiven Vörlesungsboykott stimmte, 
&h. 800 Studenten erklärten ihre 
Streikbereitschaft. 


Die zu Beginn des Artikels genann- 


ten politischen Miogel des Vorgehens 
führten dazu, daß sich die Vorberei- 
tung auf Vollversammlungen redu- 
ziert hatte, auf denen dann noch vor- 
wiegend technische Tricks zur Überli- 
stung der Bürokratie diskutiert wur- 
den, und über die Streikdurchführtng 


jrlich, 


es auch welter nicht verwus 2 

daß, als es um die inhaltliche Vorbe- 

reitüng. des Streiks ging, große Tele 
ol 


der Studenten die Vollversammlung 
verlioßen. Das heißt, das es nicht 
Dan ist, die Studenten in 
ussion und Teilnahme 
tionen mit einzubezichen, Erschwe- 
tend kam hinzu, daß der Streik erst 


drei Tage vor Semesterschluß begann. 
Dementsprechend bröckelte die 
Streikfront auch sehr schnell 


"Da sich Ende Juli nur noch ca. 300. 
Studenten an den Zahlungsboykott 
der Studiengebühren hielten und die 
Bafög-Empfänger materiell nicht ab- 

dee rat (denn ohne voll 
Zahlung der Studiengebühren 
wurden keine Studienbescheinigun- 


I), sah sich das Aktions- 
Eomnes werwungen. den Kalde kur 
ern ‚plehlen, die DM 10,- 


nacl 
Wir sollten jetzt nicht den Fehler 
machen, die Selbstkritik darauf zu 
beschränken, daß wir eben zu we 
mobilisiert hätten. Es kommt vor a] 
Im darauf an, die inhaltlichen Fehler 
unserer Vorgehensweise zu erkennen. 
Wir müssen innerhalb der Studen- 
tenschaft eine breite Diskussion ent- 
wickeln über die zu erwartenden An- 


fe (2. B. SKV, Angriffe auf das po- 
tische Mandat, Hausordnung etc.) 
und die Weiterführung unseres Kamp- 
es. . 
Sympathisanten des KB 
an der Gesamthochschule Kassel 


Einiges über das 
Itzehoer Krankenhaus 


Leserbrief 


Das Itzehoer Krankenhaus ist zwei- 
fellon ein altes Gebäude, und die 
räumliche Situation ist sicher 


a 


wünschen Obi 
kurzer Zeit Abi 


brauchen (z.B. Herzinfarkte), beher- 
bergt. Da wird von einem Arzt auf die 
Frage eines Ehemanns, der seine 
Junge Frau ins Krankenhaus bringt, 

sie Angstzustände hat, „Herr 
Doktor, was fehlt denn meiner 
bonn SE Schenwig (Schler .. 

rtnach (Schleswig = 
ferenhau) Der Ehemann it verwt 
und entsetzt zugleich; er kann sich 


aggressiver Weise gibt der Arzt folgen- 
de Antwort: „Da müßte ich Ihnen 


kein Binzelfall, Die Patienten werden 
oftmals nach Lust und Laune von 
‚diesem Arat abgekanzelt! 


spätestens um 2.00 Uhr damit be- 
gonnen werden muß, nämlich gerade 

ın, wenn die Patienten fest schla- 
fen. Dabei muß man schen, daß 
viele Pationten ohnehin unter Schlaf- 
störungen leiden und oftmals erst 


um Mittermael Das und 
nur einige Beispiele“ Ic . daß, 
das alles Vorfäl „die nichta mit 


den schlechten räumlichen Verhält- 
nissen zu tun haben. Das sind Vor- 
fülle, die klar zeigen, wie die Ein- 
stellung zu Patienten in unseren 
Krankenhäusern überhaupt. ist. Ich 
weiß mit Sicherheit, daß Itzehoe kein 
Einzelfall ist. Da nützt nachher auch 
das schöne neue Gebäude nicht viel, 
wenn nicht alle Mitarbeiter im Kran- 
kenhaus daran gehen, mit diesen 
Mißständen aufzuräumen und auch 
den Mut aufbringen, die falschen 
Verhaltensweisen von Ärzten zu kr 
tisieren und zu bekämpfen, . 


Kommunistenhetze auch zum 


Abendbrot 


Am 13.9.74 wurde beim Abendbrot 
meine Aufmerksamkeit weg von der 
Lektüre des ARBEITERKAMPF hin 
zum Fernsehen gelenkt, als die The- 


men des um 18,55 Uhr beginnenden 
me wur 
n folgende Beiträge ange- 


» die a 
jÄRTEneen die Kommunisten das 


2) „NPD-Richter noch immer im 
Amt" 


3) „Ein Jahr Militärdiktatur in Chile“ 


Außerdem noch zwei Gesangsdarbie- 
tungen. 

jeine erste Reaktion wat Verwun- 
derung darüber, daß hier nur Themen 
behandelt wurden, die auch in unse- 
rer Presse breiten Raum einnehmen. 


Zum ersten Beitrag erwartete ich 
nun, daß Verfassungsschützer Klose 
(Hamburger Innensenator) Pläne „der 
KPD/AO vorlegen würde, aus denen 
ersichtlich ist, daß ähnlich dem Bon- 
ner Rathaussturm auch in Hamburg 
die „Kraft der Partei der Arbeiterklas 
se" unter Beweis gestellt werden soll- 
" 


Oder sollte der Fernschansager das 
Programm des KBW nicht richt 
standen haben und in Wirklichkeit 
über die „nächsten Aufgaben der 
Kommunisten", den Sturz des Magr 
surats — Entschuldigung: des Senats — 
berichten wollen? 


Beide Annahmen stellten sich als 
falsch heraus, Aber natürlich, bei die- 
sen Organisationen hätte man ja in fa- 
schistischer Manier von Chaoten ge- 
sprochen. Gemeint waren die Revisio- 
nisten. 


In Hamburg gibt es einen sog. Ko- 
alitionskrach zwischen SPD/EDP. Die 
FDP vertritt im Fall um die Übernah- 
me von zwei DKP-Jungichrern ins 
Beamtenverhältnis eine gegensätzl- 
‚che Meinung zur SPD, sie ist für die 
Übernahme. Wie kommt die FDP in 
‚diesem Fall nun zu diesem Urteil über 
jslia „beiden sog. „Kommunisten? 
Dies'wurde deutlich, als die betroffe: 
nen Lehrer selbst zu Wort 
Übereinstimmend bekannten 
zu diesem „Rechtsstaat' 
Grundgesetz'und erklärten auch, 
des aktiv verteidigen zu wollen 
Sonderen Wert legten die beiden Re- 
visionisten darauf, au erklären, daß 
sie „iede Form von Gewalt ableh- 
nen". Ganz offensichtlich also — keir 
ne Kommunisten! Diese Opferbereit- 
schaft aller kommunistischen Grund» 
satze, verbunden mil der Irrigen Hoff- 
nung auf Legalität und Anerkennung 
durch den bürgerlichen Staat, will die 
FDP also offensichtlich belohnen, um 


‚der DKP den Wink zu geben, daß der 
Weg in den revisionistischen Sumpf 
der richtige sei, während die SPD 
schon heute deutlich macht, daß man 
darin umkommt 


Im zweiten wurde ü 
Dr. Wühelm St Meran 
nanagericht in "und NPD. 


Mitglied, berichtet. Dieses Faschisten- 
schwein hatte in der faschistischen 


dasindenKZ 
"s (ölel wor 
den Ban (orchetahe Dean 
freund erhielt vom. Fernsehen die 
Möglichkeit, vor einem Wissenschaft- 
it vortäuschenden Bildschnei- 
degerät Dokumentaraufnahmen aus 
‚dem Todeslager Ausschwitz zu kom- 
ieren und zu behaupten, bei al 
len Filmen und Bildern über KZ’s 
würde es sich „um Fotomontagen 
handeln, wie sie auch auf Jahrmärk- 
ten gemacht werden.“ 


Der, Kommentar zu den oben 
schilderten Filmbei te 
dann in dem Satz. „NS Zeit Beucnd- 
niger und Stalin-Romantiker dürfen 
im Staatsdienst keinen Platz haben.“ 
‚Rechts und links soll also das gleiche 
Sins obwohl ie Faschisten mfionan 
fachen Mord und die brutalste Unter- 
drückung der Arbeiterklasse und die 
Kommunisten Souveränität aller Völ- 
ker und die Befreiung der Arbeiter- 
klasse zum Ziel haben. 


Der dritte Beitrag, berichtete nur 
kurz über den Besuch einer chileni- 
schen sozlaldemokratischen Gewerk- 
schaftlerin in Hamburg und blicb im 
‚Rahmen der bürgerlichen Informati- 
‚onspolitik über die Verbrechen der 
Imperialisten dort. 


Dieser Bericht, den man durchaus 
wohl 


entwicklung auch im Regionalj 
gramm auswirkt, das vor einigen Jah- 
ren noch relativ „neutral“ war. Selbst 
in solchen reinen Unterhältungssen- 
‚dungen wie der „Aktuellen Schaubu- 
de” tauchte =.B. am 14,9,74 Jürgen 
Roland (bekannter KrimrRegisseur) 
im Kampfanzug auf, berichtete 
schwärmerisch über das NATO-Mand- 
ver in Schleswig-Holstein (acht Tote 
und 30 Millionen Flurschaden), an 
dem er als Reservit teilgenommen 


Ein SPD-Schlagwort ohne Maske 
Militärhilfe für die Faschisten soll 
„Lebensqualität‘‘ heben 


Das Schlagwort von der „Lebens 
qualität” Ist Immer stärker zum 

jahlkampf-Slogan der SPD gewor- 
den. Bisher verstand man darunter 
Verpestung der Umwelt durch Ge- 
stank, Dreck und Gifte der kaum 
von Auflagen zum Umweltschutz be- 
einträchtigten Großindustrie; ver- 
stand man darunter Schulmisere, 
Mängel im Gesundheitswesen, eine 
Rekord-Säuglingssterblichkeit und 
vieles mehr. 

Daß die SPD aber nicht nur im 
eigenen Land für „‚Lebensqualität” 
sorgt, sondern auch andere Länder 
damit beglücken will (nach der alten 
im n Devise: „Am deut- 
schen Wesen soll die Weltgenesen”), 
zeigte sich kürzlich: „Die militärische 

die dem Iran vonder, 
Bu 'sewährt wird, hebt 
nach Ansicht des Auswärtigen Amtes 
in Bonn die Lebensqualllät in diesem 
Teil der Welt." („Frankfurter Rund- 
schau'vom 4.9.74). 

In der von der „FR” zitierten 
Stell ‚des „Auswärtigen Am- 
tes’heißt es wörtlich, durch die west- 
deutsche militärische Ausbildungshil- 


.. WR. Müssen DIE LEBENSAUAUTÄT HEREN ! = 


fe für den’Iram würden „.gesellschaftli- 
che Konflikte abbeubar” (weich 


schwarzer Humor!) und damit würde 


‚del mit dem Iran zu erwarten seien, 
Außerdem stehe die „Zielrichtung 
der iranischen Politik ... in vielen Be 


reichen in vollem Einklang mit den 
deutschen Interessen ”(jaaa, dann...!), 
Weiter heißt es, der Iran gehöre 
nicht zu. einem Spannungsgebiet” 
(Waffenlieferungen in „S) 

biete” unterliegen formal 
Beschränkungen © auf dem 
sondern sei vielmehr ein „stabil 
rendes Element, das zum Gleichge- 
wicht innerhalb der Golfregion und 
Im Gebiet des Indischen Ozeans ber 


re; 
"der Ta, das Schab-Regime 
„stabilisiert” z. B., indem es mit 
eigenen Truppen am Kampf gegen 
die Befr ‚egungen in den 
arabischen Golfstaaten teilnimmt, in- 
dem es Grenzüberfälle gegen den 
Irak unternimmt u. a. m. — 


Diese 


bier 
dann jedenfalls „in vollem Einklang” 
mit den Interessen des BRD-Impes 
lismus! 

Daß das Schah-Regime darüber- 
hinaus eine faschistische Diktatur 


nach innen ausobt, Tausende politi- 

sche Gefangene eingekerkert sind, 

Ser Tagesordnung nnd, und Gab di 
2 

weutdentsche Milärhife zur „Stabr 


N 
Konflikte” Marke SPD! . 


Ban" 


CDU auf Seiten der Waffen-SS 


Sie sind alle eifrig bemüht, sich von 


3 


Die CDU will nicht Leute von 


rechts, sondern — wie der Wiesbade- 
‚ner Landesparteltag einmal mehr be- 
bewier — die von der SPD enttäusch- 


weisende Grundsarırede von Weiz - 
sicher wird NPD-Leuten ewig fremd 
‚bleiben - Wir werden also nicht um- 
‚hinkönn« uns von jedem Flöhe 
'husten von NPD-Anhängern in Rich- 
tung CDU deutlich zu distanzieren. 
‚Der 27, Oktober sollte endlich Ruhe 
bringen. Der Wähler wird dann die- 
‚ser Partei ein bis eineinhalb Prozent 
geben und Ihr damit weitere Jahre 
der Bedeutungslosigkeit bescheren. 
Thomas Mann Jugendorganisarion 
der CDU-Sorialaussehlane” 


Diese Schein-"Abgrenzung' Ist 
schon für sich hinterhältig genug. 


Denn dieser Schreiberling grenzt sich 
nicht von der NPD ab, weil sie fa 
schistisch ist, sondern „weil diese 
Gruppe personell nicht ernst zu neh- 
men ist. 


In der gleichen „FR" findet sich 
nun zusätzlich ein Ärtikel über eine 
Zusammenrottung von $oo Angehö- 
rigen der „Hilfsgemeinschaft der Sol- 
daten der ehemaligen Waffen-SS” 
(AG), Dort forderte der Faschist 
Willi Schäfer am 24.9.74 in Husum 


eine ‚des Ni 
an Ba: 
FASCHEREER 
und Dithmarscher Kreisprd- 
‚sident ED Een 
er 2 
freue sich darüber, im Kreis guter 
Deutscher (!) verweilen zu können!“ 


Wahrlich, die CDU hat mit Ha 
schisten nichts zu tun? !? 


Der Vorsitzende des regionalen 
Soldatenvorbandes, Pastor (!) und 
Öbersleutnant a.D. Lemke, brachte 
auf dem NIAG-Troffen die Forderun- 
gen der Walten.SS und der CDU auf 

m Punkt: „Graben wir uns ein, 
und warten wir gemeinsam auf den 
Tag” (den Tage einer erneuten ia 
‚schistischen Machtergreifung). Da ha- 
ben wir sie alle in trauter Kintracht 
Waffen‘$S, CDU und Kleru.  ® 


EEE 


u 
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‚Arbeiterkampf Nr. 50/ Oktober 1974 


Oweia, KBW schickt 
„Richtigstellung‘“ 


In AK 49 veröffentlichten wir eine 
Stellungnahme des Hamburger IKAH 

rbolterhilfe"), in der die Verwen- 
dung von Spendengeldern für türkl- 
sche Arbeiter durch den KBW kriti- 
siert wurde. Es handelt sich dabei um 
Spenden, die in Zusammenhang mit 
der Ermordung des Arbeiters Danis 
'Neset durch türkische Faschisten (im 
Mai) gesammelt wurden. 


Zu dieser Stellungnahme des IKAH 
haben uns die Rechtsanwälte Plähn/ 
Schween, die dem KBW nahestehen, 
eine längere „Richtigstelung” 28° 
schickt, deren” „vollständigen, A| 
druck“ im AK sie „verlangen" (1!) 
Falls wit das nicht 'tun, droht der 
KBW uns wieder einmal mit dem 

lichen setz". Darauf 
sind wir diesmal (nachdem der 
es beim erstenmal vor einigen Mona- 


ten, dann doch lieber sein ließ) 
ehrlich gespannt. 
Denn die von den Rechtsanwälten 


‚een zugeschickte „Rich- 
“ bestätigt imWe 
sentlichen die Darstellung des IKAH. 


1. Das IKAH hat behauptet, daß 
der KBW rund 1.640 DM Spenden 
gelder für "Propagandazwecke' — vor 
allem für eine Anzeige in pringere 
"Hamburger Abendblatt" 111 = ver 
schleudert hat, statt sie den türki- 
‚schen Kollegen zukommen zu lassen. 
Plähn/Schween bestätigen das! 
Von dengenau 1.639,36 DM Spenden, 
um "hier geht, wurden 943,51 
DM als Teilbetrag für eine Anzeige im 
‚„HA" verwendet (die insgesamt rund 
‚500 DM kostete, (den Rest zahlte 
ine Sympathisantenorganisation des 
KBW), der Rest für Flugblätter, Pa- 
pier, Briefumschläge, 

Eee 

In der „Richtigstellung“ von 
Plähn/Schween wird jedoch up 
tet: „Die (? A!) türkischen Koll ar 
haben nach Diskussion (7?) diese 
Verwendung akzeptiert. Dies Argu- 
ment erschfägt uns allerdings (örm- 

H 

2. Das IKAH behauptet, daß auf 

einem weiteren Konto noch 1.940 


’ortokasten 


über den türkischen 
rt. 

Aus der” 
Plähn/Schween 
auf dem Konto 


ollegen 
‚Richtigstellung“ von 
1 eva, da6 ch 
zwischen 2.035,76 
‚nde „Richtig- 


DM befinden. Die folger 


ber dem IKÄH ist s0. 


Innerhalb von einer Woche machten 
DKP-Schläger in Kiel drei Mal von 
sich reden. Es zeigte sich, was These 


al der, DEP (.Kampl ultra- 
inkes Sektierertum”) in der Braxlı 
der Revisionisten bedeutet, 


‚Noch bevor zwei unserer Genomen 


ten, geschweige denn 
een 
‚den sie von einem führenden SDAJ- 


‚dem Ausgang zu, gefolgt von einem 
seiner Kumpane, 


Allein die Anwesenheit der Ge- 
nossen reicht also schon aus, um 
sie rauszuschmeißen, weil die Re- 
visionisten der DKP offensichtlich 
‚Angst vor der politischen Auseinan- 
dersetzung haben. 

Auf di 


vollständig a; 
wird nicht diskutiert! 
haben wollt, sagt Bescheid!” 

Tag später machte der 
‚SDA/ler seine Drohung wahr 
prögelte einen KU-Sympathisan- 
aus einem Öffentlichen Lokal 


die Verwendung der Gelder int, daß 
es ein Auswelchen vor der politischen 
Verantwortung (!}!) darstellt, das 
Geld an türkische Kollegen auszu- 
'händigen, ohne mit ihnen über seine 
Verwendung der Rechtshilfe- 
bestimmung |? ) zu beschließen. Das 
ergibt sich insbesondere daraus, daß 
auch (1) die türkischen Kollegen in 
Hamburg politisch gespalten sind 
und nach der Niederlage (!}) im 
Kampf um den Arbeiterverein eine 
‚anerkannte (? } einheitliche Führung 
‚nach unserer Erkenntnis (!}!) derzeit 
‚nicht existiert. Wir begreifen unsere 
Aufgabe nicht als Geldboten, sondern 
sind der Ansicht, daß wir als Kommu- 
nisten, insbesondere wegen des Feh- 
lens eines anerkannten Rechtshilfe- 
trägers (? ). der Hamburger Bevöl 
rung (? 11) für die Verwendung der 
‚Rechishilfegelder politisch verant- 
wortlich sind." 


Solche Bedenken hatte der KBW 
aterdinge, offenbar nicht, as et 
1.500 DM der Springer-Presse für 
eine Anzeige in den Rachen schmiß, 
und als er einige weiter hundert DM 
Spendengelder „für Propagandazwek- 
ke" benutzte,” sie in seine 
schwachsinnige Kampagne („Sturz 
von Innensenator Klose" und ähn- 
lich infantiler Kram) hineinbutterte. 
Den türkischen Kollegen aber soll 
offenbar wie kleinen Kindern „ge- 
raten“ werden, wer die Gelder kriegt 
und was damit zu tun ist 


3. Die KBW-Rechtsanwälte be- 
streiten, von der „Witwe des Kollegen 
Danis Neset . . jemals um finanzielle 
Unterstützung gebeten“ worden zu 
sein. Ihnen war aber nach eigener 
‚Aussage bekannt, daß Ayse Danis in 
einer Notsituation war, Geld drin- 
gend brauchte, und auch heute noch 
braucht. 

Es ist gewöhnlich nicht die Art 
der ausländischen Kollegen, um Geld 
zu betteln. Aus einer solidarischen 
Haltung heraus muß klar sein, daß 
da, wo antifaschistische Menschen 
in Not geraten sind,geholfen werden 
muß. Angesichts dieser Fakten kann 
die Behauptung — sie habe ja nicht 
nach Geld gefragt — nur als zynisch 
bezeichnet werden, auch wenn sie 
die Juristen des KBW für noch so 
hieb- und stichfest halten. 


Es bestätigt sich also klar die 

ED ‚Aussage des IKAH 

EYE" Annalen. 

der KBW hat Spendengelder für seine 

" verschleudert, statt sie 

en türkischen Kollegen zukommen 

zu lassen. Das wird ihnen auch das 

bürgerliche Premerscht nicht ab- 
waschen können! 


AK-Redaktion 


mit der „Begründung“, 
Anwesenheit einiger Damen 
derbe Witze gerisen. In Wahrheit 
sollte so das politische Gespräch 


mit den DKP-Mitgliedern abgeblockt 
werden. 
(DKP-Kreisvorsitzender Möbius 


schaute der „Auseinandersetzung ” 
wohlwollend zu!) 


‚Tage später wurde ein 
„‚KPD/ML"ervon einem DKPler beim 
Hausverkauf die Treppe hinunter- 
gestürzt mit dem Hinweis: „Auf die 
som Flur habe ich Hausrecht! 

‚Der schon an anderer Stelle auf- 
gefallene DKP-Führer Möbius schlug 


einen „Roten Morgen"-Verkäufer 
in Kiels Haupteinkaufsstraße mitten 
ins Gesicht, 

Neuestes Beispiel Ihrer Politik 


pegender Se rerluionkren Linken 
ferte die SDAJ auf einer DGB- 


Demonstration unter dem Motto 
„Für bessere Ausbildung und wirk- 
Samen Jugendarbeitsschutz”. Wurde 
von KB-Teilnchmern die Parole „Ge- 


‚gen Ausschlußterror, für Gewerk- 
schaftsdemokratie!” gerufen, schar 
te sich sofort eine Horde SDAller 


mit_ mehreren Megaphonen um die 
Genossen und gröhlte im Chor: 
„Haut den Chaoten auf die Pfoten!” 
Hamburger Genossen berichteten, 
daß man sich auf Selten der DKP/ 
auch für eine „militanti 
metzung (mit den 
!) gerüstet hatte. 


Erklärung der ATÖF 


(Türkischer Studenten 
Verein) 

und der PEF 

(Patriotische Einheits Front). 


Die von der „Arbeiterhilfe e.V.“ 
am 5.6.74 übergebenen 1.021,50 
DM (gesammelt auf der Demo 
‚ die Red.) und die auf 
KB-Veranstaltung am 7.6.74 
gesammelten 714,56 DM wurden 
von uns zusammen mit anderen 
Spenden aufgewendet für: 
"Neset Danis Witwe 
die anderen betroffenen Kolle- 


gen 
eine Dokumentation auf tür- 
kisch zum Fall Danis in 5.000 
Auflage, 
Über die genaue Verwendung 
der Gelder liegt in der PEI 
und ATÖF eine Abrechnung vor. 
Wir sind bereit, der „Arbeiter- 
hilfe“ über Verwendung ihrer 
Spenden Auskunft zu geben, so- 
bald der zuständige Genosse aus 
dem Urt zurück st Haıburg 
259. 


Erklärung der Arbeiterhilfer 


Das te Spendenergebnis 
von der Demo am 1.6. ist an die 
ATÖF/PEF gegangen. Darüber 


KB_vom 7.6.74 gesammelten 


1.429,12 DM sind zur einen 
Hälfte an ATÖF/PEF noch auf 
‚der Veranstaltung gegangen, da- 
rüber liegt ebenfalls eine Be- 
stätigung vor. Die zweite Hälfte 
des Geldes ging an griechische 
Genossen. 

Zusammen sind also 1.736,06 
DM an die türkischen Genossen 
geben worden. 

Am 24.9. wurde von uns 
ıs Ergebmis einer öffentlichen 


Sammlung der Bezirksorganisa- 
tion Wilhelmsburg, 62,-DM, di 
rekt an Ayse Danis übergeben. 


Eine 


„kämpferische Veranstaltung” 


Am 21.9.7 führte die „KPD anläß- 


lich des Gewerkschaftsiages di 
Metall (19, — 21,9.) in Hannover eine 


ıs dem ganze 
yakarrt worden waren 
’eranstaltung umfaßte 
fünf Reden, die zum Schluß nochmal 
„ausammengefaßt” wurden. Diskus- 
sion oder Fragen an die Redner wa- 
ren nicht vorgesehen, Die Aktivitäten 
des „Publikums” waren darauf be- 
schrünkt, _ die aneinandergereihten 
Phrasen zum Schluß jedes Beitrages 
ekstatisch zu beklatschen. 


aus, jetat nicht diskutieren zu 
wollen, ‚Andere „KPD“ 
Mitglieder, die sich auf eine Diskus 
sion gnädigst einließen, bevorzugten 
‚eine Methode, die für ale keine Kon- 
sequenzen bringt: je nach Wunsch 
tanzten sio zwischen Konkretem und 
Allgemeinem hin und her: 

rochen auf das Verhalten 


Alternative” 
der Hamburger DRUPA-Lin- 
wortit daß dl Vorgänge „im 
nicht 0 genau be 


Kämpferisches von der "KPD" zum IGM-Tag in 


Ungeschoren tobten sich sämtliche 
Kinderkrankheiten des Kommunis- 
Hier sei nur ein Beispiel aus 

‚te benannt: Weil die 

„KPD" als „einzige Organisation” auf 
den IGM-Gewerkschaftstag mit einer 
„kämpferischen (!) Veranstaltung ge- 
äntwortet” habe, sei „wieder deut- 
lich geworden”, daß „wir die einzt- 
‚gen Marxisten-Leninisten sind, die die 
Tagesinteressen der Arbeiterklasse ver 


ten.’ 

Entsprechend dieser „kämpferi- 
schen” Veranstaltung würde Segen 
‚Ende eine Geldsammlung, nicht etwa 
für aus der Gewerkschaft ausgeschlos- 
sene Kollegen, sondern für den Partei- 
Apparat durchgeführt, 

Als wir. im Anschluß der Veran- 
staltung mit „KPD’lern diskutieren 
wollten und den ARBEITERKAMPF 
und UNSER WEG 23 („Zur Auseinan- 
dersetzung und Zusammenarbeit mit 
der „KPD") anboten, reagierten eink 
Ar Gengisen recht ungehalten, da ie 


brochen sahen. Sie erklärten rundher- 


Hiöhenpflug vorzeitig "unter- | 


ZDE-Metrn Löwen m Komet: Ber we Spuk wird 


wären, Wir sollten stattdessen mi 
lieber die „Linie" der „KPD" kri 
sieren. Kritisierten wir die „KPD’ 
Politik grundsätzlich, wurden wir um 


Berechtigung 
nicht anerkennen wollten. 

Wasden KB betrifft, fragten einige 
Mitglieder (ehrlich!), ob wir dem KBW 
‚oder der DKP näher stunden. Derarti- 
ge Äußerungen ließen uns öfters am 
politischen Niveau, der „KPD”-Mit- 
hlieder zweifeln. Wir trafen keinen 
An, der unseren Standpunkt zur Ge- 
werkschaftsarbeit auch nur richtig 
wiedergeben konnte. - Offensichtlich 
wird von seiten der Führung die Aus- 
einandersetzung mit anderen Stand- 
gunkten 0 betrieben, daß man mit 

/erdrehungen und Fälschungen a, 
y beitet. 
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